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Verhandlungen 


zweytenKammer derStaͤndeverſammlung 


des 
Koͤnigreichs Bayern 
im Jahre 1826. 
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Amtlich bekannt gemacht. 


Achter Beylagenband. 
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Im DBerlage von E. A. Fleifhmann, 


Yan 


« 
Per fa 


u 


< 
= 
5 
Bay 
u] 
22 
— 
he) 


< 


ae r 


J 
33 
8 
= 


% 
24 








Beylage CLXVI. 
(Bd. XL der Verhandl. böte Sitzung. ©. 3.) 


Einlauf. 
(Vom 8. bis 10. Augnſt 1846.) 


ı) Vorſtellung der Obermeiſter der Mebgerzunft, 
Pfahler und Brenner in Weilfenburg, Beein: 
trächtigungen in ihrem Gewerbe durch das Haus 
firen des Fleifches betreffend. | 


2) Vorftellung des Diftriftdarztes Neder zu Mellriche 
ftadt, Diäten in Interfuchungsfachen betreffend. 

3) Vorſtellung der Gemeinden im Lautergrunde, 
Steterüberbürdung betreffend. 

A) Vorftellung des Abg. Stöber, um Urlaub, 

5) Vorftellung ded Abg. Hagen, um Urlaub, 


6) Danffagungsfchreiben des Stadtmagiftrates ber 
Stadt Zwiefel, für den dur die Kollefte übers 
fendeten Unterftügungsbeptrag von 407 fl. 3kr. 

7) Borftellung des vormaligen Rendanten und Kammer: 
praftifanten Joh. Gottfr. Friedlein zu Baireuth, 
die Entziehung feiner Konzeffion zur Schtiftenanfer: 

VIlI, Beylagenband, 1 


tigung für die Landesbewohner in Gina: 2, Polis 
zey: und Gnadenfachen betreffend. 


8) Vorftellung des abe. Goldmaier, um Urlaub. 


Beylage CLXMX. 
(Bd. XL der Verhandl. “ Brte Sitzung. ©. 215.) 


Einlauf. 
Schreiben des bisherigen Abg. Grafen v. Graven— 


reuth, deſſen Erhoͤhung zum erblichen Reichs rathe 
betreffend. 


Beylage CLXX. 
(Bd, XI, der Verhandl. 658te Sitzung. ©. 380.) 
Ginlauf. 
vom ı2. bis 13. Auguft 1825. 





1) Vorftelung des vormaligen Abg. Hafner von Kas 
dolzburg, illegale Steuereraftionen betreffend. 

2) Vorftellung des Abg. Hofmann, Urlaub betr. 

3) Antrag des Abg. Jaͤger; VBerbefferung des Sa— 

lariums der Kapläne der Diözefe Würzburg betr. 

4) Borftellung des Abg. Grafen v. Soden, um Urlaub. 

5) BVorftellung des Ma giftrats zu Weiffenburg, we: 
gen Einquartierung und Verpflegung vaterländifcher 
Truppen; (übergeben durch der Abg. Roth.) 


2 
3 


6) Vorftellung des naͤmlichen Magiftrated, Bes 
fhwerde über Verlegung Fonftitutioneller Rechte; 
(übergeben durch den Abg. Roth.) j 

") Vorftellung des Abg. Geif el, Urlaub betreffend. 

8) Antrag des Abe. Geißler, die Ueberbürdung der 
Gemeinden des vormaligen Großherzogthums Würze 
burg durch die ihnen auferlegte Haftung für die 
Steuer, deren Erhebung nnd Ablieferung an die 
Rentaͤmter betreffend, 


Bepylage CLAXI 
(Bd. XI der Verhandl. b8ſte Sitzung. ©. 498.) 


Einem hohen Präfidium der Kammer der 
Abgeordneten | 
—* ich anliegend die unterthaͤnig gehorſame Vor⸗ 
ſtellung und Bitte des Stadtmagiſtrates zu Erlangen, 
die Wiederanerkennung der Kontributionsſchulden des 
eh emaligen Fuͤrſtenthums Baireuth als Staatsſchulden, 
re ſpektive, die Entbindung der Stadt Erlangen von 
der Zahlungspflichtigkeit des ihr zugewieſenen Schuld⸗ 
antheils von 22, 197 fl. 33 fr. betreffend, | 
und mache fie zu meinem eigenen Antrage an die hohe 
Kammer. — | 
Verehrungsvoll unterzeichnet 
des hohen Praͤſidiums der Kammer 
der Abgeordneten 
Ringen den 7. Juny 1825. Ä 
gehorfamfter 
Ernft Aug. Enfe 


Vorſtellung und Bitte 
des 
Stadtmagiſtrats zu —— 


die Wiederanerkennung der Kontributionsſchulden des ehema⸗ 
ligen Fuͤrſtenthums Baireuth als Staatsſchulden, reſpektive 
die Entbindung der Stadt Erlangen von der Zahlungspflichtkg⸗ 
keit des ihr zugewiefenen Schuldantheild von 
23,197 fl. 33 kr. betreffend. 


Hohe Ständeverfammlung! 
Kammer der Abgeordneten! 


Die Uebernahme der, in dem vormaligen Fürftens 
thume Baireuth während der franzöfifchen Dffupation 
und zwar in den. Jahren ı806 und 1808 fontrahirten . 

Landesſchulden, von welchen der hiefigen Stadt ein Ans 
theil yon 22,197 fl. 33 Er. zur Zahlung angewiefen wors 
den ift.auf den Staatöfchuldentilgungsfond, war bereits 
im Jahre ı8ı9 bey der erfien Berfammlung der Land⸗ 
ſtaͤnde der Gegenftand unferer unterthänigen - Bitte, 
Obgleich ahnliche Bitten mehrerer Städte des ehemalis 
gen Fuͤrſtenthums Baireuth bey der damaligen hohen 
Ständeverfammlung ohne Beruͤckſi ichtigung blieben; ſo 
wurde doch unſer ehererbietiger Antrag aus Beadhtnng 

mehrerer nicht unwichtiger Momente deifelben durch das 

Präfivium der hohen Kammer dem föniglichen Finanz 

minifterium zur geeigneten Berüdfihtigung zugefchloffen. 

Die Gründe, welche in der aöften allgemeinen Sitzung 
der hoben Kammer der Abgeordneten gegen die unbe: 
dingte Annahme unferes Antrages damald aufgeftellt 

wurden, befchränften fi auf die Umftände, dag wir 
in diefem Betreffe noch feine Berufung an die allerhöchfte 

Stelle ergriffen, und in unferem Antrage gefagt hatten, 
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dag wir und zwar’ mit diefer devoteften Bitte noch nicht 
an den Thron Seiner Königlihen Majeftät ges 
wagt hätten, daß und aber jegt der Zeitpunft gefom- 
men fchiene, in welchem unfer drücendes Verhaͤltniß 
frey und offen vor den Augen Seiner Mafeftät und 
unferer Mitbürger dargeftellt werden dürfe, | 


Wenn aus der letztern Aeuſſerung gefolgert wurde, 
daß wir ſpezielle Vorſchritte in dieſem Betreffe bey 
Seiner Majeftät beabſichtigten, und die volle Kom: 
petenz der hohen Kammer auffer Anfpruch. laſſen woll: 
ten, fo beruht dieß lediglich auf einer unrichtigen Faſ⸗ 
fung unferer Worte, deren Sinn dahin gerichtet. war, 
durch das Drgan der hohen Kammer unfere Berhältniffe 
und Bitten Seiner ee Majeftät verlegen 
ju wollen. Ä 

Inzwiſchen haben sus die andern Gründe der Ab: 
weifung unferes damaligen Antrages gegenwärtig ihre 
Anwendung verloren, weil durch höchfte und allerhöchite 
Entfchlieffungen, welche nunmehr an und erlaffen wur: _ 
den, unfer Rechtözuftand eine fo wefentliche Veränderung 
erlitten hat, daß wir in demfelben Betreffe die Entfcheis 
dung der hohen Kammer jegt mit. vollem: da in An: 
fpruch nehmen zu. dürfen glauben. 


Die Empfehlung unferes devoten Antrages vom 
ıöten März 1819 durch "das Hohe Prafiviun an das 
föniglihe Finanzminifterium hatte nämlich die in Ab: 
fhrift angebogene allerhöchfte Entfchlieffung vom 23ten 
Oktober 1819 zur Folge, nach deren Inhalt unfer Ges 
fuch um Uebernahme der. Baireuther Kontributionsfchuld 
zu den Staatsſchulden abſchlaͤglich befchieden: worden 
ift. Die Gründe, welde diefen Antrag verwarfen, ſchie— 
nen und von der Art zu feyn, daß ihre Entfraftung. im 
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Nechtöwege wohl zu gewärtigen feyn dürfte, und wir 
ſuchten daher bey der fünigl. Regierung des Nezatfreifes, 
Kammer ded Innern, um die Erlaubniß zur Befchreis 
tung des Nechtöwegesd wirflih nah. Diefe Erlaubnig 
wurde und zwar durch das abfchriftlich beyliegende Nes 
feript vom aöten März ı820 ertheilt, die Aufbürdung 
der — durch einen folchen Streit allenfalls erwachfenden 
Koſten auf die Gemeindefaffe aber ausdrüdlich verwehrt. 


So gerne der ehrerbietigft unterzeichnete Magiftrat 
zum Wohl der hiefigen Stadt jedes Opfer bringt, fo 
fonnte er doch aus gewiß nicht zu verwerfenden Gruͤn⸗ 
den fich. nicht entfchlieffen ‚den beabfichtigten Rechtöftreit‘ 
aus. eignen Mitteln zu beginnen, zumal als dadurch 
‚eben. fo gut das Intereffe des ganzen ehemaligen Für: 
ſtenthums Baireuth, ald das der hiefigen Stadt zu vers 
treten war, fondern hielt es vielmehr für angemeſſen, 
einen günftigern Zeitpunkt zur Erneuerung des Antra= 
ges, jene Schulden ald Stantöfhulden zu übernehmen, 
abzuwarten, wobey eine Gefährde unferer Rechtszuſtaͤn⸗ 
digkeiten nicht beſorgt werden konnte, weil die ſo eben 
ert erlangte Streitbefugniß einer ſchnellen Berjäprung 
nicht unterlag. 

Um indeffen anderer Seits die hiefige Kommune 
vor unvermeidliche Koften zu fihern, welche durch Pro— 
zeffe mit ihren Gläubigern entftehen mußten, nahmen 
wir nothgedrungen darauf Bedacht, diefe Gläubiger auf 
die ftadtifche Moleftienfaffe einftweilen zu verfichern, und 
deren allmählige Befriedigung daraus zu bewirfen. 


In diefem Rechtözuftande, der bey dem fo fehr ges 
funfenen Wohlftand der hiefigen Stadt durch die mit 
dem erfteren bedungene Fortdauer des Lofalbierauffchlas 
ged immer läftiger wird, befinden wir und gegenwärtig 


\ 
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noch, und fuchen um deſſen Abhuͤlfe bey einer hohen 
Kammer unterthänigft nach. 


Da die Wichtigkeit dieſes Gegenftandes bereitd waͤh⸗ 
rend der erften Verſammlung der Landftände anerfannt, 
und dejjen Annahme blod wegen Mangeld einer abs 
ſchlaͤglichen allerhöchften Verfügung verweigert worden 
ift, fo wird bey den jest veränderten Verhältniffen die 
Kompetenz einer hohen Kammer auffer Zweifel ftehen. 


Wir erlauben und daher. unter Bezug auf die in 
dem Antiage vom 18. März 1819 gefchilderten hiſtori⸗ 
(hen Verhältniffe uns nur noch mit wenigen über die 
Liquidität jener Schulden und die rechtliche Natur der: 
felben zu verbreiten. 


Es ift auffer Zweifel, daß die in Frage ftehende - 
Schuld des chemaligen Fürftenthums Baireuth auf dop- 
pelte Urt und zu doppelten Zweden kontrahirt worden 
ift. Das erfte Vorlehen von 800,000 fl. wurde im Jahre 
1806 zur Bezahlung der Kriegöfontribution, welche der 
ehemalige Kaifer Napoleon dem Lande auferlegt hatte, 
von der dammligen Negierungsbehörde in Gemeinfchft 
mit den dortmaligen. Landftänden aufgenommen, und he: 
ben dem ganzen Öteuervermögen des Landes auch die 
Domainen dafür verpfändet. (Conf. Beylage hit. B. un: 
ferer Vorſtellung vom 18. März 1819.) 


Da die weiteren Kriegöbedürfniffe von, dem oftge- 
nannten - Fürftentbume nicht mehr. aufgebracht werden 
fonnten, jo haben deſſen ehemalige Landftände durch 
Beſchluß vom 24. Oktober 1808 eln weitered Anlehen 
von 233,000 fl. fontrahirt, und ald Hypothek dafür das 
gonze Kommuns und Privatvermögen der Unterthanen, 
Einwohner und Forenfen des Fürftenthums Baireutk 


i® 


verpfändet. (Conf, Beylage lit. C. der oben allegirten 
Borftellung. ) 

Dieſe beyden Anlehen im Geſammtbetrage von 
1,033,000 fl. ſind nun durch das Ausſchreiben der vor⸗ 
maligen Finanzadminiſtration zu Baireuth vom 10. Aue 
guſt 1816 (Conf, Beylage Hit. F. der Vorſtellung vom 
18. März 1819) als liquid. beftehend auf die einzelnen 
Gemeinden des ehemaligen Fürftentbums Vaireuth res 
partirt, und auf diefe Weife der hiefigen Stadt a2,197 fl. 
33 fr. zur Bezahlung üherwiefen worden. 

Gegen die paffive Liquidität diefer Schulden kanu 
ſonach kein Zweifel beſtehen, und die aktive Liquiditaͤt 
wird ſich ſofort ergeben, wenn die Glaͤubiger zur Em— 
pfangnahme ihrer Foderungen aufgefodert werden, denn 
die Herſtellung der letzteren liegt bey der gegenwaͤrtigen 
Bitte, dieſe Schuld als Staatsſchuld zu uͤbernehmen, 
nicht in dem Intereſſe der Gemeinden, ſondern unſere 
Abſicht kann blos darauf gerichtet ſeyn, die hieſige 
Stadt, reſpektive den Komplex des ehemaligen Fuͤrſten— 
thums Baireuth von einem liquiden Paſſivum aus den 
nun weiter darzuſtellenden Rechtsgrundſaͤtzen zu befreyen. 


Das Fuͤrſtenthum Baireuth kam durch Kriegsge— 
walt in den Beſitz des ehemaligen Kaiſers Napoleon, 
der rechtmaͤßige Landesherr war nicht mehr im Stande, 
ſein Land, ſein und ſeiner Unterthanen Vermoͤgen zu 
ſchuͤtzen; die ſaͤmmtlichen Behörden mußten dem gewalt: 
fam eingedrungenen neuen Landesheren den Eid der 
Treue ableiften, und dadurch war dad Fürftenthum 
Baireuth faftifh unter franzöfifcher Herrfchaft. Die in 
der damaligen Periode gemachten Schulden wurden von 
der Pandesregierung in Gemeinfchaft mit den Ständen 
und. unter der Beftätigung der dortmaligen höchften 
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Staatsgewalt zu allgemeinen Staatszwecken refp. zur 
Vermeidung des Ruind des ganzen Landes Fontras 
birt, und die. Steuern und Domainen fpeziell dafiir vers 
pfändet. Daß diefe Verpfändung der Domainen, welche 
bereitö in mehreren Gerichtöbezirken durch wirkliche Eins 
tragung in die dffentlichen Hypothekenbuͤcher vollzogen 
war, fpäterhin revozirt worden ift, Ändert an dem fak— 
tiihen Verhaͤltniſſe der Schuld nichts ab ; denn Gewalt 
geht vor Red. 


Das Fürftentyum Bayreuth war als ein abgeriffes 
ner Gebietstheil des Koͤnigreichs Preußen, während der 
franzöfifhen Decupation, als ein befonderer Staat uns 
ter franzöfifcher Herrfchaft zu betrachten, und es find 
daher die dortmals von der fompetenten Regierungsbes 
hörde im Einverftändniffe mit den Landftänden kontra⸗ 
hirten Schulden aus eben dem Gefichtspunfte zu erfens 
nen, wie die Etaatöfchulden, welche jet von der Lan: 
deöregierung mit Zuftimmung der gegenwärtig organiz 
firten Landftände gemacht werden. 


Die fpätere Erklärung, diefe Schuld zu einer. Pro- 
vinzialſchuld und deren Ueberweifung auf die einzelnen 
Gemeinden find zwar unläugbare Safta, Fönnen Aber 
den Betheiligten nicht präjudizirlidh feyn, denn 


M war diefe Schuld von der Fönigl. bayerifchen Regie: 
rung bis zum Jahre ı8ı1, als Staatsſchuld aners 
kannt, wie die Zinfenzahlung aus den Randesfaffen 
de facto beweist; | 

2) waren die Gemeinden bis zum Jahre 1818 in einem 
ganz anderen Nechtözuftande, ald gegenwärtig, und 
würden bey den damaligen politifchen Berhältniffen 
durch eine Protefiation gegen diefe Maßregel wenig 
Vortheilhaftes erlangt haben; | 


3) war. der Zeitpunkt "bis zum Jahre ıBı8, wo der 
Staarsftedit in Folge der vorausgegangenen Kriegs— 
jahre auf ſchwaͤcheren Fuͤßen fand, als geyenwärs 
tig, nicht geeignet, neue Schulden anzuerkennen; 


4) ift ben Gemeinden erſt durch das Gemeinde-Edikt 
und die Reichsverfaſſung die Befugniß eingeraͤumt 
worden, ihre Rechtsanſpruͤche gegen den Staat vor 
den Gerichtshoͤfen geltend zu machen, wenn ihren 
Beſchwerden bey den adminiſtrativen Behoͤrden nicht 
abgeholfen wird, weshalb denn auch erſt von die— 
ſem Zeitpunkte an, ein Rechtsnachtheil gegen den 
Nichtgebrauch dieſer Befugniſſe in Anwendung ges 
bracht werden koͤnnte; 


5) hat die hieſige Stadt gleich ü im Jahre 1819 bie hob 
‚ Ständeverfammlung gebeten, fie von jener Schuld 
zu befreuen; 


6) ift erft auf die Empfehlung dieſes Antrages durch 
das hohe Präfivium an das Fönigl. Finanzminiftes 
rium, von leßterer Behörde ein abfchläglicher Be: 
fcheid erfolgt; 

-) wurde und die Erlaubniß zu einem Nechtöftreite 

“gegen den Fiskus auf Koften der Gemeindefaffe nicht 
ertheilt, weshalb 


8) bey diefen veränderten Verhältniffen und vor noch⸗ 
maligen Verſuchen zur Befchreitung des Rechtswe- 
ges, dit Kompetenz der hohen Kammer nad) Tit. VIL 
$. 2i. der Verfaffungsurkunde zur Entfcheidung dies 
fer Befchwerde allerdings begründet erſcheint. 


Da nun alled dasjenige, was in diefem Betreffe für 
die hiefige Stadt fpriht, dem ganzen Komplex des che 


13 
maligen Färftenthums. Baireush zu Nuten koͤmmt; fo 
bitten wir Eine hohe Kammer unter ſchluͤßlichem Bezug 
auf die, im, unferm Antrage vom 18. März 1819 unter 
ziff. 8. noch weiter entwicdelten Gründen, ‚wiederholt 
unterthänigft: 


„die Kontributionsfchuld des vormaligen Fürften: 
thums Baireuth wiederum zur Staatöfchuld zu 
erheben, und diefem gemäß die hiefige Stadt von 
der Bezahlung des auf fie repartirten Schuldans 
‚ theiles von 22,197. fl. 33 Er. zu entbinden, vefp. 
den Erfatz des hieran Bezahlten aus der Staats; 
fhuldentilgungstaffe zuzuerkennen. * | 


Wir verharren mit größter Ehrerbierung 


Einer hohen Ständeverfammlung derKammer 
der Abgeordneten | 


unterthaͤnigſt gehorſamſter Stadtmagiftrat 
Lindner, Knab, Lammers, 
Keim, Barth.Pauli, Stennz, 
Wolfing, Fauſt, Bored, 
Schmidt, Fleiſchmann, 
Scholl, Hoͤfler, 





Koͤnigreich Bayern. 





Staatsminiſterium der Finanzen 
| an die | 
Königliche Regierung des Rezatkreifes K. d. F. 
Seine Königliche Maieftät haben die — von 
der Stadtgemeinde Erlangen angebrachten Gefuche, die 
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Umlage der Baireuther Kontributlonsanlehen betreffend 
einer umfaffenden Prüfung unterziehen laſſen, und bes 
ihließen nach dem rechtlichen Gutachten des Fönigl. Ges 
neralfisfalates wie folgt: 


‚1 Le 

Da die Kriegsfontribution von demjenigen Bezirke, 
welchem fie auferlegt werden mußte, und‘ die Anlehen 
aufgenommen wurden „: um demfelben die Wohlthat 
eined Aufſchubes zu gewaͤhren, ohne‘ welche die ganze 
Kontributionsſchuld fogleich zu bezahlen geweſen wäre, 
fo find diefe Schulden ein auf dem Komplex des Bai- 
reuther Landes haftender Kontriburionstheil, welcher auf 
die — von der Entrichtung der Kriegskoften: Peräquas 
tiondumlage in diefer Ruͤckſicht freygelaſſenen Gemeine 
den des Bayreuther Landes zu ertheilen war, 


Der Stadtgemeinde Erlangen ift daher auf ihr Ges 
ſuch, die gedachte Schuld zur Staatsſchuld zu erklären, 
. bie Abweifung zu eröffnen. 


I. 
Das Geſuch, die Umlage nach dem 1 Steuerfuße vom 


Jahre 1806 vorzunehmen/ iſt gleichfalls unſtatthaft, 
denn 


ı) die Schuld war im Jahre 1806 keineswegs ſchon 
eine Privatfchuld der einzelnen Steuerpflicdhtigen, 
fondern eine Schuld des ganzen Bezirks, für wel- 
en fie von den finanzs und landfchaftlichen Bes 
hörden Fontrahirt worden war, erft nach der Um⸗ 
lage auf die Gemeinden, würde fie Gemeindefchuln, 
und nur dann, ald es fich von der Heimzahlung 
derſelben bey der Gemeinde handelte und deshalb 


2 


) 
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Beytraͤge von deu einzelnen Gemeindegliedern gefo⸗ 


dert wurden, konnte die Pflicht und das Maß der 


Konkurrenz der einzelnen zur Frage kommen, da 
nun das Maß ſich nach dem ſteuerbaren Vermoͤgen 
richtet, welches ein jeder zur Zeit, wo dieſe Pflicht 
eintritt, beſitzt, ſo mußte auch der zur. Zeit der 
Umlegung geltende Steuerfuß nicht jener vom Jahre 
1806 zur Grundlage genommen werden; 


aus der Verpfaͤndung des ſteuerbaren Vermdgens 
in den Jahren 1806 und. ı808 folgt keineswegs, 
daß der damalige Steuerfuß entſcheide, denn das 
Pfandrecht gieng eben ſo auf die Erben, als auf 
jeden dritten Beſitzer nach dem Maße ſeines Beſitz⸗ 
thumes an den verpfaͤndeten ſteuerbaren Vermoͤgen 


d. h. nach dem jetzigen Steuerfuße über, 


.- IM, — 
Auf gleiche Weiſe iſt das Geſuch um Beyziehung der 


Domainen zur Tilgung der gedachten Schuld abſchlaͤg⸗ 
lich zu beſcheiden, denn dieſe Beytragsverbindlichkeit des 
Staatsvermoͤgens konnte, da dieſes Vermoͤgen notoriſch 
ſteuerfrey war, nur aus dem beſondern Titel der Ver⸗ 
pfaͤndung der Baireuther Domainen abgeleitet werden, 
eine ſolche Verpfaͤndung aber iſt, wenn gleich in den 
urſpruͤnglichen Kontributionsanlehens-Obligationen eine 
Hypothek auf Domainen ausgeſprochen war, doch nies 
mald rechtögältig beftellt worben, indem abgefehen da= 
von, daß 


) jene Hypothek fi in feinen Falle auf das Anle⸗ 


hen vom Jahre 1808 beziehen Fonnte; 


3) die Ermächtigung des vormaligen Intendanten, dann 


durch den franzöfifhenKaifer nicht nachgewiefen ift; 
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3) der franzoͤſ. Kaiſer damals nicht Eigenthuͤmer, ſon⸗ 
dern nur Inhaber der Baireuther Domainen, ſomit 
die Verpfaͤndung — eine Verpfaͤndung fremden Eigen: 
thums gewefen ift, und als Frankreich durch den 

Tilfirer Frieven Eigenthümer der Domainen wurde, 
die Hypothek nicht genehmigt, fondern vielmehr für 
ungültig erklärt worden ift; | 


4) die Gültigkeit der Hypothek, wozu aud) die Eintra⸗ 
gung im die Hypothekenbuͤcher gehörte, vorausge⸗ 
ſetzt, die Hypothekengläubiger dieſes nur zur Sis 
cherheit gegebene nicht eine Hauptverbindlichkeit bes 
gruͤndende Pfandrecht nur in dem Falle ausbleiben⸗ 
der Zahlung geltend machen konnten; 


5) endlich die Hypothek, wenn eine ſolche rechtsguͤltig 
beſtanden haͤtte, ohnehin durch die Umwandlung 
der Schuld in eine Gemeindeſchuld, wodurch eine 
Novation eingetreten iſt, erloſchen waͤre. 


Ueber das Geſuch um dffentlihe Bekanntmachung 
der Rechnung uͤber die Verwendung der Bayreuther Kons 
tributionsoorlehen wird die Eünigl. Regierung des Ober: 
maintreifed zur Verichtserftattung anfgefodert, und ſo⸗ 
dann weitere Verfügung getroffen werden. 

München den a3. Oftober 1819. 


Auf 
Seiner Mojeſtaͤt des Königs. allerhoͤchſten Veſeh 
"Schr. v. Lerchenfeld. 


Durch den Mintiter £ r 
der Generalfefretär v. Geiget. 


Breuning, * 


x 


Die Batreuther, Kontributionde ⸗· 
anlehen betreffend. 


i7 
i gm Namen Ä 
- Seiner Majeftät des Königs Kr 


MWird dem Magiftrat der Stadt Erlangen auf diefen 
anderweitigen Bericht vom -2adten v. praes, :ıaten I. Mi 
und bey der mitteljt den vorgelegten Akten nachgeriefes 
nen Zuftimmung der dortigen - Gemeindebevollmächrigten 
zur beabfichtigten Ergreifung des Rechtsweges gegen 
die Abführung. des ;dortigen ftädtifchen Autheild an dem 
älterm Kontributionsvorlehen die nachgefuchte Authoriſa⸗ 
tion _ zu diefem Streit nad) Anleitung des allerhoͤchſten 
Edikts vom ı7. Day 1818 3 123. Rt. 9. zwar hies 
mit erheilt. 


Man ſieht ſich jedoch veranlaßt, den Magiſtrat auf 
die gegen einen günftigen Ausgang dieſes Rechtsſtreites, 
bereits in der Verfuͤgung vom 6. September v. J. 
geaͤußerten Zweifel wiederholt, und um fo. mehr aufs 
merkfam zu machen, als ſich die Letztere durch die mite 
gelft in der Sache erfolgte abfchlägliche Refolution: des 
koͤnigl. Staatöminifteriums der Finanzen vom 23. Oftos 
ber v. 5. nur erhöhen konnten. 


Was Übrigens die von dem Magiftrate beabfichtere 
und gleichfalls mit Einwilligung der Gemeindebevoll: 
maͤchtigten unser Vorbehalt der fraglichen Rechtszuſtaͤn⸗ 
digkeiten beſchloſſene Ueberweiſung der bey jenem Kon⸗ 
tributionsvorlehen betheiligten Gläubiger an die dortige 
ſtaͤdtiſche Moleſtienkaſſe anbetrifft, fo muß dieſer die 
Sicherſtellung der Gläubiger betreffende Gegenftand mit 
Hinweifung auf den, ıbten Punkt des vorliegenden In⸗ 
ſtruktivreſtripts der vormaligen koͤnigl. Finanzadminiſtra⸗ 
tion des Fuͤrſtenthums Baireuth vont 13. Auguſt 1816 
lediglich. der eigenen Erledigung: des Magiſtrats uͤber⸗ 

VIII. Beplagenband, 2 
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lafjen werden, weshalb auch derfelbe für alle durch Wer: 
zugözinfe und alfenfallfige gerichtliche Klagen der Glän: 
biger der Stadtgemeinde erwachſenen Koſten ausdruͤcklich 
verantwortlich gemacht, und auch in Abſicht der Koſten 
des obigen Streites ſelbſt wiederholt auf die Beßimmung 
ber. allegirten. Verfügung vom 8. September v. J. pers 
wiefen wird, nach welcher diefe. Koften in feinem Sal 
der Gemeindelaffe'aufgebürdet werden dürften. | 
Die vorgelegten Akten folgen zuruͤck. 4 
Ausbach den a5. März; 1820, Be 
Königliche Regierung des Reyattreifens K. d. F. 


Graf v. Busen 
v. IT 


Domer. 
Fu i Breuning „ eoll, 
An den Magiftrat ber Stadt Erlangen: Per 


die Auszahlung des Kontribue 
"tionsvorlehen aus den Jahren 


180658 betreffend. 
— — — 
Vortrag 
uͤber 


den Antrag des Heren Abgeordneten Ernſt Auguft 
Ente, reſp. des Stadtmagiftrats in Erlangen, ‚die 
Kontributionsfchuld des ehemaligen Fuͤrſtenthums 
Bayreuth, refp: die Entbindung der Stadt Erlan: 
gen von bet Zahlungsfähigfeit des ihr ir 
Schuldantheils. 


Mein Beticht vom Monat May über die frangöfifche 
Kriegskontributionsſchuld des Fürftenthune Bayreuth 
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and deffen Uebernahme auf die-Staatöfchuldentilgungs: 
faffe hat meine Mennung ausgefprochen, und wurde 
durch meinen geftellten Antrag erledigt; id kann auf die 
neuerliche befondere Eingabe der Stadt Erlangen nur 
jene Gründe wiederholen ‚ die mich dortmals beftimmten, 
die Nichtberuͤckſi ichtigung dieſer Foderung in Antrag zu 
bringen; daher ich mich lediglich auf dieſe beziehe und 
nur weniges hinzufuͤge. | 


1) Iſt in ‚meiner bengelegten Kopie der aud zuferti— 
genden Landſchaftsobligationen die Autoriſation des Ge⸗ 
neralindentanden Daru hiezugefuͤgt, alſo als eine zur 
Guͤltigkeit dieſes Dokuments nothwendig erachtete Bes 
ſtaͤttigung anzuſehen, — in den ausgefertigten Obliga⸗ 
tionen iſt aber von dieſer Autoriſation nichts zu ſehen; 
daher der Mangel derſelben auf eine beſtimmte Nichtan⸗ 
erkennung der franzoͤſiſchen Behoͤrde ganz folgerecht fchliee 
fen läßt. 


2) Die Obligationen find — unter dem 
1. Febuar 1807; die Autoriſation des Generalintendan⸗ 
ten Daruz welche der von den Bittſtellern felbft einge— 
fendeten Kopie der Obligationen beygefügt ift, iſt den 
11. März 1607 unterzeichnet, hieraus erkloͤrt fich Die 
Nichtanerkennung diefer Obligationen mit deu; darin ente 
haltenen Berbindlichfeiten aufs neue; denn wie fonnten 
die Obligatiouenen eher gefertiget werden, ald die Au: 
torifation da war; wie konnten die Obligationen ohne 
Autorifation ausgefertiget werden ? 

3) Liegt ein Refeript vor Allerhöchfter Stelle de dato 
/ 93, Oktober 1819 dor, worin die Behauptung liegt, dag 
Sranfreich, ald es Eigenthinmer der Domainen nach dem 
Tiifiterfrieden geworden, die Hypotheke nicht nur nicht 
genehmigt, fondern vielmehr als ungültig ertike. bat, da⸗ 

2 * 
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durch veditfeiiige 1 das i in zwey a Abfchnitten °r 
fagte. 


ic 4 Wurde der Streitkonfens zur Grgreifung des 
Hechtöweged gegen die Verbindlichkeit diefer Schuld dem 
Stadtmagiftrat von Erlangen, den 25. März ı820 von 
der fönigliche Regierung des Nezatfreifes erteilt, aber 
auf die Beſtimmungen der allegirten Verfügung, vom 
8. September 1819 (die nicht in den Aften liegt, aber 
der Zweifel an einem günftigen Ausgang dieſes Nechtös 
ftreited an einem günftigen Ausgang diefes Nechtsftreites 
ausfpricht) hinweifet, nach weldien die Koften deifelben 
der Gemeindefaffe nicht aufgebürder werden dürften; 
hätten der Magiftrat und die Gemeindebevollmächtigten 
der Stadt Erlangen mir mit einiger Wahrſcheinlichkeit 
einen guͤnſtigen Ausgang vorausſehen koͤnnen, fo bin 
ich überzeugt, daß der Patriotismus derfelben die we: 
nigen Koften auf eigene Rechnung nicht geachter hätte, 
die ihnen gewiß. bey einem entfprechenden Ende mit den 
wärmften Danf des ganzen Bayreuther Fürftenthunms 
im: vollften Maße von den Betheiligten vergütet worden 
wären; folche gaben aber die Betretung des. nod) offen: 
ftehenden. Nechtöweged auf, umd  erfannten - Dadurch - 
Ai ſelbſt die Unſtichhaltigkeit der Foderung an. 


Indem ich noch einmal auf Alles mich. beziehe, was 
nun in diefen meinen bepden Vorträgen audeinanderge: 
fegt ift, wiederhole ich, meinen unzielfeglihen Antrag, 
daß auch dieſe Foderung nicht berüdfichtigt werden Fönne, 
folglich lediglich ad acta zu figniren ſey. | 

- München, den 5. Zuly 1825. ——— 
2 Rremeri 
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Weiterer Vortrag 
a des 
Korteferenten, Grafen. von PR a 


Die baireuthifchen Kontributionsgelder, ins 
Defondere.die Reklamationen des Abgeordne 
ten E:nfe im Abfiht der Stadt Erlangen be 
| seeffends ur: -,;.: 


H v he Kammer ber Angeorhneten! | 


‚Der Abgeordnete Herr Ente hat unterm 7. und 
präf. 18. Jung "eine ‚weitere Vorftellung. in Beziehung 
auf den Antheil.der Stadt Erlangen, an, der Kontribus 
tionsfhuld den Fuͤrſtenthuuus Baireuth übergeben, wor: 
über ich bereits Vortraͤg zu esftatten, die Ehre hatte, 
welcher Antheil. 23,197, fl. 33 kr. betragen ſoll. 


Der Herr Referent, Herr Abgeordnete Bürgermei 
fier Kremer hat hierüber vorftehendes Referat erftattet, 
und ich habe aljo die Ehre, der hohen Kanmer —— 
ein Korreferat vorzutragen. | 


« 


1) Behauptet der Herr Referent, es ten in der So: 
pie der auszufertigenden (ſoll wohl: heißen: ausgefertig: 
ten) Obligation die Autorifation des: franzoͤſiſchen Ge: 
neral⸗ Intendanten Dart hinzugefügt, alſo als eine zur 
Gültigkeit diefed Dokuments nothwendig erachtete Beftäti- 
güng anzufehen, in den ansgefertigten: Obligationen fey 

% aber von diefer Autorifation nichts zu'fehen, "Daher der 
Mangel derfelben auf eine beftimmte Nichtanerfennung. 
der franzöftichen Behörde ganz folgerecht ſchließen laſſe. 


Hierauf kann Korreferent nichts weiter eriwidern, 
als daß er in feiner Hauptrelation die wirkliche auf aus: 


— 
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drüdlichen Befehl des Kaifer Napoleon, ald damalie 
gen anerfannten Befigerd des Fürftentbumes Baireuth, 
von dem General:Intendanten Daru —— Autoriſa⸗ 
tion bewieſen, und beurkundet hat. 


3) Bemerkt der Herr Korreferent, die Obligätios 
nien feyen amı ı, Februar 1807 angefertigt, die von dem 
Bittftellern der eingefendeten Kopie den Obligationen bey: 
gefügte Autorifation des General: Intendanten Daru 
fey aber den 11. May 1807 unterzeichnet. Hieraus er: 
klaͤre ſich die Nich t anerkennung dieſer Obligationen 
nebſt den darin enthaltenen Verbindlichkeiten aufs neue, 
denn die Obligationen haͤtten nicht eher gefertigt werden 
koͤnnen, als die Autoriſation da geweſen, und die Obli— 
gationen hätten nicht Ohne —— anögeferfige wer⸗ 
den koͤnnen. 


Korreferent erlaubt ſi 9 He folgende Bemer⸗ | 
| Aung; | 


1) In diefem Satz wird die erfolgte Kutortfal 

tion des General-Intendanten Daru zugeftanden, 

indeß fie in dem erften Satze widerſprochen witd: 
hierin ſcheint alſo ein Widerſpruch zu liegen. 

Die Kollegien des Fuͤrſtenthums Baireuth, ſo wie 
bie Deputirten der Landſtaͤnde, erklaͤren in. den aus 
gefertigten Partialobligationen die von der kaiſerlich 
franzoͤſiſchen Behoͤrde als damaliger Landesherrſchaft 
erhaltene Autoriſation zu. — dieſer Par⸗ 
tialobligationen, in verhis; 


„ur Sicherheit dieſes de Rriegföntribufion, 
mithin zur wahren Nothdurft,- und Rettung deb 
Landes, und der Iandesherrlichen, Domainen ver: 
wendeten Kapitals, und der. Zinſen werden dem 
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VInhaber das geſammte Steuervermoͤgen, fo wie 
ſaͤmmtliche Domainen dieſes Fuͤrſtenthums in so- 
— zur. ausdruͤcklichen Hypothel perſchrieben, 
um ſich daraus zur Verfallzeit bezahlt zu machen. 
each iſt diefe-Verpfändung beyder vors 

wingrBiegenden ı MotbwendigheitmiDerfälben, 
von dem Faiferlich frampifufchtie.:G ous 

„bernement ausdrüdlid Eh ‚ge 


Ei J 
Rätiget, und gewaͤhrt worden“ - 
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Der Vorſtand und die Glieder der ** Ne⸗ 

king ; ein dermaliger koͤniglicher baherifcher err Ges 
neraltommi ſſaͤr und’ Regierungspräfideut, Ste Here von 
Dirnberg, ein Herr von Horneſi, ling ein nachmas 
liger föniglicher, bayerifcher Finanzdireklor von Boms 
bard, nebft dem Deputirten. der Landfchaft mußten als 
fo: Unwahrheit geſagt Haben, — und das ſeylfetne lunr 
von weiten: zu vermuthen oder fie‘ müßten Die kaiſer⸗ 
üich fran zoͤſiſche Antorifatien ſchon damals bey Aus⸗ 
g der Partialobligationen fchon‘ “befeffen ? haben, 

und die Depeſchl des Generals Intendahten. Däru muß 
hur , eine Beſracgung der un —— 


An, ar, u 


VySon nach der’ WVentherung⸗ ve We atenter 
VE Neſetipt vbn allerhoͤchſter Stelle von 28. Okto⸗ 
ber 1819 vorliegen, worin die Behauptung liege, 

ndeß Franlreich, als Ha Eigenthauͤmer Den Momainen 

ss sach dem Tilſiterfrigden geworden, ip: Hypothek 

Rene michtageuehmigt, ‚fanden‘. — als 

mor unguͤltig ertlaͤrt haben 0.0 nu 

——— ra In era — 
Dieles allerhoͤchſte KRefteipt iſt on Herrn 

Ann mar — aber Ba worden. 


‚Koreferent will deſſen Daſeyn zwar nicht — 
allein auf. jeden Fall erſcheint es: 


2) ganz unmdglich, daß die kaiſerlich napoleoniſche 

Regierung, welche die dem ehemaligen Fuͤrſten⸗ 

— thume Baireuth abgepreßten 800,000 fl.’ erhalten 

bat, die: ausdrädtich senehsigte Dpporhel 
‚nicht anerlannt haben follte. : 


) Wäre jenes allerhochſte Refkript nur als ein AR 
ber nämlicheh Behdrde zu betrachten ‚-gejeit welche 
— die Gemeinden des ehemaligen Fuͤrſtenthumes Bai⸗ 
u... „renth bey, den hohen, Kammer Beſchwerde ‚führen, 
und wegen: der, wenn fie. bier nicht erhort wuͤr⸗ 
— ‚den, dieſelben gegen den Fiskus gerichtliche ‚Klage 
| „erheben. würden; welche zu vermeiden der. an 
— ihrer Vorſtelluns an die hohe Kammer iſt. 
e) Sollte. ‚aber: jener Widenſptuch als eine Nichtari 
eennung der nachherigen ftanmzdſiſchen — 
— gemeynt ſeyn, ſo iſt ſehr natuͤrlich, daß di 
zu, ‚glerung des zeftanrirten: Kduigs Ludwig, X 33 | 
| — die — Napoleons nicht auertennen wollte, 
Das binderte aber wohl nicht, daß bie damalig 
er “ Hegierung des Fürftenthums Baireuth und deffen 
Landſtaͤnde die von einer ſiegreichen Armee unter 
aſtuͤtzten Auflagen des im Tilſiter Frieden nachher 
anerkannten. Ref — dieſes Auerbach, befols 
ung gen ‚mußten, . TE ee 


3 Glaubt —* —— — zu 
2 — babe keine Auſpruͤche weil ihm von der 
» Fonigl.i: Regierung. des Nezatkreiſes mittelſt Res 
ffriprd vom 8. September nd ng; anterfagt morden 
jey, den Fiöfus auf Koften des Kommunalärars 
ar. zur belaugen , fondern- "dies 7 Magiftraröglieder dieß 
08 ihrer eigenen Boͤrſe beſtreiten fallsensı:. Korre⸗ 


um 


Ä = 


ferent. will! nicht unterſachen io: am 8. Septem⸗ 

ber. 1819. die Komftitution vom Jahre 1818 bey 

den Behoͤrden bereits in ihrer Hollen Kraft umd 

Ausdehnung ins Leben -getseren war, nur will er 

bemerfen, daß | 

“ angetan d 

a) es den Magiſtratsgliedern Neppermebr Salva ju- 
stitia anzumuthen war, "den dad Intereſſe der 

ganzen Kommung ‚betreffenden Rechtsſtreit amd 
ihrer Prinarddrfe, zu führen. indem 


"b) auf ſolch e Weiſe, und nach füTh en ’Grünßfägen 
Nnichts leichter waͤre, als Die gerechteiten Aſpruͤ⸗ 
che, Klagen und Beſchwerden der Kommunen 
niederzuſchlagen, und den Fiskus frey zu ſtellen. 
Welches aber eben ſo ſehr gegen die Fonftitutios 
nelle befannte Beftimmung, nach welcher der Fiss 
kus den Staarsbürgern zu Recht ftehen muß, aus 
ſtoßen als/mit den ſiberalen Geſiſtnungen einer 
Gen mad gerehuen Meglerung sangreinber (om 
Indem Korreferent uͤbrigens dem Ermeſſen Einer 
hohen Kammer alles weitere uͤberlaͤßt, fo bezieht er 
ſich im Ganzen auf ſein Hauptkorreferat. | 
München den 27. July 1825, | . 
a ME ll 1 A 5 N PH 
un BRD, Rorreferat, 
Schluß des Ausfchuffes, wie bey dem Haupt: 
forreferate. — | 


Soden, Vorſtand. 
In Abweſenheit des Sekretaͤrs, 
v. Schilcher. 
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re © lnasge\"CLXKIL. - 
nn G ah, xl, der Derhandt. Bote Eiung, ©, 5o1.} 
ır ai dal rt 431) —B cm i 
| 6 inla u 


u u 3350 
Antrag des Abg. v. Utzſchneider, —7 Begkuͤndung 
zweher Duchnanufakturen in zwey Hauptſtaͤdten des 
Roͤnigreichs, mit Ruͤckſicht auf Einfuͤhrung der Zucker⸗ 
nfabrifation ‚in, Bayern, vermittelft: —— 
— Altienplane detseffend,... TE Ver Zu 
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Ven "bie 17. Anguft 1826. 
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Antrag mehrerer Abgeordneten, gegen die Ber: 
rheilungen der“ Weidenſchaften. 
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| | * «IID3 14T: 





* 
3 ls) 5 u0u2* 
137,5 .9 


Beybag⸗e CLAXV. a 
Bd. ATI. der  Werhandl. boſte * S. 26. 
Bortrag — 
des DR 
Atgoctnm v. Dreſch, als Refrꝛent bes erſten 
Ausſchuſſes. 
De Gefegedentwurf: über deu Kreditverein — 


Sn — auf die von der Kammer der Reichs⸗ 
raͤthe gemachten; Modifikationen). 


In Beziehung aüf den von der Kammer der: Abges 
ordneten gefaßten Beſchluß, ruͤckſichtlich des Gefeßents 
wurfes uͤber den Kreditverein, iſt folgende Mittheilung 
von Seite der Kammer der Reichsraͤthe eingelaufen: 


Die Kammer der de 
.; andie. 
Kammer. der Abgeordneten. 


Die Kanınter der Reichsraͤthe hat dem Befchluffe 
der Kammer der Abgeordneten vom 7., empfangen 
9. Junp d. I den Geſetzesentwurf, die Errichtung 
von einem Kreditverein fuͤr Gutsbeſitzer betr., unter 
Beruͤckſichtigung der drey von der Kammer der Abge⸗ 
ordneten beantragten Modifikationen, und der von fel⸗ 
ber geaͤußerten zwey Wuͤnſche, ihre Zuftinmuhg nur. 
unter der weiter hbeygefuͤgten Modifilationen; geben zu 
können erachtet; — daß naͤmlich: 


1) die von der Kammer der Abeotdneten beantragte 
dritte Modifikation, worauf fie wahrſcheinlich der 
Zufaßpätagraph 10 des Geſetzes gebilder "haben 
wuͤrde, - durchgängig in die Revaktion uw ganz 
zen Geſetzes verfchmolzen werdes ' 


“8 


2) daß im Folge-deffen, “allein dem Htfprünglichen 
Geſetzesentwurfe befindliche Gitatignen einiger Stels 
len aus den litographirten Satzungen, welche den 
Kammern mitgetheilt wurden, — ausgelaffen, — 
die berieffenden Beſtimmungen derfelben hingegen 
in das Geſetz felbft eingeſchaltet werde; Ä 


"Haß daher ferners in dem Gefetze fich aie des Aus⸗ 


druds: Zentralvireftorium der Vereinsanſtalt be« 
‚Diener „ fondern ſtets nur: Direktorium der Kre⸗ 


* ditsauſtalt, geſagt; und an — 


4) durchgängig nie von einem "Rrevitöbreine in ber 


X — Zahl, — fonderm; von Kreditvereinen 


N,’ 


rfı” 


in. ber mehrfachen -gefprochen wa, — din 


"a ‚ba die Veſtimmungen, welche die Satzungen ir⸗ 
gend einer Kreditvereinsanſtalt über die Sicher⸗ 
heit und Zwangsmaßregeln gegen, ſaͤumige Zahler 
enthalten oder enthalten werden, — in“ Folge des 
gegenwärtigen G eyes, — Die gefegliche Kraft 
ertheilet, und diep in einen — m 
"graph ($. 126): eniögebrügt we; 


.6) daß in "einem weitern Zuſazparagraph 6. * 1) die 
, Strafe der. Faͤlſchung der Kreditpapiere audgefpros 
‚chen werde, und. zwar nad) den, Beſtimmungen 
des Art. 337 des erſten Theiles des a 
ſetzbuches vom Jahre 1613.— 


iin daß ferner in einem dritten ——8 ($. er 
erflärt werde, daß die vom den Kreditvereinsan 
falten: emittirten Papiere (Pfandhriefe) ‚von jeder 
-Stempelgebühr befreyt, und Die, offiziellen Ber: 
‚bandlungen der Kredirvereinöanftalten feiner Entz 
richtung non. Gerichröraren ‚oder ‚von, Stempelge: 
 bühren zu unterliegen haben folen; .;, ;; 


7) 
8) daß diefer leßtere Zuſatzparagraph (F. ı2) jedoch 


nur als Wunſch, die beyden fruͤhern xp und 
ıı aber als Modififarionen auözufpsechen ſeyen; 


9) daß gleich im Eingange des Gefehes ausdrüctic 
erklärt werde, daß alle Areditvereine, welche Feine 
den Geſetzen oder den Eraatöintereffe offenbar Zus 
widerlaufende Beftimmungen enthalten, bie Bes 

ſtaͤtigung erhalten follen. , — 
Dieſen Bemerkungen zu Folge wuͤrde der Eingaug 
des Geſetzes ſo lauten: Er | MEER 


„Da in den. ı9 des im: Jahre 1822 exlaffes 
nen ‚Gefeges, über die Einführung, der Hypo⸗ 
F thelenordnung ſchon im ‚Allgemeinen. ausgeſpro⸗ 
chen iſt, es wuͤrde die Errichtung von Privat⸗ 
kreditvereinen geftattet, inſoferne fie der Mes 
gierung zur Betätigung vorgelegt worden , und 
allen in der Art entſtehenden Kreditvereinen die 
allerhöchite Genehmigung nicht wolle verweigert | 
werden, infoferne fie feine ben Geſetzen oder 
dem Staatdintereffe offenbar zuwiderlaufende 
Deftimmungen enthalten, fo finden Wir Uns 
bewogen, nad: Vernehmung unferes Staats 
rathes, mit Beyrach Unferer Lieben und Ge: 
treuen, der Stände. des Reichs, zu verords 
nen, wie folgt“: — 


De J. 1. 


Die zur Befoͤrderung und Aufrechthaltung des 
Kredits der Guͤterbeſitzer entſtehenden Vereine find nach 
erhaltener Unſerer allerhoͤchſten Beſtaͤtigung ermaͤchti⸗ 
get, Schuldobligationen (Pfandbriefe) auf jeden In— 
haber (au porteur) lautend, auszuſtellen, und in 
Umlauf zu ſetzzuuu. ie 
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Der 9. 2 : 
Ein Gutsbeſitzer, welcher von dem Beebitnereine 
ein Anlehen in- baarem Gelde oder ftatt deſſen, in fo 
weit ed nach den — irgend einer Kreditvereins⸗ 
anſtalt zc. 


Der $. 3. 

Der Kreditverein fertigt auf den Grund der von 
den Gutsbeſitzern erhaltenen Hypothekenbriefe und fuͤr 
den nicht zu überfirigenden Betrag derſelben auf feinen 
Namen Schuldurfunden au porteur, aus, und depos 
nirt zur Sicherheit der Inhaber folder Obligationen 
and für deren Rechte die vorbemerkten Hypothekenbriefe 
als Pfand bey dem Kreiss und Stadtgerichte des Or⸗ 
tes, wo das Direltorium des Kreditvereins ſeinen 


Sig bat. | 


Dabey ſind folgende Befimmuugen fireng zu bes 
obachten: 


a) Mit dem Schuldbetrage dieſer ——— 
den muß der Betrag der Pfandbriefe genau uͤber⸗ 
einſtimmen, damit aber 


'b alfen Veiheiligten die vollſte Uebergengung gegeben 
werde, daß letztere Eumme die, erftere wicht übers 
ſteiget, fo: find die. Pfandbriefe von dem Gerichte, 
bey welchen die Hypothekenurkunden biuserliegen , 
dahin zu beglaubigen, daß fie durch die hinter⸗ 
legten Urkunden mit Spezialhypotheken gededt, 
und den Satzungen des Kredirvereind gemäß ab: 
gefertiget find. Ueberdieß 


)iſt bey jeder Emiſſton von Pfandbriefen ein rechts 
formliches Protokoll vom Vereine aufzunehmen, 
in welchem die Summe des Betrages der hinter⸗ 
legten Hypothekurkunden, und jene ‚der bisheri⸗ 


gen Emifffon an: Pfaudbricken aufgeführt werden 

muß. und biefed Drorafph, MO — u be⸗ 

glaubigen. | en 

Bey jenen Rreditotreinett, Ah welchen: * — 
nach ein anderes Verhaͤltniß der zu emittirenden Pfand⸗ 
briefe zu den — den Gutsbeſitzern vom Vereine dar⸗ 
gelehnten Hypothekkapitalien ſatzungsmaͤßig feſtgeſetzt 
iſt, darf dieſes Verhaͤltniß nicht uͤberſchritten werden, 
und find hey demſelben die in den obigen Buchſtaben 
a bis -o'- einfcbliegli enthaltenen »Beftimmmungen anas 
log in Anwendung zu bringen; Auf feinen Pfandbrief, 
dem die: gerichtliche "WVeglaubigung fehlt, kann gegeun 
den Krebitverein Klage geftelle —— 


Die Sf. 4. 5, 6; 


ganz ‚ewicplantend mit dem Gefegesentranfe::; 4 
| 41 1* — —W 
F De . ... — = 
wäre ganz gleichlautend ‚mit der Aweyten: Mobir 
fllation und dem zweyten Wunfche der Kammer der 
Abgeordneten zu. faſſen, jedoch mit Beziehung auf das 
Nr. g des dleßſeitigen Kommunikates wegen des ‚steh: 
ven Wunſches, Gefagte. ” 
Der |. 8, 
ganz gleichlautend mit dein Geſetzesentwurfe. 
X Der Se 9... 

Theilweiſe Loͤſchungen, wo ſie nach den. Sonut. 
gen der Kreditvereine ftatt finden,. können nur vorges 
nommen werden anf dad Zeugniß der Direfrorien die: 
fer Anftalten und. des zuftändigen Kreis» und Stadt: 
gerichts, daß der zu ldfchende Betrag wirklich bezahlt, 
und dafür ein gleicher Berrag an eingeldöten Pfand: 
oder an nenen Hypothekbriefen ($. 7.) bey jenem Ger 
richte deponirt worden ſeyen. 


—B un Ber for ‚ 
"BE ‚welche die von Bein — 
a oder künftig genehmigt werdenden Sa: 
tzungein irgend: einer Privatkreditvereinsanſtalt, über die, 
Sicherheit und Zwangsmaßregeln gegen, ſaͤumige Zah⸗ 
der: euebalten oder ‚enthalten werden, wird in Folge 
* —— Brück, bie Seen⸗olaait au Theil. 


HH “; " XJ J 


ER Der, g. 11. 

Die Sälfbhung der Kreditpapiere Pfanbbeiefe) 
— 2 den Beſtimmuugen des Art. 337 des erſten 
Theiles des Strafgeſetzhuches vom Jahre 18183. 


Der $. 12. 

Die von den Kreditvereinsanſtalten emittirten Pa⸗ 
piere Mfandbriefe) find: von jeder Stempelgebuͤhr bes 
freyt, und die offiziellen Verhandlungen der Kredite 
sereinsanftalten unterkiegen Feiner Enteihtang von Ges 
jr. oder won —— | 


‚Die Kanımer. der Abgeordneten wird ſich bictaus 
zu ‚überzeugen ‚pelieben,, daß alle von ihr, beantragten 


Modifikationen und Wuͤnſche in Ash Redaktion auf⸗ 
genommen worden ſind. 


Indem die unterzeichnete — die weitere jen⸗ 
ſeitige Anſicht uͤber die gegenwärtige Aeußerung erwar⸗ 
tet, wiederholet ſie der Kammer der Abgeordneten die 
Verſicherung ihrer a a Hochachtung. 


Manchen den 2. Auguſt 1825. 


Der erſte Präfident. 
VFuͤrſt v. Wrede, 


POL Tau Er Graf. Leyden. 3 


’ J 
Im r — 
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Der Ausſchuß nimmt: feinen Anftand, die An: 
nahme ſaͤmmtlicher eben vorgetragener Modififarionen, 
und fomit aud der ihmen entſprechenden, von der Kam» 
mer der Reichsraͤthe vorgeſchlagenen Redaktion des Ger 
ſetzes zu begutachten, aus nachftehenden Gründen: 


1) Die erſte Modifikation. der Kammer der Reichörd- 
tthe will, daß die von der Kammer der Abgeords 
neten gemachte Bedingung „es fey Der (vorgelegte 
Geſetzesentwurf über. den Kreditverein' auf jeden 
fi kuͤnftig bildenden, Kreditverein gleichfalls aus 
zudehnen‘“ ſogleich und durchgängig in die Res 
daktion des ganzen, Geſetzes verſchmolzen werde,“ 


Die Kammer der Reishsrärhe ſcheint dabey voraus⸗ 
zufegen, daß. jeder fich Künftig bildende Kreditverein 
gerne feine befondern Eagungen dem. Gefegesentmurfe 
anpaffen werde, weil diejer ihm nur Vortheile gewährt, 
fo alfo, daß man ſchon jet das Geſetz unbedingt und 
unbedenklich auf jeden Kreditverein ausdehnen Fönne. 
Unter diefer allerdings ſehr wahrfcheinlichen Voraus— 
fegung erfcheint die von der Kammer der Meicherärhe 
vorgefchlagene Redaktion als gerechtfertigt; auf jeden 
Hal gewinne dur fie, vorausgeſetzt, daß man eins 
mal die bemerkte Modifikation wollte, die Sprache des 
Geſetzes an Beſtimmtheit und Haltung, wobey jedoch 
bemerkt werden muß, daß es keineswegs in der Ab: 
ſicht der Kammer der Abgeordneten lag, eine beſtimmte 
Art der Redaktion des Geſetzes zu verlangen, ſobald 
dieſe nur der von ihr beautragten Modifikation gemaͤß 
erſchien, welche die Kammer der Abgeordneten der Ne: 
gierung überlaffen zu koͤnnen glaubte, 


2) Bezieht fich der Gefegesentwurf num nicht mehr 
allein oder auch nur zumächft auf die uns vorge⸗ 
legten Satzungen eines Kreditvereins, ſo verſteht 


VII, Benlagenband. = 


fih auch, daß er auch nicht mehr mit Diefen in 
eine befondere Verbindung durdy die Art feiner 
Abfafjung. gefeizt werden fünne.. Und. daraus er—⸗ 
giebt ſich dann die Zwedimäßigkeit der zweyten 


Modifikation der Kammer der Reidısräthe, naͤm⸗ 


lich: daß. die in dem Gefegesentwurfe..befindlichen"@itas 
tionen einiger Stellen aus den Sakungen des ſchon 
vorgelegren Kreditvereins durch woͤrtliche Einſchaltung 
der. Stellen in dem Geſetzesentwurfe erſetzt werden ſol⸗ 


len. 


Es iſt dieß ganz baſonders bey dem $. 3 des 


Gefeßentwurfes der Fall. 
3) Eben diefe Ausdehnung bed Geſetzes auf alle Kre⸗ 


ditvereine, die ſich noch bilden moͤgen, macht auch 


die dritte und vierte Modifikation nothwendig, 
naͤmlich, ‚daß ſtatt des Ausdruckes: Zentraldirek⸗ 


torlum der Kreditvereinsanſtalt geſetzt werde: „Di⸗ 
rektorium der Kreditanſtalt““, und daß nie von 
einem Kreditvereine Re werde, fondern nut 


von mehreren. 


rs) Die fünfte Modifikation will, daß den Keftine 


mungen der Kreditvereine über die Sicherheit und 
Zwangsmaßregeln gegen ſaͤumige Zahler durch das 
gegenwärtige Geſetz gefegliche Kraft ertheilt, und 


dieß in,einem eigenen Zufagparagraphen (den {. ı 0) 


ausgedruͤckt werde. . Da die erwähnten Zwaugs⸗ 
und Sicherheitsmaßregeln, Bedingungen des Au— 
leihgefchäftes felbft und ‚Klaufeln des Darlehens: 
vertrags ausmachen koͤnnen (wie. dieß auch in 
den und vorgelegten Sagungen eined Kreditpereing 
$. 45. fi. vorgefeben ift) und dann nad dem 
Grundfage: pacta dant leges contractibus, 
eben fo gut gefegliche Kraft haben, als wäre 
diefe im Geſetze beſonders ausgeſprochen; fo ers 
fheint zwar Die angeführre Modiſikation nicht als 


% 


‚ nothwendig „ indeffen, fie ſchadet auch nichts ,. 

ed fleht bey ihrer Annahme nicht zu Sefürcten, 
daß die in voraus geſchehene Sanktionirung ſol⸗ 
cher Maßregeln von. einem Kreditvereine idune 
mißbraucht werden, geſetzwidriges zu ſtipuliren, 
da der Eingang des Geſetzes ſchon die Klauſel 
enthaͤlt, daß kein Kreditverein etwas dem Ge— 
ſetzen Zuwiderlaufendes enthalten duͤrfe. | 


5) Der fechften Modiffation gemäß foll in einein wei— 
tern Zuſatzparagraphen (F. 11.) die Strafe der 
Faͤlſchung der Kreditpapiere gemäß den Art. 337 
des erften Theile des Strafgeſetzbuches vom Jahre 
1813 ausgeſprochen werden. 


Dieher Artikel ſagt uffter Nr, 11: 


„Nachahmung oder Verfaͤlſchung ſolcher eh 

den, welde von andern Staatsämtern 
oder bffentlichen Behörden verfertige , ausge⸗ 

ftelt, beglaubigte oder mit deren Zuziehung 

aufgerlöhtet- worden , wie auch wiffentlicher 

rechtswidriger Gebrauch ſolcher falfchen oder 

verfälichten Urkunden hat 8 bis: zajähriges 
Zuchthaus zur. Folge, - 

Da die Kammer ‚der Reichsraͤthe gemäß ihrer Res 
daftion des $. 3 des Gefegesentwurfes voraudfeßt, daß 
kein Kreditverein einen Pfandbrief ausftellen koͤnne, der 
nicht die gerichtliche Beglaubigung erhalten habe, fo uns 
terliegt die Anwendbarkeit ded Artikel 337 nicht den ger 
ringſten Zweifel, und die Iegte Modififation der Kam: 
mer der Reichsraͤthe erfcheint demnach gleichfalls ald uns 
bedenklich. 

Indeſſen würde ihre, Abweſenheit der Beſtimmtheit 
und Anwendbarkeit des Geſetzes auch keinen Eintrag thun, 
3 * 
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da’ man die Sirpiniitich eines ‚tläen Falled unter ein 
tlares Geſetz füglich den Gerichten allein überlaffen ann: 
immerhin, aber wird nothivendig feyn, ausdrücklich zu bes 
merken, daß die Kammer der Abgeordneten der legten Mo: 
dififation, der Kammer. der Neichöräthe nur unter der 
Borausfegung beytrete, diefe wolle den Artikel 337 auf 
Sälfchungen ‚der ‚Pfanobriefe ‚nur ſo lange angewendet 
wiffen, ald ein fünftiges Strafgefeß ruͤckſichtlich der Faͤl⸗ 
ſchungen getichtlich beglaubigter Urkunden nicht ber: 
haupt andere Strafbeſtimmungen feftfegt. Ohne dieſe 
Ausdrüdliche. Borausfegung fonnte man gewiß gegen die 

Abſicht der Kammer der Reichsraͤthe felbft annehmen, 
dag, wenn eine fünftige Geſetzgebung die Strafe der 
Faͤlſchuug gerichtlich beglaubigter Urkunden uͤberhaupt 
abaͤnderte, ohne ausdruͤcklich der Faͤlſchung der Pfand: 
briefe Erwähnung zu thun, daß dann die Strafveftin: 
mung ded gegenwärtigen Geſetzesentwurfes als eine ſpe⸗ 
cielle, dem allgemeinen Geſetze immer noch vorgehe. Es 
erſcheint darum als zweckmaͤßiger, die ſechſte Modifika⸗ 
tion ohne ausdruͤckliche Beziehung auf das angefuͤhrte 
Geſetzbuch ſo auszudruͤcken, daß die Faͤlſchung Der Pfand: 
briefe, wie die andern gerichtlich WON ar | 
zu beſtrafen ſey. 


6) Endlich. enthaͤlt die neunte Modifikation, ed folle 
‚gleich im Gingange des Geſetzes ausdruͤcklich erflärt 
‚werden, daß alle Kreditvereins, welche Feine den Ge: 
fegen und dem Ötaatöintereffe offenbar zuwiderlau— 

fende Beſtimmungen enthalten, die Beſtaͤtigung er⸗ | 
halten follen. 


j 


Bey dieſer Modififation, die ſchon nach den fruͤhern 
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geäußerten Anfichten der Kammer der Abgeordneten ganz 
dem 6. 19 des Geſetzes uͤber Einfuͤhrung des Hypothe⸗ 
kengeſetzes gemaͤß iſt, bleibt nichts zu erinnern. ‚Soviel 
von den Modififationen ! | 


f 


Was den unter Num. 7 und 8 — 
Wunſch der Kammer der Reichsraͤthe betrifft, ſo kann 
der Aus ſchuß ihm nicht beypflichten. 


Dieſer Wunf ch iſt: : 


„daß die von den Kreditanſtalten emittirten Pa⸗ 
piere von jeder Stempelgebuͤhr befreyt und die of: 
fijiellen Verhandlungen der Sreditvereinsanftalten 
feiner Eutrihtnng von Öerichtötaren oder von Stems 
pelgebühren zu unterliegen haben follen. 


Die Gründe des Nichtbeytrittes ſi nd: 


a) daß, wenn die Schuldner die bemerften Ge: 
bühren und Taxen tragen, fie nichts entrichten, als 
wozu fie nach den ro — —— ver⸗ 
bunden ſind; 


b) daß der Nachlaß dieſer Gebuͤhren und Taren in Zus 
kunft wahrfcheinlich einen nicht unbeheuteuden Aus: 
fall in den Cinfünften machen würde, wenn bey 
Bildung mehrerer Kreditvereine bey weitem die mei⸗ 
ſten Fakipentgefäßtt durch deren Bermittlung ges 
ſchaͤhen. | 


c) Daß bey der age | der Bingen | des Reichd beſon 
dere in den Stempelgebuͤhren, auf deren erhoͤhten 
Betrag ohnedieß vorzugsweiſe gerechnet ward, kein 
— zu wuͤnſchen iſt. 


38 

Was endlich die von der Kammer der Abgeordneten 
gemachten Modififationen und Wünfche angeht, fo if 
in Beziehung auf diefe nichts zu bemerfen, da fie 
fämmtlicdy in die von der Kammer der Reichsraͤthe vorger 
fhlagenen Redaktion aufgenommen wurden. 


“Der Gefammtantrag ded Aufchuffcee geht dahin: 
„ed fey der Kanımer der Reichsräthe die Zuftims 
mung der Abgeordneten zu den von jener begutadh: 
teten Modififationen und der denfelben gemäßen Ne: 
daftion ded Geſetzes zu eröffnen; was jedoch die 
Zuftimmung zur fehlten Modififation angeht, mit 
der Bemerfung, daß diefe fo ausgedrügft werden 
möge, „ed fen die Fälfhung der Pfanpbriefe, wie 
die anderer aͤmtlicher Urfunden zu beftrafen;” zu: 
gleich aber fey beyzufügen, daß die Kammer der 
Abgeordneten dem von der Sammer der Neichöräthe 

unter Num. 7 und 8 ihres Schreibens begutachtes 
ten Wunſche nicht beyzutreten vermoͤge. 


| Dabey muß noch erinnert werden, daß nur ruͤckſicht⸗ 
lih der von der Kammer der Neichöräthe beantragten 
Modififatiorien der Befchluß des Ausfchuffes einftimmig 
ift, rücfichtlich des beygeſetzten Wunfches aber mit fünf 
Stimmen gegen zwey gefaßt ward; von denen felbft wies 
der nur eine dem Wunſche der Reichsräthe unbedingt bey: 
trat, die andern aber allein rücfichtlich der offiziellen 
Verhandlungen der Kreditvereine mit koͤniglichen Stellen 
oder: Privaten, 


Drefh, 
Referent des erften Ausſchuſſes. 
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Gefchehen am 12. Auguſt 1325 in der Sitzung des 
erften Ausſchuſſes. 


Gegenwärtige: ‚ 
Here Minifterialrath v. Schmidthlein 


Herr v. Camuisi. 


⸗ s Leonrod. 

⸗ -Reilndl. 

⸗ Hohenegger. 
⸗ Kiliani. 

; s Drefd, 

& Klar, 


Nachdem der Abgeordnete v. Drefch in Bezie: 
hung auf die von der Kammer der Reichöräthe zu dem 
Gefeßesentmurfe über den Kreditverein gemachte Mo: 
dififationen Bericht erftattet hatte, trug er darauf an: 


„Es fen der Kammer der Reichöräthe die Zuftim: 
mung der Kammer der Abgeordneten zu dem von 
jener begutachteten Modififationen nnd der den: 
felben gemäßen Redaktion des Geſetzes zu erdff: 
nen; was jedoch die Zuftimmung zu der fechften 
Mopdififation betrifft, mit der Bemerkung, daß 
diefe fo aufgedrücder werden möge, es fey die 
Faͤlſchung der Pfandbriefe, "wie die andrer amt: 
li beglaubigten Papiere zu beftrafen; zugleich 
aber fey beyzufügen, daß die Kammer der Abge: 
ordneten den von der Kammer der Reicherärhe 
unter Nr. 7 und 8 ihred Schreibens begutachte— 
ten Wuͤnſche nicht beyzutreten vermoͤge. 


Befhlub 
Einftimmig nad des Referenten Untrage, was bie 
Modifikationen betrifft; ruͤckſichtlich des Wunſches mit 
fünfen gegen zwey, daß er nicht zu begutachten ſey, 
wobey noch zu bemerken iſt, daß eine Stimme dem 


do 


Wunſche der Kammer ber -Meichöräthe unbedingt bey 
trat; die andern nur rädfichtlich der offiziellen Wer: 
bandlungen der Kreditvereine mit koͤniglichen Stellen 
oder Privaten. 


v. Camuzzi. 


— Dreſch. | 


Beylage CLXXIV, b. 
(Bd. XII. der Verhandl. 6oſte Sigung ©, da.) 


Bortrag 
d es. ® 
Königlihen Staatsminifteriums der Juſtiz. 


(Den Gefehesentwurf über die Anwendung einiger Beſtim⸗ 
mungen des Fidelfommiß: Ediktes betr. ) 


Die Anwendung und Vollziehung des Ediktes vom 
26. May ı818- über die Familienfideikommiſſe (Bey: 
lage VII. zur Verfaffungsurfunde) hat bey mehreren Ge: 
richtshoͤfen fehr erhebliche Anftände gefunden, indem 
diefelben einigen Beſtimmungen jenes Ediktes eine, die 
Errichtung der Fideikommiſſe in vielfacher Hinficht ers 
fehwerende Auslegung gaben, und diefe Auslegung durd) 
die, wenigftens in mehreren der bedeutendfien Momente 
übereinftimmende Anfihe und Entſcheidung des Fönigl. 
‚ Oberappellationsgerichtö noch mehr befeftiget wurde. 


Die Gerichtähdfe haben nämlich jenen adelichen 
Gutöbefigern, weldye entweder aus DBorforge für ihre 
Samilie oder zur Begründung ver. erblichen Reichsſsraths⸗ 
würde um Eintragung errichterer Fideikommiſſe in die 
Matrifel nachfuchten, ſolche Bedingungen vorgeſchrie⸗ 
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ben und Nachweiſungen aufgetragen, die nach dem 

Wortlaute und nach dem Sinne des Ediktes theils nur 
die Fideikommißnachfolger treffen, theils gar nicht, 
oder doch nicht in der Art erfoderlich ſind, wie die 
Gerichte ſie erheiſchen. 


Die Gefahr, welche aus einer ſolchen Auslegung 
und Anwendung des erwähnten Edikts fuͤr die Forts 
dauer des Erbadels, deren Sicherung’ der Hauptzweck 
diefed Fonftiturionellen Gefetes war, — und für die 
Staatsverfaffung felbft hervorgeht, iſt nicht zu vers 
fennen, denn nicht nur wird durch diefelbe mehreren 
Familien die Errichtung von Familienfideifommiffen beys 
nahe unmdglidy gemacht, foudern auch die verfaffungds 
mäßige vollſtaͤndige Bildung der Kammer der Reiche: 
räthe und hiedurch der ganzen Ständeverfammlung, — 
deren beyde Kammern fich mwechfelfeitig ihr Dafeyn bes . 
dingen und fibern, im hoben Grade erfdwert. 


Diefe Gefahr führt die Nothwendigkeit einey fchleu: 
nigen Berichtigung jener Anwendung berbey , welche 
Berichtigung jedoh mit. vollfommener Sicherheit nur 
auf verfaffungsmäßigem Wege unter dem Beyrath und 
mit Zuftimmung der Stände gefchehen Tann, indem 
nicht zu Läugnen ift, daß die von den Gerichtöhbfen 
auf jene Weiſe auögelegren Stellen des Ediktes theils 
an fih, rheild wenn man fie mir den übrigen Beftims 
mungen defjelben nicht genau vergleicht, zu bedeuten: 
den Zweifeln DBeranlaffung geben, und daher die riche 
terliche Beurtheilung auf Abwege führen fönnten, von 
welchen diefelben nur durch eine. gefegliche Erläuterung 
jener zweifelhaften Etellen zuridzubringen find. 


Die einzelnen Punkte, bey welchen eine folche 
Erläuterung nothwendig wird, find nun folgende: | 
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“ 


| I. 

Muß der Fideitommißftifter, gemäß $. 7. des Fir 
deifommiß: Ediftes einen Schuldentilgungsplan 
vorlegen, und felbft in Folge deſſelben Schul 

denzahlungen Teiften ? 
Bey einem Familienfideifoinmiffe kommen zwey 


Subjekte mit verſchiedenen Eidenſchaften und ER 
verhältniffen vor; 


1) ber Stifter ober Konftituent; 


2) diejenigen, welche zu ber Succeffion in daffelbe 
berechtiget find , unter welchen im Edikte derjenige, 
welcher der Succeſſion gemäß den Beſitz und Ge: 
nuß des Fideikommiſſes har, Fideifommißbe: 
figer, die übrigen zur Nachfolge en 
hingegen Anwärter genannt werden. 


Diefer weſentliche Unterſchied Teuchtet nicht blos 
and $. 13. 42 und 45 bervor, fondern durchdringt 
alle Beftinimungen des Ediftes, und muß bey deſſen 
Auslegung zum Grund genommen werden. 


Der Konſtituent handelt ans wohlmeynender 


Vorſorge für feine Nachkommenſchaft, und übt, er mag 
das Fideifommiß noch bey feinem Leben oder durch 
letztwillige Dispofition fliften, einen Akt der Freyge— 
bigfeit oder der freyen Befugniß über fein Vermoͤgen 
zu disponiren aus, Die Nachfolger verdanken ſei— 
ner MWohlthat den Beſitz und Genuß des Fideifommif: 
feö, fie erhalten ihn unter diefem Rechtstitel, fie find 
verbunden, dasjenige zu erfüllen, was die Anordnuns 
gen des Konftirwenten oder die gefegliben Beſtimmun⸗ 
gen als Folgen, welche aus dem Fideifommißverbande 
entfpringen, auferlegt haben. Daß = die Rechte 
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und Verbindlichkeiten, welche aus dem Fideikommiß— 
verbande für die Nachfolger entfpringen, und im 
ziel IV des Ediktes F. 42 bis 76 genau beftimmt 
find, auf den Konftituenten nicht angewendet werden 
fonven, wenn er auch bis zu feinem Tode das Eigen 
thum und den Befig des von ihm zum Fideikommiſſe 
beftimmten Vermoͤgens behält, iſt um fo mehr offens 
bar, ald ihm der (. 94 fogar das Recht ertheilt, das 
Fideikommiß auch nad) erlangter gerichtlicher Beftätis 
gung, fo lange noch Niemand durch Uebergabe pder 
Vertrag ein Necht daran erworben hat, zu widerrufen 
oder abzuändern, 


Menn nun Jemand durch einen Alt unter Lebens 
den ein Fideifommiß gründen will, und um defjen Be: 
fätigung und Inmatrikulation bey Gericht nachſucht, 
fo it er dem J. 24. Nr. 3. un gerbunden, nach⸗ 
IImenen: 


„daß das zu Fideikommiß beftimmte Wermd: 
„gen fhon dermal oder wenigſtens im 
„der Zufunftzur Gründung eines Familien: 
„Rideifommiffee ($. a bid 7) geeignet ſey.“ 


Um als ein ſchon dermal genränderes Familien: 
Fideikommiß die Veftätigung zu erhalten, wird im 
$. 5 erfodert : 


») ein von allen Laften und Schulden — Grund⸗ 
vermidgen nach dem im F. a beſtimmten Betrage; 


3) wenn auf den zum Fideikommiß beſtimmten Ver⸗ 

mögen unabläßlihe Laften oder Schulden haften, 
noch ein Fond, aus deſſen Rente jene Wurden 
und Laften beftritten werden kͤnnen; 


3) dafür find im 6. 7 im Anfehung der Schulden 
20 Jahre feftgefege, 


4 

Dabey aber iſt das Geſetz nicht ſtehen geblieben, 
ſondern es hat ſeine Vorſorge, dem Erbadel in den 
Fideikommiſſen eine feſte Baſis zu geben, und die 
Errichtung derſelben zu erleichtern, auch auf den Fall 
erſtreckt, wenn das Vermoͤgen, welches ein Konſtituent 
zum Fideikommiſſe beſtimmen will, aus irgend einem 
Grunde, es ſey wegen Mangeld an binreichendem 
Grundvermögen, oder wegen darauf haftenden Laften 
oder Schulden, nicht fo groß oder fo befchaffen ift, um 
dermal ſchon ein Fideifommiß als errichter zu betrachten. 


Auch ſolche fideikommiſſariſche Diſpoſitionen find 
guͤltig (F. 10), wenn daraus entweder für ſich ſelbſt 
oder mittelſt der inzwiſchen anfallenden und als Kapi— 
tal anzulegenden Fruͤchte und Zinſen wenigſtens in 20 
Jahren dad zum Fideikommiß nach 6. 2 und 5 erfos 
derliche Grundvermdgen hergeftellt werden fann. Das 
Fiveifommiß muß alsdann, dem 6. 29 gemäß, be: 
dingt beftättiget, und in die Matrifel einverleibt 
werden. Daß der Konftituent felbfi diefe Bedin: 
gung zu erfuͤllen nicht verbunden, vielmehr befugt ſey, 
deren Erfüllung feinem Nachfolger aufzulegen, geht, 
nebft den aus der Natur der Sache fprechenden Grün: 
den aus dem $. 13 und dem H. 45 hervor, welder 
eben deßwegen, deu Konftituenten ermächtiget, dem Bes 
ſitzer des Fideilommiſſes den Genuß gänzlich auf 20 
Fahre zu entziehen, und ein Gericht würde das Edikt 
verlegen, wenn ed einer Difpojition die Beſtaͤtigung 
und Immatrikulation verfagen wollte, worin der Kon: 
ftiruent ein nach $. 2 hinreichendes aber mit Schulden 
belafteres Grundvermögen in der Art zum Fideikom— 
miß beftimmte, daß der Nachfolger (der Zideilommiß: 
befiger ) im Sinne des Ediktes \. 45, 20 Jahre lang 
den Genuß eutbehren, und der jährliche Ertrag zur 
Tilgung der Schulden verwendet werden follte, 


Nun ergaben ſich mehrere Fälle, wo das zu ei 
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nem Fideikommiß nad) $. 2. und 5. erfoderliche Grunde 
vermögen frey von Laften und Schulden vorhanden ift, 
aber auf dem Fideikommiß-Ueberſchuſſe Schulden haf: 
ten, weldye jedod) aus den Zruchten in 20 Jahren ge⸗ 
tilgt werden fönnen: | 


In 'diefem Kalle verweigertem die Berichte die Be— 
fätigung, und foderten auf dem Grund des F. 7. nnd 
des darin allegirten $. 69.,: daß die Konftituenten 
nid nur 


a) einen Tilgungsplan zur friſtenweiſen Zahlung inner⸗ 
halb 20 Jahren vorlegen, ſondern auch 


2) ſelbſt mit dieſer friſtenweiſen Tilgung den Anfang 
machen follten. 


Daß. aber dieſe Auslegung ; ‚den : —— und dem 
Sinne des $. 7. nicht entſpreche, beweiſen neben dem 
bisher Geſagten folgende Gruͤnde: 


1) Ob der Konſtituent durch einen Aft unter Lebendeu 
oder durch eine letztwillige Difpofition ein Fideikom— 
miß ftiftet, das kann feine Nechte und Verbindlich: 
feiten bey einem Gefeße nicht Ändern, welches ihm, 
wie der $. 94. ausdruͤcklich thut, die Befugniß des 
Widerrufes und der Abänderung feiner Difpofition 
auch nach erfolgter gerichtlicher Beftätigung eins 
räumt, und $. 13. die Rechte und VerbindlichFei: 
ten der Nachfolger vom erflärten Willen des Konz 

ſtituenten abhängig macht. 

a) Der $. 7; enthält zwar die Beftimmung: 

„das Vermdgen, welches zu diefem Weberfchuffe 
verwender wird, muß, wenn ed mit Schulden 
belafter ift, aus deffen Früchten in zwanzig Jahr 
ven ſchuldenfrey gemacht werden,“ ($. 69.) 
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allein er ſagt — abgefehen von dem entfheidenden 
Allegat des $. 69. — nicht von welchem Zeitpunfte an, 
und von wen der Ueberſchuß Men gemacht wer⸗ 
den muͤſſe. 


Wenn nun der Konſtituent dem. $. 13. gemäß, den 
fünftigen Fideifommißbefiger verbindet, die auf dem 
Ueberfchuß haftenden Echulden in ao Jahren zu tilgen, 
und wenn fie aus den Früchten getilgt werden konnen, 
fo ift allen Beftimmungen des Geſetzes vollfommen Ges 
nüge geleiftet; aus welchen Grunde nun foll der Kon: 
ſtituent felbft verbunden feyn, fogleih mit der Schul⸗ 
dentilgung den Aufang machen? 


3) Die Gerichte berufen ſich für ihre Auslegung dar⸗ 
auf, daß im $. 7. der $. 69. allegirt, und‘ eben 
darin beſtimmt ſey, mit jeder Fideikommißſchuld 
mäffe ein Zilgungsplan verbunden, und jede Fidels 
kommißſchuld in 20 Jahren bezahlt werden. | 


Allein eben das Allegat des G, 69. im $ 7. bient 
zum Beweiſe des Gegentheile. 


Odhne die Beftimmung des G. 7. hätte man glaus 
ben Fönnen, die bey Errichtung des Fideikommiſſes vor: 
handenen Ecyulden jey-der Fideifommißfolger entweder 
gar nicht, oder wenigftens nicht in der für andere Scdyul: 
nen beftimmten Zeit zu tilgen verbunden. 


Ohne das Allegat des F. 69, hätte man glauben 
koͤnnen, ſchon der Konftituent fey zur. Zahlung der 
Schulden nad einem Tilgungsplahe verbunden. Alle 
diefe Zweifel hebt der $. 7. durch feine Fafıng und 
durdy das Allegar des q. 69, weldyer nad) feiner Stel: 
lung im Ziel IV. und nach feinem ganzen Zuſammen⸗ 
hange mit allen über Veränderungen oder Veräußerun: 
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gen der Subftanz, fo wie über Fldeikommißſchulden vor: 
hergehenden und nachfolgenden Beftinnmungen evident 
zeigt, daß er nicht auf den Kouftituenten anwend- 
bar ſey, jondern nur von deffen Nachfolgern — den Fi⸗ 
deikommißbeſitzern — handle. 


4) Eben das Wort „Fideikommißbeſitzer“ ſcheint 
fuͤr die Gerichte der Stein des Anſtoſſes geweſen 
zu ſeyn, fie glaubten auch der Konſtituent be— 
ſitze nach erfolgter Beſtaͤtigung das Fideikommiß, 
folglich ſey er zu allem verbunden, was das Geſetz 
vom Fideikommißbeſitzer verordnet. Allein es iſt 
eine bekannte Regel der Juterpretation, die Worte 

in dem Sinne aufzufafen, welchen ihnen das Ges - 
fe beylegt. Nun verſteht das Edikt in allen 
Stellen, namentlich $. 13, 42, 45 und noch be: 
fonders bey Schulden $. 56. und 70. unter dem 
Worte Fideikommißbeſitzer nur die Succeſ— 
ſionen des Konſtituenten, und unterſcheidet 
dieſen von jenen; folglich kaun auch weder im 6. 69. 
noch im $. 7. der fi) auf diefen ausdruͤcklich be: 
zieht, der Konſtituent verfianden werden. 


9) Eolite es nothwendig feyn, bie rechtliche Werfchie- 
denheit der Begriffe nachzuweiſen, fo liefert dafuͤr 
felbft die Verfaffungsurfunde den Beweis, aus de: 
ren Titel VI. $ 3. der Unterfhied zwifchen dem— 

jenigen, der ein mit dem Lehen oder Fideikommiß— 
verbande belegtes Grundvermoͤgen beſitzt, uud zwi— 
fhem demjenigen, welcher im Sinne des Ediktes 
über die Familienfiveifommiffe titulo fideicommissi 
Fideikommißbeſitzer wurde, klar hervortritt. Yes 
ner har ald Konftiruent die Reichsrathswuͤrde 
mit dem Rechte der Vererbung auf feine Nach: 


kommenſchaft erhalten, diefer hat fie ald Fidei: 
Fommißbefiger vom Konftiruenten (ex pacto et 
-' providentia'majorum) ‚geerbt. 


6) Auch liegt der Grund des Gefeßes fehr nahe vor 
Augen. In Beziehung auf den Konftituenten 
mußte. fich die. Vorforge des Geſetzes darauf be: 
ſchraͤnken, daß Fein fo überfchuldetes Grundvermd: 
gen zum Fideikommiſſe beftimmt werde, von dem 
ſich nicht mit Gewißheit erwarten läßt, daß es 
wenigftend bey den zweyten Fideifommißfolger den 
Zwed der Juſtitution erreichen werde; deßwegen 
erfodert das Geſetz in Anjehung des Konftituenten 
mehr wicht als die Nadiweifung der Möglichkeit, 
die Schulden in 20 Fahren zu zahlen. 


In Anſehung der Fideikommißfolger hingegen 
kommen die Nechte in Betrachtung, welche die Anwaͤr— 
ter aus der Diſpoſition des Konſtituenten, auf die zu 
erhaltende oder herzuſtellende Jutegrität des‘ Fidelkom- 
miſſes haben, und dieſe erfodern es, daß die Zahlung 
der Schulden ſelbſt von der Zeit an, wo das Fideikom— 
miß vom Konſtituenten an den Fideikommißfolger über: 
gegangen ift, unausbleiblid und gewiß erfolge. 


Die Konftituenten ohne, ja felbft gegen allen recht: 
lichen Grund mit der Tilgung ihrer Schulden zu bela= 
ften, und fie von Errichtung eines Fideifommiffes durch 
Akte unter Lebenden abzufchreden, oder ihnen diefe Erz _ 
richtung zu erjchweren, dieſes liegt ganz außer der Abs 
ſicht des Geſetzes. 


Die authentiche Erläuterung der $$. 5. 7. und 24. 
Mr. 3. ift daher dahin zu ertheilen: 
„Die Konftituenten oder Etifter eined Fideifon: 


49 


miſſes find nach $2 5. und 24. Nr. 8. nur nach⸗ 
uweiſen verbunden; daß die auf dem Fideifons 
rn gie haftenden Schulden aus en 
.. 25 bezahlt werden konnen +. is: 


„Die im $. 7. ausgedruͤckte Verbindticfeie der 
wirklichen Tilgung und Vorlage eines Tilgungs⸗ 
planes, bezieht fi), dem. darin angeführten $. 69. 

‚gemäß, bloß. anf den: —— 


1 un. 3 


196 oe , 4 u. Fr An 244 
Muß bey ———— mit. meiden in. ‚Dolge 


— | ju 300 fl. — aus⸗ 


2 


ee, gewieſen werden. 1 


[7 722 
4 


* & 6. des Fideikommiß · Ediktes —— daß 
jenes, Grundvermdͤgen, welches dem % 2: des Ediktes 
gemaͤß, zur Errichtung, eines Fideikommiſſes erfodert 
wird, frey von. Schulden und Kaften- ſeyn muͤſſe, und 
daß, wenn darauf unabloͤsbare Laſten haften oder das 
dideilommiß mit Schulden belaftet werden-. ‚Soll, ander 
jenen Gruudvermdgen ‚noch ein, Fond erfodert werde, 
aus deſſen Rente jene Beheben und Laſten befttitten 
werden fünnen. | 


Da nun der 6. 8, zit. vi. der Berfafungeucfunde 
fehfegt,, daß das Recht, der Vererbung der. Reichsraths⸗ 
würde durch den Beſitz eines mit dem Lehen⸗ oder Fi⸗ 
deikommißverbande belegten Grundvermoͤgens, von wels 
Hein an Grund⸗ und Dominikalſteuern in simiplo 300 fl, 

gegeben erden, bedingt ſehn ſoll; ſo 
VIII. Beylagenband. 4 
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richtshbfe den erwähnten: $: 5: dahin an, daß ſie bey 
den Fideilonmtiffen, anf welche ſich die erbliche Reichs⸗ 
sarhöwirde! gruͤndet, die Nachweiſung der Schuldenfrey⸗ 
heit nicht bloß fuͤr ein Grundvermoͤgen, welches 55 fl. 
Steuerſimplum giebt, ſondern für ein. Grundvermoͤgen, 
deſſen Steuerfimplum 300 fl, beträgt, verlangen, | 


Hilfe Auslegung des erwäßnten Paragraphen wie 
derfirebt feiner ausdrüdtlichen! Wörtfaffung‘ 'ähn. der: 
felbe erheifcht die Schuldenfreyheit nur bey demjenigen 
Grundvermdgen, welches dem $. =. gemäß zur Er: 
richtungneines Fideikommiſſes etfoderlich -UfE,, und) da vik⸗ 
ſer hG. 2. eg blos ‚ein, ſolches Grundvermoͤgen 
verlangt, welches ‚25, fl. Steuerfimplum giebt, fo, brauche 
auch ‚nur, von di ef em. ‚Pennbsermdgen die ‚Saylbeniien 
heit nachgewiefen zu iverden. i — 
74 iz gi! HIV 


In keiner Stelle, ber ‚Lerfaflung oder des Ediktes 
iſt von diefer geſetzlichen Beftimmung hinſichtlich derje: 
nigen Fibeikommiſſe, an deren. Beſitz die Wererbüng. der 
Reichsrathswuͤrde geknůpft werden foll,: eine Ausnähme 
gemacht. Sie konnte aber auch nicht gemacht werben, 
wert den Gerichten Feine‘ Befugniß -gegebentft, ach 
dem Zwecke zu forſchen⸗ da —— ein — 
geſtiftet wide 3 BF FETT URS EEE 
‚Sie überfchritten oe indem fi fie e bey den Sie 
fommiffen der erblichen Reichsraͤthe eine ausgedehntere 
Schuldenfreyheit als bey den gewöhnlichen Fideikom⸗ 
miſſen verlangten, nicht allein die · im⸗ Gefetze vorgezeich⸗ 
neten Echranken vegrwun orvem auch dihroe ‚eigene 
Komipeteng DE ll ↄriic 


sa ao reis On “2, E BIUETE 3 


7 60 Der Sinn und Zweck —8* — 24: ‚Tits, ya m Ber: 
| —n BE dahin, zu beſtimmen, welchen 


— es inygalasP- IIV 


7 
adelichen Gutsbeſitzern Seine Majeftät der König 


die erbliche Reichsrathswuͤrde verleihen werden, und fos 

dert als Bedingung hiezu: | 

i) das volle Staatsbuͤrgerrecht; 

8) ein mit dem Lehen’ oder fideifommiffarifchen Ver: 
bande belegtes Grundvermdgen, von weldhem an 


Grund: und NN. in simplo. 300 fl. ent: 
sichtet ‚werden, und; , a, 


9) hiebey die Einfuͤhrung se. agnatiſche linealiſchen Erb⸗ 
fölge n m dei‘ Regpte der Erftgebiftt. 


In dieſer Stelle der Berfaffungsurkunde iſt nirgend 

von einer Scyuldenfreyheit des ganzen, ein Steuer: 
fimplum von, 309 fl. entrichtenden Grundvermdgens die 
Rede, fondern biefes Grundvermbgen muß nur mit dem 
lehen⸗ oder fideikommiſſariſchen Verbande umſtrikt ſeyn, 
und dieſe fideikommiſſariſche Eigenſchaft iſt dann ganz 
nach dem VII. Edikte zu beurheilen, welches in ben 
$$. 2. und 5. die Schuldenfreyheit nur fuͤr den Betrag 
von 35 fl. Steuerſimplum erheiſcht, waͤhrend alsdann 
der übrige Betrag jenes Grundvermogens als ein zwar 
mit Schulden zu belaſtender, jedoch zur Erhaltung der 
Reichsrathswuͤrde nothwendiger und unveräußerlicher 
Ueberſchuß zu betrachten ift. 


Da nun die Gerichtöhdfe diefen klaren Zuſammen⸗ 
hang der geſetzlichen Beſtimmungen mißkennen, ſo muß 
ihre irrige Anſicht durch folgende authentiſche Erlaͤute⸗ 
sung berichtigt werden: | 


„Bey jenen Fideikommiſſen, mit t weldhen in Folge 
kdnigl. Verleihnng, dad Recht der Vererbung der 
Reichsrathswuͤrde verbunden iſt, muß das hiezu 

— und unter allen — unver⸗ 

Ze. ©, 


Cr 


» 


aͤußerliche Gründvermdgen in Anſehung ‘feines 
Betrages nah Dit. VL. $. 3. der Verfaſſungs⸗ 
urfunde, in Anfehung feiner Beſchaffenheit und? 
übrigen Rechtöverhältniffe. hingegen: nach dem Fi⸗ 
deifommiß: Edifte beurtheilt werden.“ 


* f 
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„Daher koͤnnen zu dieſem Grundvermdgen- nur 
die im 6. 3. des - Fideilommiß -Ediftes benann⸗ 
ten Gegenftände gerechnet‘ werden, davon aber 


muß dem; s. 2. und, 5. Diefed Ediktes gemäß nur 


der Beytrag ‚von 26 fl. Steuerſimplum frey von 


Schulden und Laſten ſeyn, und das übrige iſt 
als Fideikommißuͤberfluß nach 6. 6. und 7." des 


Ediktes zu betrachten, welcher zwar in Grunde" 
vermbgen beftehen muß, und niemals veräußert 


u oder vermindert werden darf, übrigens nad)‘ dei ° 
| Beftimmungen des Ediktes mit Schulden belaſtet 


ſeyn ober werden kann.“ | 


„Auch kommt in Ynfehung. der- Konſtituenten | 


oder Stifter folder Fideilommiſſe alles dasjenige 


zur Anwendung, was in; dem Fideifommiß- Edifte . 
und. im vorhergehenden Artikel J. beftimmt if.“ 


IM. 


Kann der Konſtituent eines Fideifommiffes verord⸗ 
nen, daß ein Theil des Fideikommißuͤberſchuſſes zur 


Schuldentilgung verwendet werden ſolle? 


Einige Fideikommißkonſtituenten, welche nebſt dem 


erfoderlichen ſchuldenfreyen Grimdvermdgen noch ande⸗ 
res Vermoͤgen, es beſtehe in Grund⸗ oder ſonſtigen Ver⸗ 
mbdgen, beſitzen, auf dem aber Schulden haften, haben 


- in’ Erwaͤgung, daß ed den: Nachfolgern nuͤtzlicher ſeyn 


‚DI 


fonne, wenn fie einen Theil des zum Fideikommiß bee 
ſtimmten Vermögens zur Tilgung der darauf haftenden 
Schulden veräußern, im ihrer. Sideitommißdifpofition 
verordnet daß zwar das zu dem Fideifommiß entweder 
nah F. 2. des Edikts oder nach Dit. VI. q. 3. der Vers 
faſſungsurkunde erfoderliche Grundvermoͤgen ſtets ums 
veraͤußerlich bleiben, der Fideikommißfolger aber befugt 
ſeyn ſolle, von dem uͤbrigen Vermögen zur Tilgung der 
Fideikommißſchulden — oder —— Theile 
zu veraͤußern. 

Die Gerichte veiheigerten bie Beftätignug diefer 
Difpofitionen, theils weil fie überhaupt. zweifelten, ob 
das Edikt eine ſolche Difpofition zulaffe, theils weil fie 
glaubten, ed ‚müßten die für veräußerlich erflärten Ob: 
jefte genau, allenfalls mit der Ordnung, nad) welcher 
das eine von dem andern zu veräußern wäre, beftimmt 
feyn. 


Daß diefe Auslegung mit dem Gefeke nicht über: 
einftimme, beweifen folgende Erwägungen: | 


) Der befannte Nechtsfak, daß. bey Geſchaͤften oder 
Inſtitutionen, welche auf einſeitiger Willensbeſtim⸗ 
mung beruhen, die Diſpoſitionsfreyheit ſomit unbe: 
ſchraͤnkt ſey, als fie nicht durch eine ausdruͤckliche 
Beſtimmung des Geſetzes eingeſchraͤnkt werden, gilt 
auch für Fideikommiſſe, und iſt im $. 13 ausdruͤck⸗ 
lich anerfannt. — Was daher im Allgemeinen von 
Difpofitionen sub conditione die modo gilt, und. nach 
den-ältern Gefegen über Familienfideitommiffe (bayeri- 
fched Landrecht Theil IH, Kapitel X. 6. 4) galt, 
das findet auch nach dem Edifte ftatt. 


Ü. 


’ 
* 3 
! e 
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68 kommt alſo daranf an, ob das Gefetz hieruͤber 


eine einfchränfende Beftimmung enthalte? Daß diefe nicht 
vorhanden ſey; wird ſich alobald zeigen. 


2) Zu — Fideikommiß wird neh: 6:5 ein Grund: 


vermögen: in den gefeglichen. Betrage; ein Uebers 


— ſchuß aber nur alddann erfodert, wenn das Fidei— 


y 


kommiß mit Schulden befaftet: ift. — Det Ueber: 
ſchuß muß nach $. 7 von dem "Fideifommißfolger 
in zwanzig Jahren fehuldenfrey gemacht werden, aber 
nne in der nad) $. 13 fich von felbft verftehenden 
Vorausſetzung, wenn der Konſtituent will, daß bey 
dem Fideifommiß ein mit Schulden belafteter Leber: 
fchuß bleiben fol. Der Konftituent ift daher in ſei⸗ 
ner Difpofitionsfrepheit darin befchränft, daß er 
nicht die Veräußerung des Grundvermögend un: 
ter den im $. 2 des Edikto beftimmten Betrag mit 
Fortdauer des Fideikommiſſes, oder unter den im 
Tit, VI. 9 3 beftimmten Betrag mit Fortdauer der 
erblichen Reichsrathswuͤrde geftatten kann, aber fo 
lange er diefe Gränze nicht überfchreitet, iſt feine 
Difpofitionsfreyheit unbefchränft, er iſt alfo dem 
6. 13 gemäß befugt, den Fideifommigüberfhuß fammt 
den darauf haftenden Schulden unter der Bedin: 


gung dem Fideikommiſſe zuzuwenden, wenn nicht 
der Nachfolger für räthlicher Hält, den Ueberſchuß 


zur Tilgung der Ogulven zu veräußern. 


Diefem fteht. nicht entgegen » daß im $. ı ‚daB zum 
Fideitommiffe beſtimmte Vermögen, ohne zwifchen 
dem abfolut notwendigen Örundvermögen und zwi: 
fhen dem. Fideikommißuͤberſchuß zu unterfcheiden, 
ald unveräuferlihes Gut der Familie erflärt 


= 
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— wird; denn es liegt in’ dem’ Begriffe, und iſt durch 
die Worte „als unveraͤußerliches Gut beſtimmt 
“wird; noch ſchaͤrfer bezeichnet, daß es von der Bes 
ſtimmung des Konſtituenten abhaͤngt, ob, und uns 
ter welchen Bedingungen dieſer oder jener Theil des 
Vermoͤgens ald uuveraͤußerliches Gut der Familie zu 
betrachten fey. Jene Unveraͤußerlichkeit ſchließt alfo 
nur eigenmäcdhtige oder willführliche Deräußes 
. zungen des Fideilommißbefigerd aus, uud bezieht 
fih nur auf die Rechte der Familienglieder unter 
fi, welde dem $. 13 gemäß nach dem erflärten 
Willen des Kpnftituenten zu beurtheilen find, nicht 
aber auf den Konftituenten, weldyer bedingt oder un: 
bedingt das Fideifommiß errichten, folglich auch dem 
Nachfolger die Veräußerung eines Theils des Fidel: 

‚ fommißvermögend geftatten kann. 


y Der Hauptanftand der Gerichte. fcheint auch weniger 

dieſes Befugniß des Konſtituenten uͤberhaupt, als 
vielmehr die Art ihres Gebrauches betroffen zu 

haben, in dem Falle, wenn der Konſtituent die zur 
Schuldentilgung veraͤußerlichen Objekte nicht genau 
beſtimmt, folglich das zum Beſtand eines Sideifoms 
miſſes erfoderliche Grundvermoͤgen von dem Fidei⸗ 
kommißuͤberſchuſſe nicht ſtrenge geſchieden. hat. 


Man muß, um einzuſehen, worauf es ankommt, 
einen Fall vor Augen nehmen. — Ein Konſtituent beſitzt 
drey Güter, die zuſammen ein Grundvermögen ausma⸗ 
hen, von dem an Steuerfiniplum 80 fl. zu entrichten 
fihd, worauf aber 20,000 fl. Schulden haftenz er will 
diefe drey Güter zu. einem: Fideifommiß.beftimmen , ‚da: 
bey aber Den Nachfolger ermächtigen „davon fo viel als 
zur Tilgung der Schulden nothwendig iſt, zu vergußern. 
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GHier glauben die Gerichte vom Konftituenten fodern 
zu können, daß er genau beftimme, welches vom deu 
drey Gütern ald dad Grundvermögen zu betrachten fey, 
auf dem das Fideifommiß beruht, und welches von den 
andern. zue Ochuldentilgung vormendet werden follte. 


Allein auch diefe Auslegung beruht auf einer irri— 
gen Anficht von Grundvermögen und er 
ſchuß. | 

Ein aus mehreren Theilen beftehendes Fide tommiß 
bildet nach $. ı eine Univerſitas, bey welcher zwar an 
Grundvermögen der Betrag von 25 fl. Steuerſimplum 
vorhanden feyn muß, fobald aber diefer vorhanden ift, 
alles übrige ald Fideifommißüberfchuß befrachtet wird, 
wie befonderd aus $. 5, 6, 45 und 5g erhellet, mit Aus: 
nahıne jener Dbjefte, welche nach ihrer Befchaffenheit 
dem $. 6 gemäß, bloß zu dem Ueberſchuß gehören, wird 
durchaus wicht erfodert, daß die im Grundvermögen be: 
ftehenden Theile eines Fideifommiffes, welche den Ueberſchuß 
bilden ſollen, koͤrperlich ausgeſchieden werden, ſondern 
-in Anſehung des Grundvermoͤgens find deſſen Betrag in 
Steuerſimplum zu a5 fl. und deſſen Ueberſchuß nur als. 
tntelleftwelle Theile eines Ganzen zu betrachten, wie 
die 66. 5, 95 und 96 zeigen, und noch weiter einleuch- 
tet, wenn man den Fall unterfiellt, daß ein einziger 
blos im. Örundvermögen beftehender. Gutskomplex zu eis 
nem Fideikommiß beftimmet wird. — Eine, Auslegung 
alfo, welche da, wo das Geſetz mir intelleftuelle Theile 
einer ganzen Subſtanz kennt, seine Eörperliche Aus; 
ſcheidung derſelben fodert, iſt dem .Gefese nicht gemäß. 
5) Daju kommt noch, daß Fein Grund die Difpofitions- 

freyheit zw-bejchränfen, wöhl aber ein uͤberwiegen⸗ 
der Grund für dieſelbe vorhanden ift. Erſt nad 
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dem Tode des Konftituenten kann der Fall einer ſol⸗ 
chen Veraͤußerung eintreten. Der Konſtituent iſt 
nicht im Stande, vorauszuſetzen welche Güter, oder 
welches Guts theile alsdann mit groͤßerem Nutzen 
veraͤußert werden koͤnnen, und eben deßwegen uͤber⸗ 
läßt. er die Auswahl unter den veraͤußerlichen Ob: 
jeften dem Fideikommißfolger mit Dem, gerechten Ber: 
trauen, Daß _diefer das Beßte des Fideikommiſſes 
nach allen Umſtaͤnden beruͤckſichtige, und daß es den 


Anwaͤrtern nicht am geſetzlichen Mitteln fehle, ihn 2 


von fchädlichen Veraͤußerungen abzuhalten. Das 

Geſetz hat alſo gar keinen Grund, den Konſtituenten 

eine größere VBorfehungäfraft abzuzwingen, dis fie 
: haben tönen, und haben wollen, 


Diefem gemäß muß alfo TR gefeglice Erläuterung 
der Paragraphen 1,5,6, 7. und 3 ‚dahin erfolgen: 


„der Konftituent oder Stifter eines Fideikommiſſes 
iſt nach §. 19 anzuordnen befügt, daß ein beſtimm⸗ 
ter oder unbeftimmiter Theil des Fideifommißüberfchuf: 
fed zur Tilgung der aufdemfelben bey deffen Konfti- 
tuirung: haftenden Schulden von: dem Fideifommig: 
* * — werden toͤnne — ſolle. 


a oda Y a IV. ı», R 
Muß der Fideilommißftifter die mit dem: Fideikom⸗ 
miß verbundenen und Kraft des Geſetzes zu demfel: 


ben gehörigen. Mobilien in ein Verzeichniß gen 
und abſchaͤtzen laſſen? 


Der 6. 6des Ediktes geſtattet, — Gaͤrten, 
Geld und Kapitalien, — Sammlungen von Ge⸗ 
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maͤlden Kunftfachen;, Büchern u. dgl.danun die Haus⸗ 
einrichtung zum Fideik ommißuͤberſchuß zu boſtinmen, auch 
erklaͤrt der 0. Bfuͤr geſetzliche Zugehoͤrungen bey Oeko⸗ 
nomien, das Vieh und die ſogenannte Fahrniß/ bey Brau⸗ 
ereyen, das Braugeſchirre jeder Gattung ‚:;hey:amdern 
Induſtrialanſtalten Die, veze — — und 
Werkzeuge aller Art. 2 


I, Ned 


Dabey beftinumt, der — 8; — 

dieſe ſollen, wies die mit dem 1 Sideifommiffe bey def: 

fen Errichtung werbundenien Mobilien ($. 5 und 6) 

gehörig verzeichnet; abgefchägt und dem Fideikom⸗ 

fommißnachfolger ; in: dem Umfange, ivelchen jened 

Verzeichniß ausſpricht, in wollfommen brauchbaren 
. Stande binterlaffen , oder in eben — Quali⸗ 
täaͤt erſetzt werden.“ 

Die Gerichte haben Auch dieſe Befimhund auf den 
Konſtituenten angewendet, allein, daß fie erſt bey dem 
Uebergang ‚von dem .Sonftituenten, auf den ‚Fideifom: 
‚mißfolger | zur, Semenbuns komme, bezweiſen ſolgende 
Gruͤnde: | 
. a) der. erfte Titel: bed Editts enthält n nur; die — 

ſten Beſtimmungen über Fideikommiſſe, erſt aus den 

in folgenden Titeln enthaltenen naͤhern Beſtimmun— 

gen iſt zu beurtheilen, auf welche Art, zu wel⸗ 

cher Zeit, und gegen wen jene allgemeine, Beſtim⸗ 
mungen Anwendung fütden. 

Nun verbindet im Titel IL. der $. 4 Num. 3 den 
Konſtituenten bey dem Geſuche um Beſtaͤtigung des Si: 
deikommiſſes zu nichts weiter, als | 

or) eine. umftändlüher Angeige: alle Veisabtpeile 
— Fideifommiſſes vorzulegen, und 


— 
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s)nadhzuweifen, daß das zum Fideifommiffe Beffimmte 
Bermögen zur Gründung eines Samilienfidveifommiffes 
($. 3 bid 7) geeignet fey, er bezieht fich dabey bloß 
auf die Paragrahen a bis 7 ohne Hinweifung auf 
den $. 8, folglich kann deſſen Beftimmung auf den 
Konflituenten nicht angewendet werden, 


3) Diefes wird noch mehr durch den Titel IV. 6. 43 
außer Zweifel gefegt, welcher erft die Anwärter 
vermöge des Miteigentbums unter andern berech- 
tigets, 


zu erlangen, daß alle zum Fideifommiß gehörigen 
Sachen in ein. ordentliches Verzeichniß ges 
bracht, und darin die beweglichen nach ihrer Be: 
fchaffenheit, Zahl, Größe, Gewicht oder Werth ge 
nau befchrieben werden. — Diefes Verze ich— 
niß dient bey jeder Beft igveränderung und bey Ab: 
fonderung des Fideifommiffed vom Allodium zur 
Richtſchnur.“ 


Wenn man dieſe Beſtimmung uͤber das —8 
und genaue Verzeichniß mit der in Hinſicht auf den Kon— 
ſtituenten im $. 24 Num. ı angeordneten umftändli: 
hen Anzeige der Beftandtheile vergleicht, weiche in 
Beziehung auf Mobilien durch eine blos allgemeine Be: 
jeihnung, z. B. Bibliothek, Gemäldefammlung, Haudein: 
richtung, u. dgl. gefchehen fann, fo bleibt Fein gegrün: 
deter Zweifel übrig, daß der $. 8 auf den AURRUER 
nicht anzuwenden jey. 


M Auch der Grund des Geſehes iſt darüber entſchei— 
dend. Das genaue Verzeichniß mit der Beſchrei— 
bung ihrer einzelnen Beſtandtheile wird erſt bey dem 
Sideifommißfolger nothwendig, weil er Das nach dem 


‚60 


Uebergang vom Konftituenten unveräußerlich und un: 


abaͤnderlich gewordene Fideifommißvermögen in feiner 


Sntegrität erhalten, und in diefem Zuſtande den 
künftigen Nachfolgern hinterlaffen. muß. — Bey dem 
Konftituenten würde diefes nicht blos eine nad) $. 94 
ganz zweckloſe, und bey manchen Sachen, die als 


-universitas rerum, wie Kunftfammlungen, Biblio: 


thek, Hauseinrichtung noch bey Lebzeiten des Kou— 


 flituenten eine Mehrung oder Minderung leiden, 


ganz unanwendbar, fondern auch eine abſchreckende 


und den Fideifommiffen fhäadlihe Maßregel ſeyn, 


indem jeder Konftituent, um bey feinem Leben der 
Unannehmlichkeit einer Inventur und Abſchaͤtzung 
ſolcher Mobilien fih nicht unterwerfen zu muͤſſen, 
ed vorziehen — fie dem Giteifonmiffe nicht 


" einzuverletben. — 


Nach den Worten, Dem Sinne und dem Grunde 


"des Gefeged fann alfo der $. 8 auf den Konftituenten 
nicht angewendet werden, und nachftehende geſetzliche 
| Erklärung feinen Zweifel unterliegen. Ä 


„Die Beftimmung des $. 8, daß die zum Fideifom: 
miffe gehörigen Mobilien verzeichnet und abgefchägt 
werden follen, findet auf den Stifter des Fideifous 
miffes feine Anwendung.“ 

V. 


Muß bey Bildung neuer Fideikommiſſe aus den 
vorigen Fideikommiſſen und Stammguͤtern ein ftren: 


ger Beweis geführt werden, daß die einzelnen Be: 


ftandtheile des zum älteren Fideikommiß angeblid) 
. gehörenden Vermögens diefes älteren Fideifommiffes 


wirflich Fonftituirten. 
Der $. 33 des Edifts geftattet die Bildung neuer 
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Fideifommiffe Aus den vormaligen Fideifommiffen und 
Stammguͤtern, fo weit diefelben noch in-der Subſtanz 
erhalten find, — und der 6. 40 berordnet: 


„Bey Bildung diejer neuen Fideifonmiffe tritt die 
$. 23 bis 30, vorgefchriebene gerichtliche Inftrufticn 
und Betätigung ein. Mit dem Gefüche um Be: 
flätigung ift der Beweis zu verbinden, daß das 
zum neuen Fideikommniß beftimmte Vermögen yor 
Auflöfung der Fideikommiſſe, die Eigenfchaft eines 
Hideifommiffes oder Stanmmgutes gehabt habe.’ 


Es fragt fih nun, eb das Gefep bey diefer Veftim: 
mung derjenigen, welche ein älteres Fideikommiß, ins 
Befondere ein älteres Univerfalfiveifommiß erneuern, den 
firengen juriftifhen Beweis, wie er in Progefangelegen: 
beiten erfoderlich ift, Hinfichtlich, jedes einzelnen, zu je: 
nem Fideifommijfe gehörigen Dbjefted habe auferlegen 
wollen, oder ob hiebey . und Wahrfcheins 
lichkeit hinreiche? 


Die Gerichtöhöfe behaupten das Gıftete, allein ihre 
rechtliche Strenge fcheint hier offenbar zu weit zu ge: 
ben, denn | 


ı) fchon nach allgemeinen Nechtögrundfägen werden auch 
Bermuthungen zu den Beweismitteln ‚gerechnet, und 
in alten oder ſchwer zu beweifenden Eachen feine 
fo firengen Beweiſe erfodert. (Cod. jud. Bavar, 
eap. XU. $. 5, 1. 28. Dig. de prob. 1.2, \. 7 
und 8. Dig. de aqua et aquae pluv. arc, act.) 


2) Es ift befannt, daß bey dem deutfchen alten Adel - 
gewöhnlih alle Güter die Stammgutseigenfcaft 


hatten, und ald folhe auf die Dedcendenten ver- 
erbten, fo, daß die fämmtlichen Güter, welche ein 
Adelicher bojaß,. ald. mit dem fideifommiffarifchen 
Nerus umftrift angefehen wurden. 


3) das Edikt uͤber die Familienfideikommiſſe will die 


Herſtellung der aͤltern Fideikommiſſe befonderd be: 
. günftigt willen.” 2 | 


4) Insbeſondere iſt es bey Univerſalfideikommiſſen um 


ſo mehr wahrſcheinlich, daß alles Vermoͤgen des 


Beſitzers dazu’ gehöre, als der Erwerb eines ans 
derweitigen Vermoͤgens eine Thatſache iſt, die nicht 
vermuthet werden kann. 


Da hier von keinem Beweiſe in einem Rechtsſtreite 
die Rede iſt, ſondern nur von einem Beweiſe der 


Identitaͤt der Güter bey einer Handlung der freys 


willigen Gerichtsbarkeit, fo wird’ ein frenger pro⸗ 


zeſſualiſcher Beweis um fo weniger erfodert, als 


ohnehin alle unbekannten Nealprätendenten zur Gel: 
tendmachung ihrer allenfallfigen Anfprüche bey Bils 
dung de& neuen Fideifommiffes vorgeladen werden. 


Daher rechtfertigt fi ſich folgende Erlaͤuterung: 


„Die Dispoſition des $. 40 in Betreff des Be: 
„weifes, daß das zum neuen. Sideifommilfe be: 
„stimmte Vermögen vor Auflöfung der Fideifom: 
„miffe die Eigenfchaft eines Fideikommiſſes oder 
„Stammguted: an ſich aetragen habe, ſchließt 
„nicht aus, daß auch Vermuthungeu ale Beweiß— 
„mittel genügen.“ 
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a mir Il Wiki, „. —— | 
Unter welchem u find bie —— Fidei⸗ 
er ommißglaubtger votzuladen. | 


Der fi. „ verordnet fuͤr bie Inſtruktion, welche 
der Beſtaͤtigung eines Fideikommiſſes vorhergehen muß, 
daß diejenigen, ppeiche hinſichtlich des zum Fideikommiß 
gehörigen Vermoͤgens 'perfönliche "oder hypothekariſche 
Anfprüche zu machen haben/ und zwar die unbefann 
ten ' Gläubiger’ durch Edikralladung unter einem 
präflufiven Termin von en ann —— wer⸗ 
den ſollen. 


Dabey ift im $. 26 das mit ber Borladung zu vet: 
bindende ‚Präjudig in Anfehung . der unbefannten 
und ediktalirer vorzuladenden. Gläubiger beftinimit, bins 
gegen, Dad für die fpegiell vorzuladenden Gläubiger an: 
zuſetzende Präjudiz nicht näher beſtimmt worden, weil 
diefes nach Verſchiedenheit der Anſtaͤnde eingerichtet wer⸗ 
den muß, deren Abmeſſung alſo den Gerichten zu uͤber— 
laſſen war. 


Als nun mehrere Fideilommißſifter mit dem Se: 
fuhe um Beftätigung die Anzeige verbanden, welche 
Schulden auf dem Fideikommiß haften, und in die Ma- 
trifel eingetragen werden follten, fo haben die-Gerichte 
dieſe Gläubiger, fo wie jene, welche ihnen aus der nach 
$. 26 abgefoderten Anzeige anderer, Gerichte und Hypo⸗ 
thefenämter befannt wurden, ‚zwar fpeziell, aber unter 
dem Präjudiz vorgeladen, wie es im $. 26 binfichtlich 
de unbefannten Gläubiger vorgejchrieben ift: 


Ei daß. fie ſich binnnen ſechs Monaten zu ertlaͤren 
Ahoaͤtten, außerdem fie ſich nur an das Allodium 
„und Die Fruͤchte zu halten hätten, und nicht als 
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a eeBgRa immatrifulirt werben wuͤr⸗ 

ul „den.“ 1,3 3 It 1.1 7% muhläaiga ji 
Es wird feines: Beweiſeb beduͤrfen, daß dieſes oft 

die Graͤnzen des. Geſuchs uͤberſteigende Praͤjudiz weder 
den. Worten noch dem Sinne des 26 noch dem Ber; 
haͤltniß ſolcher Glaͤubiger angemeſſen {en daher iſtd die 
authentiſche Auslegung des 8. 26 dahin gerechtfertiget: 
Die Beſtimmung ded 6. a6, wonach die pers 
„ſoͤnlichen und hypothekariſchen Gläubiger, unter 
sem Rechtsnachtheile, daß; ſie ſich nicht ‚mehr 
„an die Subſtanz ded Fideikommißvermoͤgens zu 
„halten berechtiget ſeyen, vorgeladen werden ſol⸗ 

len; iſt auf die von den Gerichten und Hypor 
— „thefenämter angezeigten Glaͤubiger, ‚ro pie au 
„die vom Stifter des Fideikommiſfes vnſcnuten 
* Fldeikommißglaͤubiger nicht anwendbar, ſondern 
* ſind dieſelben, erfoderlichen Falles unter den 
„Rechtsnachtheil voͤrzuladen, daß ihre‘ Foderun⸗ 
„gen dergeſtallt, wie ſie angezeigt ſi ſind, auf! das 
.. ——— werden fol. "i — 


a”"y* 


Y 1 ee : i — 

Müffen die Kinder des — PR oder 
die für ſie zu beftellenden Kuratoren vorgeladen 

| — um ſich zu erklaͤren, ob ſie Einwen⸗ 
vungen gegen die Errichtung des Fideilom⸗ 
miſſes haben. —— 

Die Gerichte haben bey der auf Antrag * Ep 
ters eined Fideikommiſſes zur Errichtung der Fldeikom⸗ 
miſſe eingeleiteten Inſtruktion erklärt, daß did Rinder des 
“ Sideifommißftifterd, 'und' inſofern fie noch minderjaͤhrig 
wären‘; die pt fie beſtellten Auratoren — vorgela⸗ 
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den werden mußten, um fie mit ihrer Ertlaͤrung zu hoͤ⸗ 
ten, ob fie etwas gegen die Errihtung der Fideikom⸗ 
miffe einzuwenden haͤtten. | ee 


Sie gründen diefe Verfügung auf den 6. 26, in: 
dem fie behaupten, daß die-Kinder folche Perfonen feyen, 
die Foderungen an dem zum Fideikommiſſe beftimmten 
Vermögen haben fönnten, Diefe Auslegung des G. 26 
erfcheint aber nicht als richtig, denn derfelbe fagt nur, 
daß diejenigen, welche Hinfichtlich "des zum Fideikommiß 
beſtimmten Vermoͤgens perfönliche oder hypbthekariſche 
Foderungen zu machen haben, ſpeziell vorgeladen wer⸗ 
den ſollen, nicht aber ſolche Perſonen, die Foderüngen 
haben fönnten. | BE EEE a 

Nur bekannte Gläubiger muͤſſen ſchon nach all 
meinen Grundſaͤtzen ſpeziell vorgeladen werden, alle uns 
bekannten find in der Ediltalladung begriffen. · ie 

Was insbefondere den, Pflichttheil beteifft,. welcher 
den Kindern gebühet; fa beſtimmt der Ku :59 aus druͤck⸗ 
lich, daß derſelbe erſt bey dem Tode des Konſtituenten 
feſtgeſetzt werden ſolle, und hienach iſt eine, Vorladung 
der. Kinder aus dieſem Grunde durchaus nicht: zulaͤfig. 

Nur wenn fi aus den Anzeigen des Stifters oder 
der Gerichte und Hypothekenaͤmter ergiebt, daß die Kine 
der Anfprüche Haben, können fie in Gemaͤßheit des 6.:u6 
vorgeladen werde -%. 0 6 
„., Demnach iſt durch eine, authentifhe Grlfuterung 


aub zuſprechen? ae 
sbie Kinder des Konſtituenten oder die ihnen zu 
beſtellenden Kuratoren dürfen, wenn er ſelbſt 


„die Inſtruktion zur Eintragung des Fideikom⸗ 
vm. Beylagenband. 5 


A 


‚. „miffes in die Matrifel, veranlagt, nur in, dem 
J Falle ſpeziell hiezu vorgeladen werden, wenn 
„dieſes nach $. 26 auch bey andern Perfonen, zu⸗ 
„laͤſſig iſt, und bedarf es insbeſondere wegen 
des Pflichttheils, gemäß des a. 20, feiner Bor: 
au —— ur ee wi 


' 


Der Etaatöminifter der: Zufli hat. von Seiner 
Maieftät- dem K doͤnige den allerhoͤchſten Auftrag er⸗ 
balten,., einen nach diefen Motiven ‚gefertigten. Geſetzes⸗ 
entwurf den Staͤnden des Reiches, und zwar vorerſt der 
hoben. Kammer der Herrn Reichsraͤthe zu ihrer verfaf- 
fungömäßigen Berathung und Zuftimmung vorzulegen. 

Da diefer Entwurf, wie eben bemerkt worden, nur 
die Auslegung. des Edikts, und zwar lediglich hinſicht⸗ 
lich der Befuaniſſe der Fibeifomimtpft fter betrifft, auch 
bey Anwendung des Ediktes und der von den Gerichten 
erlaſſenen Entſchließungen und Erkenntniſſen durchaus 
nicht von einem Rechtsſtreit und deſſen Entſcheidung die 
Node iſthaſot wirft dieſe Auslegung, wie fich von ſelbſt 
derſteht / Auf alle auch ſchon bisher vorgekommenen Faͤllt 
zuruͤck, in welchen die Gerichte entgegenſtehende Ent 
———— Erkenntniſſe erlaſſen haben. 

Gs uußfe daher „um en Fekändın bey Anwen; 


älien d N, wo ein e— — die Gintta- 
gung Kinn hät, oder’ nachfuchen Wird, nad) jenem 
—— zu achten haben. | 

Maͤnchen den ad. Julius 1828, in i®, 


* 4 Hadueenno v. ee es 





PH 
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Geſetzentwurf 

ae A ar 

Anwendung und Volljiehung einiger; Beftimmungen 
des Ediktes uͤber die Familienfideikommiſſe. 

Nachdem die Gerichtshoͤfe bey der Anwendung und 
Bollziehung des Fideikommißediktes vom 36. May 1818 
(Beylage VII. zur Verfaſſungsurkunde) mehreren Be⸗ 
fimmungen derſelben eine ſolche Auslegung gegeben ha: 
ben, durch welche die Bildung der Fantilienfiveitommiffe 
gegen den wahren Sinn. und, Abficht des erwähnten Edikts 
in vielfacher Beziehung erſchwert, und zum Theil mit 
möglich. gemacht wird, — fü haben Seine Königliche 
Majeftät in Folge der. Allerhöchfidenfelben darüber zur 
gefommenen Beſchwerden und erſtatteten Berichte Sich 
bewogen gefunden, den.tichtigen Sinn jener Beftime 
mungen durch eine authentiſche Juterpretation feſtzu⸗ 
fesen, und deshalb nach Vernehmung des Staatsraths, 
mit Beyrath und. Zufiimmung Ihrer Lieben und Ger 
treuen, ber ‚Stände des m zu ——— wie 
folgt: | 

L; 

Die. Konftituenten oder. Stifter eined Fideikommiſ⸗ 
kb find nad). 9. 5 und $% 24. Ne, 3 nur nachzuweiſen 
verbunden, daß die auf dem Fideifommiffe haftendey 
Schulden aus dem ‚Ueberfchuffe bezahlt werden Fönnen, 
Die im 9.7 ausgedruͤckte Verbindlichkeit der wirklichen 
Tilgung und Vorlage eines Tilgungsplanes bezieht fich, 
dem darin angeführten 6. 69 gemaͤß, blos auf ben Fi⸗ 
te a 


1 
Bey jenen Fideifonimiffen, mit welchen in Folge 
5 * | 
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Pöniglicher Verleihung das Necht der Vererbung der 
Reichsrathswuͤrde verbunden ift, muͤß das hiezu noth: 
wendige, und unter allen Umftänden unveräußerliche 
Grundverriögeh in Anſehung feines Betrags nach Titl VE 
$. 3 der Verfaſſungsurkunde, in Atfehung feiner: Be: 
ſchaffenheit und uͤbrigen Rechtsverhaͤltniſſe hingegen nach 
dem Fideikommißedikte beurtheilt werden. 


Daher koͤnnen zu diefem Grundvermoͤgen nur bil 
im 6. 3 des Fideikommißediktes benannten Gegenſtaͤnde 
gerechnet. werden, davon aber muß, dem $.n und $ 
diefes Ediftes gemaͤß, nur Der Betrag von 35 fliı Steuer⸗ 
fimplum frey von Schalden und Laſten feyn, und das 
Uebrige ift ald Fideikommißuͤberſchuß nach 6.6 und + 
des Ediftes zu beträchten, welcher zwar in Grumdver: 
moͤgen beftehen muß, und niemals veräußert oder vers 
mindert werden. darf, übrigens nach den Beftinnmungen 
des Ediftd mit Schulden belaftet feyn oder werden kanm 
— Auch kommt in Anſehung ber Konſtituenten oder 
Stifter ſolcher Fideifommiffe alles dasjenige zur An: 
wendung, was in dem Fideifonmiß: Edifte und im vor 
hergehenden Artikel 1. beſtimmt ift, 

ei; 

Der Konſtituent oder Stifter eines Fideifömmiffes 
ift nach $. 13 anzuordnen befugt, "daß ein beftimmter 
vder unbeftimmter Theil des Fideikommißuͤberſchuſſes zur 
Tilgung der auf demfelben bey deffen Konftituitung haf: 
genden Schulden von dem Fideifommißbefiger veräußert 
werden Dar Wer — 


Die Beſtimmung des Hi 8, daß die zum Fideikom⸗ 
mifle gehörigen Mobilien verzeichnet und abgefchägt wer: 


J ‚r 


den follen, findet auf: den Stifter des Fideitommiſſes 
feine Anwendung, 


Ä V. 
Die Dispoſition des. $. 40 in Betreffe des Bewer 
ſes, daß das zum neuen Fideikommiſſe beſtimmte Were 
mögen vor Auflöfung der Fideikommiſſe die Cigenfchaft 
eines Fideikommiſſes oder Stammgutes an fich getragen 
babe, ſchließt nicht aus, daß auch Dermuthungen als 
‚Beweißmittel genügen. 


VL 
Die Beſtimmung des 6. 26, wonach die perfönlie 


hen und hypothekariſchen Gläubiger unter dem Rechts: 


nachtheile, daß fie fich nicht mehr, an die Subſtanz des 


Sideifommißvermögeng zu balten berechtigt feyen, vor: 
geladen werden follen, iſt auf. die von den Gerichten 
und Hppothefenämtern angezeigten Gläubiger, fo wie 
auf die von dem Stifter des Fideikommiſſes benannten 
Sideifommaißgläubiger. wicht anwendbar, ſondern es find 
diefelben erfoderlichen Falls unter dem Rechtsnachtheile 
vorzuladen, daß ihre Foderungen dergeſtalt, wie fie ans 
gezeigt find, auf das Fideikommiß eingetragen werden 
follen, 


| vu | | 
Die Kinder ded Konftituenten oder die ihnen zu be: 


fellenden Kuratoren dürfen, wenn er felbft die Inftruf: 


tion zur Eintragung des Fideikommiſſes in die Matrikel 
veranlaßt, nur in dem Falle ſpeziell hiezu vorgeladen 


werden, wenn dieſes nach $. 26, auch bey andern Per: 


fonen zuläffig ift, und bedarf es insbeſondere wegen des 
Pflichttheils, gemäß des $. 20, Feiner Worladung der 
finder. 


zo 


J 
Nach diefen geſetzlichen Erläuterungen haben fic 
die Gerichte bey der Inftruftion aller Gefuche der Fidei⸗ 
kommißſtifter wegen Eintragung der von ihnen errichte— 
teten Fideikommiſſe in die Fideikommißmatrikel, ohne 
Ruͤckſicht auf die dagegen ergangenen Entſchließungen 
der Erkenntniſſe zu achten. 


München denn 





Die 
Kammer der Reichsraͤthe 
an die 
Kammer der Abgeordneten, 


Die Kammer der NeichBräthe übergiebt der Kam— 
mer der Abgeordneten den anliegenden, auf Befehl 
Geiner Majeftät des Königs von dem koͤnigl. 
Staatsminiſter der Juſtiz dem Beyrathe und der Zu⸗ 
ſtimmung der Stände uͤbergebenen Geſetzesentwurf, die- 
Anwendung einiger Beſtimmungen des Ediftes über die 
Hamilienfideifommiffe betreffend. Cie glaubt, daß der 
Geſetzesentwurf unbedingt anzunehmen ſey. 

Die Kammer der Neichöräthe ergreift mit Vergnuͤ⸗ 
gen diefe Beranlaffung, der Kammer der Abgeordneten 
die Berficherung ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu 
wiederholen, 

München den a. Auguft 182%, 

| Der erite Präfibent, 
Fürft v. Wrede, Ä 
C. Graf v. Leyden. 





> 
Bericht 
| des | 
erften Audfchuffes der Kammer der Abe 
geordneten 
‚über 
den Gefeßentwurf. eine authentiihe Interpretation — 
Stellen des Fideikommiß⸗ Ediktes betreffend. 

Das Fideikommiß-Edikt hat dadurch, daß es in 
mehreren Stellen nicht ganz deutlich gefaßt iſt, den Ge 
richten zu einer ftrengeren oder gelinderen Auslegung 
Anlaß gegeben, die Gerichte haben ſich, obgleich das 
Gefhäft mehr der freywilligen, als der ftreitigen Ge: 
sihtöbarfeit angehört, zur ſtrengeren Auslegung hinges 
neigt, und die Jutereſſenten, hiemit unzufrieden, haben 
beym Geſetzgeber Huͤlfe geſucht. DE 

Dieß hat die Regierung veranlaßt , die Beichwerde 
zu prüfen, und als fie diefelben gegründet fand, im 
Wege der authentifchen interpretation zu remediren. 

Daher vorliegender Gefeßesentwurf, der nun arti— 
telweife gewürdigt werden foll. 


Die Konftituenten oder Stifter eines Fideilommiffes 
find nad) $. 5. und $. 24. Nr. 3. nur nachzuweifen ver- 
bunden, daß die auf dem Fideikommiſſe haftenden Schul⸗ 
den aus dem Ueberſchuſſe bezahlt werden koͤnnen. Die 
im $. 7. ausgedruͤckte Verbindlichkeit der wirklichen Til: 
gung und Vorlage eines Tilgungsplanes bezieht fich, 
dem darin angeführten $. 69. gemäß, bloß er den Fi: 
deifommißfolger. 


Bil man das Edikt richtig verſtehen, auslegen und 
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anwenden, fo muß man ben Uuterſchied unter Fidel: 
fommißftifter und Fideifommißbefizer feſthalteu. Jeuer 
ift der Konftituent, dieſer der Nachfolger; und wenn 
gleid) der Stifter das Fideifommiß auch beſitzt, fo fpricht 


auch dad Gefetz nicht von ihm, wenn ed vom Beſitzer 
redet. 


Dieſer Unterſchied feſtgehalten giebt bey jedem Pas 
ragraph daruͤber, ob er vom Stifter Er Nachfolger zu 
verftehen fey, auf der Stelle zu 

t ed darauf an, 


Bey gegenwärtigem Artikel Fo 
ob der Stifter ſchon Schulden abtragen müffe, oder ob 
dieß erft Sache des Nachfolgers ſey. 


Die Gerichte haben den Stifter dazu anhalten 
wollen. Ä 


Die entfcheidenden Stellen find die $. 7. und 69. 
des Ediktes. | | 


Der $ 7. Tagt: das Vermögen, welches zu biefem 
Meberfchuffe verwendet wird, muß, wenn ed mit Schuls 
den belafter ift, aus deffen Früchten in zwanzig Fahren 
fchuldenfrey gemacht werden. ($. 69.) | 


Der 6.69. fagt: mit jeder Fideifommißfchuld, und 
mit jeder die Subſtanz des Fideifommiffes verminderten 
Handlung ift ein Plan zu verbinden, wie aus den Früd)s 
sen des Fiveifommiffes die darauf gelegten Schulden 
getilgt, oder die an der Eubftanz derfelben gefchehenen 
Derminderungen durch beftimmte und von dem bermali« 
gen Befiger fomohl, ald von den Nachfolgern zu ent 
richtenden Friften ergänzt werden follen. 


Diefer Tilgungs- und Ergänzungdplan ift mir Ruͤck⸗ 
fiht auf den Betrag und die Laſten des Fideikommiſſes 


. 


fo. einzurichten, daß in jährlichen; Friften, ſobald Als es 
geſchehen kann, ind Befondere für die Jur Ausſteuer der 
Toͤchter verwendeten Summen in ſolchen Raten; welche 
dem vorigen Unterhaltsbezuge gleich ſind, die Schulden 
getilgt, und Die’ an der Subſtanz geſchehenen Verminde⸗ 
nungen ergänzt werden. 

Niemals dürfen die jährlichen Friſten weniger als 
fünf vom Hundert am Kapital betragen; der Fideikom⸗ 
mißdefiger muß ſich aber höhere Summen gefallen laſ⸗ 
fen, fo lange ihm der Ertrag des norkualmäßigen Grund⸗ 
vermoͤgens uͤbrig bleibt. 


Das Gericht kann die einmak beſtimmten Friſten 
nur aus beſonders erheblichen Urſachen verlängern, 


Der G. 7. ſpricht allgemein und ment. weder den 
Stifter noch den Beſitzer. 


Er weist aber hin auf den $. 64 


Der $. 69. fagt Fein Wort vom Stifter, nennt 
aber zmeymal deu Befiger, - 


Fragt man nun, wer muß die Schulden zahlen, fo 
ift die Antworts der Befiger, alfo nicht der Gtifter, 
folglich nicht der Konftituent, fondern fein Nachfolger, 


Be 
Bey jenen Fideilommiffen, mit welchen in Zolge 
Fonigl. Verleihung das Recht der Vererbung der Reiches 
rathswuͤrde verbunden ift, muß das. biezu nothiwendige 
und unter allen Unmftänden umveräußerlihe Grundver: 
mögen in "Anfehung feines Berraged nad Titel VI. 


6. 3. der Verfaffungsurfunde, in Anfehung feiner Bes 


fhaffenheit und übrigen Rechtöverhältniffe hingegen, 
nad dem Fideikommiß-Edikte beurteilt werden. 


— 
— 
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Daher koͤnnen zu biefem Grundwermdgen nur bie 
im 9. 3. des Fideikommiß-Ediktes benannten Gegen: 
ftände gerechnet «werden, davon. aber muß dem $. =, 
und 6. diefed Ediktes gemäß, nur der Betrag ‘von 25 fl; 
Stenerſimplum frey von Schulden und Laſten ſeyn, und 
das Uebrige iſt als Fideikommiß-Ueberſchuß nach 6. 6. 
uud 7. des Ediktes zu betrachten, welcher zwar in 
Grundvermogen beſtehen muß, und miemals veraͤußert 
oder vermindert werden darf, übrigens nach den Beftim: 
mungen des Ediktes mit Schulden — ſeyn oder 
werden kann. 


Auch kommt in Anſehung der — oder 
Stifter ſolcher Fideikommiſſe alles dasjenige zur Anwen⸗ 
dung, was in dem Fideifommiß: Edikte und im vorher: 
gehenden Artifell Para iſt. | 





Durch ein ea Heräberziehen des $. 3; 
TIRVE der Berfaffungsurfunde in das Fideifommiß- 
Edikt und Einfchieben deffelben zwifchen die 68. 2. und 5, 
des Edikts ‚haben die Gerichte dem Stifter, welcher zum 
Zwecke der erblichen Reichsrathswuͤrde ſtiftet, eine Bürde 
aufgelegt, an welche der Geſetzgeber nicht gedacht har. 


Sie verlangen nämlich von ihm ein fhuldenfreyes 

. Grundvermögen, mit einem Steuerſi implum von 300 fl., 
während fie von dem Stifter, der bloß zum Beften fei: 
ner Familie fiftet, nur ein folches Grundvermögen mit 
einem Simplum von 25 fl. fodern. 


Man muß die dren Gefeßftellen. hören, um fich zu 
überzeugen, daß die Gerichte den fraglichen en 
Unrecht thun. 


Der $. 3. Tit. VI. der —— ſagt: 
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„Das Recht der Vererbung wird der König nur 
adelichen Gutöbefigern verleihen, welche im Koͤ⸗ 
nigreihe das volle Staatöbürgerrecht, und ein 
mit dem lehen⸗ oder fideifommiffarifchen Ver— 
bande belegtes Grundvermögen befizen, von wel: 
em fie an Grund» und Dominifalftenern in 
simplo dreyhundert Gulden entrichten, und wos 
bey eine agnatifch : Iinealifche Erbfolge nach dem- 
Rechte der Erfigeburt eingeführt iſt.“ 


Diie Wuͤrde eined erblichen Reichtsraths geht jedes- 
mal mit den Gütern, mworguf das Fideikommiß gegruͤn— 
det ift, nur auf dem Be diefer Erbfolge eintretenden 

Beſitzer über, | 


Der 8. 2. des Ediktes ſagt: 
„zur Errichtung eines Samilienfibeitommnipes wird 
ein Grundvermögen erfodert, von welchem an 
Grund nnd Dominikalftener in simplo wenig: 
fiens 25 fl. zu entrichten find.‘ 


Der 6. 5. des Ediktes ſagt: | 


„Das Grundvermdgen, welches dem. 6. 2. ge: 
mäß zur Errichtung eines Fideikommiſſes erfos 
dert wird, muß Es von Schulden und Laſten 
ſeyn.“ | 
Haften darauf unabldöbare Laſten, und foll das Fi= 
deikommiß durch beiondere Difpofitionen des GStifters 
oder mit Schulden belafter werden, fo wird außer jenem 
Grundvermögen noch ein Fond erfodert, aus deffen Rente 
jene Buͤrden und Laſten beftritten werden Fonnen, 
Der $. 2. des Ediktes ift die Hauptſtelle. Er fagt, 
wie ſtark das Vermögen feyn muß, auf welches ein 
Fideikommiß gegründet werden kann. | 
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Der $. 5 fagt, daß diefed Vermögen Eſich auf 
den 6. 2 beziehend) fchuldenfrey ſeyn muß, 


Der 9.3. Titl VI, der Urkunde beftimmt, wie ftarf 
dad Vermögen feyn muß, um die erbliche Reichsraths⸗ 
würde zu begründen. In Beziehung auf Fideikommiſſe 
fagt er aber nur ſo viel, daß dieſes Vermogen mit dem 
Lehen oder Fideifommißverbande belegt feyn muͤſſe. 


Will ed alfo der Stifter mit dem Feßteren Verbande 
belegen, fo hat er bey der Evrichtung nichts zu thun, 
als den VBorfchriften der 60. 2 und 5 des Edikts zu ge 
nuͤgen, und fann zu einem Mehreren von den Gerich— 
ten. nicht angehalten werden; denn zu welchem Zwede 
er ftiften will, muß den Gerichten gleichgültig ſeyn. 


Wenn ſie nun ein Mehreres von ihm fodern, weil 
er zum Zwecke der erblichen Reichsrathowuͤrde ſtiften 
will, ſe thun ſie ihm Unrecht. 


II, 


Der Konftituent oder Stifter eines Fideifommiffes. 
ift nach $. 13 anzuordnen befugt, daß ein beftimmter 
oder unbeftimmter Theil des Fideifommißüberfchuffes zur 
Tilgung der auf demfelben bey deffen Konftituirung haf: 


tenden Schulden von dem Fideifommißbefiger veräußert 
werden koͤnne oder folle, 





Nah 9. 13 des Edifts find die Nechte und Ber: 
bindlichfeiten des Befigerd und der Anwärter nach dem 
Willen des Stifters zu beurteilen, wenn diefer Wille 
dem Gefege nicht zuwider ift, 


Es fragt ſich alſo, ob der Wille des Stifters, daß 
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ein Theil des Ueberſchuſſes zur Schuldentilgung ver 
wendet werde, dem Gefege zuwider fey. | 

Die Gerichte zweifeln an der Zuläffigkeit einer fol: 
hen Dispofition, aber ohne. hinreichenden Grund, 

Es ift hier die Rede von einem —— Ueber⸗ 
ſchuſſe. 


Bey einem ſchuldenfreden Fideikommiſſe iſt der ueber⸗ 
ſchuß willkuͤhrlich. 


Ueber einen willkuͤhtlichen Ueberſchuß kann der Stif⸗ 
ter frey disponiren; er kann alſo auch dem Beſitzer ge: 
bieten oder ‚geftatten, ‚den Ueberſchuß zum Zwecke der 
Schuldentilgung gang oder jum Theile mit oder. ohne 
— — zu veräuffern. 


AV. : 
Die Sninmuſg des 6. 8, daß die zum Fideitom⸗— 
miſſe gehoͤrigen Mobilien verzeichnet und abgeſchaͤtzt wer⸗ 
den ſollen, findet auf den ae des Sideifommiffes 
feine Anwendung: J 


* 





Nach 5.8 des Edikts füllen die Fweitommihzuge⸗ 
hoͤrungen verzeichnet, abgeſchaͤtzt, and den Fideifommiß⸗ 
nachfolger in der Art hinterlaſſen oder: erſetzt werden. 


‚Det 6. 8. fagt micht, wer dieſes Verzeichniß anzu⸗ 
fertigen habe; die Gerichte verlangen: es vom Stifter. 


Der $. 24. Nr. ı und ber $. 4. Nr. ı 1 geben Auf: 
ſchluß. 


Der 6. 24. Nu a fagt: Mit dieſet Borftellung 
ift die Urkunde, welche die fibeifommiffarifche Dispofis 
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tivn enthält, entweder in Urſchrift, oder in einer ge: 
richtlich beglaubigten Abfchrift, und eine umſtaͤndliche 
Anzeige aller Veſtandtheile * — Be 
gen. 


Der $. 43. Nr. ı. fagt: ——— Miteigen⸗ 
thums find die’ Anwaͤrter berechtigt, zu verlangen, daß 
alle zum Fideifommiffe gehörigen Sachen in ein ordent: 
liches Berzeichniß gebracht, und darin die beweglichen 
nad) ihrer Befchaffenheit, Zahl, Bröpe,; Sun oder 
Werth genau beſchrieben werden. Ver s 


Diefed Verzeichniß bient bey jeder Veſt tzveraͤnde⸗ 
rung und bey Abſonderung des Fideilommiſſes vom Al⸗ 
lodium zur Nichtſchnur. I 


Der 6. 24 verlangt vom: Stifter eine e umftändtiche 
zu aller Beftandtheile des Fideikommiſſes. 


Der 43 berechtigt‘ die Antvartet zu verlangen, 
* alle zum Fideikommiſſe gehörigen Sachen in ein or: 
Beitliches Verzeichniß gebracht, und darin’ die bewegli: 
hen nach ihrer Befchaffenheit, Zapl, Größe, Gewich 
oder Werth genau beſchtieben werden. 


Dieſos Verzeichniß ſoll bey jeder Befigderänderung 
und bey Abſonderung * a vom: en 
zur Richtſchnur dienen. ı.. 


Hieraus erhellet, — wen. bie — 
dieſes Verzeichniſſes obliegt, und daß fie. vom — 
nicht gefodert werden kann. 

Darf er doch nad $. 6 ſich ae Ausdrücken 
und fagen: fein Geld, feine Kapitalien, Kleinodien, Ge: 
mäldefammlungen, Kunſtſachen, Buͤcher Hauseinrich⸗ 
tungen ic, ſoll dieß alles jetzt ste vergeichitet und ges 
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[hät werden, und, zu welchem: Zwecke? Soll;triden 


öideifommißnachfolger erſetzen, was. er bey feinen Leb⸗ 
zeiten hievon wegnimmt, veraͤußert, verbraucht? .....' 


Dieß wird Niemand behaupten; da — $ * 
das ganze Fideikommiß aufheben kann.. u 


ee v. DrBerEE Sera Far‘ 
Die Dispoftiou des $. 1% in n Betreff de Bew eis 
feö, dag das zum neuen Fideikommiſſe beſtimmte Bes 
mögen vor Anflöfung der Fideikommiſſe die Eigenſchaft 
eines Fideikommiſſes oder Stammgutes an ſich gekragen 
habe, ſchließt nicht aus, daß an Vermuthungen als 
Beweidmittel — 
BETT: GE FREENET LET 11) 12717) TEEN. 
59 193.1 4 ER niuatrisonn a IH 
Der:$i 40 de — ſagt: Ye Bildung” diefek 
neuen ı ı Fideifomaiffe- tritt die im Titl N. 60. 233 
vorgefchriebeme gerichtliche Inſtruktion und Beſtaͤtlgung 
ein. Mit dem Geſuche um die Beſtaͤtigung iſt der Be— 
weiß zu verbihden,: daß das zum neuen Fideikommiß bei 
fimmte Vermögen, vor. Aufloͤſung der Fideikommiſſe die 
Eigenſchaft eines Fideifommiß-: oder) Sfatimgüite® un 
ſich getragen Habe, tind“ die. Erbforge amitzeigen; welche 
dabey vormals: ftatt Br. hat vder! kuͤnftig ſtatt fine 
den ſoll. rrlnf 


Die Gerichte Haben das Wort Beweis im prozefe 
ſualiſchen ‚Siune, genommen. u 
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‚Den: Abtitel will, daß au Bermtgungen ale Do | 
weismitsel genügen : ſollen. ii —— 


Daß Vermluthungen gu den Beweismitteln gesäple 
werden , Be die Gerichtsoͤdnung Kap. XI. $. a. 


Bo 


Daß: fie‘ alfo ala Beweismittel gelten, unterliegt feinem 
Zweifel; daß fie aberunls —— su Aden fok 
len, iſt ein Schritt weiter. 


IInndeſſen kaun diefer Schritt gar: er — 
werden, wenn man erwaͤgt ii. 


1) daß hier nicht von einer Handlung der ftreitigen, 
fondern der frepwilligen Gerichtöbarkeit die Rede ift; 


H daß diejenigen , welche Einſpruch machen wollen, 
‚durch die Ediktalladung zur — = Beh 
aufgefodert werden. 


VI. 

Die Beſtimmung des 6. ab, — die — 
chen und hypothekariſchen Siäubiger, unter dem Rechts: 
nachtheil, daß fie ſich nicht mehr an die. Subſtanz des 
Fideifommißvermögens zu halten berechtiget feyen, vor: 
geladen werden follen, iſt auf die von den Gerichten und 
Hypothefenämtern Angezeigte, Gläubigern, ſo wie auf 
bie von dem Stifter. des Fideifommiffes benannten Fi⸗ 
deikommißglaͤubiger nicht anwendbar, ſondern es ſind 
dieſelben erfoderlichen Falls unter dem Rechtsnachtheile 
vorzuladen, daß ihre Foderungen / dergeſtalt, wie fie an 


gezeigt find, auf das Re eingetragen werden 
ſollen. 





Der 6. 26 des Edikts fagt! Das Appellariondge: 
sicht hat von den Gerichten und Hypothöfenämtern, in 
deren Bezirfe die zum Fideikommiſſe beſtimmten Güter 
liegen, Zeugniffe abzuvetlangen, oh. und mit. welchen 
Sppofpeten fie belaſtet Teen, auch. ‚denjenigen, welche 


/ 


Bi 


binfichtlich des zum Fideikommiſſe beftimmten Vermoͤgens 
perſoͤnliche oder hypothekariſche Foderungen zu machen 
haben, und zwar den unbekannten Glaͤubigern durch 
Ediktalladung zu deren Angabe einen praͤkluſiven Ters 
min von ſechs Monaten unter dem Rechtönachtheile vor: 
zufegen, daß nach Berftreichung deſſelben das obgedachte 
Bermögen ald ein Familienfideifömmig würde immatri- 
kulitt werden, folglich diefelben wegen der nicht anges 
zeigten Foderungen ſich nicht mehr an die Subftanz des 
Hideifommißvermögens , fondern nur an das Allodial: 
vermögen ded Schuldners, oder in deſſen Ermangelung . 
an die richte des Fideifömmifles zu Halten, berechtigt. 
feyn follten, und felbft Hier nur unter der Beſchraͤnkung, 
daß ſie denjenigen Glaͤubigern nachgehen, welche ſich 
innerhalb des gedachten Termins gemeldet haben. | 


Die Gerichte haben auch die befannten Gläubiger 
unter diefem Präjudize geladen. 


Daß das Präjudiz, daß die Schweigenden fich nur 
an dad Allod und die Früchte zu halten haben, und 
nicht ald Fideifommißgläubiger immatrikulirt werden fol: 
len, nne auf die unbefantiten Gläubiger paffe, die ber 
kannten aber unter dem Präjudize, daß ihre Foderuns 
gen, fo wie fie angezeigt wurden, eingetragen werden 
follen, vorguladen feyen, bedarf en: feiner nähern 
Ausführung, 


vıl. 

Die Kinder des Konftituenten, odet die ihrien zu 
beftellenden Kuratoren dürfen, wenn er felbft die In⸗ 
fruftion zur Eintragung des Fideifommiffes in die Mas 
trifel veranlaßt, nur in dem Falle fpeziel hiezu vorge⸗ 

VII, Beplagendband; = 6 
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laden werden, wenn dieſes nach §. 26 auch bey andern 
Perſonen zulaͤſſig iſt, und bedarf es insbeſondere wes 
gen des Pflichttheils, gemäß des 6. 20 keiner Vorla⸗ 
dung der Kinder. 





— haben die Kinder des Stifters, reſp 
deren Kuratoren, auf den Grund des 6. 26 ſpeziell vor⸗ 
zuladen, weil ſie Foderungen haben koͤnnten. 


Der 6. 26 will aber nur diejenigen ſpeziell vorge: 
laden wiffen, welche Foderungen haben. Sir die * 
dern gilt die Ediktalladung. | wo 

Auch der Pflichttheil ift Fein Grund zur Vorladung, 


weil er nach, $..20 erſt beym Tode ded Stifter bes 
ſtimmt wird. 


1! 
24 » 





Nah dem Entwurfe foll das Geſeh rüdwirkende 
Kraft erhalten, er verfügt nämlich, die Gerichte follen 
biernach verfahren, wenn auch in einer oder der andern 
Sache früher ander befchlojfen‘ oder ertannt worden 
waͤre. 


Gehoͤrte der —E— zu den Handlungen der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit, fo koͤnnte in der Art nicht vers 
ordnet werden. 


So aber ift diefe Verordnung nicht nur nicht un: 
gerecht, fondern gerecht und nothwendig, indem fonft 
die fpätern Anmeldungen gegen die früher bevorzugt waͤ⸗ 
en. Die frühern haben nun nichts zu thun, als. wies 
der zu fommen, und dann werden fie mit den ſpaͤtern 
nach gleichem Nechte behandeln. 
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Aus diefen Gründen: beautächtet der Ausfhuß die 
unbedingte Annahme des Gefegentwurfe®. 
München den 12. Auguſt 1825, 


BE Schr: v. Leonrod. 
— 


1 Bu) Jrr BITE = J chi); RALE 
Geſhen am —E in der Sipung des 
erſten Ausſchuſſes· at i 
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— Miniſtrriairath © Spies. 
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— über den Geſetzesentwurf, die Anwendung und 
Vollziehung einiger Beſtiumungen der Familienſideikom⸗ 
miſſe betreffend, und begutachtete die ‚Fanbıne, des Ge⸗ 
ſetentwurfes. er 
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rl V vertrag 
—* HE re des . i " 
Pöniglihen Staatsminifters der Juſtiz. 


«Einige Abanderungen der. im Rhelitreiſe geſetzlich angentd- 

neten Foͤrmlichkeiten bey Siegflanleaungen, dann bey Ver— 

moͤgensveraͤuſſerungen und Abtheilungen, welche unter Mit: 
wirkung des Richteramtes geſchehen wäh, Serteffend. ) 
4 4 —RWR *2 798 


. 1 

Der gegenwärtige Geſetzesentwurf, welchen der 
Staatöminifter der Zuftig, nach dem allerhoͤchſten Be: 
fehle Seiner Majeftät des Königs der hohen Kam⸗ 
mer der Herren Neichsräthe vorzulegen’die Ehre Hat, ift 
dazu beftimmt, lange gefühlte und oft geführte "Be: 
fchwerden der Bewohner ded Rheinkreiſes gegen die dort 
geltende franzöfifche Geſetzgebung in Beziehung auf die 
in diefem Entiwurfe behandelten Gegenftände zu befeitis 
gen Auch an Unfehung diefer Gegenſtaͤnde iſt, wie in 
Anſehnugn wielet anderer, das franzöfifche Rechtsverfah⸗ 
ven mit und uͤbermaͤßig theuer. 


Die Fotge hievon ie daß "jeder, der ine kanm, 
die Geſetze zu umgehen, und ſich mit Hintanſetzung deb 
vorgeſchtiebrnen Verfahrens ſongut als moͤglich zu hel⸗ 
fen ſucht, am Ende nicht ſelten zum großen. Nachtheil 
der dabey betheiligten Perfonen. 


Wer Hingegen ‘dergleichen ausweichende Wege ent: 
weder nicht einfchlagen kann, oder einzufchlagen nicht 
wagt, den trifft der Nachtheil, große und oft fo große 

on ' 
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Koften beftreiten zu: muͤſſen, daß die Maſſa oder der 
Werth der Güterigrogen ja größten Theile . aufs 
gezehrt wird, B 


Dieſe in Frankreich ebenſo wie im Rheinkreiſe be⸗ 
klagten Folgen der beſtehenden Gefetzgebung haben ſchon 
im Jahre 1823 die koͤnigl. Behoͤrden des Rheinkteiſes 
veranlaft , auf Abhuͤlfe im verſaſſungsmaͤßigen Wege 
bey dem koͤnigl. Staatsminiſterium der Juͤſtiz anzutra— 
gen, und demſelben zu dieſem Ende einen Geſetzesent⸗ 
wurf Rum | 


Allein bey. der damaligen Stänbeverfanmlung fonnte - 
biefer Entwurf nicht. mehr zur Vorlage kommen, weil 
es die Zeit nicht erlaubte, den Gegenſtand dazu hinrei⸗ 
hend vorzubereiten. Um nun die Vorlage bey der dar 
maligen Ständeverfammlung bewirken zu koͤnnen, Hat 
das koͤnigl. Staatdminifterium der Zuftiz wiederholte Nes 
vifionen und ‚Prüfungen. des früheren: Entwurfes veran: 
laßt, und hieraus ift der ——— ee ent⸗ 
ſtanden. 


Die Tendenz deſſelben Pe einenwege — die 
franzoͤſiſchen Geſetze uͤber die in Frage ſtehenden Gegen⸗ 
ſtaͤnde ganz abzuaͤndern oder aufzuheben. 


Verſuche dieſer Art in oft ht auf einzelne Gegen: 
fände bey einer in allem’ ihren Tpeifen gefchloffenen-und 
zufammenhängenden Legislation — ud — —* — 
gewagt und gefaͤhrlich. | | 


Die Tendenz. des Geſetentwurfes beſteht vielmehr 
darin, unter Aufrechthaltung der Geſetzgebung in als - 
len ihren wefentlichen Beftimnmungen und Grundpringi- 
pien bloß bie ——— Foͤrmlichkeiten zu mindern 
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und zu beſchtaͤnken um dadurch zugleich die Bewohner 
dee Rheinkreiſes in Auſehung der Taxen und an ir 
erleichtern. 


a Der. Rheinfreig wird bier die immer rege Fürs 
forge der Regierung. für das Beßte der. ihr angehörigen 
Staatsbuͤrger, und das ernſtliche Beſtreben, denſelben 
da, wo ed nur immer geſchehen kann, Erleichterungen 
zu verſchaffen, nicht werfennen.: — 


Kia | 
Die Gegenftände welche der Geſebesentwurrf uns 
faßt, find hauptfählih Sachen der fogenannten nicht 
ftreitigen Gerichtöbarfeit , und: Mr. Pa Ran 
Puntte: I 

* die Anlegung * Abnahme der Siegel bey Ber: 
laſſenſchaften; An: 

— die ſogenannten berichtiichen frpeitigen Beni 
» zungen: 

a) ‘der Mobilien, 
b) der Immobilien; 

3) die gerichtlichen Theilungen und bie Veraͤuſſerungen, 
welche zum Behufe der Theilung gerichtlich vorge⸗ 
nommen werden muͤſſen. A 

Den hierauf firh beriehenden. ſpeziellen efinmunge 
find am Ende des Gefegentwurfed , - | 


4) einige allgemeine, fich über alle: Diefe Gegenftäude 
erftrecfende, die Anwendung ded Geſetzes zum — 
erweiternde Verfuͤgungen beygefuͤgt. 


Eine kurze Vergleichung deſſen, was die beftehende 
Geſehgebung des Nheinkreiſes Uber jeden, dieſer Gegen: 
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fände mit fich bringt, und der darin jebesinal liegenden 
Beſchwerden- und Beläftigungsgrüände, mit dem, was 
der gegenwärtige Gefeßesentwurf enthält, wird hin 
seihend jeyn, die Motive des Lesten genägend zu ents 
wideln. 


$. 3 
Mas 


I. die Anlegung und Abnehmuug der Siegel in Sterb: 
und Verlaffenfchaftöfällen betrifft; fo haben’ die Siegel: 
anlegungen in Sterb: und Berlaffenfchaftsfällen bisher 
zu großen Beläftigungen Veranlaffung gegeben. 


) Die Siegel follen nady Art. qua des Prozedurgefe: 
Bed nur vom Friedensrichter pder durch feine Cups 
pleanten angelegt werden. Je weiter der Sitz des 
Sriedensgerichts vom Drte der Merlaffenichafr ent: 
fernt ift, defto theuerer wird die Siegelanlegung. ' 

3) der Artikel 937 des Gode. de procedure verordnet 
hinfichtlicy der Abnahme und. MWiederanlegung der 
Siegel: . 4 

„die Siegel follen nad) und nad), und fo, wie mit 
der Errichtung des Inventars vorangefchritten wird, 
abgenommen werden, am Eude jeder Vakation 
follen fie wieder angeleat werden.” | 
Dauert nun eine Inventur, z. B. zehn Tage: fo 
warden an jedem Morgen die Siegel abgenommen, und 
gegen Mittag wieder angelegt. Nachmittags werden fie 
wieder abgenommen, und Abends abermal angelegt. 
Mirhin find zwanzig Protokolle auf Stempelpapier, 
eben fo viele Einregiftrirungen, eben fo viele Vakationen 
Yes Friedensrichters und feines Gerichtöfchreibers bey 
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ber Abnahme und bey der Wiederanlegung der Siegel 
erfoderlich. 


Hat die Inventur außerhalb des Wohnortes des Frie⸗ 
denrichters ſtatt, ſo kommen noch feine und des Gerichte- 
ſchreibers Reiſen fuͤr eben ſo viele Tage hinzu. 


Auf ſolche Art iſt es nichts ſeltenes, daß die Koſten 
der Siegelanlegung, Abnahme und Wiederanlegung bey 
einer eben nicht großen Verlaſſenſchaft hundert und meh: 
rere Gulden betragen. 


Es ift aber auch leicht mdglich, daß fie auf ein halb 
Tauſend Gulden und darüber heranwachſen. 


3) Sf ein Wächter der angelegten Siegel (gardien des 
scelles) zu beftelen, fo kommt beffen Bezahlung 
nach dem Tarife vom 16. Februar 1807, Art, 34 
theuer zu ſtehen, indem nach denfelben 
#) in den erften zwoͤlf Zagen 
| Kranke, Gent. 
in den Städten, wo ein Tribus | 


mal erfter Inſtanz ift 2 2 
in den andern Städten und Land⸗ 
kantonen 1 50 


-b) In den folgenden Tagen in den 
Städten, wo ein Tribunal 


erfter Inſtanz ift — 
in andern Städten und vand⸗ 
kantonen J Ban es ie 


fuͤr jeden Tag bezahlt werden muß, 


e 3 8% 
4) Der Notar, welcher fobanır neben dem Gerichte die 


Inventur zu beforgen m; muß ohnehin befonders 
bezahlt werden, | 


5) Dazu fommt nod), daß ie Frankreich und häufig auch’ 


an anderen Orten, wo franzöfiiche Rechte gelten, 
die Friedensrichter, — obgleid) die Fälle, in denen 
die Siegel von Amtöwege vorgeleat werden dürfen, 
in dem Art. gıı des Prozedurgefees genan be— 
ftimmt find — ſich dfters auf diefe Fälle nicht be: 
ſchraͤnken, und auch in Fällen, wo ihnen nur auf 
Anfuchen der Intereſſenten einzufchreiten erlaubt ift, 
von Amtswegen handeln zu dürfen glauben, 


Dadurch werden die Koſten noch ungemein ver: 
größert, 


Auf diefe Weife wird ed begreiflih, wie de Ber: 
laffenfhaften durch Koften ganz oder doch größen Theils 
aufgezehrt werden, und wie gegen die beftehende Gefeß- 
gebung felbft, nnd gegen die Art ihrer Anwendung fo 
häufige und wichtige Befchwerden entftehen Eonnten, 


% 4 


Der Geſetzentwurf hingegen hilft allen diefen Miß— 
verhältniffen im Artifel x bis 7 * indem er ver⸗ 
prönet? 


a) daß auch der — oder fein Adjunkt 
in den vom Mohnfige des Friedensrichters ent: 
fernten Gemeinden fein Amtsſi egel vorläufig ſoll 
anlegen duͤrfen, — 


b) daß bie ſucceſſive —* der Siegel durch den 
Friedensrichter nicht mehr ſtatt haben ſoll, daß 


1 
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dieſer vielmehr’ bey. Eröffnung der Inventur in eis 
ner einzigen Vakation, — alle angelegten Siegel 
nur verifiziren , die weitere Abnahme und Wieders 
anlegung aber dem mit der Inventur —— 
| Notar überlaffen fol. | 


e) Es wird endlich allenthalben nur auf die beftimm: 
ten Sterbfälle hingewiefen, in denen die beftehen: 
den Gefege die Siegelanlegung - von. Amtöwegen 
erlauben, ’ 


Es ergiebt ſich hieraus, daß hietmit das erfahren 
ſchon an fih ungemein vereinfacht wird, und daß -fich 
ebendadurch die Koften in entfprechender Art vermindern 
müffen. Allein ihre Vollendung erhält die beabfichtigte 
Nachhuͤlfe noch durch die Regulirung der Koften und Ge: 
büpren, welhe Seine Majeftät der Kbnig durch 
eine befondere deßhalb zu erlaffende ———— Sich 
vorbehalten haben. 


Hiemit ſind alle — gehoben, und die 
Beſtimmungen des Geſetzentwurfes hinreichend moti⸗ 
virt. | 


5, 5. 
Wenn tum’ ferner II. von den fogenannten gerichtlis 
chen‘ fregwilligen Veräußerungen a) der Mobilien, die 
Mede ift, fo find darunter folgende Fälle begriffen. 
ı) Die Veräußerung der Modilien der Min: 
berjährigen. 


Hieräber ift im Art. 452 des Sänger, Gefeiue 
geſetzlich verordnet: 


„In Monats friſt nach Abſchluß des Inventariums 
ſoll der Vormund in Beyſeyn des Nebenvormunds, 


PER gi 

nach vorhergegangeuen oͤffentlicheu Anſchlaͤ— 

gen oder Verkuͤndigungen, wovon in dem 

Verbalprozeß (Protokoll) Über den Verkauf Er: 

RE , wähnung gefchehen muß, alle Mobilien, diejenis 

gen ausgenommen, welche in Natur aufzubewah: 

ren, ihn der Samilienrath authorifirt haben wird, 

in einer von einem dffentlihen Beamten 

- gehaltenen dffentlihen Verfteigerung an den Meift: 
biethenden verkaufen laſſen.“ 


2) Der Verkauf erbſchaftlicher Mobilien inr 
Falle des Art, 836 des bürgerlichen Geſetz— 
buche, in fo ferne Minderjährige fich unter den 
Erben befinden, oder die Erben nicht gegenwärtig 
oder nicht einig, oder Dritte betheiligt find. 


(Art, 945 f. fr des Code de procedure.) 


In dieſem 826. Art. des huͤrgerl. — iſt 
verordnet: 


„Jeder Miterbe kann ſeinen Antheil in den Mo⸗ 
bilien und Immobilien der Hinterlaſſenſchaft in 
Natur verlangen, ſind jedoch Glaͤubiger vorhan— 
den, welche das Vermoͤgen mit Arreſt belegt, oder 
Oppoſition eingelegt haben, oder haͤlt der groͤßte 
Theil der Miterben den Verkauf fuͤr noͤthig, um 
die Schulden und Laſten der Erbſchaft zu berich— 
tigen, ſo werden die Mobilien oͤffentlich und in 
3 der gewdhnlichen Form verſteigert.“ 


Die Form der Veraͤußerung iſt in dem Art, 945 f. f. 
des Code de procedure feftgefeßt, wo es heißt: 


„Wenn zufolge ded 826. Artikel des Civilgeſetz⸗ 
buches der Verkauf erbſchaftlicher Mobilien ſtatt 
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findet: fo foll diefer Verkauf unter Beobach— 
tung ber im Titel vonder Pfändung nnd 
Vollſtreckung an Mobilien (Saisies execu- 
tions) vorgefhriebenen Formen vorge 
nommen werden. | 


Auf Anftehen eines der Berbeiligten foll in 
Kraft einer Ordonanz ded Präfidenten 
des Bezirksgerichtes dazu vorgefchritten wers 
den, und zwar durch einen o ffentlichen Bes 
anten. 


Keine der obigen Formalitäten brauchen die 
Partheyen zu beobachten, wenn fie alle großjähe 
rig, gegemwärtig, unter ſich einig find, und Fein 
Dritter dabey betheiligt ift. 


3) Die Veräußerung ber Mobilten der Inter: 
dizirten, 


Der Artikel 509 des bürgerlichen Geſetzbuches be; 
ſtimmt: 
„Der Interdizirte wird in Hinſicht auf feine Per⸗ 
fon und fein Vermögen einem Minderjährigen 
gleich geachtet, Die Gefeße über die Vormund— 
ſchaft der Minderjäprigen find anwendbar auf die 
Vormundſchaft der Jnterdizirten.“ 


Daher gilt von der Veräußerung der Mobilien der⸗ | 
felben, was unter Num, ı über die Veräußerung der 
Mobilien der Minderjährigen vorgefommen ift, 


(Art. 112 und ı2& des bürgerl, Gefegbuches.) 


95. 


Dur, deu. Attikel 112 werden die Bezirksgerichte 
augewiefen ,.: file, ‚die Verwaltung des Vermdgens eines 
praͤſumirt Abweſenden, welcher. keine Vollmacht zu⸗ 
ruͤckgelaſſen hat, zu ſorgen. 


Anf welche Mir geſorgt werden ſolle, ſagt das Ge⸗ 
jeg nicht. Es uͤberlaͤßt dieſes dem Ermeſſen der Ges 
richte, welche in der Regel einen Kurator zu ernenuen 
pflegen, dem die Befnguiß ertheilt werden kann, die 
Mobilien verſteigern zu laſſen. 


So lange ein Abweſeuder durch: Ausſpruch des Ge⸗ 
richtes noch nicht foͤrmlich fuͤr abweſend erklaͤrt wor— 
den iſt, heißt derſelbe praͤfumirt abweſend. 


Iſt aber die Abweſenheit mittelſt richterlicher Sen: 

tenz erklaͤrt, ſo haben zu Folge Artikel 426 des buͤrger⸗ 
lichen Geſetzbuches die in pyoviſoxiſchen Beſitz geſetz⸗ 
ten Praͤſumtiverben (oder die Ehefrau des Abweſenden, 
welche fuͤr die Fortſetzung der Guͤtergemeinſchaft ſich er⸗ 
klaͤrte), Lodn’ den Erklaͤrungen“der Ehefrau über die Gi: 
tergemeinf&häft'wird unten Num. & noch befonders die 
Rede ſeyn) ein-Fitventar über die Mobilien 'errichtemTaf, 
fen. Das Tribunal erfter Inftanz : verordnet geeigneten 
Falles, daß alle Mobilien, vor Rn Theile derſelben 
veraͤußert werden ſollen. 


Wie die Veraͤußerung — muͤſſe, iſt im Su 
feße gleichfalls nicht beſtimmt. 


Daher wird die buͤrgerliche Prozeßordnung Art. 945 
f. f. in analoge Anwendung gebracht, 


5) Die Veräußerung der zu einer Erbſchaft, 
welche vpn einem Benefiziarerben unge: 
tretenſwird, gehdrigen Mobilien. 

Art. 796 und dos des buͤrgerl. Geſetzbuches.) 


4 

Der Art. 796. ermächtiget die Erben ſchon“ ehe fie 
fich erklärt Haben, ob fie die Erbſchaft mie der Wohl⸗ 
that des Inventariums antreten wolftn , 'vie Gegen⸗ 
ſtaͤnde, welche dem Verderben ausgeſetzt, odet 
zu koſtſpielig aufzubewahren ſind, nad) erhalte⸗ 
ner richterlicher Erlaubniß veraͤußern zu laſſen, ohne 
daß daraus eine. — der THRME gefolgert., wer⸗ 
den koͤnnte.— 24 


Das Anſuchen, um * then muß an den 
er. benten des Bezirksgerichts eingereicht. werben. 


„Die Veräußerung ſelbſt muß durch einen fr 
fentliden Beamten nach vorhergegangener 
dffenrlihen Unfhlägen und Bekannt— 
machungen gefchehen, wie fie durch die Gef etze 
uͤber das gerichtliche Verfaht en — 
ſchrieben ſind.“ — —— — 


Nach Art. 806. tamt.ner Erbe, — er eiumal 
die Erbihaft mit der. Wohlthat des Inventars wirklich 
angetreten hat; die Mobilien, wie er will, „aber nur 
durch einen dffentlihen Beamten, nachdem ‚die 
gewöhnlichen Anfchläge und Bekanntmachun—⸗ 
gen vorausgegangen ſi nd, bey einer ‚Öffentlichen, Ver⸗ 
ſteigerung verkaufen.“ 


6) Die Veräußerung der Mobilien. von 1 Stine 
der Ehefrau, oder ihrer Erben vor der Er— 
flärung über die Annahme der Guͤterg e⸗ 
meinſchaft. 


(Art. 1463. und 1463. des — REN 


Nah den franzdf. Gefegen nämlich beſteht unter 
den Eheleuten, wenn nicht durch Ehevertraͤge andere 
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Verfügungen getroffen worden find, eine Gütergemein: 
(haft, welche” nach ganz eigenthuͤmlichen Grundfägen 
berechnet . ift,; and wovon die beutſche —. Sater⸗ 
meinſchaft bedeutend abweicht. 


Die Grundſaͤtze des franzoſiſchen Rechtes fo weit, 
als die Sache hieher gehoͤrt, bringen folgendes mit ſich. 
Die Guͤtergemeinſchaft wird aufgeldst 
ı) durch den natuͤrlichen Tod, 

. ») durch den bürgerlichen Tod, * | 
3) durch Eheſcheidanggg 
4) durdy perföntiche Trennung ohne Aufbfung der Ehe⸗ 

(Scheidung von Tiſch und Bett) | 
9 duch. Separation der Güter, (Artikel ıahı. ded 

Cod. civil. ) = = 

Tritt num ein ſolcher Fall ein, ſo iſt es der Frau 
oder ihren Erben geſtattet, die Aufloͤſung der Guͤter— 
gemeinſchaft anzunehmen, oder auf die Gütergemeinjchaft 
felbf5 zu verzichten, (Art. 1453.) 


Dazu. ift eine Friſt von dreg Monaten und vierzig 
* feſtgeſetzt. Ert. 1457.) 

Geſchieht in diefer Zeit die Erklaͤrung — iſt auch 
eine Verlaͤngerung der Friſt in der beſtimmten Form 
nicht ausgewirkt worden, ſo wird in Abſicht auf ge— 
ſchiedene oder getrennte Ehefrauen der Vetzicht geſetzlich 
angenommen. (Art. 1463.) 


Dffenbar ift fonach die Frau oder ihr Erbe in Ab⸗ 
ſicht auf dieſe Annahme oder Nichtannahme der Guͤter— 
gemeinſchaft in aͤhnlicher Lage, wie ein Erbe in Abſicht 
auf die ihm angefallene Erbſchaft, welcher nicht ver⸗ 
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bunden iſt, dieſelbe anzunehmen, (Urt, 775.) feine Ent⸗ 
—ffagung aber, welche nicht vermuther wird, bey Gericht 

in das hiefuͤr angelegte Regiſter eintragen. laſſen muß: 

(Art. 784.) 


In dasſelbe Regiſter iſt auf der Grund diefer Ana⸗ 
logie auch die Verzichtleiſtung auf — 
einzutragen. Ert. 1467.) 


Dieſe Analogie iſt nun nuoch weitet dahin audges 
dehnt. Der Erbe kaun, auch noch ehe er fich über die 
Annahme vder Ausfhlagung der Erbihaft erklärt hat, 
ohne als diefelbe annehmend betrachtet zu werden, alle 
Handlungen vornehmen, welche auf Erhaltung, Aufs 
ficht oder provijorifche Verwaltung abzwecken. (Art. 779.) 
Er. kann fi), wie ſchon vorgekommen ift, wenn unter 
dem Nachlaffe Sachen , die dem Verderben unterworfen 
find, oder derem Erhaltung viele Köften fodern wiirde, 
ohne daß hieraus eine Annahme der Erbfchaft gefol: 
gert werden koͤnnte, vom Gerichte zum Berkaufe diefer 
Sachen ermächtigen laſſen. 


Der Verkauf iſt ſodann durch einen oͤffentlichen 
Beamten, nach vorhergegangenen oͤffentlichen Anſchlaͤ⸗ 
gen und Bekanntmachungen, nach dei Geſetzen über dad 
gerichtliche Verfahren vorzunehmen, (Art: 796.) 


In gleicher Art kann fi) daher auch die Ehefrau 
oder. ihr Erbe, noch ehe eine Erklärung über die Ans 
nahme der Guͤtergemeinſchaft, oder der Verzicht auf dies 
felbe erfolge ift, vom Gerichte jur Veräußerung der 
ſchwer oder Eoftfpielig zu erhaltenden Mobilien authori: 

“ firen laffen, we fodann der Verfauf in gleichen Fors 
men,. wie fie der Urt. 796 vorſchreibt, vorzuneh⸗ 
men iſt 
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7) Die Veräußerung der Mobilien von Ku: 
ratoren vakanter Verlaffenfchaften in dem 
Halle des Artikels 813. des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches. 


Dieſer Artikel traͤgt dem Kurator einer vakanten 
Verlaffenfchaft auf, vor allem ein Inventarium errich⸗ 
ten zu laſſen, die Gelder aus dem Erldfe der verfaufs 
ten Mobilien und Jmmobilien zu erheben und zu 
verrechnen, 


Hinfichtlic der Art: des Verkaufes der Mobilien 
aber verweifen die Art. 1000, f. fi des Prozedurgefeßes 
auf die oben Nr. 5. in Betreff der Benefiziarerben er: 
wähnten gefeslichen Beftimmungen. 


N $. 6. 

Es ift aus dem Angeführten erfi lic), daß in ala 
Ien genannten Fällen freywilliger gerichtlicher Veräuße: 
rungen öffentliche Anfchlagzettel (Affiches, Placards) oder 
Berfündigungen (ou publications) erfoderlich ſind. Ob⸗ 
gleih das franzofifche Recht Eines oder dad Andere 
juläßt, fo wurden doch bisher im Ganzen immer die 
Anfchlagzettel gebraucht, nad) einer in Frankreich üblie 
hen freylich auf eigenen Gründen beruhenden Eitte, 


Damit. wurden aber zugleich auch noch die anderen 
Bekanntmachungsarten, durch die Schelle, Trommel, 
Trompete ꝛc. zu noch größeren Vertheuerung verbunden, 

Solche Anſchlagzettel ins Beſondere ſind unzweck⸗ 
mäßig, fruchtlos und ſehr theuer. 

Denn dergleichen Klebzettel werden von ———— 
geleſen. 

Großjaͤhrige, welche ihre nn Außergerichtlich 

Beplagenband VII, 
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ſelbſt verfteigern, finden es nicht in ihrem Jutereſſe, der: 
gleichen Zettel ankleben zu laffen. Sie koͤnnen daher 
auch in den genannten Fällen im Intereſſe der Minder: 
jährigen, Snterdizirten u. dgl. gleichfalld unterbleiben. 


Selbſt die Orte, wo. der Anfchlag gefchehen foll, 
erregen oft Zweifel, und bewirken nicht immer die fichere 
Gewißheit, daß die Verfteigerung da, wo ſich etwaige 
Kaufsliebhaber befinden , hinreichend bekannt gewors 
den ſey. 


Zugleich ift die Fertigung, Anheftung, Abnahme 
und Verifizirung diefer Anfchlagzettel ungemein theuer: 
Die Gerihtsboten oder Gerichtöfchreiber, durch welche 
alles geichieht, und durch welche fogar die Verfteigerung 
vorgenommen werden kann, fpielen dabey eine Eoftfpie- 
tige, ihrem fonftigen Berufe zum Theile fogar fremde 
Rolle. | 

Die Koften des Stempels und der Einregiftrirung 
find in Anfehung diefer Anfchlagzettel gleihfalls nicht 
unbeträchtlich. 

Die im Artifel 617. des Prozedurgefees für alle 
Faͤlle vorgefchriebene Anzeige einer bevorftehenden Mos 
bilienverfteigerung in dffentlihen Zeitungsblättern, in- 
foferne in Städten, wo deren vorhanden find, die Ver: 
fteigerung gefchehen foll, vertheuert, in den meiften Fäl- 
len ohne Noch, die Veräußerung. 


h. 7. | 
Um allen diefem abzupelfen, hat. der neue Gefekes- 
entwurf 


a) die Gerichtsboten und Gerichtöjchreiber von allen 
Funktionen bey. dergleichen Veraͤußerungen entho: 
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ben, und die dffentliche ——— in die Haͤnde 
der Notare gelegt. (Art: 5.) 


b) Die Anſchlagzettel ſind ganz abgeſchafft, und dage⸗ 
gen wird eine andere, den Sitten des Rheinkreiſes 
mehr angemeſſene Bekanntmachungsart, — die Vers 
kuͤndigung durch die Schelle eingefuͤhrt. (Art. 6.) 


e) Nur in Anfehung von Geaenftänden höheren oder 
fehr hohen Werthes ift die Befamtınahung durch 
Öffentliche Blätter beybehalten worden, (Art. 7.) 
Auch iſt die Sorge für gehbrige und zweckmaͤßige 
Belanntmahung — außer ben Betheiligten — dem 
verfteigernden Notar noc) zur befonderen a 
gemacht. (Art: 10, 11.) 


d) Stempel: und Einregiſtrirungsgebuͤhren in Anfehung 
der Anfchlagzettel follen hiemit ſchon von ſelbſt wege 
fallen, und auch in Anfehung der Ausſchließung der 
Koſten wegen Veriſizirung der Bekanntmachungen 
iſt im Entwurfe beſondere Vorſehung getroffen. 


e) Der Urt. g. des Entwurfes erhält feine Rechtferti⸗ 
gung von fich ſelbſt. 


% 8. 
Was endlih den Art. 6, des Geſetzentwurfes bee 
trifft, fo muß hiebey Solgendes bemerkt werden. 


Durch den Code eivil. werden die ewigen oder les 
benölänglichen Renten (rentes perpetuelles ou viages), 
unter welchen auch die auf Grund und Boden haften: 
den Renten (Art. 529. und 530.) begriffen (m, für 
Mobiliargegenftände erklärt. ’ 


Im Kapitel von den tinbeweglichen Guͤtern (Art. 
517 — 526.) kommt davon nichts wor, Das darauf 
7 * 


’ 
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folgende Kapitef von den Mobilien aber (Art. 527. f. f-) 
zahle fie in den angeführten beyden Artikeln unter -diefe, 


Darum kann auch eine Grundrente nach franzbfie 
fhem Rechte mit Hypotheken nicht befchwert werden, 
in Zolge ded Art. 2118 des Code eivil. 


Bereitd im Hypothefengefege vom 1. Nov. 1798 
(Brämär VIL) Art. 7. waren die Grundrenten für Mo: 
bilien und zur Belaſtung mit Hypotheken für ungeeig— 
net erklaͤrt. 


Indeſſen verbot dieſes Geſetz ihre Hypothecirung 
nur für die Zukunft (a l’avenir) und es erkannte da— 
durch die darauf bereits en Hypotheken als fort: 
beftehend an. 


Der Code civil gieng noch weiter, und nad) ihm iſt 
durchaus keine Hypothek auf Renten geſtattet. 


Es haben ſich indeſſen Zweifel bey den Gerichten 
erhoben, ob jetzt auch jene alten, d. h. die vor dem 
1. November 1798 ſchon beftandenen Grundrenten ihre 
Natur verändert haben, und Mobilien geworden find, 
ingleichen wie weit ſich diefe Veränderung erſtrecke. 


Der Kaffationshof zu Paris erkannte, daß die ale 
ten wie die neuen Grundrenten als Mobilien zu betrach— 
ten und. zu behandeln ſeyen. 


- Die Gerichte an den deutſchen Provinzen aber er: 
liegen entgegenftchende Erkenntniffe, indem fie jich ber 
Idee nicht hingeben Fonnten, daß die dem Grund und 
Boden anklebenden Renten ihre Immobiliareigenſchaft 
auch ruͤckwirkend follten verloren haben. 


Aus der Abloͤsbarkeit der Grundrenten wurde ine 
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deffen die wichtige Folge gezogen, daß fie nur dadurch 
auf dem Grundfticde, auf welchem fie haften, auch für 
die Zukunft feftgehalten werde, wenn man für dei Ber 
trag derſelben eine bupaigetinifege SeTPIPCICH auf das 
Grundſtuͤck erwirft. | 


Die Renten werden nach den vom franzbſiſchen Kaf- 
fationshofe angenommenen Grundfägen als hypotheka⸗ 
sifhe auf Grund. und Boden haftende Foderungen 
angefehen, die ſich nur mitrelft der Inſkription im das 
Hypothekenbuch darauf erhalten. Wenn daher der Eigens 
thuͤmer der Rente die Inſkription verfäumt, und das mit 
derfelben belaftete Grundftücd verfauft wird, fo ift der 
Käufer, nachdem er feinen Erwerbetitel in dad Hypo: 
fenbuch hat trangferibiren laffen, nad) Ablauf der ge: 
feglihen Frift von der Keiftung der Grundrente frey, 
und der Gläubiger oder Eigenthihner der Rente hat als: 
dann nichts, ald eine Perſonalklage gegen den Verkaͤu⸗ 
fer als vorigen Schuldner der Rente. 


In dieſem Sinne hat ver Kaſſationshof zu Paris 
unter andern fein — bey Merlin Repertoire verb: 
Bente- seigneuriale $. H. "Tom. XI. pag. ag vorfom: 
mendes Urtheil vom 29. Juny 1813 erlaffen. 


Hinfichtlidd der neuen d. b. derjenigen Grundrens 
ten, welche erft feir dem 1. November 1798 eutftanden 
find, kann die Nichtigkeit der vom Kaffationshofe aufs 
geftellten Grundfäge nicht mehr bezweifelt werden. 


Allein in Beziehung auf die alten und früheren 
Orumdrenten von dem ı. November 1798 fi fi nd die Meys 
nungen noch immer verfchieden. 


Zu bemerken ift hieben, daß bie buͤrgerliche Prozeß⸗ 
ordnung (Art. 636. bis 655.), die Grund- und andern 
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Renten zwar auch zu. den Mobilien zählt, aber deren 
Veräußerungsweife im Wege der Exefution (Art. 652,) 
der Geſammtgeſetzgebung nicht ‚ganz getreu, größten: 
theild der Zormen der Zwaugsyeräußernngen von Im— 
mobilien unterworfen hat, 


Ben Abfaffung des gegenwärtigen —— 
uͤber die freywilligen gerichtlichen Veraͤußerungen der 
Mobilien konnte die Frage nicht uͤbergangen werden. 


Ob die Grundrenten als Mobilien oder als Immo⸗ 
bilien zu veraͤußern ſeyen? 


Ohne in die Hauptfrage — ob die 
eine oder andere Art von Grundrenten zu den Mobilien 
oder Immobilin gehoͤre? und ohne bey der vorhande- 
ven Meynungsverichiedenheit eine geſetzliche Entſchei⸗ 
dung zu geben, welche vielleicht auf diefe oder jene ' 
Weiſe in, wohlerworbene Rechte empfindlich eingreifen 
konnte, läßt der Gefegesentwurf diefe Kontroverfe des 
franzöfifhen Rechts, auf ſich beruhen. 


Er ergreift den Gegenftand bloß in Beziehung auf 
die freywilligen — Veraͤußerungen und verord⸗ 
net im Art. b. 


daſſelbe hat. zu — wenn Renten jeder 
Art auf ſolche Weiſe zu veraͤußern ſind. Auch 
die alten Grundrenten ſind in Beziehung auf 
die freywillige gerichtliche Veraͤußerun— 
gen nah den Vorſchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes über die Veräußerung det Mobilien zu 
behandeln.“ 


Hiemir ift alfp feftgefeßt, daß alle Renten, wenn 
es fih um deren gerichtliche Veräußerung handelt, als 
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Mobilien, und nach den Formen ber Mobilienveräußes 
sung veräußert werden follen. 


Auch die alten Grundrenten, welde Bor dem 
Sahre 1798 bereits konſtituirt gewefen find, folfen ati 
nicht ausgenommen. feyn. 


Ob fie Mobilien feyen oder nicht, ift hiemit kei⸗ 
neöwegs ausgefprochen, = | 


In Beziehung auf freywillige⸗ gerichtliche Veraͤuße⸗ 
rungen — und nur in dieſer Beziehung — follen fie 
den Mobilien glei) behandelt werden, fie mdgen an A 
Mobilien oder Zmmobilien feyn. - 


In jeder andern Beziehung, in der ſich's von freys 
willigen gerichtlichen WBeräußeruhgen nicht gehandelt, 
bleibt ed ben Gerichten lediglich überlaffen, hinfichtlich 
der Srage, ‚ob und wie weit die alten Grundrenten 
Mobilien feyen , ober nicht ? ihrer Weberzeugung zu 
folgen, 

G 9% 

Menn weiterhin von freywiligen arihtlihen Ders 

Außerungen 


b) der Smmobilien. 
in dem gegenwärtigen Geſetzesentwurfe die Rebe ift, fo 

gehören hieher 
1) die Veräußerung liegender Güter der Minberjaͤhri⸗ 
gen nad) Art. 457 — 460, des Code civil. und 


nad) Art. 953 — 965, das Code de proc&dure 
civile; 


2) die Veräußerung liegender Güter der Interdizir⸗ 
ten, welche in Folge des bereits vorgekommenen 


04 
Artikel 509 des Code civil durchaus eben fo, wie 


Minderjährige zu beurtheifen und zu behandeln 
find; | 


3) die Veräußerung liegenden Guter, welche zu Bee 
nefiziarerbichaften oder Vakantmaſſen gehören, 


§. 10. 


Zu ı und 2. Hinfichtlich der Veraͤußerung von Im⸗ 
mobilien der Minderjährigen, und daher auch der Inter: 
dizirten, iſt nun verordnet: 


„Der Vormund kann ohne Authotiſaion eines Fa⸗ 
milienrathes liegende Guͤter eines Minderjährigen 
nicht veräußern,“ : 


„Diefe Authorifation kaun nur aus Gründen 
einer unumgängliden Nothwendigkeit 
oder eines augenfheinlihen Nugens er 
theilt werden.“ 


„Der Familienrath hat zugleich die Bedingune 
gen, unter welchen der Verkauf geicheben foll, 
anzugeben.“ 


„Das Bezirksgericht felbft muß, ehe es daruͤ⸗ 
ber erfennt, den Staatöprofurator vernehmen.“ 


„Wenn nun dad Gericht die Bergathſchlagung 
des Samilienrathes beftätigt, ſo ſoll es zugleich 
einen oder drey Experten, je vachdem es der 
Wichtigkeit der Guͤter angemeſſen ſcheint, ernen⸗ 
nen und verordnen, Daß auf die Abſchaͤtzung der—⸗ 
ſelben mit der oͤffentlichen Verſteigerung fortge— 
fahren werden ſoll.“ 
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„Der Verkauf muß dffentlich in Beyſeyn des 
Nebenvormundes, vor einem Mitäliede des Ge— 
vichted oder vor einem in dem Beftärigungsur- 
theile und Dekrete fogleich hiezu zu beauftragen: 
den Norar durch eine Verſteigerung gefchehen, 
nachdem zuvor durch drey Anfchläge an dem im 
Kanton gewdhnlihen Drte dieſe Verſteigerung 


drey Sonntage nach einander befanut gemacht 
worden iſt.“ 


„Jeder Anſchlagzettel 1 vom Buͤrgermeiſter 
ber Gemeinde, wo der Anſchlag geſchah, koſten⸗ 
frey zu pifiren und zu beglaubigen,«* 


„Iſt auf Begehren eined mit dem Minderjäp: 

sigen in Gemeinſchaft ftehenden Miteigenthuͤmers 

die Verfteigerung vom. Gerichte angeordnet wor: _ 

den, fo ift zwar ein Beſchluß des Kamilienrathes, 

und alled, was damit in Verbindung ftcht, nicht 

nöthig, aber die Veräußerung felbft muß gleich: 
- wohl in der beftimmten Form gefchehen.“ . ı 


Ueber diefe Form beftimmt die Prozeßordnung an 
andern Orten noch Me er. und umftändlich, 
‚wie folgt; 
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ı) Die zu beeidigenden Erperten follen ihre "eyamı 
gen nach Stimmenmehrheit in ‚ein. einziges Gutach: 
ten zufammenfaffen, und daſſelbe fol nach Unter⸗ 
fhied auf der Gerichtsfchreiberey oder bey dem kom⸗ 
mittirten Notar abgegeben werden, 


2) Sodann ift auf der. Gerichtöfchreiberey oder bey dem 
dad Verzeichniß der Derkaufsbedingungen niederzu⸗ 
legen, worin angeführt werden maß: 
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a) das. Urtheil und, Dekret, wodurd das Gutachten 
des Familienrathes beftätigt worben — 


b) der Eigenthumstitel, 
ec) die fummarifhe Befchreibung der Güter und deren 
Schaͤtzungswer thy 
:. d),bie Verkaufobedinguiſſe. 
3) Diefed Verzeichnig fol, wenn der Verkauf bey Ge 
richt gefchieht, in dffentlicher Gerichtöfigung (Au- 
dienoe) abgeleſen, und;dabey ber Tag angekuͤndi⸗ 
get werden, an welchem der erſte proviſoriſche 
Zuſchlag geſchehen wird. | 


Diefer Tag muß wenigſtens auf ſechs Wochen hin⸗ 
ausgelegt werden. 


4) Die Anfcylaggettel, mittelft welcher der proviſoriſche 
Zuſchlag angekuͤndigt wird, ſollen enthalten: 
a) die ſummariſche Bezeichnung: der Güter, 


b) die. Namen, Gewerbe und Wohnſitze des Minder⸗ 
jaͤhrigen, ſeines Vormundes und Rebenvormum⸗ 
des, | 


ce) den Namen und d Wohnort des Notard, fo ferne 
von einem foldyen die Verfteigerung beforgt wird. 
5) Die Anfchlaggertel follen an’ drey auf einasder fol⸗ 
genden Sonntagen angeheftet werden: 
a) an der Hauptthuͤre eines jeden zu verfaufenden Ges 
bäudes; 


b) am Hanptthore ber Gemeinden, wo die Güter 
liegen, 
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l ; 

e) an der Außern Thüre des Gerichts, welches den 
Verkauf erlaubt hat, und der Wohnung des No—⸗ 
tars, in foferne ein — mit dem Verkaufe be⸗ 
auftragt iſt. 


6) Eine Abſchrift dieſer Anſchlagzettel * in ein oͤf⸗ 
fentliched Zeitungs: Intelligenzblatt u. dgl. eingee 
rät werben, wenigftend acht Zage vor .dem zum 
proviforifchen Zufchlage beftimmten Tag. 


Hiebey, fo wie in Anfehung der Beglaubigung der 
gefhehenen Einwirkung. ift eben fo, wie bey Zwangs⸗ 
veräußerungen der Immobilien zu verfahren, 


7) Die Anheftung von Aufchlagzetteln und die Einruͤ⸗ 
ruͤckung in oͤffentliche Blaͤtter ift wenigſtens acht 
Tage vor den definitiven Zuſchlage zu wieder⸗ 
holen. 


8) Wenn das Meiſtgebot am Tage des definitiven Zus 
ſchlages den Schägungewerth nicht erreicht, fo kann 
das Gericht auf nene Vernehmung des Familienras 
rathed anordnen, daß dad Gut bemMeiftbierhenden, 
aud) unter dem SIE! m. wers 
den foll, 


Zu diefem Ende wird der —— durch ein Urtheil 
und Dekret auf einige Zeit ausgeſetzt, welches jedoch 
nicht unter vierzehn Tagen ſeyn darf. 


9) Aud) dieſer Zufchlag muß durch Anſchlagzettel ange⸗ 
kuͤndigt werden, die wenigſtens acht Tage vorher 
in der vorgeſchriebenen Art in den Gemeinden und 
an ſonſtigen Plaͤtzen angeheftet, viſirt, beglau—⸗ 
bigt, und in bjenriipe nrättei eingerädt werben 
ſollen. 
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10) Im Vebrigen gelten in Anfehung der Aufnahme 
der Gebothe, der Form des Zufchlagd und feiner 
Folgen, die Beftimmungen über die Zwangboeraͤu⸗ 
ßerungen der Immobilien. 


| Son. 2; 

" Die Ueberladung mit Förmfichfeiten, und die fon: 
ftige Unzweckmaͤßigkeit — Verfahrens m von felbft 
vor Augen, 


ı) Die vielen, eft — —— anſcblagzet⸗ 
tel, denen hier, wie allenthalben dieſelben Erinne— 
rungen. in Beziehung auf Unzweckmaͤßigkeit und 

Vertheuerung entgegenſtehen, find ein Hauptuͤbel 

bey dieſer Art. frepwilliger gerichtlicher Veraͤuße⸗ 
rungen. 


2) Die Expertiſen find in der Form, wie fü ie — 
vorgeſchrieben ſind, koſtſpielig, und beſonders bey 

Veraͤußerungen, bie aus dringender Nothwendigkeit 
gefchehen miüffen, in diefer Form unzwedmäßig. 


3) Der Unterfchied zwifchen propiforifhen und Definic 
tiven Verfteigerungen macht nur unndthige, ganz 
vergebliche Koften, da ſich am Tage der zum pro— 
‚viforifchen, gar feinen Effeft nad) ſich ziehenden 
Zufchlage beſtimmten BE PER auch) feine Kaufs⸗ 
liebhaber einfinden, 


4) Es ift. unzwedtmäßig, felbft vertbeuenh, daß fich 
das Gericht ſelbſt durch ein Mitglied in den Ber: 
Fauf einmifchen: kanu. Diefes, fo. wie die Verle— 
fung und Bekauntmachung in den Audienzen ift bey 
dergleichen nicht flreitigen Sachen der Beftimmung 


os 


ber Gerichte und den fonftigen Formen des gericht: 
lichen Verfahrens ganz fremd. 


5) Wie langweilig, verzögerlih, und in dringenden 
Fällen doppelt Schaden bringend diefes Veraͤuße— 
tungsverfahren ſey, ift keineswegs zu mißkennen. 
Und nun betrifft noch überdich das Alles nur allein 
das Intereſſe von Minderjährigen und Juterdizir— 
ten, die fonft ald Huͤlfsbeduͤrftige in befondern 
Schutz des Staatd genommen find; hier aber durch 
unndthige Formalitäten und daher entſtehende Ta— 
xen, Stempel und Einregifrirungsgebühren um nicht 
unbeträchtliche Theile ihres Vermögens kommen. 


$. ia. 


Gutmuͤthige Vormuͤnder oder Verwandte au allen 
Orten, wo franzdfifhes Recht gilt, übergehen daher oͤf⸗ 
terö, diefer Koften und Umtriebe wegen, die vorgefchries 
benen Bedingungen und Formen. Sie verkaufen ohne 
diefelben die Güter ihrer Pflegbefohlnen, und ftellen ſich 
felbft als die Gewaͤhrsmaͤnner den Käufern bar. 


Sie verfprehen die Genehmigung ihrer Pflichtbe: 
fohlnen auf den Fall, wenn dieſe der Pflege enthoben 
werden, beyzubringen, und Im Falle der Nichrbeybrin: 
gung, ihre Selbftyaftung. 


Darans find aber ſchon oft die ſchrecklichſten Fol⸗ 
gen und Familienzwifte entſtanden, wenn die von der 
Pflegfebaft freygewordnen Pflegbefohlnen, wie es eben 
nicht felten der Hal ift, von Undank oder ungerechter 
Gewinnfucht geleitet, die wohlmeynenden Abfichten ihres 
Vormunds und ihrer Familie mißbilligen. 
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Wollen fi) auf der andern Seite der Vormund und 
die Verwandten folden Verantwortlichkeiten nicht bloß 
geben, die Geringfügigkeit des Wermdgens verträgt je: 
dod) die Eoftfpieligen Foͤrmlichkeiten nicht, fo wird eine 
noch fo noͤthige oder noch fo nuͤtzliche der 
Smmobilien unterlaffen. 


Die Güter werden verpadhtet und REN die 
Hütte wird nicht unterhalten, die Schulden bleiben uns 
bezahlt, und vermehren fich auch wohl noch durd) die 

Zinfen. 


Wenn dann der Pflichtbefohlene von der Pflegfchaft 
frey wird, fo findet er den Werth der Immobilien bedeu⸗ 
tend vermindert, und fih, — ftatt dag er durch recht: 
zeitige Veräußerung bey guten doc) erträglichen Ber: 
mögensumftänden hätte erhalten werden Fönnen, in vdl⸗ 
lige Armuth gelekt. 


Endlich — und diefes ift vielleicht noch eines der 
wichtigften, nicht genug beachteten Uebel, — indem der 
großen Koften wegen, die Umgehung der Gefeße Häufig 
erfolgt, wird der fo nothwendigen allgemeinen Achtung 
derſelben eine tiefe Wunde geſchlagen, die nicht nur in 
dieſen, ſondern auch in andern Gegenſtaͤnden auf bie 
Volksmoralitaͤt hoͤchſt nachtheilig einwirket. 


Dieß ſind die Fruͤchte übermäßiger Förmlichkeiten 
und allzu theurer Formen in dem gerichtlichen Ders 
fahren. 


4. 13, 


Um man allen diefen Uebeln abzuhelfen, hat der 
Geſetzesentwurf in Art. 12 bis 33 
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a) die Art der Werthöbeftimmung und der Expertiſen 


fehr erleichtert, wodurch diefelben viel wohlfeiler 
werden, vielleicht in vielen Fällen ganz ohne alle 
Ausgabe erreicht werden Fönnen. 


Die vorbehaltene Verordnung über die Regulirung 


der Zaren und Gebühren wird auch in diefem Punfte 
eine noch größere Abhülfe leiften. 


c) 


d 


— 


b) Er läßt die gerichtliche Beauftragung zur Verſtei⸗ 


gerung nur an Notaͤre zu, und ſchließt daher den 
Auftrag an Gerichtsperſonen, fo wie die Verleſun⸗ 
gen und Bekanntmachungen in den Audienzen aus, 


Er hat die präparatorifchen Verfteigerungen und 
den blos proviſoriſchen Zuſchlag abgefhafft, hier 
zwar nur ftillfiehweigend, aber auch ausdruͤcklich bey 
den allgemeinen Verfügungen weiter unten Arti⸗ 
fel 33. 


Er hat endlich die Bekanntmachungen durch Anfchlag: 
zettel aufgehoben, und läßt nur allein die Bekannt⸗ 
machung durch Einruͤcken in dad Kreis- und Kos 
Falintelligenzblatt, und zwar in einer ganz einfa- 
hen, eben dadurch aber wohlfeileren Weife, — den 
durch die Schelle zu. 


Der Entwurf befeitiget auf ſolche Art Alles, was 


in diefem Punkte die Bejchwerden gegen bie. beftchende 
Gefegebung erzeugt hat, an feiner Zwedmäßigkeit und 
genügenden Motivirung wird daher nicht gezweifelt wer 


den koͤnnen. 


a J G. 14. 
Zu 3. Was die freywillig gerichtlichen —— 
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gen der zu Benefiziarerbſchaften und Vakantmaſſen ge: 
hörigen Immobilien betrifft, fo ift 


a) in Anfehung der Benefiziarerbfhaften 
verordnet: | 
„Der Erbe, welcher die Erbfchaft mit der Wohl—⸗ 
that des Inventariums ‚angetreten hat, kann die 
Immobilien nur unter Beobachtung der burch 
die Gefege über das gerichtliche Verfahren. vorge: 
ſchriebenen Formen verkaufen. Den dafür erhals 
tenen Preis ift er den befannt gewordenen Hypo⸗ 
> thefengläubigern zu überlaffen verbunden. 
(Artifel 806 des bürgerl. Geſetzbuches.) 


Die im Prozedurkodex vorgefchriebenen Formen aber 
befiehen nad) Art. 987 und 988 darin: 
„Wenn Grünte vorhanden find, zu einer Verlaſ⸗ 
fenfchaft gehdrigen Immobilien zu verkaufen, fo 
hat der Benefiziarerbe dem Präfidenten des Bes 
zirksgerichts eine Bittſchrift zu übergeben, worin 
diefelben verzeichnet -find. Die Bittſchrift wird 
dem Staaröptofurator mitgetheilt, auf deſſen 
Antrag und auf Bericht eines hiezu ernannten, 
Richters wird durch ein Urtheilsdefrer verordnet, 
daß diefe Immobilien durch einen von Amtswegen 
Sadyverftändigen in Augenfchein genommen und 
abgeſchaͤtzt werden follen, 


„Iſt das Gutachten der Sachverſtaͤndigen in 
Ordnung, fo wird es auf ſchriftlichen Antrag vor 
demielben Gerichte beftätigt, und nach Auhdrung 
des Stagtöprofuratord wird durch Urtheil, refp. 
Dekret der Verkauf angeordnet, i 
zum Verkauf felbft wird nach den im Titel 

. von Theilungen und Kicitationen vors 
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gefhriebenen gdeniid teiten geſch rit⸗ 
ten. 


Von dieſen wird gleich nachher umſtaͤndlicher geſpro⸗ 
chen werden, und hier wird einſtweilen nur bemerkt, daß 
Theilungen und Lizitationen hinſichtlich der Form der 
Veraͤußerung liegender Guͤter der Pflegbefohlenen verwie⸗ 
ſen ſind, und daß daher alles, was im vorhergehenden 
hierüber angeführt wurde, auch auf den Immobilien vers 
Außernden Benefiztarerben anwendbar fey. . 

b) $n Anfehung der Veräußerung der zu eis. 
ner' Vakantmaße gehdrigen Immobilien 
iſt weiterhin in den Tran sdfligen Geſe tzen 
beſtimmt. | 

Der Kurator einer vafanten Erbſchaft muß vor Ale 
lem ihren Zuftand durch eim Inventarium ausmitteln 
laſſen. Er uͤptuihre Rechte ans, und macht fie geltend, 
beantwortet diegegen' fie gerichteten Klagen, hat das 


vorhandene banre Geld, :fo .wie:den Preis, der aus dem 
Verfanfe ver Mobilien und Immobilien ge 


lost wurde, zur ‚Kaffe des Einnehmers der Nationale“ 


regie (Staatskaſſe) einzuliefem, und über feine Vers 


— Rechnung zu legen. 

Dun 4 

uebrigens gelten au. von diefer Kura⸗ 

‚toren die Grundkaͤtze über die Formen des Inven⸗ 
tars, die Art der Verwaltung, und die von Seite 
des Benefiarerben abzulegenvden: Rech nun—⸗ 
gen, wie das olles in den Geſetzen beſtimmt iſt. 

GS· Art. —* und Bıä des bürgerl, Geſetzbuches.) 

Aus iefer, Steicfteltung mit den Benafiziarerben in. 


Abſicht auf Recnungäftellung, und id within auch 1J Abe 
vi. Beylagenband. 5 8 
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ſicht Auf die mit der Rechnung in Verbindung ſtehen⸗ 
den Veraͤußerungen der zur Maffe gehörigen Gegenftände 
folgt ſchon von felbft, daß der Kurator einer Vakant⸗ 
maffe bey der Veräußerung der dazu gehörigen Snımo: 
bilien an diefelben Formen gebunden fey, wie der Bes 
nefiziarerbe bey Veräußerung ber zur Erbſchaft gehören: 
den unbeweglichen Güter: | 
Dasſelbe iſt aber auch noch ausbrädlicd in dem 
Code de procedure civile Art, 1001 angeordnet, wo es 
heißt: | | 
zzum Werfaufe der Immobilien und Renten kann 
anders nicht, als unter Beobahtung derjenigen 
Formen gefchritten werden, die unter dem Titel 
vonder Rehtswohlthat des Inventars 
feftgefeht find.“ = 
Da nun der Benefiziarerbe in Anfehung der Veräuf: 
ferung der zur Erbmaffe gehörigen: Immobilien auf die 
Formen bey Iheilungen und Lizitationen verwiefen iſt: 
die Formen bey Theilungen und Lizitationen aber nach den 
Formen der Veraͤußerung liegenden Guͤter der Pflegbefohle⸗ 
nen zu bemeſſen ſind; ſo iſt es klar, daß ſich auch der 
Kurator einer Vakantmaſſe hinſichtlich der Formen der 
dazu gehoͤrigen Immobilien im Ganzen nach den Formen 
der Veraͤußerung von Immobilien der Pflegbefohlenen zu 
benehmen habe. 
Gr ra}? Kr 
Bey diefen Verhältniffen laͤßt es fich folchem nach 
leicht einfehen, daß die Formen bey fregwilligen gericht: 
lichen Verfteigerungen unbeweglicher Güter, welche zu 
Benefiziarerbfeyaften oder Vakantmaſſen gehören — im- 
Allgemeinen mit gleichen Gebrechen ad · Nachtheiten 
+ ‚ Annanut RE Il, 
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verbunden feyn müffen, wie die Formen der freiwilligen 
gerichtlichen Veräufferungen von Jmmobilien der Pfleg: 


befohlenen ($. 11.), infoweit nicht bey der legten noch 
eigene, befondere Mipverhältniffe eintreten. 


Der Gefegentwurf, indem er mit in def: 
fen, was der Beräufferung von Liegenfchaften der Pfleg: 
befohlenen eigen ift, und im. Art, ıs bis 19 vorfommt, 
zur Bereinfahung der DVeräufferung liegender Güter, 
welche zu einer Benefiziarerbfchaft oder Bafantmaffe ge: 
hören, im Art. 24 und 25 lediglich auf die Art. 20. 21. 
a2 und 23 hinweifet, — hat daher in diefem Punfte fei: 
nen Zwed vollfommen erreicht, und feine Aufgabe voll: 
fommen gelöft. 


§. 16. 


HI. Der legte derjenigen fpeziellen Gegenftände, von 
denen der Gefegentwurf handelt, betrifft endlich 
die gerihtlihen Theiluugen und derjes 
nigen Beräufferungen, weldhe zum Be 
hufe einer folhen Theilung gerichtlich 
undöffentlih vorgenommen werdenmüf: 
fen. (Lizitation.) | 
“Sn den frarzöfifchen Geſetbuchern kommen bieſe 
Materien vor in den Art. 815 — 842. Art. 465. 466, 
endlich Art. 1686. 1687 und 1688 des Code tivil,- und 
in den Art. 966 — 985 des Code de procedure dirile. 


Um dem Gefegentwurf und deffen Zwecmäßigfeit, 
auch in diefem Punfte gehörig beurtheilen zu fönnen, 
muß vor allem dasjenige, was das franzöfiiche Recht 
über Theilungen mit fich bringt, ed müffen die Falle, 
in denen eine gerichtliche Öffentlide Verſtelge— 

8 * 
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Ge 15. * 
1. Im Allgemeinen iſt in Bas Bejispungen anzu⸗ 
führen: Pr | 


Es muß vorausgeſetzt — Daß ranchen — 
reren Perſonen ein — — 
vorhanden iſt. 

Keiner der Miteigenthuͤmer if ſchuldig, in einem 
ſolchen ungetheilten Miteigenthum zu bleiben (Art. 815 
des Code civile). 


Diefer Grundſatz, den ſchon * czeuſche niecht an⸗ 
erkannt, gilt eben ſo von gemeinſchaftlichen Erbſchaften, 
wie von andern gemeinſchaftlichen Sachen. 

Will nun einer der Miteigenthuͤmer theilen, der 
andere widerſetzt ſich aber, ſo findet, um aus dem un⸗ 
getheilten Eigenthume auszutreten, die Klage, nad 
Berfchiedenheit — auf Erbtheilung oder auf Aufhebung 
der Gemeinfchaft ftatt (Tode eivil a. a. 2.) 

Bey Verlaffenfhaften kann jeder der Miter: 
ben verlangen, daß ihm fein Antheil an den Immobi, 
lien in Natur gegeben werde, (eigentliche Are 
Cod. civil, Art. 826. .. 

Da man indeffen bie einzelnen Grundſtuͤcke ſo we⸗ 

nig als moͤglich zerſtuͤckeln ſoll, ſo muͤſſen hiebey dem 
Einen diefe, dem Andern jene Immobilien zugetheilt, 
und dabey in den Looszetteln die Ausgleihungen nad 
dem Schäßungewerthe, unter Anordnung don Herauds 
zahlungen oder Nenten getroffen werden. 


Laſſen ſich aber die zur Erbſchaft gehoͤrigen Immo— 
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bifien nicht, ober nicht begitem theilen, fo findet die 
Beräufferung derfelben; und fofort die San ded 
Erloͤſes (Lizitation) ſtatt. 

Bey anderem see Eigen: 
thume tritt ebenfalld: dies Veräufferung und: Verthei⸗ 
lung des Preifes (Lizitation) ein, wenn dasfelbe-nicht 
bequem und nit ohne Verluſt (commodement et 
sous perte) getheilt werden kann, ferner, wenn bey 
einer freywilligen Theilung, Gegenftände fich vorfinden, 
welche feiner der Theilhaber übernehmen kann, oder 
will (Art. 1686 de Cod. civil.) 


Wenn alle Miteigenthümer oder Miterben großjährig, 
im Genuffe ihrer bürgerlichen Nechte, gegenmärtig oder ge⸗ 
hörig vertreten find, fo fteht e8 ihnen frey, bey Theilungen 
und Lizitationen ſich des gerichtlichen Weges durchaus 
zu enthalten, denfelben, die Sache mag gediehen feyn, 
ſo weit fie immer will, wieder zu verlaffen, und die 
Theilung auf jede beliebige Art vorzunehmen (Art. 819. 
827 des Cod. eivil. Art. 985 ded Cod. procedure civil.) 


Fuͤr jene Fälle hingegen, wo ſich unter den Mits 
erben oder Miteigenthuͤmern Minderjährige oder Inter⸗ 
diziete befinden, find fowohl, was die. Thrilung ald was 
die Lizitation betrifft, beſondere Formen in den Gefegen 
beftimmt, und diefe find ed, auf welche bey dem gegens 
wärtigen Gefegentwurfe Rüdficht genommen worden ift. 

$. 18. 
Was insbefondere 

II. Die Theilungen angeht, fo ift hierüber fol⸗ 

gendes anzufuͤhren: 


Fuͤr minderjaͤhrige und ihnen gleichgeachtete Mit⸗ 
erben oder Miteigenthuͤmer koͤnnen die Vormuͤnder nur 
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dann, wenn ſie von einem Familienrathe dazu authori⸗ 
ſirt ſind, auf Theilung antragen oder klagen . 


Wird die Theilung gegen den Minderjaͤhrigen ver: 
langt, fo bedürfen die Vormuͤnder :diefer Authorifation 
nicht (Art. 465 :und 817 des: bürgerlichen Gefegbuches). 


Soll nun die, in Folge der Uebereinftimmung oder 
des richterlichen Urtheiles wirflich vorzunehmende Thei⸗ 
lung vollkommen wirkſam ſeyn, ſo muß ſie gericht— 
lich geſchehen. Ihr muß eine Abſchaͤtung vorangehen, 
wozu das Gericht die Sachverſtaͤndigen ernennt (Art. 466 
des bürgerlichen Geſetzbuches). (Der Art. 823 des Pro: 
zedurgeſetzes fügt jedoch bey: dieſe Ernennung habe nur 
dann von Amtöwegen: ju gefchehen, wenn jich die Par: 
theyen derſelben weigern:) | nt 


. Die Sachverſtaͤndigen werden vor dem Gerichtspraͤ⸗ 
ſidenten beeidigt, und ſchreiten hierauf zur Abſchaͤtzung; 
ſie projektiren die Theilung und fertigen die Looſe. Al: 
les in Gegenwart eines Gerihtsmitgliedes oder 
eines hiezu Fommittirten Notare. = | 
Das hieruͤber aufzunehmende Protokoll ſoll ent⸗ 
Halten: | —— 
‚die Abſchaͤtzung, welche nad dem wahren Werthe 
ohne alle Erhöhung (sans crue) zu fertigen iſt; 
23) die; genaue Andeutung, ob und wie jedes abge- 
ſchaͤtzte Grundftüd ſich theilen laſſe; 
3) die Looſe, welche ſich, wenn die wirkliche Abthei— 
lung geſchehen kann, bilden laſſen, jedes Loos mit 
genauer Bezeichnung ſeines Werthes. (Art. 824, 
825 des bürgerlichen Gefegbuches.) | 


Dirigirt ein Gerichtsmitglied den Aft, fo find die 
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aufgenommenen : Protofolle ohnehin in Gerichtöhänden. 
Iſt aber ein Notar Fommittirt, fo muß diefer die Aften 
über. die Verrichtungen der Experten und über die Fer— 
tigung der Loofe dem Gerichte vorlegen, cat. 466 des 
bürgerlichen Geſetzbuchs.) 


Das Gutachten der Erperten muß, feldft wenn 
die Intereffenten damit zufrieden find, 9% 
richtlich beftätiget werden. 


Entftehen Schwierigkeiten, fo wird darüber gericht: 
lich entfchieden. (Art. 972 des Progedurgefeges.) . 


Iſt folchergeftalt. die, Vorfrage, ob getheilt werden 
fann und foll, erlediget, fo. wird zur wirflichen Theis 
lung gefchritten. Die, Theilungshandlung ‚die reele 
Bildung der Loofe, fo. wie die wirkliche Berloofung wird 
von einer hiezu Fommittirten Nichterperfon oder 
vor einem vom Bezirfögerichte ernannten Notar vollzo- 
gen, und hiebey ift nach denjenigen Vorfchriften und 
Formen zu verfahren, welche im Geſetze (Art. 828 ff. 
des bürgerlichen, und Art. 975 bid 984 des DANN 
Geſetzbuches) vorgezeichnet find, Ä 


9. 19 | 

It. Die Lizitation insbefondere belangend, fo 
find die Faͤlle, in welchen fie ftatt findet, und 
in welcher fie gerichtlih vorgenommen. werden 

muß, bereitö ($. 17) angeführt. . 
Ueber die Formen, unter welchen die Lizitation, ins 
foferne fie gerichtlich zu gefchehen hat, vorzunehmen ift, 

bat fich die Gefeßgebung fehr kurz ausgefprochen. 
Da gerichtliches Einfchreiten nur dann. ftatt haben 
fann, wenn Minderjährige oder Imterdizirte fih unter 
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den Theilhabern beſinden, ſo geht auch die einfacheBe: 
ftimmung des Art. 839 des bürgerlichen Geſetzbuches 
nur dahin, daß die Lizitation unter den Foͤrm⸗ 
lichkeiten der Veraͤufſerung von Gütern der 
Minderjährigen zu geſchehen habe. er 


Daben ift bloß. über den Unterfchied zwifchen ein: 
fachen Veräufferungen von Gütern der Minderjährigen 
und zwifchen der Lizitation zum Zwecke der Theilung, 
wenn; fich ein Minderjährigen. unter den ——— 
mer befindet, kuͤrzlich zu bemerken. 


Einfache Veräuſſerungen koͤnnen nur aus 
abfoluter Nothwendigfeit,. oder wegen offen: 
baren Bortheiles, nad) dem gerichtlich beftätigten 
Beſchluſſe eines Familienrathes geſchehen. 


Wenn — ein dem Minderjährigen mit Andern 
gemeinſchaftliches Gut zum Zwecke der Theilung ver— 
aͤußert werden ſoll (Lizitation) fo muß vorerſt die 
Theilung verlangt worden ſeyn. 


Erhaͤlt bey derſelben der Minderjaͤhrige ſeinen An⸗ 
theil in Natur, fo iſt alsdann die Veräußerung deſſel⸗ 
ben, als gemeine Veraͤuſſernng des Guts eines Minder: 
jährigen zu betreiben. 


Kann aber der Minderjährige feinen Antheil in na- 
tura nicht erhalten, dann: tritt erſt die Lizitation ein. 


Bey derfelben das ed 


) keineswegs, wie bey der einfachen Veraͤuſſerung, 
auf abſolute Nothwendigkeit oder evidenten Vortheil, 
ſondern nur darauf anzukommen, ob bequem und 
ohne Verluſt getheilt — kann. 
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2) Bey derfelben, als einer aus rechtlicher Nothiven: 
Digfeit gefchehenden Veräufferung, wird, wenn die 
Theilung gegen den Minderjährigen verlangt wor: 
den ift, die Berathung und der. Beſchluß eines Ya: 
milienrathed, wie bereits vorgefommen, nicht er: 
fodert (Art. 460. 465 des bürgerlichen Gefegbu- 
ches) welche bey einfachen Beräufferungen allzeit 
nothivendig find. . 


§. 20. 

Aus dem Angefuͤhrten ergiebt ſich, daß auch fox 
wohl die Formen der gerichtlichen Theilungen, als die 
Lizitationen einer Vereinfachung und einer Beſchraͤnkung 
der Koſten beduͤrfen. 


In Anſehung der gerichtlichen Theilun— 
gen ergiebt ſich durch bloße Einſicht der Art. 26 —30 
des Entwnrfes, daß durch fie dem Beduͤrfniſſe Genuͤge 
geleiſtet iſt. 


Die Verſchiedenheit in den as ber bis⸗ 
herigen Legislatiom und ded neuen Gefegentwurfes bes 
ſteht Hauptfächlicy in Vereinfachung des Berfahrens hin- 
fihtlich der Abſchaͤtzung der Verlaffenfchafts = und Ge: 
meinfchaftögegenftände, und hinfichtlich der Bildung der 
Looſe; dann in der Wegfchneidung der dem Abfchluß des 
Gefchäftes voransgehenden gerichtlichen Beftätigung der 
Verrichtungen der Erperten, wenn alle Intereffenten 
damit einverftanden find, endlich fällt auch die Ernen— 
nung einer Nichterperfon zum. Behufe einer Theilung 
weg, Alles gefchieht vor einem Notar, ‘der das ganze 
Geſchaͤft einfach betreibt, und bloß entftehende Streitig— 
feiten dem Gerichte zur Entfcheidung vorlegt; Nichter: 
perfonen haben fich mit dem Theilungsgefchäfte felbft , 
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mit der Bildung der Poofe, und mit der wirklichen Ber: 
loofung nicht mehr zu befajfen. R 


Nebſt der Vereinfachung muß alles dieſes nofhwen: 
dig auch zur Erfparung an Koften einen nicht unbedeu: 
tenden Einfluß äußern. 


Da ferner bey Lizitationen, dieſes Wort in 
dem befchriebenen Sinne des franzöfifchen Nechted auf: 
gefaßt, die Formen der PVeräufferung an Gütern der 
Minderjährigen vorgefchrieben find, fo tritt dabey alles 
dasjenige ein, was von diefen in Abficht auf Unzwed: 
möäßigfeit und Läftigkeit derfelben oben $. 10 und 11 ans 
und ausgeführt worden ift. 


Auch hier in Anfehung der Verminderung der for: 
men und Koften nachzuhelfen, iſt gleiches Bedürfniß, 
und die nöthige Abhülfe ift durch den Gefegentwurf 
Art. 26 bis 31 hinreichend bewirkt; denn 


') auch ſolche, Behufs einer Theilung vorzunehmenden 
Beräufferungen, in Faͤllen, wo fie nur unter Ein: 
wirfung ded Gerichtes gefchehen Fünnen, find an 
die in den Artifeln 20 bis a3 feſtgeſetzten, einfa- 
cheren dormen gebunden. (Art. 31.) 


2) Bey der Veräufferung felbft werden mit Ausfchlief- 
fung der Gerichtöperfonen nur Notäre, welche das 
Gericht zu beftimmen hat, zugelaffen. (Art. 30.) 

3) Die Crpertifen find vereinfacht und erleichtert. 
(Art. 26. 27. 28.) 


4) Es ift für folche Fälle, wo fih vor dem Notar 
Streitigfeiten unter den ntereffenten ergeben, ge: 
bührende Vorforge getroffen. (Art. 29. ) 


A 23 


Der Entwurf. entfpricht.baher auch in Anfehung die— 
je8 Gegenftandes vollfonımen.dem Zwede und den Bes 
durfniffen. | Ä 


r Ble : 
So weit reihen die Beftimmungen des :Gefekent: 
wurfes über. die unter demfelben- ——— Ipegiellen 
Gegenftände: und- Fälle: — 


Demſelben ‚find. noch in dem Art. 32 bid 40 


M. einige allgemeine Verfuͤgungen beygefuͤgt, in wel⸗ 
chen folgende Beſtimmungen vorkommen: 


» Im At, 32 wird feftgefegt, daß die Art. 20—23 
allgemeine Anwendung finden follen, bey al: 
len Veraͤuſſerungen liegender Guͤter, welche bey 
öffentlichen SEHON. an den ROBBE 
geſchehen muͤſſen. * 


Außer den im gegenwaͤrtigen Geſetzentwurfe und in 
dieſen Motiven bisher angeführten einzelnen Arten der 
gerichtlichen freywilligen Veraͤuſſerungen giebt ed nam: 
lich auch noch andere Fälle, auf welde daſſelbe Ver⸗ 
fahren anwendbar iſt. 


Solche Fälle fönnen, um nur eined Beyſpiels zu 
erwähnen, vorfommen: : 


Wenn Schuldenhalber, zur —— einer Zoam · 
veraͤuſſerung eine Verſteigerung von Liegenſchaften eines 
Abweſe nd en verordnet werden muß. 


Bon Liegenſchaften der Abweſenden und deren Ver— 
aͤuſſerung redet der Geſetzentwurf nicht. Es hat alſo 
inſoweit bey den im Rheinkreiſe geltenden franzöfifchen 
Gefegen fein Bewenden. 
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a) ft nun der Abweſende minderjährig, dann richtet 
ſich der Verkauf ferner Immobilien ohnehin nach 
den für Minderjährige geſetzlich feftgefegten Negeln. 


> ft er großjährig und hat bereitd eine definitive 
Einweiſung im fein Vermoͤgen ſtatt gefunden, ſo hat 
der: Eingewiefene »freye —— 
(buͤrgerl. Geſetzbuch. Art. 12y —182.) 


e) Iſt nun die proviſoriſche Einweiſung eingetreten, fo 
dürfen, die Immobilien (Fälle ausgenommen, ‚wo 

. dieſes nach den Geſetzen mit gerichtlicher Ermächtie 
gung gejchehen darf) gar nicht veräußert werden. 


Daſſelbe findet auch da Statt, wo das Bermögen eie 
ned Abwefenden unter der Verwaltung eines Kurators 


ſteht. (Art. 128 des bürgerlichen Geſetzb.) * 


am 


Indeſſen tonnen Schulden vorhanden ſeyn, welche 
bezohlt werden muͤſſen. Will man ed nun im derglei— 
chen Faͤllen auf foͤrmliche Ausklagung und auf eine 
Zwangsveraͤuſſerung ankommen laſſen, ſo wird dieſe 
Vexraͤuſſerung für das Vermoͤgen des Abweſenden noch 
laͤſtiger. 


Ohne Zweifel kann daher das Gericht in ſolchen 
Faͤllen auch ohne die Zwangsveräufferung abzuwar: 
ten, die Veräufferung von Immobilien ſowohl der Roth: 
wendigfeit ald des Bortheile wegen verordnen. 

Aber nach welchen Formen foll diefes bewirft wer: 
den? Nirgends en in 2 Belegen herwer — be⸗ 
—— = j, 
Daher ift BR richtiger, und nichts zweckmaͤßiger, 

als diejenigen Formen eintreten zu laffen, welche bey 
anderweiten freywilligen gerichtlichen Beraufferungen von 
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"mmebilien der unter Kuratel kehenden Perlonen 
zuwenden ſind. a 


Um’ diefes in folchen und in andern ahnlichen sic: 
len zu. bewirfen, darum ift dem Entiwurfe diefer Arti⸗ 
kel 32 beygefuͤgt. 


2) Der Art; 33 verordnet, was aus den vorangehen⸗ 

den Beſtimmungen uͤber die einzelnen Gegenſtaͤnde 
des Geſetzes von ſelbſt hervorgeht, daß alle präpa= 
ratorifhen Berfteigerungen abgefchafft ſeyn follen. 


3) Die Art. 34 — 36 bezweden unnöthige, manchmal 
in mehrfachen Eremplarien gefertigten, theueren 
Abfhriften zur Erleihterung der Fntereffenten zu 
verhindern und abzujtellen. 


Es ift billig, daß in einfachen Ermächtigung: und 
Beftätigungsfadyen dergleichen Gebühren und Koſten 
wegfallen. 


Die gerichtliche Fuͤrſorge iſt zum Schutze der Pfleg⸗ 
linge und Anderer ihnen gleichftehender Perfonen, nicht 
zum Drucke derfelben angeordhet. 


Darum follen alle Befchlüffe des Familientathed, 
Abſchaͤtzungen, Gutachten oder anderweitige Verrichtun⸗ 
gen der Experten, Ermaͤchtigungs- oder Beſtaͤtigungs⸗ 
urtheile, resp. Dekrete und alle Protokolle bey den im 
Geſetzentwurfe angefuͤhrten Geſchaͤften nicht. im Gerichte 
aufbewahrt, und nur in theueren Abſchriften den Ins 
kereffenten eingehändigt, fondern in der in Diefen Ar— 
tifeln feftgefeßten Art denfelben in Urfchrift ausgeliefert, 
und fofort bey dem Protofolle des, das Geſchaͤft be⸗ 
treibenden Notaͤrs aufbewahrt werden. 


Sedart in der Folge das Gericht der Einf icht dies 


— 


ı26 
fer Aktenſtuͤcke, fo hat der Notar diefelben ohne weitere 


Taren, bloß gegen SEND. der ae 
ften vorzulegen. Ä 


Auf diefe Weife find eine enge unnöthiger Aus: 
lagen erfpart, und die Wohlthätigfeit, fo wie die Zwed: 
mäßigfeit der hier — Beſtimmungen ſpricht ſich 
von ſelbſt aus. 


4) Was ferner der Art. 37 des Entwurfes betrifft, fo 
ift dabey zu bemerfen: 
Der Inhalt deffelben gehört an fich nicht. zu den 
" Gegenftänden des gegenwärtigen Gefeßentwurfes, 
indem die Aufnahme eines. Darlehens für einen 
Pflegbefohlenen, oder die Beftelung einer Hy— 
pothef auf das DBermögen deffelben nicht. in die 
Klaſſe der gerichtlichen Beräufferungen ge: 
hört. 


Indeſſen werden bey Anlehen für Minderjährige 
mit oder ohne Hypothek Notariatsinftrumente jedesmal 
errichtet, obgleich fie bey Anleihen der erften Art nicht 
geradezu nothwendig find. 


Es hindert nichts, daß der Notar auch in dieſen 
Faͤllen die in der Urſchrift abgelieferten Aktenſtuͤcke als 
Anſchluß zum Hauptgeſchaͤfte aufbewahre. 


Auch dadurch geht den Minderjaͤhrigen und den 
— gleichgeachteten N ein nicht unbedeutender 
Bortpeil zu. | 


Um fie deffelben theilhaftig. zu machen, wurde der 
Art. 37 dem Entwurfe eingerüdt, und dadurch die 
Difpofition der Artifel 34, 35 und 36 auch auf die Ans 
leihen und Hypothezirungen der angegebenen Art, ſo 
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weit als fie daranf anwendbar ift, aus: 
gedehnt. 
Hierin liegen die Motive diefes Artliels. 

5) Im Art. 38. iſt, was ſich auch ſchon von ſelbſt ver: 
ſteht, nur der Vorſorge wegen, die allgemeine Wer- 
fügung ausgeſprochen; daß die beſtehende Geſetzge⸗ 
bung in Anſehung aller in dieſem Geſetzesentwurfe 
beruͤhrten Gegenſtaͤnde ſo weit, als ſie hier nicht 
abgeändert wird, and) kuͤnftig noch fortbeſtehen ſoll. 


6) Die in dem gegenwärtigen Gefeßesentwurfe angeords 
nete und bewirfte Wohlthat der Vereinfachung und 
Koftenerleihterung fol nur dem im, Entwurfe, ans. 
geführten Perfonen nügen, welche fih in ihren Ge: 
fhäften der Gerichte bedienen müffen, gleichwohl 
aber als huͤlfsbeduͤrftig im beſondern Schuge der 
Geſetze ftehen. 


Mer in diefe Klaffe nicht gehbrt, und in gleichen 
Gefhäften, aus was immer für Gründen, die Gerichte 
dennod) angeht, und braucht, für dieſen ift das gegen: 
wärtige Gefeg nicht erlaffen. Der mag die Taren, Ko: 
fen und Formen, fo wie fie nad) der dermaligen Gefeg: 
gebung, beftehen, ſich gefallen laijen. en. iſt in den- 
Art. 39. und 40. ausgefprochen, 


Auch bey diefen Artikeln dürfte daher Faum etwas 
zu erinnern feyn. 
München den 18. Julius 1835, 


Frhr. v. Zentner. 
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Gefebesentwurf 
bie 
Förmlichkeiten bey Anlegung und Abnahme der. ge: 
richtlichen ‚Siegel, dann bey denjenigen Vermoͤ—⸗ 
‚gengabtheilungen und Weräußerungen, welche un 
: ter —— des sr gefchehen 
müffen. 


Seine Khnigline Majeftät Haben ſich zu 
Befeitigung der Beſchwerden gegen die überfläßigen und 
(äftigen, dur) die Gefeggebung im Mheinkreife an— 
geordneten Förmlichfeiten, bey Anlegung und Abnahme 
der gerichtlichen Siegel, dann bey denjenigen Vermös 
gensabtheilungen und Beräußerungen, welche unter Mit: 
wirkung: des Richteramtes geſchehen müffen, und zur Abe 
hülfe des daraus, vorzüglich den Pflegbefohlenen durch 
vergrößerte Koften, entitehenden Nachrheiles, Vortrag 
erftatten laſſen, und verordnen, nad) Veruehmung des 
Staatsrathes, mit Beyrath und Zuſtimmung der Lieben 
und Getreuen, der Staͤnde des Reiches, wie folgt: 


l. 


Bon der — der Sterbfaͤlle, und von ver 2 
Verſieglung. 


Artikel 1. 


Die Beamten des Zivilſtandes ſollen die Sterbkall⸗ 
dffentlicher Depoſitare und derjenigen Perſonen, welche 
minderjaͤhrige, interdizirte, oder nicht auweſende Erben 
hinterlaſſen, und uͤberhaupt in. allen Fällen, wo die bes 
fienenden Geſetze eine Verfiegelung von Amtöwegen an: 
oronen, dem Friedensrichter des Kantons, ohne Verzug 


— 
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und längftend den zweyten Tag nach dem Tage des 
‚Eintrags des. Sterbeaftes, gegen Vergütung. des Boten⸗ 
lohnes aus der Verlaffenfchaft anzeigen, bey einer durch 
das Bezirfögericht zu verhängenden Srönungsftrafe von 
einem bis zu sen Gulden für jeden u 


2 


atrtikel, 3 u 


Sn, allen Gemeinden außerhalb des Wohnſithes des 
Friedensrichters kann auch in den geſetzlichen Faͤllen der 
Verſieglung, der Buͤrgermeiſter oder Adjunkt vorlaͤufig, 
zur augenblicklichen Bewahrung, feine Amtöfiegel anles 
gen, ohne daß es der Errichtung eined Protokolls dar⸗ 
über bedürfte, jedoch unbefchadet feiner ——— zur 
Anzeige des Run 


Artikel 3. 


Bu Abnahme der Siegel haben geichendtichtet und 
Gerichtsſchreiber vor allen ſaͤmmtliche angelegte Siegel 
zu verifiziren, und wenn die Auffiegelung und Inventa⸗ 
rifation der unter Siegel befindlichen Gegenftände in 
brey Stunden nicht beendiget werden kann, fo hat der 
Notar, durch welchen inventirt wird, Die Wiederverfi es 
gelung und die weitere Aufſiegelung mittelſt feines eige⸗ 
hen Amtsſiegels vorzunehmen, und jedesmal feine wei— 
tere Aufſiegelung in dem — —— bloß 
vorzumerken. 


Artitei As 


Die betreffenden Verfügungen bed im FEN 
beftehenden Geſetzbuches kommen auch auf die Erbres 
hung det durch Buͤrgermeiſter, Adjunkten, oder Notaren 
angelegten Siegel in Anwendung: 


Weplagenb, vi, | ö 
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Von deit Foͤrmlichkeiten der freywilligen gerichtlichen 
Veräußerung der Mobilien. 


Artikel 5, 


En In allen jenen Gällen, in welchen nad) Vorſchrift 
der Geſetze, die freywillige Veraͤußerung von Mobilien 
durch dffentliche Berfteigerung am den Letzt⸗ und Meiſt⸗ 
bierenden zu gefchehen hat, fol diefe vor einem difent- | 
lichen Notar abgehalten werden. 


Artikel 6. 
Daſſelbe findet Statt, wenn Renten jeder rt auf 
folche Weiſe zu veraͤußern ſi ſind. 


Auch die alten Grundrenten ſind in Beziehung auf 
die frepwillige gerichtliche Veräußerung nad) den Vor: 
ſchriften des ‚gegenwärtigen Geſetzes über die Veräuße: 
sung der Mobilien | zu — | 


Artikel 7 


Die Bekanntmachung ſoll ne die Schelle oder auf 
andere ortsuͤbliche Art zum mindeſten dreymal vorgenom⸗ 
men werden, naͤmlich das erſtemal wenigſtens acht Tage 
vor der Verſteigerung, dann am Vorabend und zuleßt 
unmittelbar vor derfelden. 


Die beyden. erften Bekanntmachungen ſollen in einer 
oder mehreren Gemeinden, je nach deren Groͤße und 
drtlicher Lage und nad) der Wichrigteit der ——— 
vorgenommen werden. 


— 


| Artikel & | 
Weberdieß follen Verfteigerungen in Städten oder 
Gemeinden, welche ein Anzeigeblatt haben; zuvor in 


! 
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daffelbe und überall Verfteigerungen von Wein⸗ und 
Waarenlagern, von Fruchtmagazinen, ganzen Handlungs⸗ 
laͤden, Fabriken und Bibliotheken u. dgl., ſo wie von 
namhaften Koſtbarkeiten und von Renten jeder Summe, 
wenigſtens vierzehn Tage zuvor in das Kreisintelligenz⸗ 
blatt eingeruͤckt werden. 


| Artifel 9. | 
Nur ſolche Gegenftände, welche fich nicht acht Tage. 
lang von Verderbniß bewahren laffen, koͤnnen nach einer 
erſten Bekanntmachung am Vorabend, und einer zwep⸗ 
ten am Tage der Verfteigerung veräußert werden. 
Hiezu darf die gerichtliche Ermächtigung, wo fie 
nah den Gefegen erfodert wird, bey dem Friedensge⸗ 
richte des Kantons, ausnahmsweiſe, eingeholt werden. 


Artikel 10. 
Außer den Betheiligten liegt die Sorge für gehörige 
und zwedimäßige Bekanntmachung der zu verfteigeinden. 
Gegenftände der Amtspflicht des Notare befonders ob. 


Dad Verfteigerungsprotofoll muß enthalten, wo, 
wie oft, und auf welche Weife die Bekanntmachung ges 
ſchehen fey? | | 

Artikel 11. e 

Die Publifationsbelege, ſowohl diejenigen, welche 
der Ausrufer, fo viel ihn betrifft, gegen feine Publi ⸗ 
tionsgebuͤhr einzubringen hat, als auch andere bewahrt 
der Notar zu dem Verſteigerungsprotokoll ftempel = ad 
regiftrirungöfiy. 

Auch: Fonnen die Erflärungen der Ausrufer, Buͤr⸗ 
germeifter oder Adjunkten zur Beurfundung der Publika⸗ 
tion in das Verfteigerungsprotofoll aufgenommen werden. ! 

9 % 
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M. 
Von den Foͤrmlichkeiten der freywilligen gerichtli⸗ 
hen Veräußerung liegender Güter, welche Pfleg- 
befohlenen ausjchließlich zuſtehen. 


Artikel ız. 


Wenn der Familienrath über die abfolute Nothivens 
digkeit oder evidente Nützlichkeit der Veräußerung von 
Riegenfchaften, welche lediglich minderjähriger oder inters- 
dizirter Perfonen zugehören, berathfchlagt, ſo kann zu= 
gleich die Abfhägung der Güter durch einen bis drey, 
von dem Vormund mitgebrachte Sachverſtaͤndige in das 
Samilienberathungsprotofoll aufgenommen, und vor dem 
Sriedensrichter beſchworen werden. | 


Artifel 13. 


End in dieſem Falle die Abfchäger in ihrer Tara: 
tion verfchieden, fo foll auch der Familienrarh feine Er: 
Härung über den Werth der Güter zu demſelben Pro⸗ 
tokoll hie 

Yrtifel 14. | 

Der Familienrath fer zugleich die weſentlichen Be⸗ 

dingungen der Verſteigerung feſt. 


Artikel ı5. 
Erhaͤlt der Beſchluß des Familienrathes zur Ver— 
ſteigerung die, in den Geſetzen verordnete, gerichtliche 
Betätigung, fo beauftragt das Bezirksgericht fogleich 
einen Notar mit der Verfteigerung. - | 

Artikel 16. 


8 Erreicht der Erlds den Geſammtbetrag der ara 
sung, ſo iſt die Verſtelgerung ſofort definitiv. 
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Wird diefer Gefammtberrag nicht erlöfet, und war 
- die DVerfteigerung wegen abfoluter Nothwendigkeit ge: 
nehmiget worden, fo Fann diefe dennody durch Stims 
meneinheit des Familienrathed binnen acht Tagen bes 
ftätiget werden. 
Artikel 18. 


Die Steigerer bleiben gebunden, wenn die Veſtͤti⸗ 
gung des Familienrathes in den erſten acht Tagen nad 
der ei a erfolgt. | 


„Artikel 10. 


7 Sk, in. dem — Fall der Verſteigerung wegen 
abſoluter Nothwendigkeit nicht die Stimmen⸗Einheit fuͤr 
die Beſtaͤtigung, oder war die Verſteigerung wegen evi⸗ 
denter Nätzlichfeit ergangen, fo Fann, wenn die Ver: 
fteigerung den Abfhägungspreis nicht erreicht hat, das 
Geriht, auf eine neue Berathſchlagung des Familien: 
rathes, verordnen, daß der Zuſchlag bey einer -aberma= - 
ligen DVerfteigerung auch unter dem Abſchaͤtzungsprelſe 
Statt haben ſoll. | 


Das Gericht ſetzt dann zur Verſteigerung eine neue 
Friſt feſt, welche nicht unter vierzehn Tagen ſeyn darf. 


Diefe zweyte Verfteigering hat, wie die erfte, auf 
die hiernächft bezeichnete Weiſe zu geſchehen. | 


Artikel 20, 


gede Verſteigerung muß wenigſtens vierzehn Tage 
zuvor durch das Kreisintelligenzblatt unter der Bezeich— 
nung der Eigenthuͤmer nad) Vor⸗ und Zunamen, Pros 
feffion und Wohnort, fo wie des Bormundes, Neben: 
vormundes und des beauftragten Notard, mir ſumma⸗ 
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rifher Angabe der Liegenfchnften bekannt gemacht wer: 
den. Zur fummarifchen Angabe der Liegenfchaften reicht 
hin die Art der Gebäulichkeiten, und im Allgemeinen 
oder im Ganzen dad Maß ber Feldgüter an Garten: 
Acker⸗ Wiefenland, Weinbergen u. ſ. f. auzuführen. 


Artikel ar. 


Nebſtdem ſoll die Bekanntmachung durch die Schelle 
oder auf andere ortsuͤbliche Weiſe in den Gemeinden, 
wo das Gut gelegen iſt, und in den anſtoͤßenden Bann⸗ 
gemeinden, an drey aufeinander folgenden Sonntagen, 
ſodann in der Gemeinde, in welcher die Verſteigerung 
abgehalten wird, nochmals kurz zuvor Statt finden. 


| Hat die Gemeinde, in welcher die Verfteigerung 
vorgenommen wird, ein Anzeigeblart, fo fol auch die 
Bekanntmachung wenigftend einmal in baffelbe einge: 
ruͤckt werben. 
Artikel 22, 

—— und Zuſchlag geſchehen nach Orts⸗ 

gebrauch. 
Artikel 23. 

Die Yublifation wird nad) Inhalt des ee Arti: 

tel 11. beurkundet. 
IV. 
Bon den Foͤrmlichkeiten der freywilligen gerichtli— 
chen Verſteigerungen unbeweglicher Guͤter, welche 
zu Benefiziar⸗-Erbſchaften oder zu Varantmaſſen 
| gehören. 


Artikel 2. 
Benefiziar: Erben und Kuratoren vakanter Erbfchaf: 


135 


l 


ten haben "bey der. Verſtelgerung der Siegenfehaften für 
die Art und. Weiſe ‚der, Belauntmachung und des Zu: 
ſchlages die Sörmlichteiten zu beobachten, welche oben 
Art, 20. 21. 22. und * „vergefejrieben — 

rt. ER, 

—— Anuten 2. 

Das Bezirkögericht ſoll zu der Berfeigerung einem 
Notar ernennen, Er 


Yi 
Bon den Förmlichkeiten der getichtlichen Theilun⸗ 


gen, oder der abiheilungshalber noͤthigen Veraͤuße⸗ 
rungen Eizitationen). 


Artikel 26. 


Wenn die Gerichto gu Dheilungen / odet abthellungs⸗ 
halber zu Veraͤußerungen ermach tigen/ fo “ernennen 
fie zugleid), nach "Antrag der Bittſteller, oder von Amts⸗ 
wegen, einen oder 44 Er xten fuͤr die Abſchaͤ⸗ 
tzung und Bildung der Lobfe, and verweiſen das Theis 
lungsgeſchaͤft oder die Lizitqtion wor einem der) gleiche 

Weiſe zu ri Notar, | . 


arg; 
"Urrikel a Ua a Be Zi 
Die Experten fünnen, nah ihrer Serien Beeidi⸗ 


gung ihre Abſchaͤtzung und Bildung ver Lodſe vor dem 
beauftragten Notar zu Bentokell geben. ne 


Artitel 28. — 
Wenn in den Zallen, wo das Richteramt lediglich 
wegen Ermaͤchtigung zur Theilung und Lizitation ange, 
rufen werden muͤßte, alle Theilhaber mit den Verrich⸗ 
tungen der Experten zufrieden ſind, ſo bedarf es nicht, 
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für den: Abſchluß des Gelchäftes det —— ge⸗ 
—— Genthwigang der Vernichtans der Erperten, 
| — Artikel 29. 

Erheben ſi ch vor: dem Notar Streitigkeiten, die 
eine gerichtliche Entſcheidung erfodern, ſo nimmt er 
ſolche in ſein Protokoll auf, und veweiler mn: die 
Partheyen vor Gericht. ER au 

Artikel 30, 
Wenn bey pbtwaltenden Streitpunften die Gerichte 
eine Theilung oder eine Lizitation verordn en, fo vers 
weifen fie diefelbe nach Erledigung dieſer Siexaurie 
gleichermaßen vor einem Notar. 


Artikel -Ar. 


Die, dffentlichen Lizitationen geſchehen nach Bor: 
— der en Artifel: 205 Ana Und. 2% 


' vw B.-?l:: n — ru 2 
‚Worin Berfügungen. 
Urtitel vr 
Die genannten Artikel s. su 22 und 23 find bey 
allen Beräußerungen von liegenden Gründen zu befol: 
‚gen, welche nicht aus freyer Hand verkauft werden duͤr⸗ 
fen, fondern Öffentlich an ben setz und > Mein 
verkeigert werden muͤſſen. EN 
Artikel 33, 
Die ‚präparatorifche Werfeigerung ift überall auf: 
gehob ben — 
Bis Artikelt 34. — 
' Affe Bere des geinitiötratkeb, Abſchaͤtnngen, 
— anderweitige Verrichtungen der Experten, 
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Ermächtigungs: oder Beſtaͤtigungsurthelle und alle Pro: 
tofolle zum Zwecke der obbefagten Geſchaͤfte follen die 
Gerichtöfchreiber, in fp weit e& fie betrifft, nad deren 
vorgängiger Regiftrirung und Eintragung in den Reper: 
torien, mit Vormerkung bes beauftragten Notard, den 
Berheiligten oder dem betreibenden Theile in Urfchrift 
ausliefern, und fich diefe Auslieferung mit kurzen Wor⸗ 
ten auf den Nepertorien oder mittelſt eines befondern; 
dem Repertorium anzufügenden ftempel= und tarfreyen 
Scheines befcheinigen laffen, ohne daß für diefe Befcheis 
nigung eine ie Resiftrirungsgebüßr zu beziehen wen: 


: Artikel 35, 


Alle diefe Urkunden beivahrt der Motar, mittelft 
Anfchluffes, zu dem Hauptprotofoll des Geſchaͤfts. Er 
hat diefen Anſchluß, welder für ſich keine Regiſtri⸗ 
rungsgebuͤhr erdffnet, auf dem Protokoile ſelbſt vorzu⸗ 
merken, dagegen alle Urkunden regiſtriren zu laſſen, de— 
ren Beſorgung zum Rentamte dem en nicht 
obliegt, | 


* urtitel 36. — DER 


—— wo es zur Einſi chi oder. Befkätigung des 
Gerichtes erfoderlich iſt, ſoll dieſem der Akt oder das 
Protokoll des Notars in Urfchrift, vorgelegt werden, für 
welche Verlegung dem Notar weiter nichts * die ueber⸗ 
ſendungskoſten erſetzt werden. F 


Artikel 353. — 

Die Verfügungen der Artikel 34. und 36. treten, 
in fo weit ſie daranf anwendbar find, auch ‚da eins 
wo es ſich von der Aufnahme eines Anlehens für Minz 
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derjaͤhrige oder, Interbigirte, ingleichen von ber Verhpr 
— von Immobilien derfelben. handelt. 


I Artikel 38. 

Alle in der Gefeßgebung des Rheinkreiſes enthal⸗ 
tene Verfuͤgungen, welche die im Geſetze abgehandelten 
Gegenſtaͤnde hetreffen, bleiben, fo weit fie in demſelben 
niet abgeändert worden find, in voller Kraft. 


— 


Artikel 39. 


Die obigen Artikel 3. 33, 36 und 37. find nicht 
anwendbar, wenn es fic) ganz allein unter ſolchen Groß: 
jährigen handelt, welche unbefchränfte Verfügung über 
ihre Rechte haben, welche, wenn fie fi) in Güte ver: 
fiehen würden, ihr unbewegliches ſowohl als bewegli⸗ 
ches Vermoͤgen frey von Haud zu Hand veraͤußern oder 
vertheilen koͤnnten, ohne der Huͤlfe des Richters zu be: 
dürfen! 


Artikel 40. 


In Streitfällen, welche fih im Verlaufe der oben: 
erwähnten Gefchäfte ergeben, und nicht Namens Min: 
berjähriger ober Interdizirter erhoben werden, find. die 
urſchriften gleichfalls nicht auszuliefern oder vorzulegen, 
wenn dieſes nicht ſchon nach der beſtehenden Gefenge: 
dmg Statt finden kann. 


Wir behalten Uns” „vor, in Anfehung der in dieſem 
Gefeße vorfommenden Gegenftände die Taren und Ge- 
bühren durch eine befondere Verordnung zu reguliren. 


Das gegenwärtige Geſetz foll durch das Gefegblatt, 
dann durch das Amtsblatt des Mheinfreifes — 
bekannt am werden. 


Die: —- 
Kammer der Reichöräthe 
au die: 
Rainer der Abgeordneten. 


Die Kammer der Reichsräthe übergiebt der Slam: 
mer der Abgeordneten - den anliegenden, auf Befehl 
Seiner Majeftät des Königs von dem Fünigl, 
Staatöminifter der Juſtiz dem Beprathe und der Zus 
fimmung der Stände übergebenen Geſetzesentwurf, ei⸗ 
nige Abaͤnderungen der im Rheinkreiſe geſetzlich an- 
geordneten Foͤrmlichkeiten bey Anlegung und Abnahme 
der gerichtlichen Siegel, dann bey denjenigen Vermo⸗ 
gensabtheilungen und Veraͤußerungen, welche unter Mit⸗ 
‚ wirkung des Richteramtes geſchehen muͤſſen, betreffend. 
Sie glaubt, daß der et — anzu⸗ 
rn fey. . 


Die Kammer der —— cn; mit e Vergink 
gen dieſe Veranlaffıng, der Kammer der. Abgeordneten 
die Verficherung ihrer eisen ae zu 
erneuern. 


Minden den 2. Kuga 1825. | 


Der erſte präpdent, 
Fuͤrſt v. Wrede. 


C. Graf v. Leyden. 
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8 v r tra g 

— des — 
erſten Ausſchuſſes der ‚Kammer. ‚ber ‚Abgeordneten. 
—— urn ertä den er 
wen ra .„Befeßesentwurf,: 


die Foͤrmlichkeiten bey Anlegung und Abnahme gerichtlicher 
Siegel’ und Veräuffernng der beweglichen und unbeweglichen 
19 ter der Minderjährigen ıc. im Rhelulreiſe 

NT / betreffend. . 


"Das im Nheinkreis beſtehende bürgerliche Weſetzbuch, 
Cole Napoleon, hat durch feine einfache und klare, je: 
dem Buͤrger verſtaͤndliche Beſtimmungen, durch ſeine 
die Menfchenrechte und Menfpenwürde ehrende Grund: 
füge, dem Rheinkreiſe fo wie allen ehemaligen Provinz 
zen des linken ———— a — ge⸗ 
ander“ 


N Dieſem zur Sene ſtehet aber ein minder" vollkom⸗ 
ee Werk, mit vielen vortrefflichen Beſtimmungen 
und Anordnungen, welches mehr für die Verhaͤltniſſe 
großer Städte, und vorzuͤglich der Hauptſtadt, deren 
Reichtum und Laſter, entworfen zu ſeyn ſcheint, die 

Formalitaͤten ſucht der. alten franzoͤſiſchen Gerichtsformen 
in ſich traͤgt, und die Juſtizpflege zu einer Finanzquelle 
herabwuͤrdiget. Diefes Werk iſt die Gerichtsordnung 
Code de Procedure, welches Anlaß zu dem Geſetz⸗ 
entwurfe gegeben, die heute zur Berathung vor uns 
liegt, uud bereits von der hohen Kammer der Reichs⸗ 
räthe unbedingt angenommen "wurde. 


Die fhwere Aufgabe bey dieſem Vefegentwurfe, 


u“ 
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welche zu loͤſen der Regierung vollkommen gelungen iſt, 
war, einzelne Beſtimmungen einer ganzen zuſammenhaͤn⸗ 
genden feſt verbundenen Geſetzgebung abzuaͤndern, ohne 
ſtoͤrend in das Ganze einzugreifen, und anderen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen in den Weg zu treten. 


Mit weiſer Umſicht wog die Regierung jede zu frefz 
fende Abanderung mit den fortbeftehenden Geſetzen ab, 
um Einklang, Zuſammenhang und Uebereinſtimmung zu 
erhalten. Die geſetzlichen Beſtimmungen ſollen zum Nu— 
gen der Minderjährigen, der Abwejenden, der Bene: 
fijiaterben, erlaffen werden. Keine neue Nechte follen 
diefen dadurch zufließen, jondern nur SHinderniffe, leere 
Formalitäten befeitiget, und bedeutende, kleinere Wer: - 
mögen aufzehrende Gerichtöfoften vermieden werden. 

Die Motive ded Gefegentwurfes find in dem Wors 
trag des Herrn Juſtizminiſters fo aründlicy und erſchoͤ— 
pfend durchgefuͤhrt, daß es uͤberfluͤſſig wäre, dieſe Mo— 
tive nochmals in geſchichtlicher und legislativer Hinſicht 
vorzutragen. Referent wird demnach nur in der Kuͤrze 
die ſechs Abtheilungen des Geſetzentwurfes durchgehen, 
die Annahme des ganzen Geſetzes beantragen, und ei— 
nige Wuͤnſche und Bemerkungen beyfuͤgen. 


F Erſte Abtheilung. 
en der Anzeige der Sterbfälle und von der 
Verfieglung. 


Die Anzeige der Sterbfälle muß bey dem Friedens: 
richter Dusch die Lofalbehörden in allen jenen Fällen fo: 
gleich gemacht werden, wo nicht volljährige Perfonen 
allein betheilige und. gegenwärtig find, damit fogleich 
die Berfiegluug folge, diefer aber fann, wenn der John: 
ort des Verſtorbenen von dem des Friedensrichters ent⸗ 
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fernt ift, eine vorläufige Berfieglung von — ur 
hörde vorausgehen. 


% 


Der Art. 2 enthält diefe Beftimmung, in welchem 
zu wünfchen wäre, daß ftart des Wortes fann, das 
Wörthen fol! auch in den gefeglichen Fällen, aufge: 
nommen, und auf die Alnterlaffung eine Fleine Strafe 
wie in $. ı von ı bid 10 Gulden, verhängt würde. 
Die Gründe hiezu find folgende: 


Die meiften Verſchleuderungen bey Sterbfällen ge: 
fchehen im Augenblide des Todes oder Purz darauf, 
wenn. noch_ alle DBetheiligten in Beftürzung und: 
Verwirrung find. Der riedensrichter, der ein 
auch zwey oder nody mehrere Stunden vom Wohn: 
ort des DVerftorbenen entfernt feyn Fann, erfährt 
erft fpät die Nachricht durch einen Voten, ift we: 
gen andern Gejchäften oder Abwefenheit oft nicht 
im Stande, augenblicklich der Anzeige Folge zu ge: 
beu; es vergehen demnah 24 Stunden oft aud 
mehrere Tage, bis die Verfieglung von dem Frie— 
dendrichter vorgenommen werden fann, in dieſer 
Zwifchenzeit finden die meiften Einwendungen und 
Mifbräuche ftatt. Bey dürftigen oder ganz wenig 
bemittelnden Umftänden der Verftorbenen wird ohne: 
hin keine Verfieglung vorgenommen. 


Stirbt eined der Ehegatten, und der andere 
ift noch bey Leben, fo bedarf es Feiner: Verſieg⸗ 
lung, da nad) den 6. 390 dem überlebenden Che: 
gatten von Nechtöwegen die Bormundfhaft über die 
minderjährigen Kinder zuftehet, und der $. gıı des 
Code de Procedure beftinmt, daß nur dann Ver: 
fieglung ftatt finden fol, wenn die Minderjährigen 
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feinen Bormund haben. Ed werden demnach. felten 
Fälle eintreten, wo von der Lofalbehörde folche vor: 
läufige Berfieglungen vorgenommen werden müffen, 
allein in diefen Fallen follte ed nicht der freyen 
Willführ der Lokalbehörden überlaffen bleiben, -ob 
fie verfiegeln wollen oder nicht, . da bey manchen 
Drtövorftänden auf dem Lande eine gewiffe Indo⸗ 
lenz und Gleichguͤltigkeit fuͤr ſolche Geſchaͤfte nur zu 

bekannt iſt. 


Aus eben der Urſache duͤrften auch die Worte: 
„der Buͤrgermeiſter oder Adjunkt“ anders 
geſtellt werden, weil dadurch ein Zweifel uͤbrig 
bleibt, welcher von dieſen beyden fuͤr die Nichtbe— 
folgung zur Verantwortung gezogen werden koͤnnte. 


Es wäre daher wuͤnſchenswerth, daß die Worte 
oder Adjunft — und am Ende des 6. 2 


beygefügt würde: 


„Wenn der Bürgermeifter abwefend gefeglich ver: 
hindert, oder bey der Verlaſſenſchaft des Ver: 
ftorbenen beteiligt ift, fo fol der Adjunft, und 
in Fleinen Gemeinden, wo Fein Adjunft fich bes 
findet, der altefte Munizipalrath dieſe re ieglung 
vornehmen.“ 


Der Art. 3 vermeidet viele unnoͤthige zweckloſe Ko— 
ſten, ohne die Sicherheit der Minderjährigen im gering: 
ften zu vermindern, daß der Notar für diefe Vers und 
Entfiegelungen und fo auch der Nentmeifter für die Bor: 
merfungen im Inpeutarifationsprotofoll Feine befondere 
Gebühren berechnen, weil fonft der von dem Geſetze 
dem Minderjaͤhrigen zugedachte Vortheil ſehr unbedeutend 
ſeyn würde, wird nach der Verſi icherung des Fönigl, 
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Kommiſſaͤrs in der noch zu erlaſſenden allerhoͤchſten Ver⸗ 
ordnung, wovon am Schluſſe des Geſetzentwurfes Mel⸗ 
dung geſchieht, Vorſorge getroffen werden. 


Zweyte Abtheilung. 


Bon den Foͤrmlichkeiten der freywilligen gerichtli- 
- hen Veraͤuſſerung der Mobilien. 


In diefer Abtheilung ift blos die Nede von freywil: 
ligen Veräufferungen, welche nach Vorſchrift des Ges 
ſetzes nur mittelft einer öffentlichen Verfteigerung an den 
Lebt = und Meiftbietenden zu geſchehen haben; Diefe 
mit den wenigftmdglichen Koften zum Nutzen det Min: 
derjährigen oder anderen Schugbedürftigen von dem oͤf— 
fentlichen Nofar nach: einfacher Bekanntmachung vorneh⸗ 
men zu laffen, ijt der öngd diefer heilfamen geieglichen 
Beftimmungen. | 


Im Art. 6 könnte zu größeren Deutlichteit nach den 
Worten „auch die alten“ eingefchaltet werden: „vor 
dem 1. November 1798 EREHODAMEER Srundrenten ıc.“ 


Dritte Aotheilung, 


Bon den Förmfichfeiten der frenwilligen gerichtlis 
chen Veraͤuſſerung liegender Güter, welche Pfleg: 
befohlenen ausſchließlich zuftehen: 

Die Veraͤuſſerung der Immobilien der Minderjaͤh⸗ 
rigen war bisher wegen dei größen unnoͤthigen Koften 
für diefe verderblich,. In den Motiven zum Gefegent- 
wurf find alle Nachtheile der bisherigen Prozedur Flar 
angegeben. Künftig werden die BVerfteigerungen folcher 
Immobilien, welche ohnehin nur wegen evidenten Vor: 
theil oder wegen abfoluter Nothwendigkeit ſtatt finden 
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koͤnnen, von einem Notar vorgenommen, die ganz un: . 
zweckmaͤßige präparatorifche Verfteigerung fällt weg. 


Die Abfhägung der Güter ift vereinfacht, und die 
Verfteigerung kann durch Einftimmigfeit des Familien: ' 
raths auch dann genehmigt werden, wenn der Erlös 
dem Abfchägungspreis. nicht gleich kommt. 


Einige unbedeutende Bemerfungen find in diefer Abs 
theilung zu machen, und zwar $. 14 nnd 15: wäre zu 
wünfchen, daß die Wahl ded Notars dem Familienrath 
nicht- dem Bezirksgericht überlaffen, und von letzterem 
nur die Beftätigung ertheilt werden follte. — 


Der Familienrath ſtellt die Parthie vor, nun bleibt 
die Wahl des Notars immer der ia ke welche die 
Koften zu zahlen hat, frey. 


In jeder Familie if ein oder der andere Notar gleiche 
fam der Hausnotar, dieſer mit allen Familienserhälts 
niffen vertraute Notar fann dem ntereffe der Minder: 
jährigen mehr nügen, als ein fremder, der Familienums 
ftande unfundiger vom Bezirfögerichte, ‚manchmal aus 
Vorliebe, manchmal aus Unfunde der Verhältniffe ers 
nannter Notar. Auch behauptet ein Notar.in einem 
Drte mehr Anfehen, mehr Vertrauen, als fein Kollege, 
welcher vielleicht in einer anderen Gemeinde wieder gleis 
che Vorzüge genießt, ‘allein es ift für die Verfteigerung 
oft wichtig, und hat auf den Erlös Einfluß, ob. diefer 
oder jener Notar die Verſteigerung halte oder nicht, 
wenigftend glauben es die Bürger, und ungern gehen 
fie von einem Notar ab, der einmal ihr Vertrauen er: 
worben hat, und den fie Fennen; überdies verwahrt 


VIII. Beplagenband. ‚10 
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der gewöhnliche Notar einer Familie alle früher "aufge: 
nommene Akte, als Kauf-, Mierh:, Tauftverträge, 
Erbſchaftstheilungen, Schuldverfchreibungen ze. wird 
nun ein anderer Notar zu dem Gefchäft ernannt, und 
diefer bedarf,der Einficht obiger Aften, fo müffen Aus— 
fertigungen gemacht werden, da die Driginalurfunde 
fein Notar aus Handen geben darf, dadurch würden 
Koſten für Stempel und Erpeditionsgebühren entftehen, 
und den Minderjährigen doch weniger mit diefem ihnen 
fremden Notar gedient feyn. Wenn daher am Schluffe 
des J. ı4 noch beygefegt würde: „und beftimmt den da: 
zu inftrumentirenden Notar,“ und bey den $. i5 würde 
der Schluß: „und beauftragt das Besirfögericht , fo: 
gleidy einen Notar mit der Verfteigerung,“ weggelaffen, 
und dafür beygefekt: „und beftätigt dad Bezirksgericht 
fogleidy den vom Familienrathe vorgefchlagenen Notar.“ 


Im Art. 19 dürfte nach den Worten: „nicht unter 
ı4 Tagen,“ beygefegt werden: „vom Tage der Einrü: 
ckung in die öffentlichen Blätter,“ um mit dem $. 20 
in feinem Widerfpruche zu ftehen. 

Vierte Abtheilung. 

Bon den Förmlichfeiten der freymwilligen gerichtli: 
hen Verfteigerungen unbeweglicher Güter, welche 
zu DBenefiziarerbfcehaften oder zu Vakantmaſſen 
gehören, 

Hiebey ift nichts zu erinnern; fowohl bey Mobi: 
lien: als Immobilenverſteigerungen findet die naͤmliche 
Koftenerfparniß bey den Benefiziar- und Bafanterbfchaf: 
ten Statt, wie bey den Minderjährigen, vor dem Notar 
gefchieht die Verfteigerung, die präparatorifche fällt gan; 
weg | 
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Fünfte Abtheilung. 
Bon den Förmlichfeiten der gerichtlichen Theilun: 


gen oder der Abtheilung halber nörhigen 
Veräufferungen. 


Sowohl bey Theilungen, welche beftritten werden, - 
als bey foldhen, wo die Erben einig find, aber zur 
Theilung doch gerichtlicher Ermächtigung bedürfen, und 
bey Lizitationen follen Fünftig die Notars einfchreiten. 
Auch bey dieſen gefeglihen Beftimmungen treten einige 
Erleichterungen der Koften bey der ———— der Ab⸗ 
theilungsgegenſtaͤnde ein. 


Die richterliche Mitwirkung bey dem Thellungeatt, 
welche ganz entbehrlich iſt, wird vermieden, erheben 
ſich bey der Theilung Streitigkeiten, ſo errichtet der 
Notar daruͤber ein Protokoll, und die m wird kom 
Gericht entſchieden. 

Sechſte Abtheilung. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 

Die vereinfachte Veraͤuſſerungsweiſe wird auf alle 
Faͤlle ausgedehnt, wo die Immobilien der unter Kura— 
tel ſtehenden Perſonen oͤffentlich an, den Letztbietenden 
verſteigert werden. Einfacher und Koſtenvermindernd iſt 
zwar die im Art. 34 des Geſetzentwurfes enthaltene Be: 
ſtimmung, daß die Protokolle uͤber die Beſchluͤſſe des 
Familienraths ꝛꝛc. dem Betheiligten oder dem betreiben⸗ 
den Theil in Urfchrift ausgeliefert werden ſoll, allein 
dabey waltet auch die Gefahr ob, daß durch die Bethei— 
ligten folche Urkunden verloren geben fünnen, in einem 
folhen Fall müßte der Familienrath auf dad Neue zu: 
fammenberufen, ı und ein neuer Beſchluß ausgefertiget 
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werden, wodurch wohl 15 bis 16 fl. Koften verurfacht 
würden, indeffen ‚eine Ausfertigung eines foldyen Bes 
rathungsprotofolld bey dem Friedenögeriht nur 2a fr. 
oder höchftens 44 fr. Foftet. Um diefem abzuhelfen, wäre 
es räthlic), die Urfunde nicht durch die Hände der Be: 
theiligten gehen zu laffen, fondern unmittelbar von dem 
Friedendgerihf an den Prafidenten des Kreidgerichtd, 
und von da unmittelbar in die Hände des Notard, wo= 
felbft die Aften fodann deponirt bleiben, zu uͤberma— | 
chen. Auf diefe Weile würden die Ausfertigungen ganz 
geſpart, und die Urkunden der vo ‚ verloren zu ge: 
hen, entzogen. 


Diefe wenige Bemerkungen über den vorliegenden 
Geſetzesentwurf, welcher durch Die gründlichfte Motivi- 
rung des Herrn Juſtizminiſters unterftügt ift, Fönnten 
als Wünfche beygefügt, Übrigens die Annahme des Ges 
fegentwurfed nach feinem ganzen Inhalt um fo mehr aus: 
gefprochen werden, als bey der befchranften Zeit allen: 
fallfige Modifikationen das augenblickliche wohlthaͤtige 
Elder dieſes Geſetzes vereiteln koͤnnten. 


v. Camuz —F 
Referent. 


Ueber dieſen Vortrag faßte der erſte Ausſchuß den 
einſtimmigen Beſchluß, zu begutachten, daß dem Ge— 
ſetzentwurf unter Anführung der Anträge und Wünfche 
beygeftimnt werde. 

v. Camuzzi, 
Vorſtand. 


Dr. Rudhardt. 
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Gefchehen am 12. Auguft 1825 in der Sihung de des 
erften —— | 


Gegenwärtige: | 
Here Miniſterialrath v. Schmidtieiu, als königt, Kommikär. 
Die Mitglieder. des Ausſchuſſes: 
Ser v. Camussi. 
3 SKiliani, 
⸗ s Reindf. 
Schr: s Hoheneggem. 
Her +» Drefd. 
⸗ Holzſchuher. 
Klar. > 
» Leonrob. . 
Rudhardt. 


a. ar 


Der geheime Rath und Abgeorbnete, Herr v. Ca⸗ 
muzzi, erftattet Vortrag über den Gefegesentwurf, 
einige Abanderungen der im Rheinkreiſe geſetzlich ange⸗ 
ordneten Förmlichfeiten bey Siegelanlegungen, dann 
bey Bermögensdveräufferungen und, Abtheilungen, welche 
unter Mitwirfung ded Richteramtes gefchehen müffen, 
betreffend. 

Der Berichtderftatter begutachtete die Annahme des 
Entwurfes ‚ jedoch unter Hinzufügung folgender en 
ner Wuͤnſche und Anträge. 

Erſte Abtheilung.. 
+) 3m $. 2. ftatt der Worte „ann“ wäre das Wort 
„foll“ zu fegen, unter Hinzufügung der Worte: 
„bey Bermeidung gleidher Strafe“ 


Ad ı. Saͤmmtliche Mitglieder waren hiemit einverſtan⸗ 
den. 


2) In demſelben Paragraph ſtatt der Worte: „der 
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Bürgermeifter oder Adjunft« wäre zu feßen: 
„der Bürgermeifter‘ mit Hinweglaffung der Worte: 


„oder Adjunft“ dagegen wäre am Ende des Sa: . 


tzes beyzufügen: 


„Wenn der Bürgermeifter —— geſehlich ver⸗ 
„hindert oder bey der Verlaſſenſchaft des Ver: 
„ftorbenen betheiligt ift, fo foll der Adjunft, und 
„in Heinen Gemeinden, wo fein Adjunft fich bes 
„findet, der ältefte Munizipalrath diefe Verfiegs 
„lung vornehmen.‘ 


Ad 2. Sämmitliche Mitglieder ftimmten diefem Gutach: 
ten bey, 


3) Bey Art. 3 wäre zu winfchen, daß ausdrücklich 
beftimmt würde, daß weder der Notar für die Ber: 
und Entfiegelung, noch der Rentmeiſter für die 
Bormerfungen im nventarifationsprotofolle beſon⸗ 
dere Gebühren, verrechnen dürfen, 


ad 3, Der fönigliche Herr Kommiſſaͤr erflärte, daß 
über diefen Gegenftand in der Verordnung, wels 
che fich Seine Majeſtaͤt nach Art. 4 zu er: 
laſſen vorbehalten haben, vorgeforgt fey. Dem: 
nach waren ſaͤmmtliche Mitglieder der Meynung, 
daß diefer Gegenftand auf fich beruhe. 

4) Zur zweyten Abtheilung im Art. 6 wäre einzufchals 
ten ftatt der Worte: „alten Grundrenten,“ 
wäre zu feßen: „alten vor dem erften Novem— 
ber 1798 entftandenen Örundrenten“ 


Ad 4. Saͤmmtliche Mitglieder waren einverftanden. 


5) Zur dritten Abtheilung. Art. ı4 und ı5 
wünfchte der Herr Berichtserftatter, daß die Wahl 
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des Notare dem — unter Betingung 
des Gerichtes uͤberlaſſen werde. 


Ad 5. Dieſem Wunſche — fämmtliche Mitgieder 

bey. 

6) Im Art. 19 dürfte nach den Worten: „nicht un: 
ter ı4 Tagen“ beygefegt werden: „vom Tage 
der Einruͤckung in ‚die oͤffentlichen Blaͤt— 
ter. 

Ad 6. Gleichfalls. 

7) Zur vierten Abtheilung wurde nichts erinnert; 
ebenſo zur fuͤnften Abtheilung. | 

Zur ſechſten Abtheilung jedoch Artikel 34 

wiünfchte der Herr Verichtöerftatter, daß das Dri: 
ginal der Urkunde nicht durch die Hände der De: 
theiligten, fondern unmittelbar vom Gerichte zum 
Notar gebe. x 

Ad 7. Waren ſaͤmmtliche Mitglieder einverſtanden. 


Demnach beſchloß der Ausſchuß einſtimmig zu be— 
gutachten, 
„daß dem Geſehesentwurfe unter Anfuͤgung der 
„Antraͤge ı bi6 7 beygeſtimmt werde.“ 
v. Camuzzi. | 


Dr. Rudhardt. 
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Beylage CLXXVI. 
(Bd, XI. der Verhandl. 6oſte Sigung S. 43.) 


Bortrag - 
des | 
Königlichen Staatsminifters der Juſtiz. 


‚ (Die Aufhebung einiger Beftimmungen des Reglements für 
den Geſchaͤftsgang der Juſtizaͤmter im’ Fürftenthume Lei— 
ningen vom 31. Auguft 805 betreffend. 
- 5 
Für das Fürftentfum Leiningen mit Ausnahme 
ded Staͤdtchens Amorbach wurde am 31. Auguft 1805 
in einer Zeit, wo der Herr Fürft von Leiningen die 
Landeshoheit noch hatte, ein 
„Reglement für den Gefchäftsgang der Juſtizaͤmter,“ 
als Geſetz publiziert, welches‘ umftändliche Beftimmune 
gen über die allgemeinen Dienftpflichten der Juſtizbeam⸗ 
ten, über die Gintheilung der Gefchäfte bey den Zu: 
ſtizaͤmtern, über den Gerichtöftyl, die Form und Ber 
handlung der Gefchäfte,- über den Gefchäftsgang und 
die Geihäftsordnung, über die Behandlung der Aften, 
über die Einrichtung der Negiftraturen, und über die 
Geſchaͤftskontrolle enthält. J 


. 2. 
Dieſes Reglement wurde in der Folge, als das 
Fuͤrſtenthum Leiningen unter großherzoglich Badenſche 
Hoheit kam, durch Einfuͤhrung des Badenſchen Land: 
rechts außer Giltigkeit und Anwendung geſetzt. 
Als aber im Jahre 1810 die zwey fuͤrſtlich Leinin— 
giſchen Juſtizaͤmter Amorbach und Miltenberg unter die 
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Hoheit des Herrn Großherzog von Heſſendarmſtadt fa= 
. men, wurde am ı. Jänner 1811 dafelbft die vorige 
Nechtsverfaffung, alfo auch dad Reglement für die Zus 
ſtizaͤmter vom 3ı. Auguſt 1605 wieder eingefuͤhtt. 


6. 3. 

Hiebey verblieb es bey dem weitern Uebergange der 
beyden Aemter Amorbach und Miltenberg an die Krone 
Bayern, und fowohl bey den fürftlich Reiningifchen Un— 
ter = und Obergerichten, als auch bey dem föniglichen 
Dberappellationsgerichte wurden bisher bey Entfcheidung 
vorfommender Rechtöftreitigfeiten das genannte Regle— 
ment in Anwendung gebracht, fo weit die Vorfchriften 
deffelben noch wirkliche Gefegesfraft haben, 


4% 

Die darin vorfommenden Beftimmungen aber, wel: 
che blos organifch uud reglementär find, haben im Laufe 
der Zeit durch die geänderte Gerichtdeinrichtung, und 
befonderd durch Einfuhrung der in Bayern geltenden 
Normen ihre Anwendung ganz, oder Do groͤßtentheils 
von ſelbſt verloren. 


Auch jene Vorſchriften, welche das Recht und die 
Form des gerichtlichen Verfahrens in ftreitigen Fällen 
betreffen, mußten den inzwifchen eingeführten nn 
Prozeßgefeben weichen. | 

Nur allein die in das Zivilrecht einfchlagenden 


Beftimmungen haben ihre geſetzliche Gältigteit fortan 
behauptet. 


Diefes ift der Fall-mit demjenigen Teile des Yeg- 
lements, welder $. 30 — 44 von den nichtftreitigen 
Nechtsgefchäften handelt. 
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Unter dieſen zivilrechtlichen Beftimmungen fommen 
einige vor, deren Aufhebung wegen ihrer Gemeinfchäd: 
lichfeit,. wegen darin liegender al} zu großer Befchrän: 
kung der bürgerlichen Freyheit, und wegen der durd) 
fie herbeygeführten Nechtöungleichheit gegen alle andern 
Theile des Koͤnigreichs ai gewünfcht und ‚bean: | 
tragt worden ift. j | - 


Sie find im $. 32 und 36. Abjchnitt 1 des Regler 
ments enthalten, und betreffen die allgemeine Vorfchrift, 
daß jeder Vertrag in feiner Gültigfeit gerichtliche Pro: 
tofollirung fodert, und daß in jedem Falle bey Schlieſ— 
fung einer Ehe von den Verlobten Ehepakten errichtet, 
ai müffen. 


| | 6. 6. 

Schon im Jahre ı8ı9 haben die Drtövorfteher des 
Serrfchaftsgerihts Miltenberg bey der Fönigl. Regie: 
rung ded Untermainfreifed, um ei dieſer laͤſti⸗ 
gen Beſtimmungen nachgeſucht. 


Nachdem dieſer Gegenſtand zur Kenntniß des koͤnigl. 
Staatsminiſteriums der Juſtiz gelangt war, und waͤh— 
rend die fuͤrſtlich Leiningſche Juſtizkanzley zur Berichts— 
erſtattung daruͤber aufgefodert, und alle desfalls noth— 
wendigen Recherchen angeordnet und vorgenommen wur: 
den, wendeten fich in der Zwifchenzeit, im April 1822, 
fämmtliche _Gemeindevorftände des Herrfchaftsgerichts 

tiltenberg in diefer Angelegenheit an die Damals verfam: 
melten Stande des Reiches. Ihre Borftellung wurde 
durch das Prafidium der Kammer der Abgeordneten dem 
fönigl.. Staatsminifterium der Juſtiz am 5. May ı822 
jur geeigneten Ruͤckſichtsuahme und Abhülfe empjohlen. 
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Da aber damald die Möglichfeit zur Erledigung 
des Gegenftandes im verfaffungsmäßigen Wege nicht 
mehr vorhanden war, fo mußte man fi) darauf be= 
fhranfen, die Sache. bis zur nächften Verfammlung 
der Stände vollftändig vorzubereiten. 


Inzwiſchen haben unterm 15. April d. J. die ſaͤmmt⸗ 
lichen Gemeindevorftände der Herrfchaftögerichte Milten: 
berg und Amorbah ein wiederholtes Geſuch in dieſer 
Angelegenheit unmittelbar bey dem koͤnigl. Staatsmini⸗ 
fterium der Juſtiz eingereicht. 


§. Te 
Bon Seite dieſes koͤnigl. Staatsminiſteriums konnte 
man, ſo ſehr und oft man ſich auch gegen das Frag— 
mentiren in der Geſetzgebung ausgeſprochen hat, doch 
nicht entgegen ſeyn, auf die bey jeder Gelegenheit er— 
neuerten Antraͤge, und dringend geaͤuſſerten Wuͤnſche 
einzugehen, und zu Aufhebung der betreffenden Stel: 
len des erwähnten Neglements einen STDMERSE| in 

Vorlage zu bringen, theils weil: 


ı) den Bewohnern zweyer nicht unbedeutender Her 
fchaftögerichte, aus welchen die Standesherrfchaft 
des Herrn Fürften von Leiningen befteht, nicht zu: 
gemuthet werden kann, bis zu einer allgemeinen 
bürgerlichen Gefeggebung im Koͤnigreiche alle aus 
diefen Beftimmungen erwachfenden Nachtheile über 
fih ergehen zu laffen, und fich in ihrer bürgerlichen 
Freyheit unnatürlich gefchmälert zu. fehen; theils 
weil 

3) ein Fragmentiren in diefen Punkten um fo weniger 
etwas Nachtheiliged an fich tragen kann, da es nur 
zus Gleichftelung eines Theiled mis dem Ganzen 
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ded Königreiches abzweckt, mithin dem Geifte und 
Worte der Verfaffung huldigt, und allmählig diefe 
Einheit in Gefegen wenigftend theilweife, bis fie 
ganz erteicht werden Tann, zu erftreben fucht. 


$. 8. 
Die erfte diefer zur Aufhebung geeigneten Beftim: 
mungen fautet in $. 32 des Reglements wörtlid) alfo: 


„Bey den Kontraften ift e8 Neael, daß die Kons 
trahenten perfünlich bey dem Juſtizamte erfchei- 
nen müffen, nur, wenn einer die Reiſe zum 
Amtöfige weder zu Fuß, noch in einem Wagen 
machen Faun, findet eine Ausnahme ſtatt. 

Der bloßen Gemaͤchlichkeit darf durchaus nicht 
nachgegeben werden. | 


Auf die fogenannten Kaufauffäge, welche von 
den Dorfgerihten, Schullehrern, Wirthen u. 
dgl. aufgenommen werden, fann fünftig Fein Pros _ 
tofoll mehr abgefaßt, und. Feine Urkunde mehr 
audgefertigt werden. 


Diefe Aufſaͤtze follen Aberhaupt feine Gültige 
“feit mehr haben, felbft wenn fie von den Sons 
trahenten unterfchrieben find. 


Der Kontrakt kommt erft zu Stande, 
und wird erft für fämmtliche Theile ver: 
bindend, wenn das Protokoll darüber 
bey dem Juftizamte aufgenommen und 

unterzeichnet if. Früher foll fein Theil 
ein Recht haben, auf die Feſthaltug und 
Erfüllung des Kontrafts zu Flagen.“ 
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6. 9. 

Dieſes Geſetz, nach welchem jeder auſſergerichtlich 
abgeſchloſſene Kontraft — ohne alle Ruͤckſicht auf den 
MWerthöbetrag des Gegenſtandes, und ohne NRüdficht 
auf das Vorhandenſeyn anderer fonft hinreichender Be: 
weismittel auffer dem gerichtlichen Protofoll, gleich bey 
feiner Entftehung ungültig, und für feinen’ der Kon 
trahenten Flagbar feyn foll, muß unverkennbar 


I. ‚für den Verkehr im gefelligen Leben, 
u. für den Kredit, und 


II. für das Vermögen der betheiligten uaterthanen 
die bedeutendſten Nachtheile zur Folge haben. 


§. 10. 
Denn ein ſolches Geſetz iſt 
Ad I. für Handeld:, Gewerbs- und Landleute faſt 
in gleichem Grade laͤſtig und nachtheilig. 


Der Kaufmann, wenn er, um in ſeinen Spe— 
kulationen und in ſeinem taͤglichen Verkehre geſichert zu 
ſeyn, jeden Handel mit Kaͤufern oder Verkaͤufern erſt 
gerichtlich protokolliren zu laſſen, genoͤthigt iſt, wird 
hiedurch offenbar in Betreibung ſeiner Geſchaͤfte gehemmt. 
Dieſe find haͤufig von der Art, daß fie feinen Aufent⸗ 
halt, oder wenigſtens nicht jene öffentliche Kundwer— 
dung vertragen, welche eine unvermeidliche Folge ges 
richtlicher Protofollirung iſt. | 


Der Gewerbsmann und Profeffionift befindet 
fi unter feinen: Verhältniffen nicht felten ganz in der: 
felben Lage. 


Am befchwerlichften aber muß jene gefepliche Be: 


* 
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ſtimmung dem Landmanne fallen, wenn er bey jeder 
Gelegenheit, welche ſich ihm zum Abſatze der Erzeug⸗ 
niſſe ſeines Fleißes und ſeiner Betriebſamkeit darbietet, 
zu guͤltiger Abſchließung eines Vertrages ſich nebſt ſei— 
nen Mitkontrahenten an dem oft entfernten Amtsſitz per 
fönlich hinbegeben, wohl auch bey dfters möglichen Halle 
der Verhinderung des Beamten die Reife wiederholen, 
und fohin, um einer bloßen Förmlichkeit zu genügen, — 
Zeitverluft und Koften tragen muß. 


Nothwendig müffen aber auch) auswärtige Perfonen, 


welche dergleichen Schwierigkeiten und Beläftigungen we: 


der in ihrer Heimath, noch an einem andern Orte fon: 
nen, hiedurch von jedem Verkehr mit den Bewohnern 


einer Gegend. zurüdgefchredt werden, wo. Gefeße diefer 


Art beftehen. Jeder wird eine ſolche Gegend zu vermeis 
den ſuchen, und für die Bewohner derfelben wird Hans 


del und Verkehr nach außen fich ‚bedeutend vermindern, 


F 


oder gar verloren gehen. 


a, Seat 

Es führt aber auch ein Geſetz diefer Art 

ad IT, zu der traurigen Folge, daß es den Krebit, 
ſohin die Seele des Handels, und des N Ber: 
kehres untergräbt und zernichtet. 


Kredit kann nur da beſtehen, wo in den Geſchäften 
des buͤrgerlichen Lebens auf „Treue und — ge⸗ 
baut werden kann. 


Dieß Fann unmöglich der Fall — wo nicht ein⸗ 
mal auf eine Handſchrift, oder auf eine außergericht— 
liche, ſogar von Zeugen mit unterſchriebene Kontrakts- 
urkunde — noch weniger auf das bloße Wort — einer 
dem andern trauen und glauben darf. | 
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Es verfteht ſich hiebey von felbft, daß es ded Ge: - 
feed ungeachtet, gar nicht mdglich ift, alle Kontrafte, 
welche der tägliche Verkehr uber minder beträchtliche, 
Gegenftände mit ſich bringt, gerichtlich prorofolliren zu 
laffen. Wenn fchon diefer Mangel der vorgefchriebenen 
Form den redlihen Mann nicht abhalten wird, feine 
einmal übernommenen Pflichten redlich zu erfüllen, fo 
ift doch nicht zu verfennen, daß dem Unredlichen wenig: 
fiens die Gelegenheit gegeben ift, die Unerfahrenheit an— 
derer zu mißbrauchen, und das Geſetz ald Schlupftins 
fel zu benäßen, um dem Gerichtszwang auf Erfüllung 
rechtmäßiger DVerbindlichfeiten zu entgehen. 


. Wie nachtheilig in diefer Beziehung ein folches Ge: 
fe auch auf die Moralität des Volkes zu wirken 
im Stande ift, bedarf Feiner Ausführung. 


6. 12. 

Dazu kommt noch der fernere Nachtheil, 

ad II, daß die Bewohner der beyden Herrichafts: 
gerichte Amorbady und Miltenberg durch jene Beftims 
mung des Reglements ohne hinveichenden Grund zu Tax⸗ 
und Eportelauölagen. gendthiget werden, welche ans 
dere Bewohner anderer Gegenden des Königreichs nicht 
treffen. | 


Die Regierung ift bier ohne Zweifel aufgefodert,' 
auch diefe Ungleichheit zu heben, und den Berheiligten 
jene Erleichterung zu gewähren, welche fie nicht minder 
ale andere Mitbürger des Staats noͤthig haben, und 
verdienen. 


* 


9. 13. 
Aus dieſen Gründen, welche auch von den ſaͤmmt— 


‚ho h 


lichen Vorftehern aller Gemeinden der Herrfchaftögerichte 
Amorbach und Miltenbera, von der kdnigl. Regierung, 
und von fämmtlichen. Fuftizbehdrden des Fuͤrſtenthumes 
Leiningen geltend gemacht worden ſind, wird in dem 
vorliegenden Geſetzesemwurfe der $. 32. des Juſtizaͤm⸗ 
ter-Reglements für aufgehoben erklaͤrt. 


Nur jene Kontrafte und Verträge, welche gericht: 
liche Errichtung oder Beftätigung nach den beftehenden 
fonftigen Geſetzen ohnedieß erfodern, ſollen kuͤnftig uns 
ter perfönlicher Gegenwart der Intereſſenten bey dem 
Juſtizamte protofollirt werden muͤſſen, um verbindlich 
und klagbar zu werden. 


Andere außergerichtlich, jeboch geſetzmaͤßig abge: 
ſchloſſene Kontrafte und Verträge aber, deren Abſchlie, 
Bung mag durch Urkunden, welche die Intereſſenten felbit _ 
oder andere Perfonen gefhrieben, und jene unterzejch- 
‚net haben; oder durch andere Beweismittel dargethan 
werden koͤnnen, follen für” die Zukunft N und 
klagbar ſeyn. | Ä 


a 
Die zweyte zur Aufhehung fich eignende Stelle des 


Reglements lautet 58 36. Abſchn. 1. deffelben woͤrt⸗ 
lich dahin: hu; 


„Wir wollen, daß bey allen in Unfern Landen 
geſchloſſenen, Ehen von den Verlobten N 
geſchloſſen werden.“ 


Dieſe Vorſchrift, welche allen ſich verheitätenben 
. bie Verbindlichkeit auflegt, Ehepakten ſelbſt alsdann ers 
richten zu muͤſſen, wenn fie aud) gar nichts von dem 
‚Gemeingeltenden Abweichended unter “ feftfegen wol: 


\ 
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len, iſt unverkennbar eine große Veſchraͤukung der buͤr⸗ 
gerlichen Freyheit. | | 


Sn allen übrigen Cebierörheilen yon Bayern, ja in 
ganz Deutfchland fteht es denjenigen, welche fich vers. 
heirathen wollen, in ber Regel frey, ob fie Ehepakten 
errichten, oder ſich in Unfehung ihrer ehelichen Were 
haͤltniſſe ohne Errichtung von Ehepaften den rechtlichen 
Beftimmungen unterwerfen wollen, welche die Gefege 
des Landes darüber worfchreiben. | 


Nur in dem Falle, wenn Ehepakten wirflich ertich⸗ 
tet werben, iſt für. diefelden häufig entweder allgemein, 
oder beſchraͤnkt auf gewiſſe Fälle, eine beftimmte Form, 
gewöhnlich die Nothwendigkeit gerichtlicher Errichtung, 
oder Beftätigung vorgeſchriebden. 

Daß aber in jedem Falle Ehepakten errichtet 
werden miffen, da wo aud) die Landesgeſetze die Er—⸗ 
richtung berfelben nicht beſonders foderir, ift ein Zwang, 
welchen man außer dem Reglement für die fürftlich ‚Leis 
ningenſchen Zuftizämter kaum in einer andern Geſetzge⸗ 
bung Antteffen wird. ne . 

Auch In fo ferne dieſe Anordnung auf finanziellen 
Beweggruͤnden beruht, ift biefelbe den Bewohnern des 
Fuͤrſtenthums Leiningen hochſt laͤſtig, und fie verdienen in 
dieſer Beziehung eine gleiche Erleichterung, wie ſie an⸗ 
dere Bewohner des Königreiches ohnedieß zu genießen 
haben. x 

6. 13, i ER 

Da ſich die Auch hieräder dernommenen Vehdrden 
mit Beſtimmtheit ausgeſprochen haͤben, daß es nicht 
mar raͤthlich, ſondern nach allen hier zu nehmenden Ruͤck⸗ 
ſichten fſogar nothwendig ſey, die erwähnte Beſtimmung 

yıti. Vevlagenband. 44 | 
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des 8. 36; Arc: * des Reglements aufzuheben, fo 
fonnte es um fo weniger einem Anftande unterliegen, 
auch hierauf den “gegenwärtigen Geſetzesentwurf ra 

— | 
Uebrigens werden durch bie Aufhebung des — 36; 
Abſchn. 1. des Reglements diejenigen hieher bezuͤglichen 
allgemeirten Beſtimmungen in Wirkſamkeit treten; wel⸗ 
che durch die übrigen im Fuͤrſtlich⸗ Leiningen ſchen Gebiete 
geltenden Gefege, namentlich in dem dort noch gelten 
ten; rg Landrechie bereits gegeben ſind. 


Hiernach wird es in der Regel denjenigen, wel 
che ſi ch verheirathen wollen, frey en. ir a” 
errichten, oder nicht.” 


. Diefe werden Ansnapmsweife, nur. in bviche 
Faͤllen errichtet werden muͤſſen, für. welche es die ſonſt 
atltendes Geſetze allenfalls beſonders angeordnet haben. 


Wer aber Ehepakten nicht errichtet; der unterwirft 
ſich in Anſehung feiner ehelichen Verhaͤltniſſe demjeni⸗ 
gen, was die geltenden Geſetze hieruͤber enthalten. 


‚Sn diefer Beziehung iſt namentlich in dem ermähne 
ten Mainzer Landrecht bereits die etfoderliche — 
getroffen: | ä 

Endlich verſteht es fi ch son f abſt, daß derjenige, 
weicher Ehepakten freywillig errichtet, oder ausnahms⸗ 
weiſe allenfalls errichten muß, hiebey diejenigen For⸗ 
men zu beobachten hat, welche gleichfalls ſchon durch 

die beſtehenden Geſetze vorgeſchrieben ſind. 


| g. 16; ' 
Dieſe Gründe und Bemerkungen diirften genügen, 
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den Gelehesentwurf zu vfeien, welchen der Staats, 

minifter der Zuftiz nach dem allerhöchiten, Auftrage 
Seiner Mäjeſtaͤt des Koͤnigs der hohen Kammer 
der Herrn Reichsraͤthe zu ißrer Herfäffungsmäßigen Ber 
rathung und Zuſtimmung vorzulegen, die Ehre bes, und 


deffen Zweck auf Beſeitigung der von den, Bewohnern = 


des fuͤrſtlich Leiningenfchen Gebiethes erhobenen. Be⸗ 
ſchwerden, und Auf Erzielung einer gleichformgen Ge⸗ 
ſetzgebung in den hier zur Sprache IE: ‚Gegen: 
ftänden gerichtet ift: — ** 
— bes 16 Badia — — 
san b. 2 


nn. 
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bie 


Aufhebung einiger Veſnamungen des Reglements 
für den Geſchaͤftsgang der Juſtigaͤmtet im Für 
ſtenthume Leiningen vom 51: Auguft 1805 betr, 


Seine Majeſtaͤt der König. haben Sich über 
bie Beſchwerden, welche die Vorſteher ſaͤmutlicher Ge⸗ 
meinden bei Fuͤrſtlich⸗ Leiningiſchen Herrſchaftsgerichte 
Amotbach und Miltenberg im Unterindinfreife egen 
einige Beſtimmungen bed im vormaligen Fuͤrſtlich Lei⸗ 
ningiſchen Gebiethe als Geſetz publizirten Juſtizaͤmter⸗ 
teglement vom 31. Auguſt 1806 erhoben haben, auf 
Bericht ſowohl der Regierung des Untermainkreiſes, als 
der Fuͤrſtlich⸗Leiningenſchen Juſtizkanzley Vortrag. er⸗ 
ſtatten laſſen, und Sich bewogen gefunden, nach Ver⸗ 
11* 
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nehmung des Staatörathed, und mit Zuſtimmung der 
Lieben und Getreuen, der Staͤnde des Reihe, au dere 
ordnen, wie folgt: 


Die Beſtimmungen des genannten Reglements h. 32. 
werden vorbehaltlich derjenigen Kontrakte und Vertraͤge, 
welche gerichtliche Errichtung oder Beſtaͤtigung zu ihrem 
Rechtsbeſtande nach den übrigen im den Zürftlich = Leis 
ningenfchen Herrſchaften geltenden Geſetzen — 
aufgehoben. 


Andere außergerichtlich, jedoch gefetzmaͤßig abge: 
ſchloſſene Kontrakte und Vertraͤge ſind verbindlich, und 
Hagbar, ihre Abſchließung mag durch Urkunden, welche 
son den Kontrahenten felbit,-vder von andern Perfonen 
aufgelegt, und von ihnen mit oder ohne Zeugen unters 
fchrieben find, — oder dur) andere Beweismittel dar⸗ 
gethan werden koͤnnen. | 

n. 

— i 9 36. Abſchn. 1. des eben erwähnten Re 

| Pie enthältene Veſtimmung 


„daß bey allen in den Fuͤrſtlich⸗ — 
Landen geſchloſſenen Ehen von den Verlobten 
Ehepakten errichtet werden muͤſſen,“ 


if gleichfalls aufgehoben, und ed Fommen it Beziehung 
auf dieſeü Begenftand die in den Fürftlich : Leiningenfchen 
Herrſchaften beitehenden allgemeinen gefeglichen — 
wmungen zur nwendung 


I; 


Das gegenwärtige Geſetz foll Bir das PR 
dann durch das Intelligenzblatt des Untermainkreifes, 
Der ORT er — I: 2,13 We: 8 I ve.) 5 


J 
| 
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und in affen Gemelnden der Fuͤrſtlich⸗ —— 
Herrſchaftsgerichte Amorbach und Miltenberg dffentlich 


befannt gemacht werden und vom ı. Oltober 1825 an 
in Wirkſamkeit treten. 


Gegeben den | 18 = 





Beride 
4 2 des 
erſten Ausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten 
be | * 
Aufhebung einiger Beſtimmungen bed Reglements für ben Ge» 


ſchaͤftsgang der Juſtizaͤmter im Fuͤrſtenthume zeiningen vom 
31, Auguſt ıBo5 betreffend. 


Der Tonigl. Herr Staatöminifter der Juſtiz, Frey⸗ 
herr von Zentmer, legte auf allerhoͤchſten Befehl 
Seiner Majeftär des Königs am 18. Zulius d. J. 
der Kammer der Herrn Reichsraͤthe vorliegenden Gefes 
gedentwurf zur verfaffungömäßigen Berathung und Zur 
flimmung vor. 


Am aten d. M. übergab die Kammer der Herr 
Reichsräthe diefen Gefegesentwurf der Kammer: der Ab> 
geordneten, mit der Erdffnung, fie glaube, daß folcher 
unbedingt anzunehmen fey. 


Der erfte Ausfchuß Tieß ſich durch den unterzeich⸗ 
neten Berichtderftatter Vortrag über diefen Gegenftand 
erſtatten, und ift gleichfalls der Meynung, 


„der Gefeßesentwurf fey unbedingt anzunehmen.“ 


466 


Dieſe Auficht unter ber Ausſchuß durch folgende 
Gruͤnde: 


27 Gleichheit der Rechte, Gleichheit der gaften für 
alle Staatsbürger des Königreiches : find zwey der 
Grundpfeiler, auf welchen unfere Verfaſſung ruhet. 


2) Gleichheit der Rechte fuͤr alle Staatöbilrger herbey: 
zuführen, iſt verfafjungsmäßig Pflicht der Megie: 
rung, Pflicht der Bolksrepräfentation; die Regies 
rung fucht dieſer Pflicht durch die Vorarbeiten fuͤr 

‚ eine neue umfaffende Gefeßgebung zu entfprechen, . 
fie konnte fie bey den vielen im Wege liegenden 

Hinderniſſen, bey der Schwierigkeit der Arbeit bis 
jest nicht erfüllen, fi e wird fie ohne Zweifel in ber 
kuͤrzeſten Zeit erfüllen. Allenthalben fragmentarifche 

Nachhuͤlfe zu leiſten, wiirde weder den Fodernngen 
der Berfaffungsurfunde, noch den Wuͤnſchen des 
Volkes und ihrer Repräfentgnten entfprechen, und 
die Kammer der Abgeordneten hat ſich im Einver: 
fändniffe mit dem erften Ausſchuſſe deshalb deut⸗ 

lich bey wehreten Veranlaſſungen ausgeſprochen. 


9) Indeffen hat fülche. ‚mit dem erftey Ausſchuſſe auch 
dem Prinzipe bereits gehuldiget, da, wo die Nb: 
Anderung gined beftehenden Provinzialgefetzes Feine 

Aenderung eined ganzen Rechtsſyſtems oder eines. 
Br bedeutenden Theiles deſſelben zur Folge habe, ſon⸗ 
dern nur eine zum beſondern Nachtheile eines Theils 
der Staatsbuͤrger beſtehende Rechtsanomalie auf: 
gehohen werden ſolle, und die Verzögerung der 
| Wegraͤumung dieſer Anpmalie nur nachtheilig auf 
> jene bis zum Zeitpunkt der Einführung. eines neuen 
Giefegbucpes wirken müßte, an jetzt der Abaͤn⸗ 


X N > 
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derung eines ſolchen —— ie Zuftimmung zu 
geben, = 


x Eine ſolche, und zwar afalene Anomalie liegt 
bier wirklich vor. 


Im Koͤnigreiche Bayern leben die Staatsbürger 
nach 45 Gefeßgebungen, und nur in den zwey 
Zürftlich » Xeiningenfhen mebdiatifirten, zum Unter: 
mainfreife gehdrenden Herrſchaftsgerichten Amor⸗ 
bach und Miltenberg (mit Ausnahme des Staͤdt⸗ | 
chens Amorbach) ift durch das Fuͤrſtlich⸗ Leiningen⸗ 
ſche Reglement fuͤr den Geſchaͤftsgang der Juſtiz⸗ 
aͤmter verordnet, daß jeder Vertrag zu ſeiner Guͤl⸗ 
tigkeit gerichtlich protokollirt ſeyn muͤſſe. Die Be⸗ 
wohner dieſer zwey Juſtizaͤmter find hiedurch für im: 
mer unter eine Art yon Vormundſchaft geftellt,, fie 
werden nie mündig, denn — abgefehen von. einem 
finanziellen Zwecke, welcher ehne Zweifel: diefe ge: . 

ſetzliche Beftimmung. veranlaßt. haben mag — fonnte 
ſolche im vechtlicher Beziehung wohl Feine andere 
Tendenz haben, als den Rechtöbeftand eines jeden 
Geſchaͤftes und die Faͤhigkeit der Kontrahenten zu 
Eingehung dieſes Geſchaͤftes zu pruͤfen, endlich die 
Realifirnng der wechfelfeitigen Anſpruͤche durch eine 
gerichtliche Urkunde zu ſichern; allein nad) allgemei: 
nen Rechtsgrundſaͤtzen, nad) den Prinzipien bes 
Vernunftrechtes, iſt jedes Rechtsgeſchaͤft durch die 
uͤbereinſtimmende Willensbeſtimmung der Kontra: 
henten, denen im Allgemeinen kein Hinderniß ihres 
freyen Vernunftgebrauches im Wege ſteht, begruͤn⸗ 
det und gültig; Feiner bekannten Geſetzgebung fiel 
eö daher ein, eine dem Vernunftgefee fo fehr wis 
berfprechende Anordnung ızu machen, als die hier 
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vorliegende ft, deshalb ſowohl, ald aus dem Bruns 


— 


5) 


de, weil die Bewohner der Fuͤrſtlich⸗Leiningenſchen 
Juſtizaͤmter Amorbah und Miltenberg im Allge: 
meinen in jeder Beziehung die politifche Muͤndig⸗ 
Leit in demfelhen Grade mit vollem Rechte in Ans 
ſpruch vehmen koͤnnen, als foldhe die Übrigen Bes 
wohner des Untermainkreifed und der übrigen Theile 
bes Reiches genießen, ift ed nur eine Foberung 
ded Rechtes, welche die Aufhebung der angeführs 
ten Beftimmung des fraglichen Regleinents .unges 
ſaͤumt erheiſcht. 


Gleichheit der Laſten ſoll und muß herbeygefuͤhrt 
werden. In Beziehung auf die direkten Auflagen 
wird ſolche durch ein allgemeines Steuergeſetz bes 
zweckt werden, in Beziehung auf die zu den indis 
reften Auflagen gezählten Stempelgefälle und Ges 


richtstaxen wird diefe Gleichheit realiſirt; wenn alle 


Unterthanen einer beftimmten Klaffe in Beziehung 
auf ‚ihre NRechtögefchäfte nicht nur einer und ders 


ſelben Stempel s und Tarordnung unmittelbar uns 


gerworfen find, fondern auch nicht mittelbar ein 
Theil derfelben durch die Nothwendigkeit amtlicher 
Hilfe bey ihren NRechtögefchäften, SProtofollirung 
derfelben, und hiedurch veranlafte Entrichtung vou 
Stempels und Targebähren mehr angezogen wird, 


als der andere; dies ift aber der Fall bey den Bes 


wohnern, der Fürftlich: Leiningenfchen Juſtizaͤmter 
Amorbah und Miltenberg, fie tragen durch die 
Entrihtäng der Stempels und Targebühren (wenn 
auch diefe letztern in die ftandesherrlihe Kaffe 
fließen) ‚gleich allen übrigen Unterhanen nad) den 


- befiehenden Gefeßen zu Tragung ber. Stantölaften 
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dey, und es, if kein Rechtägnind — ſie 
..noch höher, dadurch zu befteuern, daß man nur ihnen 

die Nothwendigkfeit auflegt, alle. ihre Verträge ge: 
sichtlich protofolliven zu laffen, und biefür Tars und 
‚Stempelgebühr in die ftandeöherrliche reſpektive för 

nuigliche Kaſſe zu zahlen, ein Rechtsgrund mehr, 
die erwaͤhnte Beſtimmung des fraglichen Regle⸗ 
ments ſchon jetzt aufzuheben. 


Dieſe Foderung des Rechtes wird durch mehrere 
— Gruͤnde, welche der Herr Staatsminiſter der 
Juſtiz in ſeinem Vortrage eben fo vollſtaͤndig als 
gruͤndlich entwickelte, beſtens unterſucht. 


6) Weniger auffallend iſt die Beſtimmung des fragli⸗ 
chen Reglements, daß bey allen zu ſchließenden 
Ehen von den Verlobten Ehepakten errichtet werden 
muͤſſen, da ſie ſo ſehr in den taͤglichen Verkehr we⸗ 

der eingreift, noch die Unterthanen in vielen Ruͤck⸗ 
ſichten fo ſehr beläftiget, als die Nothwendigkeit 
der Protokollirung aller Vertraͤge, allein ſie erſcheint 
doch als ſehr unzweckmaͤßig, und immer noch bes 
läftigend für die Unterthanen. Sie ift unzweckmaͤ⸗ 
Big, denn durch Ehepakten werden die Verhältniffe 
der Ehegatten rüdfichtlich ihres gegenwärtigen und 
kuͤnftigen Vermögens, manche Verhältniffe des dem 
‘andern Überlebenden Theiles beſtimmt, mitunter 
auch Verfügungen räcfichtlid) der bereits. vorhande⸗ 
nen oder der noch zu erzeugenden Kinder, getroffen. " 


In jeder diefer Beziehungen enthalten aber ent: 
weder die beftehenden Provinzialgefege Beſtimmun⸗ 
gen, oder nicht. Im erften Falle normiren ſich die 
Becrsverpätrüife der Ehegatten nad) — Be⸗ 


J 


# 
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ſtimmungen, im letzten Falle giebt das gemeine 


. Recht die Normen an Handen, und wird eirte Ehe 


eingegangen, ohne daß Ehepakten errichtet werden, 
ſo iſt es bekannten Rechtens daß die Parifcenten 


= fi den beöhalb geltenpen Beſtimmungen des Pro⸗ 


vinzialrechtes oder in deffen Ermanglung des ges 

meinen Rechtes unterworfen haben; — wozu alfo 

noch befondere Ehepaften, die unter dieſen Umſtaͤn⸗ 
ben keinen Zwed haben? ” 


Die fragliche Verfuͤgung iſt auch beläftigend; 
j abgefehen davon, daß hiedurch und die hlemit ver⸗ 
bundene amtliche Einwirkung nicht ſelten Privat⸗ 
Zamilienverhältniffe: en nachgeſpuͤrt werden koͤnnte, und 
ſolche pielleicht zum Nachtheile der Familien, an 
das Licht gezogen werden koͤnnten, iſt dem Unter⸗ 
terthan in der Regel die richterliche Einwirkung auf 
ſein Privatleben laͤſtig, ſie iſt auch hier wieder mit 
Koſten verhunden, es muͤſſen auch hier wieder Stem⸗ 
pel⸗ und Targebühren entrichtet werben, es paßt 
alfo auch auf diefe Beſtimmung des Reglgments 
dasjenige, was oben bereitö in Beziehung auf die, 
Nothweudigkeit der Protokollirung aller WBerträge 
an⸗ und ausgeführt wurde, — 


. 7) Daß dem Art. J. des Ertwirfes der Beyſatz ge⸗ 


macht wurde 


| „vorbehaltlich: derjenigen — und Vertra⸗ 
ge, welche gerichtliche Errichtung oder: Beſtaͤti⸗ 
gung zu ihrem Rechtsbeſtande nach den uͤbrigen 


An den Fuͤrſtlich⸗Leiningenſchen Herrſchaften gel⸗ 
tenden Geſetzen erfobern‘“ 


iſt zweckmaͤßig, bean es "Tann zur Zeit auf eine 


47% 


| ‚Revifion. der in. den benannten Särftich: Leiningens 
{hen Juſtizaͤmtern beſtehenden Zivilgeſetzgebung, 
welche ſi ie mit andern Theilen des Untermainkreiſes 
gemein haben, nicht eingegangen werden, dieſes 
wuͤrde zu weit fuͤhren, nur der auf diefe Aemter 
allein haftende Mißſtand kann und muß weggeraͤumt 
werden, was durch den Befegesenegurf nn 
wird. 


8) Der Anftand Fonnte erhpben werben. - Die Beſtim⸗ 
mungen, von deren Aufhebung es ſich Handle, ſeyen 
ein Theil eines Reglements fuͤr Juſtizaͤmter, ein 
Reglement ſey kein Geſetz. zu deſſen Anfpebung, 
ſowohl im Banzen als Theilweife bebürfe ed das 
her ber. gefeiggebenden Gewalt nicht, fondern diefe 
Befugnifl ftehe blos der Regierung zu. Allein, wenn 
auch die fraglichen Beſtimmungen Theil eines Re⸗ 
glements ſi ſind, ſo ſind ſi ie doch ſelbſt nicht regle⸗ 

mientaiter Natur, ſie ſi nd. nicht bloß Vorſchriften 

fuͤr die Juſtizbeamten über bie Vehandlungsart der 
| Zuftiggefbäfte, fonderh fie - enthalten verbindliche 
Normen für die Unterthanen, find alſo wirklich Ge⸗ 
ſetze, gehdrten nieht: in. das Reglement, der Um⸗ 
ſtand, daß ſie ein Theil deſſelben ſind, aͤndert ihre 
Natur nicht, und zu ihrer Aufhehung muß die ge⸗ 
ſetzgebende Gewalt im Steate wirkſam ſeyn. 


v. Camuzzi. >. Kiligni, Referent, 


v. Dreſch. 
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Geſchehen in der Sitzung * erſten Auſchuſee 
| . den 12. Auguft 1825. 


| Gegenwärtige: 
Herr Minifteriatratg v. Schmidtleim: 
Die Mitglieder des Ausſchuſſes: | ; 
Herr v. Comusisi. V 
s » Meindl. 
Sehr. » Leonrodt, 
Kerr Kilieni. | x 
1 9 Drei. 

Nachdem ber Abgeorbnete Kiliani über den Ge 
feßesentwurf die Aufhebung einiger Beftimmungen des 
Reglements für den Gefchäftögang der Zuftizämter im 
Fuͤrſtenthum Leiningen vom 31. Auguft 1805. betreffend, 
mit Rüdfiht auf den Aber diefen Gefeßesentwurf gefaß- 
ten Beſchluß der Kammer der Reichsraͤthe Bericht erſtat⸗ 
tet hatte, trug er darauf an, 


„den Geſetzesentwurf unbedingt anzunehmen.“ 


Da von Keiner Seite etwas gegen m Antrag 
erinnert ward, ward einftimmig 


. beſchloſſen, 


die unbedingte Annahme des Geſetzentwurfes an die 
Kammer der Abgeordneten zu begutachten. 


v. Camuzzi. 
v. Dreſch. 
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Beylage oxxvu. 
on XII. der Verhandi. se Sisung. 6. 50.) 





eo Ber ber Kammer der —5 in Berner der 
0. Mürnberger Staatsſchuld.) De 


.. Die 
Kammer der Abgeordneten 
die 

‚Kammer ber Reichsraͤthe. 

Die Kammer der Abgeordneten übergiebt der Kam: 
mer ber Keichsrärhe anliegenden von ihr genehmigten 
Antrag mit, dem Erſuchen, bdenfelben der gleihmäßigen 
Berathung zu ünterftellen, und befteht mit ausgezeich⸗ 
wetſter Verehrung. | 
München ben 2. Sept. 1825, 


Frhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. 


Haͤcker, 
erſter Getreide, 





| Wunſch und Antrag. 

Es follen Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt im 
— Wege allerehrfurchtvolleſt gebethen 
werden t Da FE a —— 

a) daß die reduzirten Kapitalien der primitioen Nuͤrn⸗ 
berger Staatögläudiger mit der liquidirten Summe 
von 46537 fl, 40% fr, als Staatefchuld.- anerkannt 
werde, und 

p) daß die Zinfen der denaumen Summe lediglich nach 
der Aualogie des — uͤber die Naͤrnberger 


Staatsſchuld vom a2. Suly 1dıg — Fuße, 
wie derſeibe ben den eingeldßren: Obligationen im 
Jahre 1797 von dem Eintritte der kaiſerlichen De⸗ 
bitkommiſſion war, bezahlt werden moͤgen ohne das 
diefelben jedoch vier Prozent uͤberſteigen duͤrfen. 
Muͤnchen den id. Auguſt 1825. 


n5* $thr: 2»..Schrenf; 
erſtet Praͤſident. 


.r mt sie 


229 > ui A 
4 ne rat 
8 ey i age "CLXXVIIL, ° 
gi. dei Verhandi. bofte Sigung. © J— 


Geſchluß der Kammer der hgeorbneten in Belreft er Yn- 
tengs bet Abgeordnetön des Mheinfreifes, die Foderuugen An 
die Krone — 

Bi | 
EB re der übpeörbiöten 
Aun die 
Kamme? ber. Retchsraͤthe— 
Die Kammer Ber Abgeordneten uͤbergiebt der Kam⸗ 
mer der Reichsraͤthe anliegenden von ihr genehmigten 
Antrag mit dem Erſuchen, denſelben der — 
Berathung zu unterſtellen. | | 
‚Mit ausgezeichnetſten Hochachtung 
| Muͤnchen dei 18. Auguſt 1825, 
| Schr. 8. Schrent, 
— TAN 


erſter Sekretär, 


i79 


E j — — Wunſch und. Aura. , 


A * in Seine Koͤnigliche Majeſtat im 
derfaflungemäßigen er —“ mu 
werden; — 


Jen;! 4 Uiium "il 23 E95 i 

8* 5 die — der —S an die 
„,Rrone Frankreich, woelche nach. „der. Konvention 
vom 18. April 3648 Aus. dem, Eridſe ‚für die _ 
— Renten bezahlt werden follen auf das 
chleimtgſi * vollendet⸗ und dadurch Sie Bezahlung 

as len nach ven in: der Verfügung vom 28: May 
1821 aufgeftellten Normen in kuͤrzeſter Zeitfrift 





“> Herbengeführimierde, Ba a fe 
ge dei 18. Hüzuft 1: Aal > A 
EL | IE FR ‚Shen,‘ Brite Non 
Ä erſter re a. 
re een orten Serretär. 
a ee Häder, 
’ 1311223 ur 
pi; To Tr bracistyas, 4 | Men St ET T 
RRRTT: Banda $.ß,- ‚CLXKIX.. ; 
(Bd, XI, der Verhandi. Gifte Sigung Ss Br.) 
ma STE BET ER T: DUB 27T f: 
saugt Zu Fai — —V 


vom 17. bis 20. Auguſt. 


ı) Borfetlang des Abg. Grafen v. Preifing, um 
Urlaub; 

2) Antrag des Abg. Franz von Pauls Hedel, bie 
Getreidſchuld des Dberbonaufreifes betreffend. 


| * | | j 
3) Antrag mehrerer Ybgeorb neten des Oberdonau⸗ 
kreiſes, die auf dieſem Kreiſe haftende Getreid⸗ 


ſchuld und deren Uebernahme auf; ben — 
dentilgungsfond betreffend. 4 


A) Vorſtellung des Abg. Thinnes, um Urlaub⸗ 

5) Schreiben der Kammer ber Reichsraͤthe, den Ans 
trag des Abg. Vetterlein, das Peraͤquatisaegeſes 

©. vom 22. July 1819 betreffend: | 

6) Vorſtellung des Pfarrers Königs, bergen, TOR 
Zungen , über ——— Beytraͤge ngan neuer 
Steuern ‚betreffend. ldusın aba 

7) Vorftellung des Dbigen; die: heimathsloſe Wars 
bara Spielbergerin betreffend. nu. ul 


8) Vorftellung des obia en, ——— be⸗ 
treffend. * = 7 443 


| 6) Vorſtellung des Dr. und — Hoftathes v. Wendt, 
deſſen Beytraͤge zur juriſtiſchen Prasis auf Akade⸗ 
mien betreffernd. 


10) Beſchluß der Kammer der Reicheraͤt he in Bezug 
auf den ———— vo —— be⸗ 
treffend. 


11) Beſchluß der Roman der EURER * den 
Anttag anf Reriſſon der Dienßbotenordnung . 





\ 177 
B eytage CLXXX, 
| wi. ll. der Verhandl. Site Sitzung. ©. 8) 


A. 
Zweyter Bericht 
aber 
den Entwurf des. Geſetzes, 


die eifährung der gandeäth e in ben fieben aͤltern Srelfen 
des Konigreiches betreffend. 


| Erfatie von dem Abgeordneten Heffner, Namens 
des dritten Ausſchuſſes. 


"Unter dem 13ten d. M. traf die Ruͤckaͤußerung der 
hohen Kammer der Reichsraͤthe auf den, unterm bten 
Juny dorthin, ſammt dem dießfallſigen Beſchluſſe der 
hoben Kammer mitgetheilten Entwurfe des Geſetzes in 
neben benannten Betreffe diesſeits ein. Sie kam unterm 
rten ds M. zu dem Ausſchuſſe, deſſen Referent ſich 
beeilet, Bericht daruͤber zu erſtatten. 

Die Beyſtimmung der Kammet der ceichstathe 
zu dem Geſetzentwurfe wird nach den Worten des Schrei⸗ 
bens derſelben 

„nicht anders ald unter folgenden M os 
dififationen“ 
ertheilt. Le ra 
Da diefe geäußerten Modifilatlonen nur in ihrem vol⸗ 
len Zuſammenhange mit dem Geſetzesentwurf genau 
VIH, Beylagenband. 12 
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beurtheilt, und verftauden werben koͤnnen; hiebey auch 
der, Vortrag felbft an Zeit und Deutlichkeit gewinnt: fo 
babe ich zur Seite des Entwurfes des Geſetzes von $. 
zu 9: aud dem Schreiben der Kammer der Reichöräthe 
bengefeßet, ob ſolcher beybehalten, umgangen, abgeän: 
dert, und wie abgeändert werden fol? wobey alle neuen 
Zuſaͤtze und Abänderungen durch Unterftreichen Audge: 
zeichnet wurden, um auf.der Stelle zu fehen, was new 
binzugethan werden folle. — Einzelne Worte, die, in 
ſonſt beybehaltenen ganzen Saͤtzen ausbleiben ſollen, ex: 
gehen ſich gleichfalls aus der Vergleichung mit dem ge⸗ 
genuͤber ſtehenden Paragraph des Entwurfes, fo, daß 
alfo dadurch die Teichtefte Meberfiht Statt findet, die 
um ſo norhwendiger, auch wegen jedes einzelnen’ Wor⸗ 
tes iſt, weil alles, was die Kammer der Reichsraͤthe 
geaͤndert wiſſen will, als Modifikation, unter welcher 
nur die Beyſtimmung ertheilet wird, nach dem Antwort⸗ 
ſchreiben erſcheinet. | — 


Bevor ich indeſſen zu den — was; in "der 


| Ruͤckaͤußerung geſchrieben iſt, muß ich eines Punktes er⸗ 


wähnen; der nicht darin geſchrieben iſt, aber nach dem 
Edikte uͤber die Staͤndeverſammlung (Beylage X. zur 
Verfaſſungsurkunde Tit. IL F. 52. zu 3. und Geſchaͤfts⸗ 
ordnung für Die Kammer der Abgeordneten $. 98. zu 3.) 

darin erwähnt feyn follte, 


- Dort naͤmlich wird die, von jeder Kammer zu beob⸗ 
achtende Form vorgeſchrieben, welcher ſich die ant⸗ 
wortende Kammer gebrauchen ſoll. Dieſe Sum wird fo 
beffimmt: 


„die Sanmmer bar ihre Zuſtimmung nur unter den 
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beygefuͤgten —— geben zu — er⸗ 


achtet, worüber fie die weitere Auſicht 
ssmarte” | gas ik ke Base 


Dieſer Beyſatz „worüber fie“ u. ſ. w. iſt nun 
in dem Schreiben der Kammer ‚ber: nn nicht 
enthalten. 

Ich wuͤnſche nicht, daß die ——— deſſelben, 
‚etwa verbünden mit einigen andern Umftänden ; ein 
Grund zur Vermuthung werden möge, die hohe Kam: 
mer der Neichöräthe möge von diefem Gegenſtande nichts 
mehr hören; denn aud ein unwillkoͤhrlicher Zufall kann 
die Urſache der Nichtbeyfegung jener Form ſeyn, daher 
man nicht glei Widriges vermuthen ‚darf, ‚vielmehr 
muß man ſich beeilen, der guten es eine e gedeiflice 
Wirklichkeit zu verſchaffen. 


Ich gehe daher ohne weiters zu den. ‚geftellten Mor 
dififationen nad) Hrdnung der Rasgaranpen, über * 


Erſte Modifitaͤtien. | a 

&. 3. nad) dem Sefepesentwurft. 4.0.9 
„Zum Wirfungsfreife des Landraths gehört: die 
„definitive Entſcheidung über die von den koͤnigl. 
„Behörden inſtruirten Steuerausgleichungen “ganz 
„ier Gemeinden der Rlaffen: von, Sreusptihft 
„gen unter ſich, jedoch fo, daß dadurch" die 
„nady dem jedeömaligen Finanzgefege —*8 
Beſammiſteuer dieſer Gemeinden oder Klaſen 
= nicht verändert wird.“ 


welcher Paragrap ganz umgangen werden fo 
12 * 


* 
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SE Gutachten. 


Sleich bey Bearbeitung meines erſten Berichtes Fa. 
men Auch mie gegen dieſe Stelle drey ne 
vor: 


* Eim.ı nette ‚Stelle, — ich, welche über Steuer: 

auögleichungen, alfo über Befchwerden wegen Steuer: 

2 Wherbürdungen. ganzer Gemeinden oder Klaffen ente 

ſcheiden foll, wird aufgeftellt, und-diefe wichtigen 

j  Gegenftände ſollen alfo ihrem ordentlichen — 
entzogen werden. 


7 Diefe neue Stelle ſeu ſogar definitiv. entfäheibden, 
‚wohne Daß ein Rekurs vorbehalten, — und ohne daß, 
"wohin: biefer gehen fon? beſtimmt waͤre! 


Wenn die Geſammtſteuer einzelner Gemeinden nicht 
geaͤndert werden kann, ſo kann natuͤrlich auch die 
Steuer des ganzen Kreifes, wenn diefer fih übers 
buͤrdet glauben ſollte, nicht abgeaͤndert werden; da⸗ 
Her dann mit der Annahme dieſes Geſetzes dem, 
in der Steuer überbütdeten Kreife nie mehr eine 
Erleichterung zugehen kann. 


E Dachte ich mir, dieſe Bedenklichkeiten! ob ſie auch 
die, nämlichen der Kammer der. Reichsraͤthe find? — weiß 
ich nicht. Allein bey. näherer, Erwägung derfelben er⸗ 
ſchienen ſie mir doch ſo klein und unerheblich, daß ich 
bey dem ſo lauten Wunſche der Kammer der Abgeord⸗ 
neten von dreyen Staͤndeverſammlungen nach dem In⸗ 
ſtitut des Landrathes, ſo, wie es im Rheinkreife be⸗ 
ſtehe, nicht einmal wagte, mein⸗ Zweifel dagegen zu 
äußern. Denn 


r 


si 
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ad 1. if überall jener der-ordentliche Richter, den 
dad Geſetz dazu erflärt; und dag für Steuerausglei⸗ 
chungen eine befondere entfcheidende Stelle fehr zweck⸗ 
mäßig fey, zeigt nicht nur dad Bepfpiel von Franfreich 
und von dem Rheinkreiſe, ſondern es fpricht auch die 
Sade ‚felbft dafür, weil hier nicht fowohl befondere 
Rechtöfenntniffe, als vielmehr unpartheyiſche Kenntniffe 
von der Fruchtbarkeit ded Grund und Bodens einer Ge⸗ 
gend, und von dem Ertraͤgniß der Gewerbe und Des 
Handels für eine Gemeinde oder für eine ſteuerpflichtige 
Klaſſe nothwendig iſt, um eine Steuerausgleichung 
gruͤndlich entſcheiden zu koͤnnen; eine ſolche unpartheyiſche 
Kenntniß aber nirgend wo beſſer erwartet werden kann, 
als von einer Verſammlung rechtlicher, von dem Volke 
ſelbſt gewaͤhlter Männer, aus allen Klaſſen und Staͤn⸗ 
den, und aus aller Gegend des Kreiſes, die ſomit die 
gruͤnblichſten Kenntniſſe über dieſen Gegenſtand befigen 
muͤſſen. 


Zu 2. Wird auch von andern Stellen definitiv ent⸗ 
ſchieden, wodurch aber eine hoͤhere Berufung dem nicht 
unterſagt iſt, der dagegen appelliren oder rekurriren 
will, und in dem vorliegenden Geſetzentwurf iſt der Re⸗ 
furd nicht ausgefchloffen, und fein Weg zur geeigneten 
höhern Stelle ift jenen gewiß befannt, die wiffen, daß 
der Landrath feine uftisftelle fey; dag Außgleichungen 
in Steuerfachen ihrer Natur nach nicht an Fuftizftellen, 
fondern an die obern Adminiftrativbehörden gehören; und 
dag endlich im äußerften Falle nur auf die Dauer des 
jedeömaligen Finanzgefebed, das heißt, während den 
ſechs Jahren Feine Abanderung in der Steuer der Ges 
meinden oder Klaffen fich ergeben könne, nachher aber 
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die gewuͤnſchte Abaͤnderung allerdingd eintreten koͤnne, 
wenn in der Zwiſchenzeit die Sache gehoͤrig verhandelt, 
und zur Entſcheidung weiter vorbereitet wurde. 


Ad 3. Endlich faun der Landrath wegen angege⸗ 
bener Stöuerüberbürdung eines ganzen Kreifed ohnehin 
nichts entfcheiden, und man muß die diepfallfigen Be— 
fehwerden bey der Regierung und den Ständen, wäh 
rend der Dauer des Firanzgefeged, zu entfernen fich 
bemühen. Und mit diefen Gründen hatte ich mid) dorts 
| mals ganz beruhiget. | 


Weun indeffen diefe nicht beruhigen, und wer 
daher wuͤnſchet, daß diefer Nr. ı ausgelaffen, fomit 
nur unter dieier gefesten Modififation der Entwurf 
möge angenommen werden, der wird fich auch bald 
überzeugen, daß die Steuerausgleichung eben feine We: 
fenheit des Landraths fen, und daß ſonach auch ohne 
dieſes Geſchaͤft der Landrath immer noch eine fehr er: 
wünjchte Anftalt bleibe. | > 

Um daher in Feinem Falle durch weitere Ruͤckſprache 
mit der hohen Kammer der Neichsräthe die Zeit für die 


‚Hauptfache verlieren zu müffen , begutachte ich, dieſer 
erſten Modifikation beyzutreten. 


Zweyte Modififation. 
Auch Nr. 2. 6. 2 des Gefegedentwurfes 
„Die Mitwirfung der Ausführung eines neuen, 
„allgemeinen Steuerfyftemd in der diefem Sy— 


„fteme und der Une des Lardrathes ange: 
„meflene Art.“ 


fol umgangen werden: 
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Gutachten. - N 


Bey der Ausführung des neuen allgemeinen Steuer⸗ 
ſyſtems foll der Landrath mitwirfen. Dieſes Syſtem 
fennen wir noch nicht, Fennen auch die Art nicht, wie 
der Landrath demfelben angemefjen geftellt werden foll. 
Beydes wird erſt in dem Steuerſyſtem felbft entwidelt, 
und den Ständen zum Benrath vorgelegt werden. Go 
wenig daher aus dieſer Stelle Nr. 2, wenn fie ftehen 
bleibt,. etwas Nachtheiliges oder Bedenfliches hervorges 
ben kaun, fo wenig läßt ſich etwas Scädliches oder 
Unvollfommened in der Anftalt des Landraths denfen, 
wenn diefe Stelle aus dem Entwurfe hinwegbleibt, 


Gin Gegenftand einer Modififation Fönnte fie in Feis 
nem Falle werden. Aber. aus dem hämlichen Grund, 
wie bey Nr. ı, begutachte ich, der. Anſicht der Kam: 
mer der Reichsraͤthe beyzutreten. i 


Dritte Modififation, 


In Nr. 3. $. 2 foll der Sag: „Ueber die Aus: 
ſcheidung ꝛc. ꝛc.“ auch umgangen, der erfte Sag dieſes 
Nr. 3 umgeaͤndert werden, wie in Nr. 3 der neuen 
Redaktion geſetzt wird. 


Gutachten. 


Die Zuſicherung eines Geſetzentwurfes über die Aus⸗ 
ſcheidung der fraglichen Ausgaben ift in dem Gefege des 
vorliegenden Gegenitandes eine gleihgültige Sache. Sie 
kann aus dem nämlichen Grunde, wie der vorige Punkt, 
unfchädlich der Hauptfache, hinwegbleiben — ald eine 
Modifitation würde, fie-die Rammer der Abgeordneten 
nie rn 
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Vierte Modififation. 
Eben fo foll Nr. 4. 9. 2 
„die Bewilligung und Feſtſetzung der nicht ſchon 
„geſetzlich angeordneten. Kreisumlagen für gemeint: 
 z„uügige Zwede und Anftalten im Kreife inner: 
„halb der im jedeömaligen Finanzgefege ausge⸗ 
„Iprochenen Graͤnzen,“ 
umgangen, und dagegen feſtgeſetzt werden: 


Die Bewilligung und Ablehnung ſolcher Kreis⸗ 
„umlagen, welche von der Regierungsbehoͤrde 
„ihm vorgeſchlagen werden, um Zwecke zu errei⸗ 
„chen, welche entweder gefeglich nothivendig, oder 
„ald nmüglich betrachtet werden, und weder der 
„Staatöfaffe noch einzelnen Diftriften oder Ges 
„meinden zugewiefen, fondern vom ganzen Kreife 
„u txage⸗ ſind.“ 


Gutachten. 


Der Entwurf nimmt, und muß auch nad) der We: 
fenheit einer beftehenden gefeglichen Anordnung die ſchon 
gefeslih angeordneten Kreidumlagen von der 
Bewilligung und Feftftellung des Landraths ausnehmen; 
er befchränft das Recht der Bewilligung und Feftfegung 
nur auf Sreisumlagen für gemeinnügige Zwede 
und Anftalten im Kreife, und dieſes Bewilligungds 
und Feltfegungsreht wird wieder nur auf die, in dem 
Finanzgefege beftimmten Gränzen befchränfet. | 

Weiſe, der Wefenheit eined Geſetzes und der Sorge 
fir das Wohl der. Unterthauen ganz angemeffen, ift 
diefe Beftimmung. Denn, was dur das Geſetz ſchon 
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angeordnet beſtehet, daruͤber kann der Landrath nicht 
mehr bewilligen. 


Er würde höher, als das Geſetz ſelbſt ſtehen, und 
uͤber Koͤnig und Reichsverſammlung ſeyn, welche das 
Geſetz geben; in feinem Willen wäre es ſonſt gelegt, 
durch Verweigerung der Mittel, um den, Zwed des Ger 
fegeö zu erreichen, das Geſetz felbft zu vereiteln, wenn 
er die gefeglich angeordneten Kreisumlagen erft zu bez 
willigen hätte, ſomit auch verweigern Fonnte. Aber für 
gemeinnügige Zwede find die Kreisumlagen feiner Be: 
willigung und Feſtſetzung fehr weislich unterftellt; denn 
der Begriff von Gemeinnügigfeit ift nicht fo feſt und 
allgemein, wie dad Geſetz. Er fann mit der befiten - 
Meynung einer obern Behörde zum Nachtheil der Un- 
tertbanen gar leicht zu weit erſtreckt werden; daher fehr 
wohlthätig verordnet wird,“ daß erft der Landrath über 
die Gemeinnügigfeit berathen, die Mittel bewilligen oder 
verſagen koͤnne. Ga, der Entwurf ift noch mehr für 
die Unterthanen beforgt,-daß fie nicht mit fo vielen Kreis— 
umlagen beladen werden, Cr befchränft nämlich den 
Sandrath hinfichtlich der für den Zwec zu bewilligenden 
Summen auf die, in dem Finanzgefege ausgefprochene 
Gränzen. Diefe Gränzen find nun zwar biöher in feis 
nem Finanzgefege noch. beftimmt worden, man erfennt 
aber. doch, daß in der Abficht der Negierung liege, da: 
rüber in Zufunft in dem Sinanzgefepe eine Beftimmung 
zu treffen. | 


Betrachte man nun, welche Verfügung Ratt diefer 
weifen Stelle, die ganz ausbleiben foll, votgeſchlagen 
wird. 
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Dem Landrathe ſoll die Bewilligung und Ablehnung 
ſolcher Kreisumlagen, welche entweder geſetzlich 
nothwendig, oder als nuͤtzlich betrachtet wer— 
den, eingeraͤumt werden. Eine Verfuͤgung, der man 
dem erſten Anblick nach in Feiner Hinſicht ſcheint bey: 
ftimmen zu fönnen. Denn, wie fo eben erwähnt, wie 
folte der Landrath Kreisumlagen bewilligen oder ableh: 
nen fünnen, die gefeglich nothwendig find? Als 
Tein, bey einer näheren Betrachtung wird man beru: 
higt. Es wird nämlich nicht gefagt: welche gefeglich 
nothbwendig find, fondern welche entweder geſetzlich 
nothwendig, oder ald nüglih betrachtet werden. 


Auch werden folche Kreisumlagen ausdrädlich ger 
nannt, welche von der Negierungsbehörde dem 
Landrathe vorgelegt werden. Wir dürfen aber zu der 


* Aegierungsbehörde vertrauen, daß feine ſolchen zur Be: 


willigung werden vorgelegt werden, die geſetzlich 


nothwendig find, und daß aljo dem Landrathe feine 


Gelegenheit werde gegeben werden, einen Gefege ent: 
gegen handeln, und die gewünfchten Zwecke des Gefeget 
vereiteln zu fünnen. Das Erachten, dad Meynen, das 
Betrachten, daß eine geſetzliche Nothwendigfeit da ſey, 
ift aber immer erft eine Meynung, worüber man billig 
auch die Anfichten des Landraths erholen, uud dann, 
"wenn feine Unfichten nicht begründet find, kann die oberfte 
Behörde doch noch immer erflären, daß der fragliche 
Gegenftand wirklich gefeglich nothwendig beftehe, und 
daher.der Berathung und Bewilligung nicht weiter un: 
terliege.. 


Ob ſonach gleich die Stelle ‘in dem Entwurfe mit 
weit mehr gefeggebender Kürze gefaßt iſt, fo würde ich 
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doch, weil in dem Vorfchlage der Kammer’ der. Reich: 
räthe nichts Neues und. Bedenfliches liegt, und ald Mo- 
dififation erflärt ift, felben annehmen und begutachte hiezu 
immer aus dem nämlihen Grund, um wegen des Beſſe⸗ 2 
ren das Gute nicht zu verlieren. | 


Fünfte Mopdififation. 


Der Landrath ſoll nah Nr. 2 (der neuen Redak⸗ 
tion) auch die Größe der Kreisumlagen beftinnmen. 


„daß im Falle der Bewilligung diefer Kreisumla- 
„gen, es dem Landrathe auch obliege, die Größe 
- „derfelben für das Etatöjahr, für welches er bes- 
„rathet, zu beftimmen, jedoch ftetö fo, daß die: 
„fer Betrag in feinem. Falle das jahrlihe Maris 
„mum der Summe überfteigen dürfe, welche von 
„dem Könige mit Zuftimmung der Stände für 
„Kreis: und ‚Difteiftöumlagen aller Art, und 
„fiir alle Zwecke derfelben für die nächftfolgenden 
„drey Jahre gefeglich auögefprochen feyn wird." 


Gutachten. 


Was hier wieder weitlaͤufig geſagt wird, druͤckt der 
Entwurf ſehr ſchoͤn und kurz mit den wenigen Worten 
innerhalb der in dem Finanzgeſetze ausgeſprochenen Graͤn⸗ 
zen recht gut aus. Denn, wenn in dem Geſetze bes 
ſtimmt wird, z. B. „in dem Kreiſe N. ſollen auf das 
laufende Jahr nur 8 bis 10,000 fl. für Kreisbeduͤrfniſſe 

-erhoben werden,“ fo verfteht ſich von felbit, daß diefe 
Graͤnzen, d. h. diefe Summe nicht BERN werden 
dürfe. 


Ich —— indeſſen fuͤr die — Diele fo 


x 
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benannten Modififation, welche in der Hauptſache nd 
andert. 


Schfte Modifikation. 

Als Nr. 3 dieſes $. 2 wird ferner vorgefchlagen: 
„Dem Landrathe foll die Feftfegnng der Zwecke, 
wofür er die Kreisumlagen bewilliget, und die 
„Repartition des Betrages. der Umlagen auf die 
„verſchiedenen Diftrifte des Kreiſes, die jedoch 
„ſtets nach dem Steuerfuße, und zwar unter 
„Beobachtung und Anwendung der 66. 2, 3 und 
„4 ded Gefeßes vom a2. July 1819, die Umla—⸗ 
„aen für Gemeindebedürfniffe betreffend, einge: 
„räumt werden,“ 


Gutachten. 

Zuerſt iſt hier zu bemerken, daß nach den Worten: 
Gemeindebeduͤrfniſſe betreffend,“ noch die Worte 
„beyzugichen find“ werden beyzufegen feyn, um den 
‘ Sinn zu ergänzen, daß die verfchiedenen Diftrifte des 
Kreifes ſtets nach dem —— .... beygezogen 
werden ſollen. 


Sodann muͤßte ich hier in — bringen, wenn 
ed wäre vergeſſen worden, daß es ſich von Kreisumla-⸗ 
gen handle. — Denn die hohe Kammer der Reichörä- 
the will ausdruͤcklich den Steuerfuß in der Nepartition 
bier beybehalten, fie will aber auch eben fo ausdruͤcklich 
die 66. (eigentlich Artikel) 2, 3 und 4 des Geſetzes vom 
a2. July 1819 über die Umlagen für Gemeindebedürf:, 
niffe beobachtet, und in Anwendung gebracht haben. 


Zur umnverzüglichen Ueberficht und Beurtheilung diefer 


Modifikation find die benannten Artikel in der Zufam: 
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menſtellung des Entwurfs mit den Mobififationen bey: 
gefilget, und Jedermann überzeugt fih, daß Art. IL. 
von Gemeindeumlagen, Art. IL von den Befrepten, 
wo dann die Ötandesheren rückfichtlich ihrer ‚dermaligen 
Befigungen obenan ſtehen; — der Art. IIL endlich von 
den Dominifalrentenbefiger, wie weit fie hiezu pflichtig 
feyen, ſpreche. — Würde nun das Gefep wegen Eins 
führung des Landraths nach, Diefem Vorfchlage angenom⸗ 
men, fo würde es bey diefen $$. mit andern und Flas 
sn Worten fo heiſſen: 


„Die Kreisumlagen- follen zwar in dem ganzen 
- Kreife auf die Diftrifte nach dem Sreuerfuß ver: 
theilt werden, von den Beyträgen zu dieſen Kreis: 
umlägen follen aber die Standeöherrn von ihren 
dermaligen Beſitzungen deßwegen frey bleiben, 
weil fie auch von der Theilnahme an Gemeindes 
umlagen frey belaffen find, wenn fie nicht Vor 
theile au dem Gemeindeverbande ziehen." “ 


Würde nun aber durch ein folches Gefeß, durch welz 
ches wir für alle Staatsbürger gleich) große Vortheile 
erwarten, nicht viel mehr jenen Gemeinden und ihren 
Einwohnern, wo Standesherrn dermal Befisungen has 
ben, eine nee — eine bedeutende neue Laft zu ziehen, 
da fie, weil die Kreisumlagen nach dem Steuerfuß im 
allgemeinen; alfo auch mit Einrechnung der, zur Steuer 
für die -Staatslaften beygezogenen Güter und Gefällen 
der Standesherrn ertheilt werden föllen, um eben jene 
Theile der Beyträge, ‚welche die Güter der Etandes: 
herren treffen würden, auf fich nehmen müffen, da doch 
biöher bey Kreisumlagen die Standesherrn felbft nach 
$, 54 ded Edifts ber die fläntörechtlichen Verhaͤltniſſe 
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der Standeöherrn, ihre Antheile daran getragen haben, 
und nur von ee Eur) bis jegt befreit 
waren. 
In der That, wenn die Kammer der Reichsraͤthe 
dieſe Ueberwaͤlzung ihrer Laſten auf ihre Staatsmitbuͤrger 
wirklich zur Abſicht gehabt haben ſollte, wie ich mich 
aber wegen ihres Edelſinnes und bisherigen Beſtrebens, 
die Laſten mit allen Staaatsbuͤrgern gleich zu tragen, 
noch nicht davon beftimmt Überzeugen kann, fo. müßte 
ich, wenn fie von diefer Modififation nicht abweichen 
wollte, lieber ganz auf die Einführung des Landrathes 
zu verzichten „anrathen, ald mit der Einführung. deffel: 
ben vielen Gemeinden eine neue Laft zuziehen; denn für _ 
die Annahme diefer Modifikation kann ich nicht begut: 
achten. Wir würden in: diefem Vorfchlage der Herrn 
Reichsraͤthe das erfte Beyfpiel der neueſten Zeit. finden, 
wie ſich in. der: Vorzeit die Stände auf Koften ihrer Kom⸗ 
mittenten Vorzüge und Befreyungen zu erwerben ges 
wußt haben. — Dad zweyte Beyſpiel wird, wenn ich 
nicht irre, in dieſem Bericht auch noch weiter vorkom⸗ 
men. | | | — 
Aber! ‚die Befreyung der Standesherrn von dem 
Beytraͤgen zu den Kreisumlagen wäre ed noch nicht als 
lein, welde-dutch die Beobachtung und Anwendung: der 
angeführten Art,2, 3,.4 fid ergeben, und ſomit die 
Beyträge der, übrigen Staatäbürger bey einer Gemeinde 
vermehren würden, indem nad) Art. II. Nr. 5 auch die 
Befiger einzelner in. der Gemeindemarfung gelegener 
Grundftücde ohne Wohnhaus in der Gemeinde nur zu 
folhen Gemeindeumlagen verpflichtet find, welche, zum 
Schug und zur Derwahrung der Gemeindeflur erfodert 
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werden. Eine geſetzliche Verfügung, die. bereits große 
Beranlaffungen zur Umgehung: der Beytragspflicht in 
. vielen Semeindelaften, und zur großen Vermehrung der 
Laften der übrigen Gemeindeönachbarn gegeben hat, und 
täglich noch giebt, da z. B. gegenjeitig fich angränzende 
Gutöbefiger aus zwey Gemeinden ihre Güter austau— 
ſchen, wornach Dann jeder zu jener, Getheitide, wo er 
nicht wohnet, aber doch einzelne Güter in ihrer Marz 
tung beſitzt, auch nicht zu allen Gemeindelaften ,’ fons 
ders nur zu jenen, welche zum Schuß und zur Ber- 
wahrung der Gemeindeflur zwecken, beyfrägt; dadurch 
abet die, aus dem eigenen Vermögen der! Nachbarn zu 
beftreitenden Gemelndelaſten, z. B. zur Zahlung. der 


Ziuſen und Schulden aus den Kriegszeiten,. für die ars 


dern. Nachbarn ſehr erhoͤhet, weßwegen eine geſetzliche 
Abaͤnderung dieſes Artifeld bereits nothwendig wird, 
und von Kreisregierungen beantragt worden iſt. Da nun 
aber Kreidumlageu nicht immer zum Zwede des Schu: 
bes und der Verwahrung der Gemeindefluren „erhoben 
merden, die benannten Beſi itzer aber nur in dieſem Falle 
—— erklaͤrk werden, ſo wuͤrden auch dieſel⸗ 
ben, wenn der Art. 11. ‚nach dem Autrage der Reichs— 
kam mer auch hier gefeglich beobachtet und angewendet 
werden foll, von den Kreisumlagen, von den benanns 
ten Gütern frey bleiben, und fomit würden die andern 
Nachbarn um ſo viel mehr daray zu übernehmen haben, 
A als die fremden Beſi iber geſetzlich befreyt erklaͤret waͤren. 
Ich kann deswegen auch aus dieſem Grunde nicht 
für die Annahme dieſer Modififation desntachten⸗ 
Siebente Modifikat ion. 


Der Nr. 5. 9. 2 des Entwurfes ſoll al — 
dert werden: 


ı92 
„Die Einficht und allenfallfige Bedenkenſtellung 
„rücfichtlich der von;der Kreiſregierung revidirten 
„Rechnungen über die ‚Erhebung und —. 
mung der ai Aa * Ber 


Ä | Gutachten. .. F 

Eine Rechnung zu pruͤfen, ohne das Recht zu ha⸗ 
ben, ſeine Bedenken dagegen zu aͤuſſern, waͤre wohl 
ein Wort ohne Wirkung. Es liegt daher ſchon in dem 
Entwurfe des Geſetzes, daß der Landrath auch Beden⸗ 
ken ſtellen duͤrfe; indeſſen druͤckt die Kammer der Meichs⸗ 
raͤthe dieſes beſtimmter aus, und: verlangt noch⸗ daß 
die Rechnung bereits Zen Ten de als —*—* 
Pruͤfung erleichtert wird. 


Ich begutachte daher für die red diefer —* | 
diſikation. * EN 
3,3 5: Achte Mosifitetion HU HEILL PIEE 2 
Der Nr. 6b, $ Pr 25 # ued 3 

„Die definitive Verteilung Ver Quoten von Die 
„ſtriktsumlagen, deren Nothwendigkeit und Zu⸗ | 
„laffigfeit fchon von ‚det Regierung entfehieden i iſt, 
„auf die einzelnen Gemeinden oder Klaffen von 
Beytragspflichtigen, wenn ſich uͤber dieſe Ver⸗ 
„theilung Anſtaͤnde ergeben, und Seine Kb: 
„nigliche Majeftät den Landrath mit der Bey⸗ 
„legung dieſer Anſtaͤnde nach näherer Mäßgabe 
ades $.'rı in dem am heutigeu Tage erfaffenen 
„Geſetz über die Sepandkıng per — 
gen beauftragen laſſen.“ : 


fol satz umgangen werden. 
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Gutachten. nt yinaßarn.® 

Der — beziehet ſich — Bad —— uͤber bie 

Behandlung der: Diſtriktsumlagen, welches dortmals 

als diefen Entwurf: uns wmitgetheilt wurde, von uns” 

ſchon berathen war, darüber aber, wie es ſcheint, eine ' 

Nüdäufferung von der Kammer der“ meichorathe — 
na zu. erwarten feyn wird; 


In jedem Kalle kann diefer Nr. 6, unſchaͤdlich des. 
Ganzen, hinwegbleiben, weswegen ich für die Annahme, -* 
der Modifikation begutachter 


: Neunte Modifitation. urtst du 
‚Dem Nr. 8 des am 9 2 9 Genre 
werden; 


So oft der Banbräf in rei nen Rh walz” 
„eungsgegenftänden auf Föniglichen Befehl 
„dazu — wich: 5 


— Gutachten. * ——— 
er det —— nicht in —— und au 
ſtiſchen oder politiſchen Gegenftänden mit feinem; Gutach⸗ 
ten werde vernommen werden, iſt aus der Weſenheit 
ſeiner Anſtalt, die nur Vervollkommnung der: Berwals 
tung und Erleichterung der. Staatsbuͤrger zum. : Zwede 
haben fann, leicht zu ermeflen. Der. Benfak:, „in 
reinen Verwaltungsgegenftänden“. fcheint mir 
daher ganz überflüffi is, ja, , er. könnte: fogar. Beranlafe 
fung geben, das Gutachten zu verzoͤgern und zu vor: 
weigern, weil darüber erſt geſtritten und verhandelt 
werden koͤnnte, ob der Gegenſtand auch ein reiner Vers 
waltungögegenftand, oder ob er 'gemifchter Natur, oder 
‚vieleicht gar fein Berwaltungsgegenftand fen? und ob 
fomit ‚der Landrath zur Meußerung ’ feines ' Gutachtens‘ ' 
VIII, Beylagenband 13 


—— 
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derpflichtet fey?- Statt. daher der Negierung mit Wer 
trauen. entgegen zu gehen, und vielmehr des Zutrauens 
fich zu erfreuen, durch fein Gutächten zur guten Sache, 
von ‚welcher Natur fie fey, etwas beyttagen, oder. eine 
fchlinime Sache durch ein gruͤndliches „Gutachten entfer: 
nen zu helfen, wird. bier faſt Mißtrauen über die Auf⸗ 
foderung zum Gutachten geäußert; und der ‚gute Wir⸗ 
kungskreis des Landraths ohne Noth, und ſelbſt gegen 
den Willen der Regierung ſehr beengt. Indeſſen darf 
man aber doch zu den Landraͤthen vertrauen, daß ſie 
ſich durch das Abfodern der Gutachten geehrt erkennen, 
und keine Anſtaͤnde erheben werden, ob die Sache ein 
reiner Verwaltungsgegeuſtand ſey. Es wird daher aus 
| der Mobififation nichts Schlimmes — — 


Behäts Modifikation, | 
Dem $. 3 ift eine Abänderung einiger EN und 
ein neuer Beyſatz zugedacht; nämlich; 


Im 9.3 des Geſehen wurfes iſt ſtatt der Worte: 
„wo ſie mit ſtandesherrlichen Beſitzungen“ zu ſe⸗ 
„ben: „wo ſie als ſolche,“ und nach den Wor—⸗ 

ten: „ein ng befindet,“ — folgende 

. „Stelle einzüfchalten: - 

„ein gleiches Necht gebihrt auch bei andern 
„ertblichen Reichsräthen, in den Streifen, wo 

„diejenigen Beſitzungen, aus welchen ihr de 

„deikommiß befteht, liegen.“ i 


Gutachten. 
Zwiſchen den Worten: wo ſie mit Aandesheer⸗ | 
lichen Befigungen“. eh: md; Hm Aal 


+ 
“ 
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folche“ begütert find, finde ich Feinen Unterfchied. Die 
Gefege beftinmen die Nechte genau, welche die Stan— 
desherrn für ihre Perfon und für ihre Beſitzungen oder 
Güter haben. Hier handelt es fi von den Gütern, 
welche fie ald Standesherrn befigen, oder von dem ſtan⸗ 
desherrlichen Beſitzungen. 


Zwar ſollte man ohne Nothwendigkeit die Geſetzent⸗ 
wuͤrfe der Regierung hie anders fteilen. Indeſſen ift es 
‚nicht die Kammer der Abgeordneten, die Bier eine Aen⸗ 
derung bedingt, ſondern die nur der Bedingniß nadhe . 
geben foll, um deſto gewiſſer zum gewünfchten Zwecke 
zu gelangen; daher ich für die Annahme diefer Abaͤnde⸗ 
zung begutachte. — ' Aber nicht. fo kann ich dem neuen 
Zuſatze beyſtimmen der das zweyte Beyſpiel der neue⸗ 
ſten Zeit iſt, wie ſich Stande der Vorzeit — be⸗ 
dangen und erworben haben, | 


Der Grund der Vorzuͤge der Standesheren ruhet in 
ihrem Stande bey der vormaligen Reichsverfaſſung den 
man anfangs in der Rheinbundesakte, und dann in der 
deutſchen Bundesakte nach Möglichkeit der veränderten 
politffchen Ordnung zu ſchonen und höher zu erhalten 
fi) allgemein beftrebt hatı Dieſe Vorzüge zu vermeh⸗ 
ren iſt aber nirgend ein Grund; und eine Zugeſtaͤndniß 
wuͤrde bald Beyſpiel fuͤr mehrere werden, Beſſer ſcheint 
mir daher, es werde Fein Weg dazu gezeigt. Im worst 
liegenden Falle koͤnnte auch ein Nachtheil für die möge 
lichſte Gleichheit der Rechte der Stände der Abgeord⸗ 
neten, Die feing Randräthe ſeyn koͤnnen, und. der Reichs⸗ 
raͤthe, die ſonach Landraͤthe und zu gleicher Zeit Reichs⸗ 
raͤthe ſeyn wuͤrden; ferner koͤnnte daraus ein” Mißver⸗ 
haͤltniß in der Zahl der Landraͤthe von einer Klaſſe ge⸗ 
gen die andere hervorgehen, wenn durch die Wahl ohne 

| 13* 
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hin mehr von dem Adel ſollten aufgendmmen werdem 
wornach dann die Minderbeguͤterten nicht gehörig wuͤr⸗ 
den vertreten ſeyn, beſonders da, wie wir noch hoͤren 
werden, die Waͤhlbarkeit der Minderbeguterten vhnehin 
iehr vermindert werden folk 


Ich ſtimme ſonach, die Modifilat ion nicht — 
men, und lieber die Einführung des Landraths einer 
beffert Zeit noch zu überlaffen, wenn die hohe Kammer 

der Reichsraͤthe auf dieſer Modifikation verharret. 


Eitlfte Modifikat ion ad h. 4. 
Die Worte „ſelbſtſtaͤndige Staatsbürger" fol 
len im Eingange des $. 4. ganz auöbleiben. . 
= | Gutachten. Dan | 
Der Sinn und die MWirküng- bleibt diefelbe, od dieſe 
Worte bleiben, oder nicht. Ich rathe deßhalb die An: 


nahme der Modifikation, aus dem bekannten Grunde . 
Aber nicht ſo rathe ich bey der 


zwölften Modifikation... 
Gutachten. 

Det Entwurf beftimmt hier gar Feine Beſchraͤnkung; 1 
jeder mit vollem Staatsbuͤrgerrecht, vom geſetzlichen 
Alter für die Staͤndeverſammlung, und jedes rechtli⸗ 
chen Tadels frey, iſt hier wählbar gelaſſen. Nur im 
$. 8. wird beſtimmt, daß die Waͤhlbaren nur aus den 
boo Hoͤchſtbeſteuerten genommen werden konnen. 


Die Theilnahme dieſer Ehre, und dieſes bier. zuge⸗ 
dachten Rechtes, Landrath ſeyn zu mern, fol nun nur 
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auf die 300. ber Höcpfibefteuerten befhränft werden, fomit 
wird die Zahl der Waͤhlbaren fon zur "Hälfte ausge⸗ 
ſchloſſen, woruuter, wenn ſchon Mindervermbgende boch 
ſehr geeignete‘ Männer’:für den Kandrath von Einſi cht, 
Verſtand und Buͤrgerſi inn ſeyn kdnnen; der aͤrmere Theil 
des Volkes würde dadurch ſich ſehr zutuͤckgeſetzt finden, 
wenn nur Vevſtand/ Einſicht, Rechtlichkeit und Erfah⸗ 
rung bey: dem“ hoͤher Bemittelten geſucht warde. Dem 
die Wahl würde nur auf. die Reichern im Bermidgen be: 
ſchraͤnkt, und fort. einem — —— ‚ie 
genäber, een 


‚Diefep, Salat, feheink: ‚ande daher: — Wobi des 
ganzen, Balts mehurgufgegen gu: ſeyn, als je ein ande⸗ 
ver in den bisherigen Modifikationen; ich. Fan; deßhalb 
nicht fuͤr feine Annahme begutachten, und ich wuͤrde lie⸗ 


Ar y.? ‚ ’ Arne 


mr 


'ber, wenn Feihe : Zurücnapme t von der Kammer der Keichh 
raͤthe erfolgt, uf das F wit der Kandräthe, ver⸗ 
sichten, ee £ eben nn \ 


- 4 
*. 


5 2 
ı14 m 


Des * 6. Wr. 1. und“ % ſollen alfo amge dudett 
werden. vi a 


ı) „Ohne Unterfchieb dei Siandes und der Kiaf⸗ 
„fen aus den 400 Hoͤchbeſt euerten Grund⸗ Haug⸗ 
Dominikal⸗ Renten⸗ und Gewerbseigenthůmern, 
„bahn Nusnießern des eat. Beige 
— Kultus gewidmet iſt.“ —— 


 Drepgehnte Moblfitation, — 


2 


— 


Yu: 22 


ai „Aus denjenigen gBabimännenh u. w. pie 
RB dieſes Fe 6.c 
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Gutachten. 


Iſt gleich der neue Vorſchlag in der Ausführung 
viel einfacher. und Leichter, fo heſchraͤnkt er doch eben 
fo, wie der vorhergegangene, die nach dem: Entwurfe zu 
‚dem Erwählungsrechte beftimmten: - Staatsbürger. auf 
eine viel Heinere Zahl, und greift: dadurch das Inſtitut 
in feiner Weſenheit, nämlich ‘in dem Zutrauen zu den 
Gewaͤhlten ſchon wieder ſehr empfindlich: an; denn je 
‚größer die Zahl der Wahlberechtigten, defto größer muß 
ud) das. Zutrauen zu dem nach der Mehrheit durch fie 
Gewaͤhlten ſeyn. Nebſtdem wird hier auch wieder einer 

größeren Zahl von Mindervermoͤgenden Aulaß zu Un: 
willen gegen. eine Anſtalt geben, wo: nur der Mehrver: 
mdgende, — Verſtand und Bürgerfinn, aber keine Stim: 
me haben Taunı m: race tn. 
Ja, in manchen Kreifen. two viele Standeöherren 
und adeliche Gutshefiger find, kann ſchon in dem Er⸗ 
‚wählungsrechte felbft eine Mebrbeit auf einen Stand 
übergehen, zu dem das Zutrauen der größeren Zahl der 
Staatöbürger ſich etwa nicht in der Mehrheit würde aus: 
geiprochen haben. Wo es num gleich im Anfange an 
ertzauen zu einer Anſtalt fehlt, da muß euch ihre 
irkung leiden. Ich kann daher fuͤr dieſen Theil der 
Modifikation nicht rathen. 


Der andere Theil berfelben betrifft die Beyziehung 
‚ ber Nutznießer des Grundgermdgent des Kultus, Der 
‚geiftlihe Stand ift bekauntlich nach dem Entwurfe von 
der Mählbarfeit nicht ausgeſchloſſen, wenn. einer aus 
denfelben ein eigenthuͤmliches Grundvermdgen, welches. 
unter bie, Zahl der ſechshundert Höchftbeftenerten ‚gehörte, 


befiget, Und eben lo kann derſelbe auch zum Waͤhlungs⸗ 
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‚seht: in der Eigenfchaft als Grundbefitzer, Wönn er die 
.7. lit. Arnd e. des Edilts über die Staͤnbeverſamm⸗ 
Aung beſtimmte Steuer! eutrichtet, und den ſouͤſtigen Er- 
foderniſſen entſpricht, berufen werden. Nur als Nutz⸗ 
nießer des Grundvermoͤgens des Kultus iſt der geiſtliche 
Stand nad dem Entwurfé nicht beygezogen, was bie 

„Kammer der Reichsraͤthe doch erwitken will, und: hierin. 
„trete ich «der Abficht ‚bey, denn es iſt dem Wermbgen 
des Kultus, der Ehre feiner Nutznießer, ihren Kennt⸗ 
niſſen und ihrer Einwirkung auf. das Bolf: angemefien, 
daß fie der Anſtalt des Landrathes beygezogen werben, 
aber nicht :Ald unter; den vierhundert Döchftbeftenerten 
‚zu dem Wählungsrerhte, fondern ganz nach Fit, d. und ie, 
4 7. des Ediktes uͤber die Ständenerfammjung, wenn 
„fie, maͤmlich das fuͤt die Stadt: uud Marktbewohner und 
Laadeigenthuͤmer beſtimmte Steuerſimplum von den Stif⸗ 
tungsguͤtern, die, fie genießen, entrichten. Zu der Waͤhl⸗ 
| „barkeit. ‚eben dadurch namentlich zugelafjen; werden, wenn 
‚dem Nxr. 3. dieſes ui * N — * 


Worte: — 
— „enerberigeutbämenn 
——— TEE Mir IH a“ 
„und m bed ——— des 
Kultus,‘ en: jet sind: ‚ 


... Unter, biefer Veſtivmung ale, p ber Bey⸗ 
ziehung der befagten RNutznießer beyzutreten 
Vierzehnte Modifikation. 
Hieſem h.6. ſoll noch beygeſetzt werden: 
15 Das Wahikollegium kann au mehreten Ohten 


„ur 


sid a5 ru Kreifes verſammelt meiden ; > in: fo ferne es 
EHTRBER? | Lokalverhaͤltniſſe erfoderu/ jedoch ſon daß in 
=) me ieden Verſammlungsort Mitglieder qus allen 
rule avKNlaſſen der Hoͤchſtbeſteuerten ſich befinden tollen,“ 
317 DI 5 dr rg) IE 247 
* Buster. Gutachten) ns an dus 
Einheit und -WBefchlennigung eines’ Geſchaͤftes durch 
»Mereinfächung deſſelben iſt in allen Gegeuſtaͤnden ein 
Hauptzweck, und dieſer Hauptzweck würde’ fehon "er: 
. fihmwert>n wenn bie Wahlen air: verſchiedenen Orten ge⸗ 
halten werden wuͤrden, eben ſo wuͤrden hie Koͤſten der 
"Regierung vermehrt; wenn an niehreren Orten· Wahl: 
Aommiſſarien geſendet werden ſollten. Was: über bee 
Mauptſache iſt ſs1bnůten ſich die Wahlenden ſelbſt 
aicht wohl kennen lernen⸗ auch Föhnte einnem Theil leicht 
gdliugen⸗die Mehrheit für ſich an einem Ortezuñ erhal⸗ 
tet Dit bey einer großen Werſammiung ihm nicht ge⸗ 
werden waͤreʒ endlich wuͤßte ich mir ich kemne Arfache 
“a deren, warum nicht Alle Waͤhlende an einem Orte 
ſich ſollten einfinden kͤnnen. 0 
Diefe Modifikärion "Harte ich Daher dem Haupt: 
zwecke ganz entgegen, und begutachte, nicht fuͤr ihre Un: 
nahme. Br SELTEN GE STERNE I, 
8:9 amandı:ı: P 235 nesgyrintuie dam. 
Fuͤafzehnte Modifikation6 FW 
E36 Br. 16:8 hon bas Wort: > Badlöhtitren« 


ua . 
Der Veyſatz iſt ein’ Ausſtatßz des'fo’ eben nicht zur 
2 Annaßne begutachteten Mt 3, 965 miwerm ſonach 
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meiner Meynung gemaß keine veſdodeteꝰ Wit 
Statt haben follen, ir auch dei Berg" * 


21 IB mıd.; 


na a mühe RN. 
eiftrenganiimen: * HIFI u 59 —BE 
unnatr,ız N re} A IT 


AIR: —— Mopifikerion, HB. Ra 


Ana} Diefer ganze Numer fol nach der, oben nat Modi⸗ 
nttatidi gebrachten Wahlart hinwegfallen. Da ‘aber ich 
jene Wahlatt nicht zur Annahme bedttähter, f fondern 
“fehle des’ Entwurfeg’ behbehalten habe?’fo“ tin“ Auch bier 
dieſer Kr. 3. $ 8. des "eikoürfes benbehälrei werden. 
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—* S PAR REREN Modiſikatlon.“« 


Nah meiner Meynung zuuß die Lifte der boo Hoͤchſt⸗ 
beſteuerten, und nicht der 300 mitgetheilt wer en, Der 
‚Noiptät on kanu daher ‚nt bengererten, >, | 


u 142 Yıpr 1% Aqtgedute Maipirtien. 20 wor 


49721 13 { 
136 a ft. Gutachten, RR 7 I tue 
Ich — se er Wodififetich bey» daß spgni@einer 
J —* Majeſtaͤt guch der Präfident deg Lands 
hee aus den geiegmäßig, Gewaͤhlten ‚beftinime, ‚perde. 


KEN 5 Reungehäre Medtgitätten: u — Dan 


— aD $«. fodatie uamge andert —— * 
Jedem zum. Landrathe gewählten Startöbärger 
us# vftehet es frep;Ndte auf ihu gefallene Wahl, ſo⸗ 
ip = fie: ihm bebanut wird, ‚abzulehnen. ("Seine 
2:0 m Maj eſt aͤ t erwarten jedoch mit Zuverſicht, daß 
„jeder Staatäbirger ſich beeifern werde, dem 


m⸗oo u m —8 
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„Rufe feiner Mitbürger zu felgen, wenn nicht 
„ſehr wichtige Hinderniffe ihn davon, abhalten. 
„Den Standesherren und anderen erblichen Reichs: 
„räthen ift es geftattet, fih durch einen Standes: 
„genoffen, durch ein Familienmitglied, welches 
„zur Nachfolge in den Familien- oder Fideikom⸗ 
mißguͤtern berufen iſt, oder uͤberhaupt durch 
„einen Adelichen, vorausgeſetzt, daß dieſer ſonſt 
„unter die waͤhlbaren Staatsbuͤrger gehöret,. im 
„Landrathe vertreten laſſen. Iſt der, Vertreter 
„bereits Landrath, jo fuͤhrt er außer ſeiner Stim⸗ 
„me, auch diejenige, welche ihm durch Vollmacht 
„uͤbertragen wurde. Bey den uͤbrigen Mitgliedern 
„des dardevide⸗ hat keine Vertretung Statt.“ 


Gutachten. 
Daß ein Staatsbuͤrger die auf ihn gefallene Mahl R 
ablehnen konne, ſobald fie ihm befannt werde, nehme 
ich nad) der Modifikation an; denn wer nicht mit guten 
Billen zu dem Geihäfte gehet, und das Vertrauen 
nicht ehret, wird auch feinen großen Nutzen bey dem 
Landrath · gewähren, ' bi RN REN ö "din 


Aber, daß ein Standesherr und ein ahelamn 
ſich vertreten laſſen koͤnne, dieſes anzunehmen * kann ich 
nicht begutachten; denn iſt er ein Gewaͤhlter, ſo wird 
die Abſicht der Wahl, die auf feine Perjon gegangen 
ift, ganz vereitelt, wenn er einen andern’ zur 'Mertre: 
tung ſchicken Tann, und swilf ein Standeöhert von dem 
ihm. zugeftandenen Vorzuge Gebrauch) machen, in dem 
Landrath. zu erfcheinen, fo:ift as wieder nur feine Per: 
ſon, welcher dieſer Vorzug zultommt , men Fam auch 
hier feine ‚Bertretung Statt haben; j 


ch ‚re 
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Dadunh faͤllt nun auch — was wegen Ueber⸗ 
tragung der Stimme an einen andern, der ſchon in dem 


Landrathe fuͤr ſeine Perſon eine BR SIE 
difikation gebracht worden iſt. 2 


Ich begutachte ſonach biefe Worten. ü 
bepden letzten Punkten nicht anzunehmen; u 1: 


Feaniste Modifilarion 6. 12 Nr, 3 I. 


I „Alle Handlungen des Landtatheb für. ‚welche 
ser nicht als eutfcheidende Stelle Zeſetzlich 
bezeichnet iſt, erfodern die kdnigl. Genehmi⸗ 
gung, und er’ Pant weder aus eigener Ermaͤch⸗ 
„tigung etwas anordnen, noch einer bollziehenden 

Stelle Aufträge ertheilen. ummn.-“ 


j Gutachten. 


Die Worte „entf heidende Stelle,“ fpen aus⸗ 
gelaſſen werden, weil auch oben J— 2. Nr. Ar und % 
audgelaffen wurden, a 


In Folge meines Gutachtens wuß ich Pr He 
nahme diefer Modifitarion ftimmen 


Ein und zwanzigſte Modifikation. ſ. 13. 
Soll am Ende des Paragraphs hingeſetzt werden: 


„ꝛc. nicht beyzuwohnen, außer wenn Seine 
„Majeftät Sich bewogen — — 
„beſonders anzuordnen.“ 

Gutachten. 


Dieſer Beyſatz kann fuͤr die freye Verhandlung, und 
noch mehr fuͤr die Abſtimmung doch bedenklich wer 
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den. —E — felbſt hat ſolches nicht für noth⸗ 
"wenig: erächtet, warum ſoll alſo hier einer nicht noth⸗ 
wendihen · Bedenllichkeit Eingang verſchafft werden. 

Ich begutachte dieſelbe nicht anzunehmen. 


min) Kot: 
Zweyundzwanzisſte Modifikation, gen R ie 


ı ri 


} £. „nj@ 5 * Gutach ten. 1335n2028 
„Pie de Präfidenten bat nicht. mehr Statt, 
et ſolcher von Seiner Majeſt aͤt dem Koͤnige er 
| nannt werden ſoll, der 14., muß daher. darnach auch 
umge andert werden, wie die Mohifikatipn. ‚est. welcher 
Ih beoftimme Eee. ie 


- ir - ‘ s ”> 


Drepundgmansigfe Moblfikalin $. 16 
Gutaͤcht en. — 


‘Has’ hier als Modififation, vortommt/ iſt uprpiwe: 
dige Folge einer andern "Kedaktion, und, muß (pmit iu 
Folge der in der Hauptſache gefaßten Befenliffen auch 
— werden. | 

rege nthut,ae Tea yet 
| Heffner 
Beer. 


u B; [ 7 » 
Die 
Kammer der Reichsraäͤthe 
an die | 


"Kammer der Asgeoranctem * 


Die Rainer der Geichsrathe glaubt: fsne Senf: 
Mung zu dem Geſetzesentwurfe, Die Einführemg der 
Landraͤthe betreffend, micht anders, als: unter Toigens 
den Modifikationen ee zu Fönneny 7 1.45 


1) Die Nr. ir. und 2 des 9. 2** des Geſebenmwurfes | 
ſollen haͤnzlich umgangen werden; 


it +, 


0) daffelbe gift von dem zweyten Sate des $ 2. R. 3. 
von den Worten angefangen: 


„über die on ic. is 


3). Auch der N. 4. des s. 2; ſoll ——— werden, 
dafür wäre - 


4) im 6. 2. sub Nr. 4 ausdrädlic beftzufehens 


„daß dem Landrathe ‘die Bewilligung vber Mb 
lehnung folder Kreisumlagen, welche von der 
Regierungsbehoͤrde ihm vorgefchlagen werden, um 
Zwede zu erreichen, welche entweder geſetzlich 
nothwendig, oder als nuͤtzlich betrachtet wer⸗ 
den, und weder der Staatskaſſe, noch einzelnen 
Diſtrikten oder Gemeinden zugewieſen, ſondern 
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vom ganzen Kreife zu tragen find, eingerdumt | 
werde. 


5) Auf gleiche Art wire im Sg 2, sub Ne. 2. ver⸗ 
ordnen: 


„daß im Falle der — — 
lagen, es dem Landrathe auch obliege, die Groͤße 
derſelben für das Etatsjahr, für welches er be 
säther zu beftimmen, jedod) ftets fo, daß -Diefer 
Betrag in keinem Falle das jährliche Maximum 

der Summe Überfteigen duͤrfe, welche bon dem’ 

- Könige mit. Zuſtimmung der Strände für die 
Kreis: und Diſtriktsumlagen aller Art, und für 
Alle Zwecke derſelben für die nächftfolgenden drey 
Jahre geſetzlich ausgeſprochen ſeyn wird. 


6) Der Nr. 3, des 4. 2. waͤre — Maßen zu 
ſtellen: 


Dem — ki bie — der Zwecke, 
wofuͤr er die Kreisumlagen bewilliget, und die 
Repartitivn des Bettages der Umlagen auf die 
verſchledenen Diſtrikte des Kreiſes, die jedoch fters 
nach dem Steuerfuße, und zwar unter Beobach⸗ 
tung und Anwendung der 69. 2. 3. und 4. des 
Geſetzes vom 22. July 1819, die Umlagen für Ger 
meindebeduͤrfniſſe betreffend, eingeraͤumt werben.“ 


5) Der Sir 5. des Geſetzentwurfes, neh fohin Nr. 4 
‚würde, waͤte fd zu faſſen: 


„Die Einſicht und: altenfailge Vedruenſetnu | 
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sädfichtlid der von der Kreisregierung revidirten 
Rechnungen über die. Erhebung. und Verwendung. 
ber Kreisumlagen.“ 


8) Der Nr. 6. des §. 2 des Beten * 
gaͤnzlich zu umgehen GE 


g) Der Nr. 7. des Befegenmurft wuͤrde Mr. 5. und 
unveraͤndert bleiben. J 


10) Der Nr. B., welcher b kein, bleibe ebenfale, nur 
wäre post verbum ⸗ „Gutachten“ — — zu ſetzen: 


„So oft der Landrath in reinen Verwal— 
tungsgegenſtaͤnden auf — ar dazu 
aufgefodert wirdeee 
11) Im 6. 3. des. Geletzentwurfes iſt ſtatt der Worte: 
„wo ſi ſi e mit —— Befizungen" 
zu ſeben, 
„wo ſie ala folder 
und nach den Worten: 
„ein Standesherrr 100. 
folgende Stelle einzufchalten: 


Aein gleiches Recht gebuͤhrt auch den geben + erde 

lichen Reichsraͤthen, in den Kreiſen, wo diejeni⸗ 
gen Beſitzungen, ans rg * — be⸗ 
ſteht, leg BEE | 
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12) Im . 4. wären ur re Trfa 
a) im’ Eingange die Worte: Zu 
„ſelbſtſtaͤndige Eiaciebiher — | 
auszulaſſen; J —— —R 


b) nach dem Worte In Nr, 2. h. Ai 
„befigt". 


: iſi ke Rn 3, zu Silben, bed Saale: a. 
„unter die 300 Höchftbeftenerteh des Rreifes, — 
Baterhia deb rn und — Klaſſen gehört" 
mb | u - 
9 Nr. 3 ih Rt. 4 verwandeln. Er 
13) Der F. b. — Maßen lautent 


„„Zur Wahl des Landrathes beſteht in jedem Kreiſe | 
ein Wahlkbllegium, sufämmengefegt:" ur, Ki 


1) Ohtzue Unterfehied des Standes und der Klaſſen 
aus den 400 hoͤchſtbeſteuerten Grunde: Hause Do⸗ 
minifal: Renten: und Gewerböeigenthümern, dann 
Nutznießern des Grunboermögene , nn dem 
Kultus gewidimet iſt; 


2) „aus denjenigen Wahlmaͤtmern x. wie Nr. 3. deö 
q. b.3“ 


„das Wahlkollegium * an wehreren PER, des 
Kreiſes verſammelt werden, in ſo ferne es die 
Lobalverhaͤltniſſe erfodern, jedoch fo), daß iin je: 
“+ dem Berfämmlungsprre Mitglieder: aus allen Klaſ⸗ 
ſen der Höchfibefteuerten fich befinden fulten.“ 


R ur 
ı4) 3u.$. 8: des Geſetzentwurfes: 
a) bey Nr. ı. wäre ſtatt den Worten: 
| „des Kreiſes · 
zu ſetzen: | 
„des Kreifes oder Bat 
b) der Nr. 2. bleibt; 


c) der Eingang des Nr. 3, bis zu * Worten: 
| „u nehmen“ „ 
fällt Hinweg, — Nr. 3. wird fo gefaßt: 


„Zu diefem Ende wird, jedem Waplfollegium gleich 
bey feiner Eröffnung eine Kifte der Zoe Hoͤchſi⸗ 
beſteuerten mitgetheilt.“ 


d) Der Nr, 4. bleibt. 


15) 6. 9. nad) den Worten: | 
„Seine Königliche Majeſtaͤt werden“ 
foll gefegt werden: 


„Mitglieder und den Praſidenten des Landrathes 
eines jeden Kreiſes aus. den geſetzmaͤßig Ger 
> ernennen.“ 


16) $. 10, ” wäre dahin abzuändern: 2er 
„Jedem zum Landrathe gewaͤhlten Staatsbuͤrger 
ſteht es frey, die anf ihm gefallene Wahl, fos 
bald fie ihm bekannt wird, abzulehnen. Seine 
Majeftät erwarten jedoch mit Zunerficht, daß 
VII, Beylagenb. 14 
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jeder Staatöbürger ſich beeifern werde, dem ehren: 
sollen Rufe. feiner Mitbürger zu fülgen „, wenn 
nicht fehr wichtige Hinderniſſe ihn daran ab: 
halten.“ 


„Den Standesherrn und anderen erblichen Reichs⸗ 
raͤthen ift es geſtattet, fich durch einen Standes: 
genoffen, durch ein Familienmitglied, welches zur 
Nachfolge in den Familien: oder Fideikommiß— 


guͤtern berufen iſt; oder überhaupt durch einen 


Adelihen, vorausgeſetzt, daß diefer fonft unter 
die wählbaren Staatsbürger gehört, im Sande 
rathe vertreten zu laffen.“ 


„Iſt der Vertreter bereitd Landrath, fo führt 


gr außer- feiner Stimme, auch diejenige, welche 


ihm durch Vollmacht übertragen wurde.‘ Bey 
den übrigen Mitgliedern des Landrathed hat Feine 
Bertretung Statt.“ 


17) Im 6. 12. Nr. 3. ſind die Worte auszulaſſen: 


„für welche er nicht als ge Stelle gex 
feglich bezeichnet iſt.“ 


18) Zu h. 13, bey Nr. 4. am Ende des Yaragraphes 
waͤre hinzuzufügen: 


„außer wenn Seine Majeftät Sich bewogen 
finden wuͤrden, es befonders anzuordnen.“ 


19) Im J 14. Nr. 1. ſind die Worte: 


v 


„eines Praͤſi denten unde· 


= — 3 
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30) Im 6. 16. aͤndern ſich ſonach die zitirten Numern 
dahin ab, daß ftatt 
„Nr. 1 — 5, dann 6. und 8," 
gefetst werde: Bu 
| „Nr. 1 — dann 6" . 
und weiter unten ftatt 
„dr Nm 
es heißen muß $. 2. Nr. 5. 


Mit andgezeichnerer Hochachtung _ 
Münden den 13. Auguſt 1825. 


I} 


‚ Der erfte präfident. 
Fuͤrſt v. Wrede. 


C. Graf d. Leyden. 
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C, : & n t⸗ 

el⸗ 

Geſetzes uͤber die Einführung der Landraͤthe 

Wie folher von der Regierung ander mitge 
theilt worden: | 

Seine Majeftät der König haben zur Grfül: 
lung · Ihrer öffentlich befannt gemachten Erflärung von 
20. Juny 1823, die Einführung des Landrathes in ſaͤmmt⸗ 
lichen Kreifen des Königreiches betreffend, in Beziehung 
auf die innere Einrichtung dieſer Anftalt, nad Berneb: 
mung des Staatsrathes, mit Beyrath und Zuſtimmung 
Ihrer Lieben und Getreuen, der Staͤnde des Reichs be⸗ 
ſchloſſen, und verordnen: 

— des Landrathes. 

In jedem Kreiſe des Koͤnigreiches ſoll ein Landrath 
beſtehen. Der Landrath im Rheinkreiſe behält feine bis— 
herige Verfaſſung und Beſtimmung. Die Einrichtung 
des Landrathes in den uͤbrigen fieben en richtet ſich 
nach’ folgenden Vorſchriften. 
$ 2 

Wirfungsfreis des Landrathes. 
Zum Wirkungskreis des Landrathes gehoͤrt: 

ı) Die definitive Entfcheidung über die von den koͤnigl. 
Behörden inftruirten Steuerauögleichungen ganzer 
Gemeinden oder Klaſſen von Steuerpflichtigen un: 
ter fi, jedoch ſo⸗ daß dadurch die, nach dem je⸗ 


desmaligen Finanzgeſetz beſtehende Geſammtſteuer 
dieſer Gemeinden oder Klaſſen nicht veraͤndert wird. 


wurf 
nes | — 
in den ſaͤmmtlichen Kreiſen des Königreiches 


Wie ſolcher von der Kammer der Reichsraͤthe 
angenommen werden will, 


⸗ 


Ebenſo. 


Ebenſo. 


9. 2. 


Zum Wirkungskreis des Landrathes gehoͤret: 


Soll ganz nmgangen werden. 
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Die m von der Regierung anher mitge 
theilt worden. 


9) Die Mitwirkung der Ausführung eined neuen allges 
meinen Steuerſyſtems in der, diefem Syſteme und 
der Stellung des Landrathed angemeffene Art. 


5) Die Feftfegung der Kreisumlagen zur Dedung fol: 
cher Ausgaben, welche gefeglich nothwendig, und 
weder der Staatskaſſe, noch einzelnen Diftriften 
oder Gemeinden zugewiefen, fondern vom ganzen 
Kreife zu tragen find, auf die in den Geſetzen be⸗ 
ſtimmte Weiſe. 


Ueber die Ausſcheidung einiger bisher von der Staats: 
kaſſe beftrittenen Kreisausgaben, und iiber die Bildung 
befonderer Kreisfonds für diefelben wird ein Geſetzesent⸗ 
wurf an die mächfte Ständeverfammlung gebracht were 
den, 


4 Die Bewilligung und Feſtſehung der nicht ſchon ge⸗ 
ſetzlich angeordneten Kreisumlagen für gemeinnuͤtzige 
Zwecke und Anſtalten im Kreiſe innerhalb der im 
iedeömaligen Finanzgeſetze ausgeſprochenen Graͤnzen. 
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Wie folher von der Kammer der Neichsräthe 


angenommen werden will. 


Soll ganz umgangen werden: 


Wird ganz beybehalten, und wird alſo Nr, ı des 
4. 2. 


Soll ganz umgangen werden. 


⸗ 


3) Die Bewilligung und Ablehnung ſolcher Kreisumla⸗ 


gen, welche von der Negierungsbehörde ihm vor: 
gefchlagen werden, um Zwecke zu erreichen, welche 
entweder geſetzlich nothwendig, oder ald nüßlich bes 
trachtet werden, und weder der Staatskaſſe noch 
einzelnen Diftriften oder Gemeinden zugewiefen, fon= 
dern vom ganzen Kreife zu fragen find. Im Falle 
der Bewilligung diefer Kreidumlage liegt es dem 
Sandrathe auch ob, die Größe derfelben für das 
Etatsjahr, für welches er berathet, zu beftirumen, 
jedoch ftetö fo, daß diefer Betrag in feinem alle 
das jährlihe Marimum der Gumme überfteigen 
darf, welche von dem König mit Zuftimmung der 
Stände ‚für die Kreis- und DiftriftSumlagen aller 
Art, und für alle Zwede derfelben für die nächft: 
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Wie folder von Der Regierung anher mitge: 
theilt worden. Ä 


5) Die Einfiht und Prüfung der Rechnungen über 
die Erhebung und Verwendung der ımter Nr. 3 
bemerften Kreisfonds. 
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Wie ſolcher von der Kammer der Neichsraͤthe 
angenommen werden will. 

folgenden drey Jahre veſetzlich ausgeſprochen ſeyn 
wird. 

3) Dem Landrathe ſoll die Feſtſetzung der Zwecke, wos 

für er die Kreisumlagen bewilliget, und die Neparz - 

tition des Betrages der Umlagen auf die, verfchies 
denen Diftrifte des Kreifes, die jedoch ftetd nach 
dem Steuerfuße, und zwar unter Beobachtung und 
Anwendung der $. a, 3 und 4 des Gefeged vom 
22. July »819, die Umlagen für Genieindebebürfs 
niffe betreffend *) eingeräumt werden. 


4) Die Einfiht umd alfenfallfige Bedenfenftellung ruͤck⸗ 
ſichtlich der von der Kreisregierung revidirten Nech- 
nungen uͤber die Erhebung und - Verwendung der 
Kreisumlagen. 


*) Diefe Attikel lauten: 


Art. II. Zur Theilnahme an den Gemelndeumlagen ſind 
verpflichtet: 
1) Alle wirkliche Gemeindeglleder nach der Beſtimmung 
des $. 19. Ziff. 3. des Gemelndeeditts vom 17. May 
- 1818 u. ſ. w. 
Art. III. Von der Thellnahme an Gemelndeumlagen find 
befreyt: | 
ı) Die Standesherrn, rüdfichtlid ihrer dermaligen Be: 
fitungen, woferue fie nicht WVortbeile aus dem Ge: 
meindeverbande ziehen. 


2) Die nah $. 13 des Gemeindeedifts zu den Gemein: 
degliedern nicht gehörigen Beſitzer nusbarer Rechte, 
welche Fein eigenes Wohnhaus in der Gemeilde, und 
anderwärts ihren Wohnfig haben u. f. w. 


a8 - 


Wie folder von der Regierung anher mitge: 
| thbeilt worden, * 

6) Die definitive Vertheilung det Nuoten von Diftrifts- 
umlagen, deren Nosthwendigfeit und Zulaͤſſigkeit 
fhon von der Regierung entfchieden ift, auf die 
“einzelnen Gemeinden oder Klaffen von Beytrags⸗ 
pflichtigen, wenn fich über diefe Vertheilung An: 
ftände ergeben, und Seine Königlihe Ma: 
jeftät den Landrath mit der Beylegung diefer An: 
ftände nach näherer "Maßgabe des $. 11 in dem 
am heutigen Tage erlaffenen Gefege über die Be: 
handlung der Diftriftöumlagen. beauftragen laffen. 


7) Die Aeußerung über den Zuftand des Kreifed und 

- über die etwa wahrgenommenen Gebgechen der Ver: 

waltung; die Aeußerung allenfallfiger Wünfche in 

diefer Hinficht mit Anträgen zur Abhülfe und Ver: 
befferung, | 

8) Die Abgabe gewiffenhafter Gutachten in allen Fl: 


Ien, in welchem der Sandrath auf Föniglichen Be: 
fehl dazu aufgefodert werden wird. | 
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Wie ſolcher von der Kammer der Reichsräthe 
angenommen werden will. 


Soll ganz umgangen werden. 


MWird ganz beybehalten, und wird fomit Nr. 5 die: 
ſes Paragraph. 


6) Die Abgabe gewiffenhäfter Gutachten, fo oft der 
Landrath in reinen Berwaltungdgegenftän- 
den auf föniglichen Befehl dazu aufgefodert wird. 





Art. IV. Die In dem vorftebenden Art. III. Ziff. a aus⸗ 
gefprochene Befreyung der Beſitzer von nusbaren Rechten 


verhindert jedoch nicht, daß diefelben bey den Umlagen, 


welche für den Zweck von Uferverfiherungen zum Schutze 
der Gemeindeflur und Markung erfoderlic find, nad recht: 
lihem Herkommen, nah Verträgen und befondern Ver: 
ordnungen oder Gefehen in Konkurrenz gezogen werden, 


J 
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Wie ſolcher yon der Regierung anher. mitge 
theilt worden, 
IH. 
Bildung und Wahlart des MB, 
6. 3. 
Der Landrath wird in jedem Kreiſe gewählt. — 
Die Zahl der Mitglieder der Landraͤthe wird mit NRuͤck— 
ſicht auf die Bevölkerung der Kreife beftimmt. — Zur 
Zeit foll der Landrath in dem far Dberdonau - und 
Nezatz Ober und Untermainfreife aus vierundzwangig, 
im Unterdonau: und Regentreiſe aus zwanzig Mitglie⸗ 
dern beſtehen. 


Nebſt dem koͤmmt den Standesherren in denjeni⸗ 
gen Kreiſen, wo fie mit ſtandesmaͤßigen Beſitzun— 
gen begütert find, dad Recht zu, ein Mitglied aus ih— 
ver Mitte noch befonders zum Landrathe abzuordnen, 
wenn ſich nicht darin fchon, zu Folge der allgemeinen 
— ein — befindet, 


/ 


Sie werden fich deshalb, wenn fie von dem vor: 
bezeichneten Rechte Gebrauch machen wollen, über die 
Auswahl der Mitglieder ihrer Klajfe, welches dem Land: 

- rathe beywohnen foll, unter fich vereinigen, und bievon 
ift dem König durch die zn. des Kreiſes Anzeige 
zu erſtatten. 


Waͤhlbarkeit. 


u 
Waͤhlbar zum Landrathe ift ohne Unterfchied einer 
Standesklaffe jeder felbftftändige Staatsbürger, welcher 
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Wie folhervon der Kammer der Reichsraͤthe 
angenommen werden will 


J 3 u 
$ 3. 


* 


Wird gatız beybehalten. 


Nebſt dem koͤmmt dem Standesherrn in denjenigen 
Kreiſen, wo fie als ſolche beguͤtert find, das 
Recht zu, ein Mitglied aus ihrer Mitte noch beſonders 
zum Sandrathe abzuordnen, wenn ſich nicht fchen darin, 
jufolge der allgemeinen Wahl, ein Standesherr befin: 
det. Ein gleiches Recht gebührt auch den erblichen Reiche: 
räthen in den Kreifen, wo diejenigen Befigungen, ans 
welchen ihr Fideifommiß befteht,, Liegen. 


Wird unverändert benbehalten. 
6. 4. 


- Mäplbar zum Landrathe iſt ohne Unterſchied einer 
Standesklaſſe jeder, welcher 
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Dir folder von der Regierung anher witge 
theilt worden. 
ı) das volle Staatsbuͤrgerrecht, und 
O das zum Eintritt in die Staͤndeverſammlung erfo: 
derliche Alter befikt; auch 
3) Feiner Spezialunterfuchung wegen eines im allge: 
meinen Ötrafgefegbuche bezeichneten Verbrechens 
oder Vergehens unterliegt, oder ſchon unterworfen 
gewefen ift, ohne ald nichtfchuldig von der an 
frengefprochen worden zu ſeyn. 


§. 3. 

Die Mitglieder der Kammer der Abgeordneten zur 
Staͤndeverſammlung koͤnnen, ſo lange dieſe ihre Eigen⸗ 
ſchaft verfaſſungsmaͤßig dauert, nicht: zugleich — 

der des Landrathes ſeyn. 


| Wahlkollegium. 


§. 6 
Zur Mahl des, Landraths beſteht in jedem Reeie 
ein allgemeines Waplfollegium, zuſammengeſetzt | 


1) aus ſaͤmmtlichen zu den Wahlen für die Ständever: 
fammlung verfaffungsmäßig berufenen Wahlmän: 
nern der Städte und Märkte, dann der Landek 
genthümer ohne Gerichtöbarfeit. — Zu diefen tre⸗ 
ten im Sfars Oberdonau > und Rezatkreiſe auch 
Wahlmänner der Städte München, Augsburg und 
Nürnberg nach Berhältnig der Familienzahl hinzu, 
welche auf diefelbe Weife, wie in den übrigen Staͤd⸗ 

ten zu —— ſind. 


223 


Bie folder s vonder Kammer ber Reichsraͤthe 
Angenommen'werdeh will 


i) daB volle Staatöbürgertecht, "und: 


2) das zum Eintritt in die —— erfo⸗ 
derliche Alter beſitzt; en 

3) unter die dreyhundert Hochllbeſteuerten des Kreiſes 
ohne Unterſchied des Standes und’ der‘ Re ge: 
hört. 2 

4) feiner Spezialuntetſuchung u. — w., wie Nr. 
des Entwurfes — ri der. ann 2: 
wird. er 


— — 


Wird gang beybehalten. 


| $. 6. 
er Wahl des Landraihs beſteht in jedem Kreife 
ein Wahlkollegium zuſammengeſetzt: 


1) Opne Unterfchied des Standes und der Klaſſen aus 
den 400 höchitbeftenerten Grund: Haus: Dominifals 
Renten- und Gewerbseigenthümern, dann Nutznie— 
fern des Grundvermögend, welches. dem Kultus ge- 
widmet if. 


2) Ans denjenigen Wahlmännern u. fe w., wie Nr. 3 
dieſes $. 6. 


3) Das Waplfollegium kann an mehreren Orten des | 
Kreifes verfammelt werden, infoferne es die Lokal— 
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Wie folder von der Regierung. anher mitge 
theilt worden. 
2) Aus Wahlmännern von der Klaffe der — Guts⸗ 
beſitzer mit Gerichtsbarkeit. 


Dieſe werden in jedem Kteiſe nach dem Verhaͤlt⸗ 
viffe von 1 zu. 8 gegen die Nr. 1 vorbeſagten Wahl: 
männer von-.der Gefammtheit der Standeögenoffen des 
naͤmlichen Kreiſes ganz auf dieſelbe Art, wie die Abge⸗ 
ordneten dieſer Klaſſe zur Staͤndeverſammlung bezeichnet. 


— 


8) Aus: denjenigen Wahlmaͤnnern, welche. der König 

ſelbſt dem Wahlfollegium nach Gutbefinden. beyzu: 
ordnen, fich vorbehält, deren Zahl jedoch den zehn« 
ten Theil der Gefammtzapl aller übrigen ee über: 
fteigen foll. 


Die Präfidenten der Wahlkollegien — vom 
Könige ernannt. 


Wahlhandlung. 
— 6. 7. | 
Die fo gebildeten Wahlfollegien verfammeln fich in 
jedem Kreife auf Foniglihen Ruf an den jedesmal dazu 
beftimmten Tagen und Orten ausſchließlich zum en 
der = 


| $ 8. 
In der Vornahme der Wehlhandlungen hat das 
Waplfollegium folgende Borfcheiften zu beobachten: 
1) Zur Giltigfeit der Wahl ift die Anwefenheit und 
Abftimmung von wenigftens drey Viertheilen ſaͤmmt⸗ 
licher Wahlmänner des Kreifes erfoderlich. 
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Wie folder von der Kammer der Reihöräthe 
angenommen werden will. 
verhältniffe erfodern, jedoch fo, daß in jedem Ver⸗ 
fammlungsorte Mitglieder aus allen Klaſſen der 
Obchſtbeſenerten ſi ſich befinden ſollen. 


Wird unverändert beybehalten. 


9. 6. | — 
Wird ganz beybehalten. nn 


ı) Zur Gültigkeit. der Wahl ift die Anweſenheit und 
Abſtimmung von wenigſtens drey Viertheilen ſaͤmmt⸗ 
licher Wahlmaͤnner des Kreiſes, oder Wahl di⸗ 
ſtriktes erfoderlich. 

VII. Bevlagenband. 15 
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Die; ſolcher⸗ von der Regierung — mitg e⸗ 
Kun theilt worden. 
a): Für jede Stelle im Landrathe werden zwey Kandi- 
; daten, fopin im Ganzen die doppelte Zahl der Land: 
rathomitslieder jedes Kreiſes erwaͤhlt. 


3) Nur die Hälfte der Gewählten darf aus Mitglie- 
"dern des Wahlfollegiums felbft beftehen. Die Uebri: 
gen find aus den 600 höchftbefteuerten Grund = Haus: 
Dominikal-Renten- und Gewerbseigenthiimern des 
Kreifes mit billiger Bedachtnahme auf die verfcjie: 
denen Randeögegeriden und — zu neh⸗ 
men. 


Zu dieſem Ende wird jedem Wapltollegium ‚gleich 
bey feine? Eröffnung eine Lifte Dr 600 Höchftbefteuerten 
‚ mitgetheilt. 


4) Die Wahl entfcheidet fi ch durch Stimmenmehrheit, 
wie bey den Wahlen zur Ständeverfantimlung. 


Ernennung des Landrathes. 


ge 9. 

Das Nefultat der Wahl wird durch den. Präfiden: 
ten des Wahlfollegiums dem -Minifterium des Innern 
vorgelegt, um die Lebereinftimmung derfeiben mit den 
gegebenen Vorfchriften zu. würdigen, und Seine Kb: 
niglichen Majeftät-werden aus den gefegmäßig Ges 
wählten die Mitglieder des Landraths eines jeden’ ‚Kreis 
fed ernennen, auch dieſe Ernennung durch das Regie: 
rungsblatt und die Kreisintelligensblaͤtter befannt machen 
laſſen, 
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Wie ſolch er von der Kammer der Reichöräthe 
angenommen werden will, 


| Wird gan beybehalten. 
Soll hinwegfallen. 


Zu dieſem Ende wird jedem Wahlkollegium gleich 
ben feiner Eröffnung eine Liſte der 300 — 
ſteuerten mitgetheilt. 


Wird beybehalten. 


d. 4 

Das Reſultat der Wahl wird durch den Praͤſiden⸗ 
ten des Wahlkollegiums dem Miniſterinm des Innern 
vorgelegt, um die Uebereinſtimmung derſelben mit den 
gegebenen Vorſchriften zu würdigen, und Seine Kb: 
nigliche Majeftat werden die Meitglieder und den 
Präjidenten des Landrathd eines jeden Kreifes aus 
den gefegmäßig Gewählten ernennen, auch biefe Einen: 
nung u. ſ. w. 


” 
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Wie folder von der Negiertng anhet wie 
‚theilt worden. 


Die übrigen find die Erfagmänner, aus denen ber 
König in Erledigungsfaͤllen diejenigen beſtimmen wird, 
welche einzutreten haben. 


| q. 10. | 

‚Jeder Staatsbürger wird es als eine aus den All: 
gemeinen bürgerlichen Berbande hervorgehende Pflicht, 
und als eine Ehrenſache erkennen, die durch beſonderes 
Vertrauen ſeiner Mitbuͤrger geſchehene, — von Se i⸗ 
ner Majeftät dem Könige beftätigte Wahl zum 
Landrathe anzunehmen, inſoferne dieſelbe nicht aus guͤl⸗ 
tigen Gruͤnden abgelehnt werden kann. Als ſolche Gruͤnde 
werden hiedurch diejenigen erflärt, welche nach Titl 1. 
Abſch. U. $: ia des Edikts über die Ständeverfammlung 
jur Ablehnung der Wahl in die Kammer der Abgeords 
neten berechtigen. Ueber die Gültigkeit der Ablehnungs⸗ 
gründe entſcheidet das Staatsminiſterium des Innern, 
nach Vernehmung der Kreisregierung. Kein Mitglied 
des Landraths, die Standesherrn mit eingeſchloſſen, 
kann ſich durch einen andern vertreten laſſen. 


W §. an. 

Die Mitglieder des Landrathes werden auf drey 
Jahre gewaͤhlt, nach deren Ablauf eine neue Wahl ein⸗ 
tritt. Bey dieſer ſind alle Mitglieder des vorigen Land⸗ 
raths wieder waͤhlbar. 
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Wie ſolcher von ber Sammer der Keicyäräthe 
angenommen werden will, 


Wird ERBEN 


eo It. 224 
— 0%. | 
— sum Sandrathe ‚gewählten Staatöbleger fies 
het e8 frey, die auf ihn gefallene Wahl, fobald fie . 
ihm bekannt wird, abzulehnen: ' Seine Majeflät er: 
warten jedoch ‚mit Zuverfücht, dab jeder Staatsbuͤrget 
ſich beeifern werde, dem ehrenvollen Rufe feiner: Mitbuͤr⸗ 
ger zu folgen, wenn nicht ſehr wichtige Hindernäffe ihn 
davon abhalten. Den Standeöherren und anderem erbz 
lichen Neichöräthen iſt ed geftattet, ſich Durch einen. Stan: 
deögenoffen, durch ein Familienmitglied, welches zur 
Rachfolge in den Familien oder Fideifommißgütern bes. 
rufen iſt, oder überhaupt durch einen Adelichen ,“ vor- 
ausgeſeßt, daB diefer ſonſt unter die wählbaren Staats⸗ 
buͤrger gehoͤret, im Landrathe vertreten Läflen, Iſt der 
Vertreter bereits Landrath, ſo fuͤhrt er außer ſeiner Stim⸗ 
me auch diejenige, welche ihm durch Vollmacht uͤhertra⸗ 
gen wurde. Bey den uͤbrigen Mitgliedern des Raten: 
thes hat feine Vertretung ftatt. 


$. vr. 


Wird bepbehalten. ee 
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Wie folder von der Regierung. anhermitge 
theilt worden. 


IV. | 
Verhaͤltniß der Landräthe jur Regierung, zu 


den öffentlihen Behörden und zu den rer 
a aus weigen fie gewählt ſind. 


| $. 12, 

’ Der Landrat handelt in allen feinen —— 
nur auf vorgaͤngige Auffoderung und unter Mitwirkung 
der Regierung. Daher kann derſelbe 
ſich nie anders, als auf koͤniglichen Befehl nach 
Einberufung durch die Kreisregierung zu der Zeit 

‚und an dem Drte‘ verfammeln, welhen Seine 
 Majeftät dazu beflimmen werden. . 


2) Der Landrat. darf nicht über die gefegliche Dauer 
verſammelt bleiben, welche in ı4 Tagen beftehet. 


Bi Ale Handlungen des Landrathes , für welche er 
nicht als eutfcheidende Stelle gefeglich bezeich— 

“net ift, erfodern die koͤnigl. Genehmigung, und er 

fkann weder aus eigener Ermächtigung etwas ans 
ordnen, noch einer vollziehenden Stelle Aufträge 
ertheilen. | 


4) Der Landrath eines Kreiſes darf weder mit den 
| Landräthen der übrigen Kreife, noch mit andern 
Behörden, als der unmittelbar vorgefehten Kreis: 
regierung und dem Staatdminifterium. des Innern 
in den geſetzlich benannten Fallen, noch endlich 
mit einzelnen Partheyen in irgend eine nn 
berührung treten, 


| 23 1 


Wie ſolcher?von der Kammer der Reichsräthe 


angenommen werden will, 


5 0. miut Ka " n,?1. Us 
Wird unverändert Angenommen, — 


9— 


— 


Pu 
zu 


- 


4 


3) Alle Handlungen des Landrathes erfobern‘ die koͤ⸗ 
niglihe Genehmigäng, und er kannu. ſ. w. (bie 
zu Ende diefed ganzen Paragraphe.) 


} { 
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Wie — von. der Regierung anher ige 
Ei? theilt worden. 
3) Der Landrath darf keinerley Inſtruktionen einholen 
oder annehmen; feine öffentliche Befanntmachung 
erlaffen, und feine Deputationen abordnen. 


6) Sollte der Landrath aus den Gränzen des ihm an: 
gewiefenen Wirfungsfreifed fchreiten, fo wird der 
König deffen Auflöfung anosönen, welche die vor: 
fhriftömäßige Wahl eines neuen Landraths zur Betas 
bat, 


V. 


Verſammlung, Eroͤffnung und Geſchafts⸗ 
gang des —— 
§. 13. . 
Die Verſammlung des Landraths hat in der Negel 
jährlic) einmal, und zwar gewöhnlich am Sitze der Kreis: 
regierung ftatt. Die Eröffnung gefchieht durch den Pra: 
fideuten ‚Der. eben gengnnten Stelle, oder durch einen 
andern, ; vom; Künig eraanyden —— Derſelbe 
empfaͤngt * a 
ı) in feine Hände den uchfichenden von allen Mit: 
gliedern ded Landrathes zu Teiftenden Eid: 


„Ich fhwöre Treue dem König, Gehorfam den 
„Sefegen, und gewiflfenhafte Erfüllung der 
„dem Landrathe aufgelegten Pflichten.“ 


In den folgenden Berfammlungen wird diefer Eid 
nur von den neu Eintretenden abgelegt. 


a) Der Regierungspraͤſident oder koͤnigl. Kommiſſaͤr 
uͤbergiebt die Gegenſtaͤnde der Berathung, welche 
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Die folher von der Kammer ber Neihöräthe 
— werden will. 


* 


4 


— 


Wird ganz beybehalten, und ſoll am Ende des 


; 
* 
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Wie ſolcher von der Regierung anher mitge— 
theilt worden. | 
auf die Anträge des Gefammtminifteriums. von dem 
Könige unmittelbar und. ausfchließend auögehen, dem 
Landrathe fogleic in der erften Sigung. 


3) Er läßt die Vorträge an den Landrath durch die 
von den Verhaͤltniſſen gehörig unterrichteten Res 
gierungsmitgliedern mündlich erörtern, und die ers 
foderlichen thatfächlihen Auffchlüffe geben. 


4) Den weitern Berathungen und ’Abftimmungen ba: 
ben jedoch die Fönigl. Kommiffgrien nicht un 
nen. 


BET: 
Nach jedesmaliger Eröffnung des Landrathes wird 
ı) von demfelben ſogleich die Wahl eines Präfidenten 
und eined Sekretaͤrs aus feiner Mitte für die Dauer 
der Jahreöfigung durch abfolute Stimmenmehrheit 
vorgenommen, wobey die Präfidenten nnd Sekte: 
täre der vorigen Sigung wieder wählbar find. 


2) Zur Befchleunigung des Geſchaͤftsbetriebes koͤnnen 
Ausſchuͤſſe durch Wahl aus der Mitte des Land— 
raths gebildet werden. 


Alle definitiven Berathungen und Beſchluͤſſe aber 
muͤſſen in voller Verſammlung ſtatt finden, und zu de: 
ren. Gültigfeit wird die Anwefenheit von wenigftene zwey 
Drittheilen der a erfodert, 
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Wie folcher von der Kammer der Reichsraͤthe | 
ENDETE: werden will. 


Paragraphs hinzugeſetzt werden; — 


nicht beyzuwohnen, auſſer wenn Seine Majeſtaͤt 
Sich bewogen finden wuͤrden, es beſonders 
———— | 
* §. 14. 

Nach jedesmaliger Eroͤffnung des Landratho wird 

1) von demſelben ſogleich die Wahl eines Sekretaͤrs 
aus ſeiner Mitte u. ſ. w. (bis zu Ende des Para- 
graphs ohne Abaͤnderung.) — 
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— ſolch er von der Regierung anher mitg e⸗ 
theilt— worden. 
15. 

JZur Beſorgung der Dienf: und Kanzleygefchäfte 
— von dem Praͤſidenten und Sekretaͤr jedes Land: 
raths fuͤr die Dauer ſeiner Verfammlung zwey verpflich⸗ 
tete Schreiber aufgenommen, und denſelben ein Bote 
von der Kreisregierung beygegeben. Dieſe wird auch 
fuͤr Beſtreitung der Regiekoſten die erfoderliche Vorſorge 
treffen. Die Mitglieder haben keinen Anſpruch auf Ent: 
ſchaͤdigung. | 

$. 16. 

Der. Landrath hat über feine, Verhandlungen zwey 
yon allen anweſenden Mitgliedern täglich zu. unterzeich- 
nende Protofolle zu führen, wovon dasjenige, welches 
‚auf die im $. 2. Nr. ı—5, dann 6 und B angegebe: 
nen Gegenftände Bezug bat, der Kreisregierung mitge⸗ 
theilt, und in ihrem Archiv hinterlegt, das zweyte 
aber, worin die Aeußerungen uͤber den Zuſtand des 
Kreiſes mit allenfallſigen Wuͤnſchen und Anträgen ($. 2. 
Ne. 7.) aufzunehmen find, nom Landrath unmittelbar 
dem ÖStaatöminifterium des Innern zur weitern Verfuͤ⸗ 
gung zugeſendet wird. | 


§. 17 
Die Fönigl. Entfchliegungen auf die Verhandlungen 
jedes Landraths werden nach vorgängiger Berathung der 
Minifterien, und nad) Bernehmung des Staatsraths in 
einen Landrathsabſchied zufammengefaßt, welcher öffent: 
lich. befannt gemacht wird. 


Dem Sandrathe felbft ift die öffentliche Bekanntma— 
hung feiner Verhandlungen nicht geftattet. 
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Wie folder von der Kammer der Weihräthe 
angenommen werden will 
6. 15. 


Dagegen wird nichts bemerkt. 


| —— K. 16. er, Sn 
Der Lahdrath hat über feine‘ Verhandlungen zwey 
von allen anweſenden Mitgliedern täglich zu unterzeichnende 
Protokolle zu führen, ivovon dasjenige, weldes auf 
die, im $. 2. Nr. 1 —4, dann 6 angegebenen Gegen: 
ftände u. f. w., bis allenfallfigen, — wo es weiter heife 
fen fol: 


Wuͤnſchen und Anträgen ($. 2. Nr. 5.) aufzuneh⸗ 
men find, vom Xandrarh unmittelbar m. fr w. 
bis zu Ende des Paragraph. 


§. 17. 


Wird nichts dagegen bemerkt. 
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Wie folher-von der Regierung anher mitge 
‚theilt worden. 
| VI. | 
Bollzug des gegenwärtigen Geſetzes. 
q. 18. | 
Gegenwärtiges Geſetz foll durch das Gefepblatt ver: 
fündet, und die vorbereitenden Arbeiten, ſo wie die 
Wahlen zur Bildung der Landräthe in den fieben Kreis 
fen diesfeits des Rheins bis zum Schluſſe des gegen: 
wärtigen Kalenderjahres vollendet werden, damit als: 
dahn die Ernennung der Mitglieder von Seiner Ma: 
jeftät dem Könige erfolgen fönne, 


J Die Staatsminiſterien des Innern und der Finanz 
zen find mit der Vollziehung beauftragt, 


München den vie 1828, ' 
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Wie ſolcher von der Kammer der NReichs raͤthe 
angenommen werden will. 


— 


Wird gleichfalls dagegen nichts erinnert. 


* 


' D: | 
Protokoli 
über die 
Verhandlungen des dritten Ausſchuſſes in feiner 
XXIX. Sitzung den 18. Auguſt 1925. 


Gegenwärtige: 
Frhr. Schrent, erſter Präfident. 
Graf v. Armansperg, awenter Präfident. 


Die Mitglieder des Ausſchuſſes: 
Herr Heffnen 

: geihner: | 
Schr. v. Cloſen. 

s Böönen 

Endres, Setretät. 
HOenke. 
1 v. Anns. 


J 


(Die Ruͤckaͤuherung der Kammer det Reichsraͤthe über den Ge⸗ 
ſetzesentwurf, die Einführung ber Landraͤthe betteffend.) 


Der Vorſtand des Ausfchuffes ald Referent, der 
Abgeordnete Heffirer-erftattet Bericht Über die, von 
der hohen Kammer der Meichsräthe an die hohe Kam: 
mer der Abgeordneten ertheilte Rüdäußerung in dem 
benannten Betreff. | 


Es wurde vor allem der Eingang des benannten 
Schreibens vom ı3ten dieß bis zu dem Anfange der 
Mopififationen, und fonach beffen Schluß verlefen, wors 
anf die geftellten Modififationen nad) der Ordnung ber 
Paragraphen und Norm des Entwurfes, nach welder 
fie geftelle worden, vorgetragen und berathen wurden; 
indem der Ausſchuß mit dem Berichtserſtatter die Ans 
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fiht theilte, daß der in dem Edikte über die Stände 
‚verfammlung $. 52. zu 3. vorgefchriebene Benfag uns 
willführlich in dem Antwortfchreiben ausgelaffen worden 
ſey, und daß man ohne weiters zur Berathung der Mo⸗ 
diſikationen uͤbergehen koͤnne. 


Erſte mosifitation 


Bef chluß. 

Der Beytritt zu derſelben ſey der hohen Kammer 
zu begutachten; denn, obſchon man von dem Urbilde 
der Landraͤthe in dem Rheinkreiſe, und deſſen Beſtim⸗ 
mung.in dem Entwurfe fo wenig als moͤglich abwei⸗ 
herr ſollte, konne man im ‚vorliegenden Falle dennoch 
: aus dem Grunde davon abgehen, weil bey der gegens 
-wärtigen Stenerverfaffung noch fein praftifcher Nugen 
von dem Landrathe in Steuerfachen zu erwarten fey, 
und in dem kuͤuftigen Geſetz uͤber das Steuerweſen der 
Wirkungskreis des Landrathes in Steuerſachen am fuͤg⸗ 
lichſten mit aufgenommen werden koͤnne, daher auch der 
Grundſatz ſeines Einwirkungsrechtes beyzubehalten ſey. 


Zweyte Modifitation. 


Beſchluß. 


Einverſtanden mit dem Berichtserſtatter aus dem 
bey Nr. ı. angeführten Grunde, und mit a 
des Grundſatzes der Einwirkung 


— Modifikation. 


Beſchluß. 
Gleichfalls. | 
VIII. Benlngenband, 16 


Pau } 
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Dierte Modifikation. 


Beſchluß. 

Gleichfalls, jedoch mit dent Beyſatz: Es verſtehe 
fi) von ſelbſt, daß. geſetzlich nothwendigen Kreisumla: 
gen der Landrath feine Bewilligung nicht verfagen Fon: 
ne; welches noch ausdruͤcklich der Modifikation beyzufe: 
‘gen, gewuͤnſcht — 


Sünfte Modifikation. 
Beſchluß. 


Gleichfalls mit dem Gutachten des Berichtserſtat⸗ 
ters einverſtanden aber auch noch aus dem Grunde, weil 
das Maximum nur von drey Jahre zu drey Jahren be 


ſtimmt werden ſoll, ſomit der jaͤhrliche Bedarf leichter 


zu uͤberſehen ſey, als wenn ſelbes in dem Finanzgeſetz, 
ſomit auf 6 Jahre jedesmal beſtimmt wuͤrde. 


Sechſte Modifikation. 


Beſ chluß. 
on diefer Modifikation Ponte man nur die Stelle: 


„dem SLandrathe foll die Feftfeßung der Zwecke, 
wofür er die Kreisumlage bewilligt, und die Res 
partition des Betrages der Umlagen eingeräumt 
werden,“ 
zur Annähme,; und zwar" mit dem Beyſatze bey dem 
Worte des Betrages der Umlagen, 
„auf die in bem ‚weleer beffimmte 
Weiſe“ | 


begutachtet werben. 


— 
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Der weitere Sat der Modifikation, 

„auf die verſchiedenen Diſtrikte des Kreiſes“ uf w. 
koͤnne theils aus den ſchon von dem Berichtserſtatter an⸗ 
geführten Gründen, beſonders wegen des 6. 54. des 
IV. Edikts zur Verfaffung, theild weil er den, in ber 
Mede des koͤnigl. Herrn Kommiſſaͤrs Ritter v. Stür- 
mer geaͤußerten Grundſaͤtzen, verbis, 


„durch dieſe Ausſtattungen ganz entgegen waͤre.“ 


-Siebente Modifikation. 


| Beſchluß. 
Mit dem Berichtserſtatter einverſtanden. 


Achte Modifikation. 
Einverſtanden mit dem Berichtserſtatter mit der 
ausdruͤcklichen Bemerkung, daß bey dem Geſetze uͤber 


Diſtriktsumlagen auf die Einwirkung der N das 
Geeignete werde beſtimmt werden. 


Neunte Modififatiom 


Beſchluß. 

Zwey Stimmen waren ganz gegen die Annahme 
dieſes von der Kammer der Reichsraͤthe bedungenen Bey: 
ſatzes, weil eine offenbare Beſchraͤnkung des Wirkungs⸗ 
kreiſes des Landrathes daraus hervorgehe. Dagegen 
waren bie uͤbrigen vier Stimmen mit dem Gutachten 
des Berichtöerftatters einverftanden, und haben ſomit in 
der Meberzeugung, daß alle. Begenftände ber Regierung, 
welche die Verfaſſung nicht betreffen, reine Verwal— 

16 * 
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| tungögegenftände feyen, woräber fomit ganz geeignet 
fey, ein Gutachten von dem Landrathe abzufodern. 





Fortgeſetzt den 19. Auguſt in det 
xxxten Sigung. 
Gegenwärtige, 
Die Vorigen. | 
Zehnte Modifikation. $. 3% 
Beſchluß. 
Die Abänderung der Worte: Ä 
„mit ftandesherrlichen Befigungen“ 
in die ee 
„als ſolche“ 
feye unſchaͤdlich, ſomit nach dem Gutachten des Refe⸗ 


renten die Annahme derfelben der Hohen Kammer ans 
zurathen. « 


Dagegen konne der Sat: 


„Ein gleihes Recht gebühret auch den 
erblihen Reihsräthen u. f.w. 


nicht zur Annahme begutachtet werden, 


1) weil es gegen den Geift der neuen Anftalt, wie 
aus der ſchon angeführten Rede des koͤnigl. Kom⸗ 
miffärd Herrn Staatsrathes Ritter v. Stürmer 
klar hervorgehe, 

2) weil die Reichsräthe, die — Zweifel unter die 

Haoͤchſtbeſteuerten gehoͤrten, ohnehin ſchon ˖in den 
Landrath waͤhlbar ſeyen, und daher 
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3) aus dem nämlichen Grunde, ans welchem ben Ab⸗ 
geordneten zur Staͤndeverſammlung nicht geſtattet 
waͤre, zu gleicher Zeit auch Mitglied des Landra⸗ 
thes zu ſeyn; auch "darauf Bedacht genommen wer⸗ 
den muͤſſe, damit nicht zu viele Mitglieder der 
Reichskammer, als einem Theile der gefeßgebenden 
Stelke, in dem Landrathe, ald einen Theil der voll⸗ 
ziehenden Stelle aufgenommen wuͤrden, da bey den 
Standesherren dieſes ſchon geſtattet ſey, und die 
Reichsraͤthe waͤhlbar waͤren, wo es dann von dem 
Zutrauen der Waͤhlenden abhaͤnge, daß auch ſie 
gewaͤhlet, und ſonach von des Königs Majeſtaͤt 

beſtimmt werden koͤnnten. 


Eine Stimme meynte aber, den Reichsraͤthen 
ſey ein gleiches Recht, wie den Standesherren hierin 
zu goͤnnen, weil es ſonſt eine Herabſetzung in den 
Vorzuͤgen der erblichen Reihsräthe zu jenen der 
Standeöherren fey, wenn fie nicht gleiche Recte in 
dieſem Betreffe erhalten wuͤrden. 


Eilfte Modifikation. 
| Beſchluß. 


| Einverftanden mit dem Referenten, 


Zwölfte Modifikation. _ 
Beſchluß. 


Dieſe Modifikation ſey eine große Beſchraͤnkung 
in der Zahl der Waͤhlbaren, und ſetze voraus, daß nur 
bey den 300 Höchftbefteuerten, die erfoderlichen Einfichs 
ten und Erfahrung zu erholen fey, was denn mit 
Grunde dad Volk fehr empfinden muͤſſe. Um indeffen - 
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“auch. hier das Mödglichfte zu thun, damit die Neichdfam: 
mer Feine weitere Bedenklichkeiten mache, und fomit die 
gewünfchte Anftalt des Landrathes in das Leben gerufen 
werde, fey die Movififation in der Art zu ſellen, daß 
zwey Drittel der Waͤhlbaren aus den 300 Höͤchſtbeſteuer⸗ 
ten, ſodann ein Drittel derſelben aus den 300 naͤchſt 
Hoͤchſtbeſteuerten /gewaͤhlet wuͤrde, wodurch man einer 
Seits der Modifikation der Reichs kammer nachgebe, an⸗ 
derer Seits aber doch auch dafuͤr ſorge, daß ſonſt geeig— 
neten Staatsbuͤrgern deßhalb, weil fie minder vermoͤgend 
waren, nicht aller Zugang zu dem Landrath ——— 
ret ſey. 


Zwey Stimmen wollten aber mit dem Referenten 
die Modifikation gar nicht annehmen, ſondern genau den 
Entwurf in dem 6. — mit Nr. 3. des 6. 8. beybe⸗ 
halten. 


— — — Modifikation. G 6 gr. 1. und 2. 


Beſchluß. 

Dieſe Modifikation enthalte zwey Theile. — Der 
erſte, wodurch das Wahlkollegium auf 400 der Hoͤchſt⸗ 
beſteuerten beſtimmt werden will, wird durch den Be— 
ſchluß von vier Stimmen, als ‚der Mehrheit zur Ans 
nahme der hohen Kammer begutachtet, weil dadurch die 
Wahl und das Wahlgefchäft viel einfacher und weni: 
gern Umtrieben, 'Einfläffen und widrigen Folgen aus—⸗ 
gefett fey, wenn mit Vermeidung der Urwahlen, fo: 
gleich durch die 4ao der Höchftbefteuerten diejenigen uns 
mittelbar erwaͤhlt würden, aus welchen ſonach des Kb: 
nigs Majeftät vie Landräthe beſtimme; denn die 
Zahl der unmittelbar wählenden, naͤmlich der 400 Hoͤchſt⸗ 
befteuerten fey weit größer ald die Zahl jener Wahl: 


* 
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maͤnner, die nad) dem Entwurfe erft zur weitern Haupts 
wahl der Landräthe von allen zur Erwählung Berech⸗ 
| tigten erwählet wurden. 


Es ſey auch nicht zu verkennen, daß 400 Männer 
weit weniger geſetzwidrigen Einfluͤſſen und Umtrieben 
ausgeſetzt ſeyen, als jene wenigere Wahlmaͤnner zur 
Hauptwahl. — Daher dann dieſer Theil der Modifika— 
tion zweckmaͤßiger fey, ald die in dem Gefeßedentwurfe 
beftimmte Wahl, und fomit zur Annahme der hohen 
. Kammer zu begutachten fey, 


Zwey Stimmen hingegen waren zwar auch über: 
zeugt, daß die neu vorgejchlagene Wahlart der des Ge: 
feßentwurfes, aber nicht durch die 400 Hoöͤchſtbeſteuer⸗ 
ten, fondern durch die 600 Hhchftbefteuerten. 


Der Berichtöerftatter beharrte aber anf feiner Mey⸗ 
nung, daß, wenn fchon diefe Modifikation eine Fürzere 
und einfachere Wahlart vorfchlage, doc nebft dem, daß 
widrige Einwirfungen auf 400 Wahlmänner noch mehr 
möglich feyen, als auf die weit größere Zahl der, nad) 
dem Entwurfe zum Erwählungsrechte berufenen Staats: 
bürger, auch der Hauptzwed ein größeres Zutranen in 
die, nachher mittelbar oder unmittelbar Gewählten zu 
erhalten, verfehlet , und überhaupt den weniger 'vermd- 
genden Staatöbürgern eines der vorzüglichften Rechten 
der Wahlftimme entzogen werde. Was ift wohl der 
Sache angemeffener, als daß die naͤmliche Wahlart bey: 
behalten werde, welche auch bey der Wahl der Abgeord: 
neten geſetzlich ift, und womit die Staatöbürger bereits 
vertraut find. | | 


| Ruͤckſichtlich des andern Theils dieſer Modifikation, 
daß naͤmlich auch die Nutznießer des Grundvermoͤgens 
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des Kultus an dem Erwählungsrechte Theil nehmen’ fol: 
ten, ward nad) des Referenten Gutachten die — 
dieſer beſchloſſen. 


Vierzehnte Modifikation: | §. 6. 
Beſchluß. 


In Erwaͤgung, daß dieſe Modifikation der Regie⸗ 
rung mehr uͤberlaſſe, wo ſie die Wahldiſtrikte beſtimmen 
wolle, auch daß es ſchwer fen, wenn 400 der Hoͤchſt⸗ 
beſteuerten ſich weit von ihrem Wohnorte zum Wahl: 
orte entfernen muͤſſen, wofuͤr nach dem Entwurfe keine 
Entſchaͤdigung ihnen zugedacht ſeyen, die aber doch 
wahrſcheinlich von den Gemeinden werde geleiſtet wer: 
den: befchloffen vier Stimmen, ald die Mehrheit, daß 
die Modifikation in der Art anzunehmen fen, daß jedoch 
nicht über drey Wahldiſtrikte in einem Kreiſe beftimmt 
werden follten. - 


Zwey Stimmen aber haben mit dem Referenten fuͤr 


Beybhbehaltung des Entwurfes in jedem Falle ſich erklärt, 


weil auch in dem Rheinkreiſe, alle zur Erwaͤhlung Bes 
rechtigte, deren Zabl fi) auf 5 — 600 erftrede, an ein 
und dafjelbe Ort zur Wahl gerufen würden, und die 
Einheit der Handlung und gegenfeitige Bekanntſchaft das 
Geſchaͤft weit wichtiger mache, 


Fuͤnfzehnte Modifikation. F. 8. 
Beſchluß. | 
Durch) die Mehrheit von vier Stimmen: der Benfaß: 
„oder Wahldiſtrikts“ 


wäre deßhalb anzunehmen, weil in dem vorigen Be: 
ſchluß mehrere Wahlbezirfe zugejtanden worden wären. 


l 
\ 
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Sechszehnte Modifitation.g. 8. N 3. 


Beſchluß. 

Sn der Art wie oben zu der zwölften Modifikation 
die Wahl zu zwey Drittel aus den 300 KHöchftbefteuers 
ten, und zu ein Drittel aus. den 300 der naͤchſt Hoͤchſt⸗ 
befteuerten anzunehmen, begutachtet worden, werde auch 
für die Abänderung diefes Nr. 3. begutachtet. 


/ 


Siebenzehnte Modififatiom 


Beſ chluß. 

Daß die Modifikation nur in der Art, daß die Liſte 
der boo Hoͤchſtbeſteuerten mitgetheilet werde, um zwey 
Drittel aus den Z00 Hoͤchſtbeſteuerten, und ein Drittel 

aus den naͤchſt ——— 300 en aa 
zu können. . 


Achtzehnte Modifikation. 
Beſchluß. 


Mit dem Referenten einverſtanden. 
Neunzehnte Modifikation. $. 10. 


Beſ chluß. 

In dem erſten Punkt nach dem Gutachten des Res 
ferenten, beſonders da der Geſetzesentwurf keine Strafe 
oder Zwangsmittel beſtimme, wenn ein Gewaͤhlter nicht 
erſcheinen, moͤge. 


Bey dem zweyten Punkt ward in Erwägung ges 
zogen, daß ein Standesherr auch wirklich) gehindert 
feyn koͤnne, bey dem Landrathe zu erfcheinen; wenn num 
in diefem Falle nicht etwa noch ein anderer Standes: 
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herr in dem Landrathe fen, wäre diefer Stand gar nicht 
vertreten, daher dann befchloffen wurde, daß, gber aud) 
nur im dem erwähnten Falle allein, dem Standesherrn 
zu geftatten fey, fi) nad der Modifikation vertreten zu 
laffen. 


In dem dritten Punkt wurde wieder nach dem Gut: 
Achten des Referenten befchloffen, daß eine doppelte 
Stimmenführung in Feinem Falle zugeftanden werden 
Tonne. j 


Don den Neichöräthen falle die ganze Modifikation 
nach dem obigen Beſchluſſe hinweg; und hienach ſey 
nun an die hohe Kammer zu begutachten. 


Zwanzigſte Modifikation, $. 12. Nr. 2. 


Beſchluß. 
Nach dem Gutachten des Berichtserſtatters. 


Ein und zwanzigſte Modifikation. $. 16. 


Beſchluß. 


Sey nach dem Gutachten des Referenten dieſer 
Beyſatz zur Annahme nicht zu begutachten. 


Zwey und zwanzigſte Modifikation. 6. 14. 


Beſchluß. 


Nach der obigen zur Annahme begutachteten Mo⸗ 
diſikation, daß von Seiner Majeſtaͤt der Praͤſident 
bes Landrathed ernannt werde, bleibt in dem vorliegen: 
ben Paragraph die Wahl des Präfidenten allerdings 
hinweg. 
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; 
Drey und zwanzigfte Modifikation, 9. 16. 


Beſchluß. 
Nach dem Gutachten des Berichtserſtatters. 
| Heffner, 
Vorſtand. 
Endres, 


| u Sekretaͤr. 
Beylage CLXXXM | 
Gd. XI, der Berhandl. Hate Sigung, S 70,) | 
Einlauf 
vom 20, auf den 22. Auguſt. 
1) Vorftellung des Gräflich + Larofee'fhen Patri⸗ 


monialgerihte8 Oelkofen, einige Anlehenskapita⸗ 
lien betreffend, 


2) N des Abgeordneten DE 
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u, Beylage CLXXXI. 
(Bd. ZU. der Verhandl. 6Ifte Sitzung. S. 228.) 


| (Rüdantwort der Kammer der Abgeordneten an die Kammer 
der Reichsraͤthe in Betreff der Landräthe,) 


Die 
Rammer ber — 


an die 
Kammer der Reichsraͤthe. 


Die Kammer der Abgeordneten erwiedert der Kam⸗— 
mer der Reichöräthe auf die Mittheilung vom 13. Auguft 
d. J. den Beſchluß in Betreff des Gefeßesentwurfes 
über die Landräthe anlangend in Gemäßheit des Edik— 
ted X. Tit. I. Abſchn. IV. 6. 52. Nr. 3, 


a) Sie ftimmt den Modifikationen Nr. 5.7. 12. a. une 
ter welchen die Kammer der Reichsräthe den Ge: 
fegesentwurf ihre Zuftimmung geben zu Fonnen ge: 


glaubt bat, unbedingt bey. 


b) Der Modififation Nr. 3. und 4. ſtimmt ſie bey un⸗ 
ter der Vorausſetzung, daß dem beantragten Satze: 


„daß dem Landrathe ꝛc. ꝛc. (Siehe Schreiben der 
Kammer der Reicheräthe S. 205. B.)“ j 
noch beygefeßt werde: 


„Es verfteht ſich von felbft, daß gefelich noth- 
wendigen Kreisumlagen ber Landrath feine Be: 
willigung nicht verfagen koͤnne.“ 


c) Der Mobififation unter Nr. 6. giebt fie ihre Zu: 
fimmung nur in folgender Faffung: 


. 
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„Den Landrathe fol die Feftfegung der Zwecke, 
wofür er die Kreisumlagen bewilliget, und die 
Repartition des Betrags der Umlagen auf die 
im Geſetze beſtimmte Weiſe eingeraͤumt werden.“ 


N Hinfichtlich der Modifikation Nr. 11 will fie die 
Worte: 


„wo fie mit Aandeöhersliihen Befigungen“ 
in die Wortes | 
„wo fie als folcher 
ummandeln laffem 
Dem ‚weitern beantragten Satze: 


„ein gleiches Recht ri. ze. (Siehe Schreiben der 
‚ Kammer ber Reichsraͤthe. S. 207.)* 


glaubt ſie hingegen ihre Zuſtimmung verſagen zu — 
e) Den Modifikationen unter Ziff. 1. 2. 8. q. 10. 12. 

(B. et c.) 13. (1. 2. 3.) 14. — d. 15. 16. 17. 18. 

19. 20. hingegen hat ſie ihre Zuſtimmung wg ge: 

ben zu koͤnnen geglaubt. 

Indem die Kammer der Abgeordneten die Mittheis 
lung der weitern jenfeltigen Anſicht gewärtigt, befteher 
fie mit ausgezeichnetſter Hochachtung 

Muͤnchen den 23. Auguſt 1825. 

Frhr. v. Schrenf, 
erſter Praͤſident. 


Haͤcker, 
erſter Sekretär, 
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Beylage CLXXXIL 
(Bd, XII. der Verhandl. 64te Sitzung. S. 236.) 





Beſchluß der Kammer ber diäterhasten über den Gefegents- 
wurf bie Foͤrmlichkeiten bey Anlegung und Abnahme der ge⸗ 
DANN Siegeln ic; im Rheinkreiſe —— 


Die 
„Kammer ber Abgeotdneten 


an die | 
Kammer der Reihsräthe 


Die Kammer der Abgeordneten hat den ihr mitge⸗ 
‚theilten -Gefegesentwurf, die Formlichkeiten bey Anle: 
gung und Abnahme, der, gerichtlichen Siegel, dann bey 

denjenigen Vermbgensabtheilungen und Weräußerungen, 
welche unter Mitwirfung des Richteramtes Hefchehen 
muͤſſen, im Rheinkreiſe Bene ihre Buftimung 
ertheilt. 


Bey dieſer Gelegenheit will ſie folgende Wuͤnſche 
an die Regierung gelangen laſſen: 


9 daß im Art. 2. des Entwurfes ſtatt des Wortes 
„Fan“ das Wort „soll“ geſetzt, und die Worte 


„bey Vermetdung gleicher EEE 
beygefügt werde; R s e 
b) daß in demſelben Artiket ſtatt der Worte: 
„der Buͤrgermeiſter oder Adjunkt 
mit Weglaſſung der Wörter 
„oder der Adjunfere 


‘ 
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* gefeßt werde: BETEN 
„der Buͤrgermeiſter ze" L 


e) daß dem Art. 2. ‚am Ende des ebenpendfrten Satzes 
beygeſetzt werde: 


„wein der Biirgermeifter abwefend , geſetzlich 
verhindert, oder bey der Verlaffenfchaft des Vers 
ſtorbenen betbeiligt ift, fo fol der Adjunkt, und 
in Heinen Gemeinden, wo ſich Fein Adjunkt bes 
findet, der funftionirende PN IRLAND die Ver: 
fieglung vornehmen ;“ 


® daß im Art: 6. ftate der Worte: . | 
„alten Grundrenten“ 


BEER werdet 0005 ed DEU IE gern 
alte vor dem is ———— vorn nttava 
Rente;“ 


e) daß zur Abtheilung IM. Art. 14 Nr. 15. die Waehi 
des Notars dem Familienrathe unter Beſtaͤtigung 
des Gerichts überlaffen werde; 

£) daß im Art. ig. nad) den Morten: 
| nicht unter 1% Tage — 
beygeſetzt werde: 

„vom Tage der Eintücung in die. fetten 
Blätter; 
g) daß im Art. 34, Ausgefpröchen: werbei 


„das Original - der Urkunde fol nicht durch die, 
Hände der Betheiligren, fondern unmittelbar vom 
‚Gericht zum Notar gehen. 


Die Kammer der Abgeordneten erſucht die Kammer 
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der Reichsräthe diefe Wünfche der ‚gleichfallft iger Bera⸗ 

thung zu unterſtelleu, und erneuert die Verſicherung ber 

ausgezeichnetften Verehrung. Ä 
München den 23. Auguft 1825, | 

| Frhr. v. Schrenk, 
— erſter präfident. | 
| Haͤcker, 

erſter Sekretaͤr. 


Beylage CLXXIV, 
m XII. der Verhandl. 64ſte Sttung. ©, 336.) - 


t 





— Beſchluß der Kammer der — uͤber den Ge⸗ 


‚ fepesentwurf, einiger Beftimmungen des gideltommiſſes 
bbetreffend.. 


a ee —F 
Kammer ber Abgeorbneten 

an die 
Kammer der Reichsraͤthe. | 


Die Kammter der Abgeordneten hat den ihr mitge: 
theilten Entwurf eined Gefetzes, die Anwendung einiger 
Beftimmmngen eines Fidellommifles betreffend, ihre Zu: 
ftimmung ertpeilt, fie beſteht mit MEERE Hoch⸗ 
achtung 

Muͤnchen den: 16. Auguft 1825. 

Frhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. 
| Häder, 
erſter Sekretär. 
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Bentag,e, OLAXXV. 
bi XII, der Berhandl, baſte ——— — 
—* der Kammer der Abgeordneten über den Geſetzesent⸗ 
wurf, die Aufhebung einiger. Beſtimmungen des Fuͤrſtlich ⸗ ELel⸗ 
ningenſchen Juſtizaͤnter⸗ Reglements betreffend.) 
Die 
Kammer der Übgeordneten 
San die k 
Sammer ven Reichsraͤthe. 

Die Kammer der Abgeordneten erwiebert der Kam⸗ 
mer der Neichsräthe anf ihr Schreiben vom a1, Auguſt, 
daß fie dern: ihr mirgetheilten Geſetzesentwurfe die Aufs 
hebüng- einiger Beſtimmungen des Reglements fuͤr den 
Geſchaͤftsgang der Juſtizaͤmter im Fuͤrſtenthume Leinins 
gen vom 831. Auguſt 1805, ihre Zuſtimmung nn 
habe, und befteht mit ausgezeichneter — 


Münden ben 23. Auguft 1826. 


Frhe. J Schrenk, 4i — 
erſter Praͤſident. = 
exfter Sekretär, 
Häder, I 


VL, Beplagenband. 17 
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Benläge ELRRKV. 
(8. zu. der Verhandl. oAte Sttzuns. S. 278). 





Mütantwortfreisen der Kammer der Abgeordtieten an die 
Kammer ber Reihsräthe, das Gewerböwefen betreffend. 
— Die | 
Kammer den, Abgeordneten 
e u an die 
Kamm er. ber Reichsraͤthe. 


Die — der Abgeordneten — * Sam 

mer Der Neichöräthe auf ihr geehrtes Schreiben ‚vom 
19. Auguſt d. J. den Gefeesentwurf- über das. Ges 

werbsweſen ibetreffend, daß fie den in Antrag gebrachten 
Modifikationen in. der Art ihre Zuftimmung ertheile, daß 
zur erften — den Worten: 


„Bewilligung der tduiglich oder ſtandes⸗ — 
lichen und — —— 


beygeſetzt werde: 


„au ihrem Kompetenzverhaͤltniſſe nach dem 4ren 
und 6ten Edifte zur Verfaſungeurkunde und dem 
Gefegesentwurfe,“ 


den übrigen Mopdififationen - ſtimmt fie bey mit Aus: 
nahme der unter Nr. 5. ad Art. 5. Nr. 2. zu weit ges 
griffenen und der Hauptfache nach im Gefete liegenden 
Beſtimmung, worüber fie die weitere jenfeitige Anficht 
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erwartet, Mit der ausgejelchnerſten Verehrung be: 
ftehet 
München den 24. Augaſt 1625. 
Frhr. v. Schrenk, 
| etſtet Praͤſident. 


Haͤcker, 
erſter Sekretaͤr. 





Bey tage CLXXXVIL, 
Bd. XIT der Verhandl. 6aſte Sitzung. S. 28.) 





(Rüdantwort der Kammer der Abgeordneten an die Kathitet 
der Reichsraͤthe im Betreff des peräguationsgefehes.) 
| Ä Die 
Kammer der Abgeordneten 
an bie 
Kammer der Keichöräthe 


Die Kammer der Abgeordneten erwiedert der. Kam⸗ 
mer der Reichsräthe auf ihr. Schreiben vom 18. Auguft 
dad Peräquationsgefeß vom 22. July 1819 betieffend, 
daß fie dem im Abfage IL enthaltenen Zuſatze in der 
Urt ihre Zuftimmung ertheile, daß nach den orten: 


„SKreisregierungen’" 
beygeſetzt werdet i 


„nach. vörgängiger Vernehmung ber betheiligten 


Gemeinden.“ 
47 * 


0 
Sie erſucht die Kammer der Reichsraͤthe un die 


Mittheilung der jenſeitigen Anſicht, und beſteht mit aus: 
gezeichnetſter Hochachtung 
Muͤnchen den 24. Auguſt 1825. 
Frhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. 
Haͤcker, 
erſter Seftetär. 


—— —r — 


Beylage  CLXXXVII. 
(8. xl. der Verhandl. bbſte Sidung. S. 289.) 


Einla uf 
vom 25. bis 27. Auguft. 





- 1) Borftellung des. Erhard Mofer von Oberfinbad), 
deffen Gutsverkauf betreffend. 
2) Vorftellung des Oberfoͤrſters Sranz Sartor, deſſen 
Quiescenzgehalt betreffend. 
3). Urlaubsgeſuch des Abg. Pabſt mann. 
4) Urlaubsgeſuch des Abg. Enke. 
5) Vorſtellung des Michael Roſen muͤller von Dies 
tersdorf, Schuldfoderung betreffend. 
-6) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, dei An— 
trag des Abg. Hörhammer den Hopfenzehent betr. 
7) Schreiben der Kammer der Reihsrärhe, die Wins 
fche und Anträge, welche von der Kammer der Ab: 
geordneten bey Gelegenheit der Berathung über 
das Budger geäußert worden, betreffend. 
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8) Schreiben der Kammer der Reichöräthe, das Fi⸗ 
nanzbudget betreffend. z 


9) Urlaubsgefucdy des Abg. Diehl. 
10) Urlaubsgeſuch des Abg. Wanzel und Fitting. 
3) Urlaubsgeſuch des Abg. Henke. 


Beylage CILXXXIX. 
(Bd. XI. der Verhandl. 6bſte Sitzung. ©. 289.) 





Geſchluß der Kammer ‚der Neichsräthe, den Hopfenzehend betr.) 
Die 
Kammer der Reihöräthe 
ne an die * 
Kammer der Abgeordneten. 


Die Kammer der Reichsräthe hat dem ihr von der 
Kammer der Abgeordneten am ı4. Julius diefes Jah— 
res mitgetheilten Beſchluſſe über den Antrag des Abe 
geordneten Hörhammer, den Hopfenzehent betreffend, 

ihre Zuftimmung nicht ertheilen zu koͤnnen geglaubt. 
| Mit ausgezeichnetfter Hochachtung 
München den 36. Auguft 1825, 
Der erfte Präfident, 
Fuͤrſt v. Wrede 


C. G. v. Leyden. 
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Benlage ELXXXX, 
(XII Bd. der Verhandl. 6bſte Sitzung ©. 323.) 


Zu Ruckantwortſchreiben der Kammer der Abgeordneten an die 
Kammer der Reichsraͤthe, den Geſetzesentwurf ber 
Diftritteumlagen betrefl:) 
Die 
Rehmer der Abgeordneten 
an die 
Kammer der Reichsräthe. 

Die Kammer der Abgeordneten erwiedert der Kanı: 
mer der Neichöräthe auf das erwähnte Schreiben vom 
23, Auguft d. J., den Geſetzeentwurf über die Diſtrikto⸗ 
umlagen betreff. 

a) Sie giebt den unter den Ziffern 3. 4. 7» 10. 12. in 
Antrag gebrachten Modififationen ihre Zuftimmung 
unbedingt. 

b) Der zweyten Modififation will fie beyſtimmen, je: 

doch nur-in folgender Faſſung: 

„indbefondere auf dad Umlagen- und Kriegs: 
„peräquationdgefeg vom 22, July 1819,“ 
e) Der fechften Modifikation in folgender Faſſung: 

„nebft dem find ohne Unterſchied der Klaſſen 

. „diejenigen bey der Diftriftsverfammlung zu er: 
„Iheinen berechtiget, welche bey dem zu bera: 
„thenden Gegenftand felbft, und zumal durd) 
„beträchtliche Beytragsleiftungen befondern Ans 
„theil zu nehmen haben; fie müffen aber bey 
„Abſtimmung und Schluffaffung fih aus dem 
„Derathungszimmer entfernen.* 
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d) Der achten Modififation, infoferne die Worte: 
„den Diftrift bildenden Gemeinden;* 
in die Worte; 
„ſaͤmmtliche Mitglieder der Diftriteöverfamms 
„lung“ | 
umgeändert werden; wodurch dann der weiters Be 
antragte Zufaß: 
„und ‚den übrigen Betheiligten ‚“ 
als überflüffig wegfällt. | 
e) Der neunten Modifikation in der Art: 
„daß mit Umgehung der Allegationen der ein- 
„zelnen Gefebesartifel, lediglich dad Umlagen: 
„und Peräquationsgefep“ 


angeführt werde. 
) Den Modififationen Mr. 5 und 11 glaubt die Kam⸗ 


mer der Abgeordneten ihre Zuftimmung verfagen zu -. 
müffen. 


Inden die Kammer der Abgeordneten die weitere 
ienfeitige Anficht erwartet, beftehet fie mit ausgezeich— 
nefter Hochachtung. 

München den 27. Auguft 1825. 


Sehr. v. Schrenf, 
erſter Präfident. 
H aͤ cke r, 
erfter Sekretär. 
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Beylage cixxxxi. | 
- (Bb. xu. der Verhandl. 6äfte Sitzung. ©. 323.) 





% Sibungs⸗Protokot!. 
bed Ä 
feäßen BERTARTERS 
Gegenwärtig : — 

Mer erſte Präfident Frhr. ©. Sarenh- 
Sehr, v. Holiſchuher., 
—Heynitz⸗ 
Cloſen. 
Herr Wurhter, Sekretär, 


München den 25. Auguſt ıB23. 


Antrag des Abgeordneten Enfe, Unterftüßung bet 
Strumpffabrifation zu Erlangen. betreff, 

Zu Erreichung diefes Zwedes wird die Eingabe deö 

Stadtmagiftratd® Erlangen vorgelegt, und der Sr. 

Antragfteller erffärt diefelbe ald feinen eigenen Antrag. 


Der Magiftrat übergiebt einen Plan zur Aufhülfe 
des Strumpfwirfergewerbes feiner Stadt; eined Gewer— 
bes, womit mehr ald 2000 Einwohner einzig ale le: 

\ bensunterhalt verdienen müffen. 


. 


In diefem Plane werden ald Hauptgrundlagen an: 
genommen: 


ı) Die Awangsarbeitdanftalten im Rönigreiche follen 
vorzüglich zue Schafwollen: Baumwoll: und Flachs⸗ 
ſpinnerey verwendet werden. 
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2) Die bendthigten Materialien werden auf ‚Königliche 
Rechnung — und die Baumwolle zollfrey 
bezogen. 

3) Monatlich werden circa 70 Zentner Sefpinnft zur 
Verarbeitung an die Strumpfwirker abgeliefert. 


4) Zur Verbeſſerung vieler Werkſtuͤhle wird ein baarer 
Vorſchuß von 36,000 bis 40, 000 fl. aus der Staats⸗ 
kaſſe abgegeben. | 

5). &8. wird ein Fönigl. Kommiffär aufgefiellt, welcher 
das Gefpinnft den Strumpfivirfern abgiebt, die ge— 

- lieferte Arbeit in Empfang nimmt und bezahlt, fo: 
foer für den Abfag im uns und Auslande forgt. 
Derfelbe erhält das benöthigte Geld vom Staate 
vorgefchoffen, um die gelieferten Arbeiten fogleich 
bar bezahlen zu konnen, 


Der Antrag geht dahin, daß aus dem Gtaatöver: 
mögen ein Vorſchuß geleiftet, und daß hinfichtlich bes 
Eingangszolles auf Baumwolle zum angegebenen End: 
zwecke eine Befrdyung ftatt finden folle; dieſemnach wird 
dad Finanzvermögen in Anſpruch genoi*.nen, und eine 
Ausnahme von dem Zollgefege beantragt. Der Aus: 
ſchuß findet daher in diefen beyden Beziehungen nach 
Tit. 7. 6. 2 und 4 der VBerfaffungsurfunde den Antrag 
zur Kompetenz der Stände geeignet, umd bringt ihn der 
Kammer zur Vorlage. 

| 193. 

Antrag des 8 Abgeordneten Ziegler, die Herab— 
ſetzung des auf die im Staate gefertigten Schiffe 
gelegten Ausgangszoͤlle betr. 

Es ſind die Schiffbauer zu Lohr, welche in einer 
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Borftellung, die Herr Abgeordnete Ziegler als feinen 
Antrag fich aneignet, gegen den zu hohen Ausgangs: 
zoll auf ihre verfertigte Schiffe einfommen. Sie geben 
‚an, daß bey dem Zollgefeß vom Jahre 1819, wodurch 
die Schiffe mit einem hohen Zollſatze, nämlich mit 3 Fr. 
vom Gulden Werth belegt wurden, ihr Gewerb ganz 
ins Stocken gerathen ſeye. Ihre Hoffnung, daß dieß— 
falls eine Aenderung eintreten werde, ſeye durch den 
kuͤrzlich erſchienenen Entwurf eines Tarifs für die Aus: 
gangszoͤlle getäufcht "worden. Auf der. andern Seite 
- fen ihnen der geringe Eingangd;oll auf die im Auslande 
verfertigten Schiffe verderblih, indem fie wegen des ho: 
ben Ausgangszolles mit den fremden Schiffsbauleuten 
nicht Fonfurriren Fönnten. Sie ftellen die Bitte, daß 
der Ausgangszoll auf die Schiffe entweder ganz aufges 
Hoben, oder doch bedeutend herabgefegt werde. : 


Der Antrag bezielt eine Aenderung im Zollgeſetz, 
und wird in Gemaͤßheit des Tit. 7. $.2.der Verfaſſungs⸗ 
urkunde vom Ausjchuffe vor die Kammer gehörig, ans 
erkannt, 


| 194 
Antrag der Abgeordneten Keller, Geif el und 
Diehl, den freyen Verkehr mit dem Aus: 
lande betr. 


Indem die Antragfteller eine Borftellung mehrerer 
Einwohner ded Kantons Erdenkoben übergeben, wo: 
rin die große Noth gefchildert wird, in welche die ganze 
Gegend durch die gänzlich gehemmte Ausfuhr geftürzt 
worden, und woben zugleich um Abwendung des vors 
gefchlagenen Weinauffchlages gebeten wird; nehmen diefe 
Abgeordnete zugleich Veranlaſſung, ihre Anträge dahin 
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zu ftellen, daß zur Abhülfe diefer großen Noth, dere 
vollfommene Wahrheit fie zugleich beftätigen, die Negies 
rung gebeten werden wolle, die Schwierigkeiten mög: 
lichft bald zu befeitigen, welche einem’ freyen Verkehr 
mit den Nachbarftaaten im Wege ftehen, indem felbft 
diefe Nachbarftaaten die nämlichen Wünfche hegen. 

Sie glanben, daß diefe Berathung, ald Antrag, 
den SKredit,.den Handel und die Gewerbe, fo wie den 
Ackerbau und die Sandesfultur zu beleben, zu den At: 
fributen der Kammer gehöre; fie’ fügen demnach den 
Antrag hinzu, an Seine Majeftät auf geeigneten: 
Wege die Bitte zu ftellen, entweder durch Bewirfung 
- Allgemeiner Handelöfrepheit des ganzen Königreiches mit 
den Nachbarftaaten, oder durch beſondere Vertraͤge für 
die Ausfuhr befonderer Produfte des mprinteee dem 
druͤckenden Uebel Schranfen zu. feßen. 


Diefer Antrag, uͤbereinſtimmend mit jenen de& Abg. 
Diehl, welcher unter Nr. 175 der Kammer zur Bor: . 
lage gebracht wurde, kommt nach einhelligem Befchluf 
des Ausfchuffes RR zur —— an die Kam— 
‚mer, 

| 109. 

Antrag bes Abgeordneten Grafen v. Seinsheim 
obwaltende Anftände, wegen Obligationser: 
richtungen durch die Patrimoniglgerichtsbeams 
ten über Darlehen der Gutsherren an ihre 
Gerichtsholden betr. 

Der Antrag geht dahin, daß durch geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften die in den beſtehenden Verordnungen enthaltene 
ungenuͤgende Beſtimmungen über den' rubrizirten Gegen— 


ſtand naͤher feſtgeſetzt werden moͤchten. 
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Die Vorlage des Antrages at die Kammer wird 
durch die. Beftimmung des Tit. 7. $. 3. der SP 
urfunde begründet. 


» 


| 196. 

Antrag des Abgeordneten Rabl, die Herftellung 
der WVerbindungslinie auf der k. E. oͤſterrei— 
Hifch:böhmifchen Straffe von Bollnau im 
bayerifchen Gebiete bis Furth, dann die Her: 
ftellung der WVizinalftraffe von Kamm nad 
Roding und Schwarzenfeld betreff, 


Die Eingabe felbft rührt von einigen Bürgern. von 
Kamm her, und Herr Abg. Rabl hat diefelbe zu feis 
nem eigenen Antrag erflärt. 


Der Inhalt ift, daß die F..Ff. öfterreichifhe Regie: 
rung bis Bollnau an das fogenannte bayerifche Bruͤckl 
eine vortrefflihe Hochſtraſſe errichtet habe, daß aber an 
der Gränze des bayeriſchen Gebiets eine Bizinalftrajfe 
einfalle, die fih dermal in einem ganz unfahrbarem Zus: 
ftande befinde, 


Diefe wichtige Berbindungslinie berühre zu Furth 
die bayeriſche Hochſtraſſe; ſie betrage daher kaum die 
Laͤnge von einer halben Stunde. Dennoch wuͤrde die 
neuangelegte oͤſterreichiſche Straſſe einen ſehr bedeuten: 
den Verkehr fuͤr die Staͤdte Furth und Kamm nebſt der 
Umgegend nach ſich ziehen; deswegen ſeyen ſchon im 
April 1824 dießfalls Vorſtellungen an das koͤnigl. Staats: 
minifterium eingereicht worden, — aber biöher un 
erledigt blieben. 


Das Geſuch beſteht darin, daß | 
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ı) die Berbindungsftellen zwifchen boͤhmiſch Vollnau 
und Furth bald moͤglichſt hergeſtellt, und 


2) die Reparatur der ganz vernachlaͤſſigten Vizinalſtraſſe 
von Kamm nach Roding und Sa, unter: 
nonmen werde. | 


Nachdem die Verathung über Herftellung ‚oder An⸗ 
legung von Ötraffenzügen nicht zur Kompetenz: der Kanıs 
mer fich. eignet, fo .mußte der Ausſchuß ſich damit be: 
gnuͤgen, den vorliegenden Antrag dem fönigl. Etaate: 
miniſterlum der Finanzen zur Kenntniß mitzutheilen, 
weshalb das Prafidium erfücht worden iR, Diele Kom: 
munifation veranlaffen ‚u wollen. 


1074 
Der Antrag. des Abgeordneten Volkert, die Ar 
rondirung der ‚Landgerichte nach ihrer geogra- 
phifchen Lage, befonders der Landgerichte Roth 
und Hilpoltſtein im Rezatfreife betr., 


geht von der Anſicht aus, daß bey mehreren Laudge⸗ 
richten die Amtsangehoͤrigen 6 — 7 Stunden Weges vom 
Pandgerichtefige entfernt feyen, während fie bey einer 
andern Eintheilung vielleicht nur ı Stunde bis zum 
nächften Landgerichte zurückzulegen hätten. 


Der Antrag ift daher dahin gerichtet, -daß diefem 
Uebelftande durch. eine zweckmaͤßige Eintheilung abger 
holfen; dabey auch inöbefondere die Stade Roth im 
Erwägung gezogen werde. 


Die Eintheiluna der- Amtsbezirke iſt lediglich ein 
Gegenſtand adminiſtrativer Verfuͤgungen; daher nicht 
zum Wirkungskreis der Staͤnde des Reiches geeignet. 
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Der Ausſchuß befchlog demnach, daß der Antrag 
der Kammer ‚nicht: zur Vorlage gebracht werden fünne; 
daß jedoch dad Prafidium zu erfuchen feye, denfelben 
dem fönigl. Staatsminifterium des Innern mitzutheilen. 


198, 
Antrag des Abgeordneten und erften Gekretärs 
Haͤcker, Verbeſſerung des Loofes der Kreiss 

und Stadtgerichtsräthe in München betr. 


| Der Antragftellee führt an: befauntlic hätten die 

Kreid = und Stadtgerichtöräthe in München nicht mehr 
Befoldung, als die Näthe der Kreisgerichte Ei Klaſſe 
‚in den übrigen Städten des Reiches. 


Wann aber in Erwaͤgung gezogen werde, daß die 
Quattiere ſehr theuer, auch die gewoͤhnlichſten Lebens, 
mittel in hoͤhern Preifen fenen, daß die. Erziehung der 
Kinder größern Aufwand erfodere, daß die Anfchaffung 
der neuen Litteratur ebenfalld, einen nahmhaften Koften: 
aufivand verurjache; fo muͤſſe man fich überzeugen, daß 
ed unmöglich feye, mit 1000 fl, bi 1200 fl, mis einer 
Familie dahier zu eben. 


Der Antrag fließt mit der Bitte, daß jedem der 
Kreis: und Stadtgerichtöräthe in München eine jaͤhrli⸗ 
che Zulage von 150 fl. ausgemittelt, und zugleich bey 
Aufftellung des Budgets auf die Ausmittlung der hiezu 
benöthigten Summe von 2400 fl. —— Rücficht ges 
nommen werden möge. 


Der Ausſchuß fand den Antrag. nah Tit. 7. $4 
der Berfaffungsurfunde zum Wirfungsfreid der Kam⸗— 
mer geeignet, und bringt ihn derfelben zus Vorlage. 
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199. 

Antrag des —— Ziegter, bie Erhöhung 
des Ausgangszolles gi die en Loh⸗ 
rinde betr. 

Der Antragſteller uͤbergiebt eine Verſtelung der 
Gerbermeiſter zu Reichenhall, als Nachtrag zu ſeinem 
Antrage, welcher unter Nr. 162 vom fechften Ausfchuffe 
zur Kenntniß der hoben Kammer gebracht worden ift. 

Der Ausſchuß bringt diefen Nachtrag aus ‚gleichen 
Grůnden der Kammer zur Vorlage. 


200% ; BR | 
Antrag des Abgeordneten ENT die Einführung 
des im Jahre 1822 in Vorfchlag und Vor⸗ 
trag gebrachten Kulturgeſetzes ber. — 


Dieſer Antrag will erzielen, daß der im Jahre 1823, 
von. der Megierung an die Kammer ‚gebrachte Entwurf 
eined Kulturgefeges zur Berathung und Schlußfaffung 
gebracht werden möge. Er umfaßt einen Gegenftand 
der Gefeggebung, und. wird daher in Gemäßheit des 
lm. 6. 2 der Berfaffungeurtunde der Kammer mits 
getheilt. 


ı 201, 
Antrag, des: Abgeordneten Grandauer, bie künf⸗ 
tige Reviſion der Kulturgeſetze bet. 


Der Herr Anttagſteller uͤbergiebt die Wuͤnſche meh⸗ 
rerer Landgemeinden des koͤnigl. Landgerichts Wolf— 
rathohauſen, welche gegen die Vertheilung der Ge: 
meindegeunde, Aufhebung des Viehweiden, Einführung 
der Stallfütterung, Abftellung der Dreyfelderwirthfchaft, 
vorzüglich auch gegen die Gutbzertruͤmmerung in allzu« 
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kleine Parzellen gerichtet find, und erflärt Dife Win: 
ſche als feine. Anträge, an 


Nachdem das Kultutgefeß, als ein Getenſtaub der 
Geſetzgebung nach Tit. 7. $. 25 der Verfaſſungsurkunde 
zum Wirkungskreis der Stände des Reichs ſich eignet, 
fo erkennt auch der. Ausſchuß dieſe Borfchläge als zur 
Fompeteng der ‚Kammer gehörig, an. 


ed» 
eh 


20. 


Antrag des Abgeordneten. Galgt, die Prioilegien 
der Floßmeiſtergeſellſchaft zu Muͤnchen, und 
deren Aufrechthaltung betr. 


Es it die Bitte der Münchner Schiffmeifter i in — 
eben bezeichneten Betreffe, welche der Herr Abgeordnete 
als eigenen Antrag übergiebt. Darin wird eine aus: . 
nahmsweiſe Moderation in Erhebung der’ Zollgebuͤhren 
von den Floßbaͤumen; eben ſo bey —— der — 
der in Anſpruch genommen; 


Der nänliche Gegenftand wurde ſchon im Sabre 
1823, ald Befchwerde an die Kanımer gebracht, vom 
| fünften Ausſchuß aber als ungeeignet abgewiefen; jedoch 
als ein das Zollgefeg berührender Gegenſtand gleichwohl 
noch dem zweyten Auöfchuffe mitgetheilt. (S. IX. Ben: 
lagenband der Verhandlungen vom Jahre. 1823. ©:34) 


Nachdem dieſer Antrag als Beſchwerde bereits ſeine 
Erledigung - gefunden hat, ſo wird derſelbe nunmehr, 
da er Ausnahmen von den allgemeinen Zollbeſtimmun⸗ 
gen in Anſpruch nimmt, folglich einen Gegenſtand der 
Geſetzgebung beruͤhrt, nach Tit. 7. 6. 2 duch Beſchluß 
des — an die Kamnier — — 
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203, i 
Antrag des Abgeordneten Herrle, auf Revifion 
des Kulturgeſetzes. 

Wil in gleichem Sinne, wie der Antragfteller un: 
ter Nr. 200 die Berathung über das Kulturgefeg in Anz 
regung bringen; daher auch gleicher Befchluß des Aus: 
fchuffes, der Antrag fey der Kammer vorzulegen, 


204. 

Antrag des Abgeordneten Frhrn. v. Cibf en, die 
Vervollſtaͤndigung der Landesvertheidigung und 
die Erleichterung der Anſaͤſſi ĩgmachungen dev 
Soldaten betr. 

Die Vorſchlaͤge beſtehen darin, daß geſetzlich aus: 
gefprochen werden möge, jeder in der Linie Eingereihte 
folle nach zweyjähriger Dienftzeit die Entlaffung erhal: 
ten, fobald er fich nach den beftehenden Polizeyverord⸗ 
nungen anfäffig machen kann; daß ferner auf die Waf: 
fenübungen aller Militärpflichtigen und Ddienftfähigen 
Zünglinge von 20 bis 22 Jahre der Bedacht genommen; 
dann daß der Bau einer Feſtung befchloffen, und die 
nöthigen Mittel hiezu angefchaft werden. | 


: Nachdem die zwey erften Anträge ſolche Beftimmuns 
gen betreffen, welche die Gefeggebung angehen, zur 
Ausführung des letzten Antrages aber die Staatsauss 
gaben in Anſpruch genommen- werden, fo findet der 
Ausfchuß die Anträge zur Kompetenz der Kammer ge: 
eignet; und zwar in Gemäßheit des Tit. 7. — 2 und 4 
der Verfaſſungsurkunde. 


® 905, 


Antrag des Abgeordneten Heffner auf Bewie⸗ 
VIII. Beylagenband. 18 


* 
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fung authentifcher Interpretation, resp. nä: 
here Beſtimmung des Art. I. Ziff. 3 der 
Verordnung, die Umlagen der Cemeindebe: 
diünfniffe vom 22. July 1819 betr, 


Die Eingabe ift von dem Stadtmagiftrat zu Würze 
burg verfaßt, und von dem Abgeordneten Heffner zu 
feinem eigenen Antrag erflärt. Sie enthält die Angabe, 
daß das Fönigl. Staatsminifterium der Finanzen bey den 
mehreften in der Stadtmarfung liegenden Staatsrealis 
“ täten die Beytragspflichtigfeit zu den Gemeindeumlagen 
verweignere, und ftellt die Bitte an die Kammer der Ab: 
geordneten, daß eine authentifche interpretation des 
Art.11. Ziff. 3 des Umlagengefeges erwirft werden möge, 
um diefe Beytragspflichtigfeit des Staatsaͤrars näher zu 
beftinmen. 

Da das fragliche Umlagenedift mit Beyrath der 
Stände des Reichs erlaffen worden ift; fo findet der 
Ausfhuß ein Anlangen, wodurch dad Verlangen um 
eine autbentifche Interpretation des Gefeges gewünfcht 
wird, allerdings zur- Kompetenz der Kammer geeignet; 
und bringt daher den Antrag derjelben zur Vorlage, 


| 206. 
Antrag des Abgeordneten Jaͤger, 
a) Erhöhung der Kongrua der Pfarrer des Un: 
. termainfreifes von 300 auf 600 fl,, und 
b) Gleichftellung der Abgaben derfelben mit den 
weltlihen Staatsdienern betr. 


Nachdem der fo eben bezeichnete Inhalt diefes An: 
trages fowohl auf die Ausgaben des Staates, als aud) 
auf den Steuerbezug desjelben von unmittelbarem Eins 


273 


fluß ift; fo erachtet ihn der Ausſchuß nach Tit.7. h. A 
der Berfaffungsurfunde zur Borlage an De — ge⸗ 
eignet. 


207. 

Antrag des Abgeordneten Hagen, die Vorftels 
lung der Kirchengemeinden zu Kreuffen, 
Eindenhardt und Haag im Obermainkreife, 
die ihnen auferlegte Bezahlung der von ihren 
Stiftungsadminiftrationen aus andern Stif— 
tungen, nach dem Konfolidirungsprinzip ers 
haltenen Vorſchuͤſſe betreff, 

Der hier abgehandelte Gegenftand eignet ſich zum 
Wirfungsfräs der koͤnigl. Regierung, als Oberkuratel 
der Stiftungen, und berührt die Kompetenz der Kams 
mer nicht; daher Beſchluß des Ausfchuffes, der Antrag 
fey der Kammer nicht vorzulegen; jedoch das Präfidium 
der Kammer zu erfuchen, die Eingabe dem fönigl. Staats: 
minifterium des Innern zur Kenntniß mittheilen zu 
wollen. 


— 


208, 
Antrag des Abgeordneten v. Stahelhaufen, 
den Salztransport von Regensburg nad) Am 
berg betr. 


In diefem Antrage, weldhem eine VBorftellung der 
beyden Städte Burglengenfeld und Schwandorf, 
dann ded Marftes Kegenftauf über den nämlichen Ge: 
genftand beygelegt ift, wird angeführt, daß durch die 
angeordnete Beyfuhr des Salzes zu Waſſer die Salzs 
preife gefteigert wilrden, indem der Transport auf der 
Achſe wohlfeiler ware, und um 14 fr. per Zentner we⸗ 

18 * 
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niger betragen würde, wodurch für den jährlichen Be: 
darf des Salzamtes Amberg, folglid) auch für die Kon: 
fumenten eine Erfparniß von 11,200 fl. erzielt werden 
fönnte. 


Aus diefem Grunde wird der Antrag geftellt: die 
Kammer wolle fidy dahin verwenden, daß der Salztrans: 
port zu Waller wenigftens in fo lange eingeftellt werde, 
bis daß die Bild auf eine wahrhaft mügliche Weiſe ſchiff⸗ 
bar gemacht ſeyn werde. 


Da der vorliegende Gegenſtand hlos eine admini— 
ſtrative Maßregel in ſich begreift, folglich ſich nicht zur 
Kompetenz der Kammer eignet; ſo mußte ſich der Aus— 
ſchuß damit begnügen, das Praͤſidium zu erſuchen, das: 
felbe wolle den Antrag dem Fönigl. Staatöminifterium 
der Finanzen zur Berüdfichtigung mittheilen. 


209. ’ 
Antrag der Abgeordneien Geifel, Diehl, v. 

Camuzzi und Thinnes, die DVermindes 

rung der Grundſteuer und Erhöhung der 

Perfonal: und Mobiliar:, Fenfter : und Pa: 

tentfteuer im Rheinkreiſe betr, 

Die Abſicht der Antragfteller ift, daß die Öteuer: 
verminderung, welche dem Niheinfreife durch den Land: 
tagsabſchied von 1822 im Betrag von 70,000 fl. zugieng, 
nicht an der Fenfterftener, fondern zur Schonung des 
jest fo fehr bedrängten. Landmannes, an der Grund: 
fteuer, nad) dem einftimmigen Antrage des Landrathes 
ftatt finden möge. 

Die Gründe, welche der Landrath anführt, find 
folgende: 
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1) Der Zweck diefer Steuerverminderung ſey die Gr: 
leichterung des Landmannes. 


a) Die Thür: und Fenfterfteuer habe ihrer — nach 
den Karakter einer Luxus⸗ oder Vermoͤgenstaxe. 


3) Dieſe Steuer treffe den Miethsmann und. nicht den 
Eigenthuͤmer. 

4) Bey einer Verminderung von 70,000 fl. auf die 
Thür: und Fenftertare feye eine Unterfcheidung zwi: 
ſchen den Landgemeinden und Städten nicht Aus: 
füprbar; indem eine und diefelbe Steuer in den 
Städten nicht nad) einem andern Anſatze, als. in 
den Landgemeinden erhoben werden fönne, und dem 
Rheinfreife weder faktifch noch gefeglich ein beſtimm⸗ 
ter und durchgreifender Unterfchied zwifchen Städ: 
ten und Landgemeinden befannt feye. Es wäre da: 
ber bey der Abrechnung der 70,000 fl. an der Thür: 
und Fenftertare der beabfichtigte- Zweck der Erleich— 
terung des Landmannes verfehlt; was nur durch 
Berminderung der Grundfteuer erzielt werden Fönne. 


Der Antrag wird geſtellt, daß die Grundfteuer im 
Rheinfreife um ein Biertheil vermindert, und die aus— 
fallende Summe von 185,567 fl. auf PR Steuern 
vertheilt werde, naͤmlich: 

Mobiliarſteuer 65,000 fl. 


Fenfteriteuer 70,000 ⸗ . 
Patentfteuer 50,567 : 
Sunme 185,567 fl. 


Es handelt fih Hier um die angemeffene Verthei- 
lung von Steuern, und der Ausfhuß erachtet den Anz 
trag nach Titl 7. $. 3 der ————— als ge⸗ 
eignet zur Vorlage an die Kammer. 


er 
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Antrag. des ——— Jager, Verbeſſerung 
bes Salariums der Kaplaͤne der Didze es 
burg im Untermainkreiſe betr. 


Es wird beantragt, die Salarien der RR von 
jährlich 75 fl. auf 104 fl. und a Klafter Brennholz zu 

— und wo die Stiftungs- oder Gemeindemittel 
nicht hinreichen, dieſe Zulage aus Staatsmitteln zu 
ſchoͤpfen. In letzter Beziehung erachtet der Ausſchuß 
nach Titl 7..$. 4 der Verfaſſungsurkunde dieſen Antrag 
als zur Kompetenz der Kammer gehoͤrig. 


211. 

Antrag des Abgeordneten Geißler, die Ueber: 
buͤrdung der Gemeinden des vormaligen Groß: 
herzogthums Würzburg durch die. ihnen 
auferlegte Haftung für die Steuer, beren Er: 
hebung und Ablieferung an die Rentämter 
betreff. | 
‚Nachdem diefer Antrag auf Abänderung der biöhe: 
rigen Steuerperzeption und Entfchädigung der Gemeins 
den des. Untermainkreiſes für die Nachtheile, welche ib: - 
nen feit 1843 durch die Haftung für die uneinbringliche 
Steuern gerichtet ift; fo erfennt der Ausſchuß denfel: 
ben in Folge des Titl 7. 9 3. der Berfaffungsurfunde 
allerdings für die Kompetenz; der Kammer, und daher 

zur Vorlage an diefelben geeignet. 


212, 
Antrag des Abgeordneten v. Utzſch weiber, die 
Begründung : zweyer QTuchmanufafturen in 
zwey Hauptflädten des Königreiches, mit Rück; 
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ſicht auf Einfuͤhrung der Zuckerfabrikation in 
Bayern, vermittelſt Theilnahme an einem Ak⸗ 
tienplane. | 


Der Antragftellee übergiebt der Kammer feinen 
Plan in obigem Betreffe, mit der Bitte, derfelbe wolle 
dem fönigl. Staatsminifteriun des Innern zur Berüd: 
fihtigung und Unterftügung beſtens empfohlen werden. 

Der Ausſchuß fand fein Bedenfen, diefem Antrage 
zu entfprechen, und erfucht demnach das Prafidium, 
den Antrag an das fönigl. Staatsminifterium gelangen 
zu lajfen. | 


213. | 
Antrag mehrerer Abgeordneten, die Befchränkung 
der weitern Vertheilung von Waidenfchaften, 
bis zur Erſcheinung eines neuen Kulturgefeßes 
betreff. 

Der Ausſchuß findet diefen Antrag ald einen Haupt: 
gegenftand des Fünftigen Kulturgefeges berührend, nad) 
Titl 7. $. 2 der Verfalfungsurfunde geeignet zur Vor—⸗ 
lage an die Kammer. 

214. 

Antrag mehrerer Abgeordneten des Oberdonaus 
freifes; die auf dieſem Kreife haftende Ge: 
treidfhuld, und deren Uebernahme auf den 
 Staatsfhuldentilgungsfond betr, | 

Der Gegenftand. behandelt eine Schuld, welche in 
dem Theuerungsjahre 1817 durch Anlegung eines Ges 
traidmagazind zu Augsburg fontrahirt wurde, und wel: 
che 127,457 fle ‚beträgt. Die Antragfteller führen an 
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daß dieſe Summe zu einer Kreisſchuld erklaͤrt, und de— 
ren Tilgung in ſechsjaͤhrigen Raten mittelſt Erhebung 
von Kreisumlagen beſchloſſen worden ſeye; woran be⸗ 
reits zwey Raten haͤtten bezahlt werden muͤſſen. Gegen 
dieſes Verfahren der Regierung bringen ſie vor, daß in 
dem Minifterialreffripte vom 27. April 1817 die Deckung 
des etwa fich ergebenden Ausfalles durch allgemeine 
Umlägen zugefichert worden; daß aber von Kreisumla— 
gen feine Rede gewefen fey; fie beyaupten ferner, daß 
aud dem angelegten Setreidmagazine bey ihnen und in. 
ihrer Nachbarfchaft Feine Saam- oder Speifefrucht abge: 
geben worden feye, daß fie für ihre Arme felbft geforgt, 
überhaupt von der Eriftenz diefes Magazind nicht eher 
etwas gewußt hätten, als bis ihnen die daraus ent: 

ſtandene Schuld befannt gemacht worden ſeye. | 


Auf diefe Gründe ftügen fie den alternativen An: 
trag, daß die fragliche Getreidfchuld entweder auf den 
Staatsfchuldentilgungsfond übernommen, und die be: 
zablten zwey Raten den Unterthanen aus diefer Kaſſe 
wieder zuruͤckbezahlt werden; oder daß diefe Schuld als 
eine Diftriftslaft für jene Diftrifte erflärt werde, wels 
he von dem Getreide bezogen haben. 


Der Ausfchuß findet in der Erwägung, daß es fich 
um die Hebernahme einer Schuld auf den allgemeinen 
Staatöfchuldentilgungsfond handelt, den Antrag zum 
Wirfungsfreid der Stände nah Titl 7. $. 11 der Ber: 
faflungsurfunde gehörig, und erachtet ihn Hader zur. 
Vorlage qu die Kammer für geeignet, 


215, 


Antrag bes Abgeordneten Heckl, die Getreidfchuld 
bes Oberbonaufreifes betr, - 
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Umfaßt den naͤmlichen Gegenſtand, wie der fo eben 
vorgetragene Antrag, indem Herr Hedl eine Vorftel: 
lung der Stadt Friedberg nn und fie zu feiz 
nem eigenen Antrag macht. | 


In diefer Eingabe wird behauptet, daß die Stadt 
Friedberg im September 1817- durch ihren Munizipal: 
rath bey der Kreiregierung darum nachgefucht habe, 
- ed möge ihr bewilliget werden aus dem Getreidmagazin 
zu Augsburg wochentlih 5 Schäffel Roggen und 10 
Schäffel Waizen gegen den für die Augsburger beftimm: 
ten Preis abfaffen zu dürfen; allein 08 e hätten nicht Ei- 
nen Schäffel erhalten. 


Der Ausfchuß faßte gleichen Befchluß über die Vor: 
lage ded Antrages an die Kammer aus den Beweggrün: 
den, wie. bey den vorhergehenden Antrag, 

Hohe Kammer! 4 


Hiemit ſchließt der ſechſte Ausſchuß ſeine Vortraͤge 
an die Kammer der Abgeordneten, indem er ſaͤmmtliche 
ſeiner Pruͤfung unterſtellte Antraͤge erledigt hat, und 
uͤberlaͤßt es der Beſtimmung der hohen Kammer, ob die: 
felbe nicht befchließgen wolle, die in gegenwärtigem Pro: 
tofolle geprüften Anträge, welche bey dem nahe bevor: 
ftehenden Schluffe der Sitzung einer verfaffungsmäßfgen 
Berathung ohnehin nicht mehr unterworfen werden föns 
nen, und zum Theil bey andern. Berathungdgegenftäns 
den ſchon ihre Erledigung erhalten haben, feyen den 
Prafidvium zuzuſtellen, um diefelbe nach dem Beyſpiele 
der frühern Sißungen an die betreffenden Staatöminis 


= 
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fterien zur. Kenntnißnahme und geeigneten Falls zur Be: 
rückfichtigung zu übergeben. 
| Schr. v. Schrenf. 
: Heyniß. 
⸗Cloſen. 
-Holzſchuher. 
v. Wachter, Sekretaͤr. 


[13 “ “ 


Beylage  CLXXXKI 
(Bd. XIL der Verhandl. 66ſte Sikung S. 325.) 


Einlauf 
vom 27: bis 30. Yuguft 1825. 

r) Borftellung von dem proviforifchen Verwaltungs: 
eomite’ der PWenfionsanftals für die Relik: 
ten gutöberrliher Beamten, um günftige 
Unterftügung zur Beförderung diefer. Anftalt- durch 
die Mitwirfung der Kammer der Abgeordneten; übers 
geben und unterftügt dDurdy den Abgeordneten Gra: 

fen u Seinsheim. 


9) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, über 
den Gefegesentwurf, die Heimath betreff. 

3) Schreiben wie oben, über den Gefegesentwurf, die 
Anfäffigmahung und Berehelihung betreff. 

4) Vorftellung des Johann Nießboͤck, Taglöhner in 
Srenfing, um Beygebung eines Rechtsanwaltes ex 
officio in feiner Klagfache wegen Prellerey betreff. 


5) Schreiben der Kanımer der Reichöräthe, den Ges 
feßesentwurf über das Gewerböwefen betr. 
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6) Schreiben der Kammer der Neichöräthe, die Foͤrm⸗ 
‚lichfeiten bey Anlegung und Abnahme der: gerichtli- 
hen Siegel sc. im Rheinkreife betr. 


J 


Beylage CILXXXXII. 
Go. XII. der Verhandl 6bſte Sltzung. S. 326.) 


(Rüdantwort der Kammer der Reichsraͤthe an die Kammer 
der Abgeordneten, die Abänderung der im Rheinkreiſe ans ' 
georbueten Förmlichleiten bey Unlegung und Abnahme 
der gerichtlichen Siegel betreff.) 


Die 
Sammer der Reihöräthe 
| an die 
Kammer der Abgeordneten: 


Die Kammer der Neichsrätherhat den ihr von der 
Kammer der Abgeordneten durch Schreiben vom 23., 
praͤſentirt den 24. d. Monats mitgetheilten Wuͤnſchen, 
welche uͤber den Geſetzentwurf, einige Abaͤnderungen der 
im Rheinkreiſe geſetzlich angeordneten Foͤrmlichkeiten bey 
Anlegung und Abnahme der gerichtlichen Siegel, dann 
bey denjenigen Vermoͤgensabtheilungen, welche unter 
Mitwirkung des Richteramtes geſchehen muͤſſen, betref— 
fend, an der Regierung wollen gebracht werden, ihre 
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Zuftimmüng ertheilt, und erneuert die Breflherung ihr 
ver ausgezeichneten Hochachtung. | 


München den 30. Auguft 1825. 


Der erfte Prafident, 
Fuͤrſt v. Wrede, 


C. Graf v. Leyden. 





Bey la ge GLXXXXIV. 
(Bd. XII. der Verhandl. 6oſte Sitzung. S. 380.) 





| ( Ruͤckantwort der Kammer der Abgeordneten an die Kammer 
det Reichsraͤthe, dag Geſetz die Heimath bett.) 
"0 Die: 
Kammer der Abgeordneten 
an die 
Kammer der Reihörathe, 


Die Kammer der Abgeordneten giebt fich die Ehre, 
der Kammer der Neichsräthe duf das Schreiben vom 
27, Auguft, den Sefegedentwurf über die — be⸗ 
treffend, zu erwiedern: 

ı) Sie ſtimmt den Nodiftitlonen unter Nr. 3. 7. 6. 

9. 10. 12, 14, des ec Schreiben unbe: 

dingt bey, 

8) Der Modififation unter Ziff. 1. giebt fi ie ihre Zu: 

ſtimmung in der Faffung, daß zu $. 1, Nr. ı beys 
gejegt werde: | | 

„unter Beobachtung der Vorfchriften des Ges 

„meinderdiftö $, 106. 
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3) Bon der Movifation: Ziff. 2 giebt fe ie dem Bey: 
ſatze: 
„daß die Wittwe — vor der Scheidung ver⸗ 
„bleibt“ 
ihre Zuſtimmung. 


Dem Nachſatze: 
„auſſer wenn — gehabt hat“ 
glaubt fie ihre Zuſtimmung verfagen zu müjfen, 


4) Der fechften Modififation ſtimmt fie folgendermafz 
fen bey: | 
„und fo lange dauert, bis die urfprüngliche 
„Heimath eutdeckt, „der eine neue erworben 
. „wirde“ 
5)- Dagegen hat fie den Modifikationen unter Ziff. 4. 
5. 12 und ı3 ihre Zuftimmung verſagen zu muͤſſen 
geglaubt. 


Indem die Kammer der Abgeordneten der Mitthei—⸗ 
lung der jenfeitigen Anfichten der Kammer der Reichs⸗ 
raͤthe entgegen ſieht, beſteht ſie mit der ausgezeichnet⸗ 
ſten Hochachtung. 

München den 31. Auguſt 1825. 


Frhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. 
Haͤcker, 
erſter Sekretär. 


i 
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Benlage .CLXXXXV, (a) 
(Bd. XI. der Verhandl. 6oſte Sitzuug. S. 431.) 





(Rücantwort der Kammer der Abgeordneten an die Kammer 
ber Reichsraͤthe, den Gefeßesentwurf über Anſaͤſſigma⸗ 
chung betreff.) 


Die 
Kammer der Abgeordneten 
an bie 
Kammer der Reichsraͤthe. 

Die Kammer der Abgeordneten erwiedert auf das 
geehrte Schreiben vom 27. Auguſt d. J., den Geſetzes⸗ 
entwurf über Anſaͤſſigmachung und Verehelichung betr. 

1) Sie giebt den Modififationen unter den Ziff. 2. 4. 

5. 6. 8. 11 und 16 ihre Zuſtimmung unbedingt. 

a) Der Modifikation unter Ziff. ı giebt ſie ihre Zu: 
flimmung in folgender Redaktion: 
„daß die Beybringung eines Zeugniffes über die 
„Urfachen des nicht vollendeten Schulunterrichtes 
„im Falle ein Mangel von dieſer Seite obwalte, 
„unerläffig ſey.“ | 
3) Der Modififation unter Ziff. 3 in der Art, daß 
ftatt der Worte: 
„ſchuldenfreyes Bermögen“ 
geſetzt werde: | 
„nicht Überfchuldetes Grundeigenthum.“ 


4) Der Modififation Ziff. ı2 in der Art, daf im 6.6. 
Nr. 1. gefegt werde: 
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„wenn nicht privats und Firchenrechtliche Hin: 
„derniſſe 20.“ 

5) Den Modififationen unter den Ziffern 7. 9. 10. 13. 
14. 15. bat fie ihre Zuftimmung verfagen zu muͤſ— 
fen geglaubt. | 
Den Wünfchen, welche die Kammer der Neichörä- 

the unter den Ziffern 17. 18. 19. 20. in Antrag ge: 
bracht hat, ſtimmt fie unbedingt bey. 

Indem die Kanımer der Abgeordneten die Mitthei: 
[ung der weitern jenfeitigen Anficht gewärtiget, beiteht 
fie mit auögezeichnetfter Hochachtung. 

München den. 31. Auguft. 1825. 

| Schrenk, 
erſter Praͤſident. 
Haͤcker, 
erſter Sekretaͤr. 


Beylage CLXXXXVI, (a) 
(Bd. XII. der Verb. 67ſte Sitzung. ©. 433.) 





Ginlauf 
vom 31. Auguft bie 2. September 1825. 
) Schreiben der Kammer der Reichs raͤthe, den Kre⸗ 
ditverein für bayerifche Gutöbefiger betreff. | 
2) Vorftellung ded Sattlermeifter 3. F. Böttinger 
von Ansbach, deifen Prozeß betreff. 
3) Schreiben der Kammer der Reichs raͤthe, dad Peraͤ⸗ 
quationsgeſetz vom 22. July ı819 betreff. 
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4) Schreiben der — der Reichsraͤthe, die 
Landraͤthe betr. 


5) Schreiben der Kammer der Reiheräthe, das 
Stempelgejet betr. | 





B e y la N e CLXXXXVI. a) 
(8. XII. ber sun, 67. Sitz. ©: 44) 





\ A; 
(Die Belhläffe der Kammer der Neihsräthe gu den 
Finanzbudget pro ıBahfsı betreffend.) 


Die 
Kammer der Reichsraͤthe 
an die 
Kammer der Abgeordneten. 


Die Kammer der Reichsraͤthe hat auf dem von ih: 
sem zweyten Ausfchuffe erftatteteit Vortrage, und nad) 
reifliher Berathung über dad Budget für die — 
riode 18358 folgende Beſchluͤſſe gefaßt: 


I ©5 
fie nimmt an, daß der jährliche Bedarf 
ı) für die Hauprfchuldentilgungsanftat Muͤ nchen, 
vorbehaltlich fich ergebenden Mehrung oder Min: 
derung fey: | 
a) für die Zins: und Tilgungskaſſe 5,255,000 fl. 
b) für die Penfionsamortifationsfaffe  2,700,000 fl. 
a) für die Schuldentilgungskaſſe des 
Unterntainfveifes | 400,000 fl. 


289 


3) für die Nachlaͤſſe an ben Staatöge: e 
360,000 fl, 


| fällen — 
4) fuͤr den Etat des koͤniglichen Hauſes | 
und Hofes . 3,005;000 fl. . 
5) für den Föniglichen Staatsrath 8,000 fl. 


6) für. die Koften der Ständeverfammlung 50,000 fl. 
7) für das koͤnigliche Staatsminifterium 
des Hauſes und des Aeufern 534,000 flı 
8) für das koͤnigliche Staatöminifterium der | 
Zuftig 1,708,000 fl, 
9) für den Etat des Föniglichen Staats: | 
minifterium des Innern - 1,240,000 fl, 


Dem zu biefen Nummern 8 und 9 von der Kams 
mer der Abneordneten geftellten Antrage, daß nämlich 
ben beyden Etats der Staatöminifterien der Zuftiz und 
des Innern zum Behufe der Derbefferung- der Gehalte 
"der Randgerichtsafjefforen und Aftuare, der Kreis: und 
Stadtgerichtöräthe zweyter Klaffe, dann der Kreis⸗ und 
Stadtgerichtöräthe in München- eine jährliche Summe 
von 36,000 fl. zuzufuͤgen, und zu Erfüllung des genannz 
ten Zweckes verhältnißmäßig auf diefe beyden Miniftes 
rialetatd auszufcheiden feyen, — hat die Kammer der” 
Reichsraͤthe ihre Zuftimmung. nicht ertheilen zu koͤnnen 
geglaubt, 

0) Sur den Etat des Föniglichen Staatsminiſteriums 


der Finanzen 961,000 fl» 
11) für allgemeine Staatsanftaltent 
a) für Erziehung und Bildung 55,000 fl» 
b) für den Kultus. 1,251,000 ff, 
0) für Gefundheit —“ 152,000 fl. 
d) für Wohlthaͤtigkeit 118,850 flı 


VIII. Beplagenband. 19 
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c) für Sicherheit 460,000 fl. 
. £) für Induſtrie, Kultur und das 
Landgeftüt j 66,000 fl. 


Den von der Kammer der Abgeordneten geftellten 
Anträgen nn KR 
ad a) die fir die Schaubühnen poftulirten 6,000 fl. 
für eigentliche Zwecke der Erziehung und Bil: 
dung zu verwenden, dann der Summe von 
„55,000 fl. noch 20,000 fl. für polytechniſche 
Schulen beyzufeßen, Ä 
fo wie den Anträgen diefer Kammer 
ad b) 4 ie — —— 
) zum Behufe der Unterſtuͤtzung der katholiſchen 
und proteſtantiſchen Geiſtlichkeit im Rheinkreiſe 
die Summe von 10,000 fl. hinzuzufügen, 

A) zum Beſten der proteflantifchen Pfarrunterftü: 
gungsfaffa, und zum Penfionsfond für die pro: 
teftantifche Geiſtlichkeit jährlich) 20,000. fls aud: 
zuwerfen, | 

hat die Kammer der Keichöräthe eben fo wenig ihre 
Zuftimmung ertheilen zu koͤnnen geglaubt, als jenen 
Anträgen, welche die Kammer der Abgeorbneten 

ad f) dahin geftelt hat: 

«) für die Anlage eines Stamnigeftütes 25,000 fl. 

und zu Prämien für die Pferdezucht . 5,000 fl. 


in Summa 30,000 fl. 


%) für Unterftügung der Reinwandfabrifation, eins 
ſchluͤßig des zu verbeffernden Flachsbaues | 

! 10,000 fl. 

y) für die Befürderung des Seidenbaues 3,000 fl. 

diefer Pofition. zuzuſetzen. | Ä 
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Die Kammer der Reichöräthe verbindet hiemit viel: 
mehr den Antrag: 

daß eine Summe von 100,000 fl. jährlich zur Dif: 

pofition der Regierung Behufs der Staatsanftalten 

geftellt werde, und will dabey den Wunſch ausge⸗ 
drüdt wiffen: 

„daß bey der Verwendung dieſer Summe vorzugs⸗ 
weiſe auf politechniſche Schulen, das Landgeſtuͤt, 
und die Leinwandfabrikation Ric icht genommen 

werde.“ 

g) die Kammer der Reichsraͤthe nimmt ferner an, 
daß die befondern Leiftungen des Aerars für die 
Gemeinden jedes Jahr berragen 115,150 fl. 

b) für das Steuerfatafter ' 238,600 ff. 


i) für Straffen:, Brüden: und Wafferbau 1,272,000 fl. 
in der Vorausfegung, daß das Fönigliche Staats: 
minifterium der Finanzen ermächtiget werde, die 
Mittel zur fehleunigen Ausführung der Rektififation 
des Rheines vorläufig aufzubringen, und den Be: 
trag aus der für diefe Pofition, gewidmeten jaͤhrli— 
hen Summe im Laufe der zweyten und dritten Fie 
nanzperiode nad) und nad) wieder zu erfeßen. 

13) Für den Militäretat nimmt die Kanımer der Reichs: 
räthe die 


Er für die aktive Armee — 6,700,000 fl. 
mit einer Garantie der Korn; und KHaberpreife 
a 7 fl. 3ofr. für den Schäffel Kom, und af Rhl. 
fuͤr den Schaͤffel Haber an. 


b) für die Gensdarmerie 540,000 fl. 
c) für das topographufche Buͤreau 50,000 fl. 
13) Fuͤr Landbauten 845,000 fl. 


19 * 
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Wovon jedoch gegen unentgeldliche Zuruͤckgabe der 
St. Salvatorskirche in Münden, jaͤhrlich 20,000 fl, 
dem Baue einer proteftantifchen Kirche daſelbſt gewid: 
met, fo wie aud) ein angemeffener Beytrag zur Erbauung 
einer Fatholifchen Kirche zu Nördlingen andurch beans 
tragt, werden folle. 
14) Für Venfionen der Wittwen und Waifen der 
Staatödiener 72,000 fl. 
in-der Art, daß der Weberfchuß zu einem sem .. 
abmaffırt werde, 
13) Für einen Hauptrefervefond 406,000 fl. 
— on Ä 
Die Kammer der Reichsräthe nimmt zum VBehuf 
der Feſtſetzung des Vorauſchlages der —— 


an: 
) als Ertrag der indirekten Steuern, | 
a) Zollgefälfe jährlich 2,060,000 fl. 


b) Stempelgefälle ohne Nüdficht auf die durch den 
vorgelegten Geſetzesentwurf bezweckte Vermeh⸗ 


rung derſelben, 612,000 fl. 

an Mehrüng diefed Gefälles durch ein neues Stem⸗ 

pelgefeß 280,000 fl. 

e) Aufſchlagsgefaͤlle 5 '4,620,000 fl. 

d) Zaren und Sporteln Ä 2,058,000 fl. 

2) Als Ertrag der Gefälle aus dem vollem Staatsei⸗ 

genthume | 

a) aus Forften und Jagden 2,044,000 fl. 
b) aus PN Brauereyen und Fabriken 

412,300 fl, 

3) Als Ertrag der lehen-, grund-, zins-, 'zehents 

und gerichtsherrlichen Gefaͤllen 4,800,000 fl. 


4) Aus Staatsregalieu und Anftalten 
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| 


a) aus Salinen und Bergwerken 1,916,000 fl. 


b) aus der Poft ö — 352, ooo fl. 
c) aus der Lotterrie ,040,000 fl. 
a) durch den Kottoftempel 150,000 fl. 

d) aus dem Resierunge?, und Sntelligenzblatte. 
20,006 R. 


4) As Ertrag der übrigen Einnahmen einfchläßig der 
Benträge der Staatödienen zu den. Wittwen- und 
Waiſenpenſi onen 407,960 fl. 
Die Kammer der Reichsraͤthe bewilliget ferner zur 

Deckung des Staatsaufwandes zu Lit. A. q. 2 Tit. I 

des Geſetzentwurfes für die 6 Jahre vom 14. OH. 1835 

bis letzten September 1831 in den ſechs Altern Kreifen: 

a) fünf Simpla der Ruftifalfteuer, 

h) fünf Simpla der Dominikalfteuer,, 

e) drey Simpla der Hausjteuer, 

d) die Gewerböfteuer nach den, dießfalls beftehenden 
gefeglichen Beſtimmungen, und / | 

e) die Familienſteuer nad) den geſetzlichen Beflimmungen, 
dann zu Lit. B. derfelben Gefetftelle im Untermains 
freife, die fämmtlichen direften Steuern, fp wie 
fie in dem laufenden Jahre erhoben werden, — 
ferner im Rheinkreiſe die dafelbft beftehenden Quos 
titätds und Vertheilungsfteuern, 

Anter vorftehenden Modifikationen und Anträgen 
ertheilet die Kammer der Reichsraͤthe den von der Kams 
mer der Abgeordneten zu dem Budget für die. Periode 
von 1835 gefaßten Befchläffen ihre Zuftimmung, 

München den 26. Auguft, 1825. 

Fürft von Wrede, 


erſter Praͤſidenta 
0. Leyden. 


NS 


294 
| Aa 

Borterag 

bes 
zweyten Ausfchuffes der Kammer der Abgeordneten 
| Aber 
die Befhlüffe der Kammer der Reichsraͤthe 

zudem Finanzbudget pro 1833 

| | eritattet | 
von dem Abgeordneten‘. v. Ugfchneider- 


l 


Die Kammer der Reichsrärhe theilt mitrelft Schrei: 
ben vom 26. Auguft I. J. der Kammer der Abgeordne: 
ten diejenigen Befchlüffe mit, welche diefelbe über das 
. Budget für die Finanzperiode 1835 gefaßt hat. 


. Der zweyte Ausſchuß erhielt dieſes Schreiben am 
27ten I. M., und erſtattet der Kammer der Abgeordne⸗ 
ten hieruͤber nachfolgenden Vortrag: 


. 
. Die Kammer der Neichsräthe nimmt an, daß der 
jährliche Bedarf 


ad ı) fir die Hauptfchuldentilgungsanftalt München vor: 
behaltlich ergebender Mehrung oder Minderung fey: 


a) für die Zins- und Tilgungstaffe 5,2355,000 fl. 


b) für die Penfions⸗-Amortiſationskaſſe 2,700,000 fl. 
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ad 2) für die Schuldentilgungskaſſe des Un⸗ 
termainkreiſes zu 490,000 fl. 


Die Kammer der Neichsräthe weicht in der Poſition 
für die Zins- und Tilgungskaſſe, wofür fie 3,255,00 fl. 
annimmt, von der Kammer der Abgeordneten, welche 
5,334,000 fl. hiefuͤr annahm, um 79,000 fl. ab. 


Die Zins⸗ und Tilgungskaſſe wuͤrde demnach um 
dieſen Betrag weniger erhalten, wenn die Kammer der 
Reichsraͤthe nicht zugleich auch den gewöhnlichen Stem: 
pelertrag, welchen die Kammer der -Abgeoroneten auf 
650,000 fl. angenommen hat, auf 612,000 fl. herab: 
gefetst hätte; der Anſatz diefes herabgeſetzten Ertrages 
vermindert demnach den Entgang obiger 79,000 'fl, auf 
41,000 fl., um welche Summe eigentlich die Zind- und 
Schuldentilgungsfaffe von der Kammer der Reichsräthe 
geringer dotirt wird, als die Kammer der Abgeordnnes 
ten beabfi ichtigte. 


Der zweyte Aus ſchuß glaubt: die — der Ab⸗ 
geordneten duͤrfte hierin der Kammer der Reichsraͤthe 
um ſo mehr beyſtimmen, als der ganze Ertrag, und 
alfo auch jeder Mehrertrag der Stempel- und Auf- 
ſchlagsgefaͤlle ohnehin in diefe Zins- und Schuldentil- 
gungskaſſe fliege, und aller Wahrfcheinlichfeit nach dass 
felbe Refultar fi) ergeben wird, das der zweyte Aus: 
ſchuß in feine frühere Berechnung aufgenommen hat. 


Sn der Dotation der Penfions = Amortifationds und 
der Schuldentilgungsfaffe des Untermainfreifes ſtimmen 
beyde Kammern uͤberein. 


Ju den Poſitionen: 


ad 3) fir die Nachlaͤſſe an den Staatsge— 
fällen mit 360,000 fl, 
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ad 4) filr den Etat des koͤnigl. Hauſes und 
Hofes mit 


ad 5) für den fünigf, Staatsrath mit 


ad 6) für die Koften der Staͤndeverſamm⸗ 
lung mit 


ad 7) für das konigl. Staatöminifterium 
des koͤnigl. Hauſes und des Aeußern 
BE . 


»i 


ad 8) für das Fönigki Staatsminifterium 
der Juſtiz mit > | 
ad 9) fir das konigk. Staatsminifterium 
des Innern mit 
ad 10) für den Etat des Fhnigl, Staat: 
ininifteriums der Finanzen mit 


3,005,000 fl. 


78,000 fl. 


50,000 fl. 


534,000 fl. 
1,708,000 fl. 
1,240,000 fl. 


961,008 fl. 


ſtimmen beyde Kammern überein, es kann demnach 


bey dieſen nichts erinnert werden. 
Nur bey den Numern 8. und % bat 


die Kammer 


der Neichsräthe dem Autrage der „Kammer der Abgeord; 


neten : 


„daß nämlich den beyden Etats der Staatsmini⸗ 
fterien der Juſtiz und des Innern zum Behufe 


der Verbefferung der Gehalte der 


Landgerichts: 


affefforen und Aftuare, der Kreis: und Stadt: 
gerichtsräthe ziweyter Klaffe-, dann der Kreis- 


und Stadtgerichtsräthe in München 
Summe von 36,000 fl. zuzufuͤgen, 


eine jaͤhrliche 
und zur Er—⸗ 


fülung des genannten Zweckes verhaͤltnißmaͤßig 
auf dieſe beyden Minifterial = Erats auszuſchei⸗ 


den ſey,“ 
ihre Zuſtimmung nicht ertheilt. 


./ 

Der zweyte Ausfchuß glaubt: diefer Antrag der 
Kammer der Abgeordneten müffe nun bey der Nichtzus 
flimmung der Kammer der Reichsraͤthe verfaſſungs— 
mäßig beruhen; er bedauert, daß diefe Klaffe von Staates 
Diener auf diefem Wege die verdiente Unterftügung nicht 
gefunden habe, fondern, daß diefelbe wieder weiter hin— 
-ausgefchoben werde, — vertraut aber, daß die Fonigl. 
Negierung Mittel auffinden werde, das Loos dieſer 
Staatödiener auf irgend eine Weiſe zu verbefern. 


In den Pofitionen: 
ad 11) fir allgemeine Staatsanftalten : 


a) für Erziehung und Bildung mit „55,000 fl. 
b) für den Kultus mit 1,251,000 fl. 
e) für die Geſundheit mit 152,000 fl. 
A) für die Wohlthaͤtigkeit mit 118,850 fl. 
e) für die Sicherheit wit 2460, 00 fl. 
£) für Induſtrie, Kultur und das Land⸗ | 

geſtuͤt mit 66,900 fl. 


g) für befondere Leiſtungen des Aerars i 

. an die Gemeinden: jeden Jahres mit 115,150 fl. 
‚ftimmen beyde Kammern in den Hauptfummen gleich— 
falls uͤberein, nur ertheilte die Kammer der Reichsraͤthe 
der von der Kammer der Abgeordneten Senenten Au⸗ 
traͤgen: 


„auf die Verwendung der fuͤr die Schaubuͤhnen 
poſtulirten booo fl. fuͤr eigentliche Zwecke der Er— 
ziehung und Bildung;“ 


„auf 20,000 fl. für polytechniſche Schulen;“ 
„auf 10,000 fl, für Unterſtuͤtzung der Fatholi: 
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ſchen und proteftantifchen Geiftlichfeit im Rhein— 
reife; © | 
„auf 20,000 fl. zum Beßten der proteftanti: 
{hen Pfarrunterftägungsfaffe, und zum Pen: 
fionsfond für die proteftantifche Geiftlichkeit;“ 


„auf 25,000 fl. für bie Anlage eined Stamm: 
geftüttes ;“ 


„auf 5000 fl, zu Pramien für die Pferdezucht; “ 


„auf 10,000 fl. für Unterftäßung auf Leinwand⸗ 
fabrifation einfchläffig des zu verbeffernden Flachs⸗ 
baues,“ und | 

„auf 3000 fl. für die VBefdrderung des Gei- 
denbaues* 

welche zufammen 93,000 fl. Mehrausgabe in An- 

fpruch genommen haben würden ; 


ihre Zuftimmung nicht; fondern die Kammer der Reichs⸗ 
raͤthe aͤndert den Antrag vielmehr dahin ab: 


„daß eine Summe von 100, ooo fl. jaͤhrlich zur 
Dispoſition der Regierung Behufs der Staats: 
anftalten geftellt werden, und will dabey ben 
Wunſch ausgedrückt wiffen: daß bey. der Ber: 
wendung diefer Summe vorzug&weife auf poly: 
technifche Schulen, das Fandgeftüt, und die Lein: 
wandfabrifation Rücficht genonimen werde.‘ 


Der zweyte Ausſchuß glaubt: die Kammer der Ab: 
geordneten dürfte diefer Abänderung beytreten, unter der 
Borausfegung, daß von Seite des koͤnigl. Staatömini: 
fteriumd des Innern obige 100,000 fl. auf polytechni⸗ 
ſche Schulen, das Kandgeftüt, und die Leinwandfabri: 
kation, dann auch auf die nörhige Unterfiägung der Fa: 
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tholiſchen und yproteftantifchen . Geiftlichfeit verwendet 
‚ werde. 


Ueber folgende zwey Pof itionen, naͤmlich: 


ad h) für das Steuerkataſter 338,600 fl. 
ad i) für Stroßens Brüdens und. Wafı 
ferbau 1,272,000 fl. 


ftimmen beyde Kammern gleichfalld überein; nur bey | 
der leßtern will die Kammer der Reichsräthe, daß die 
Koften auf Rektifikation des Rheines zum Theil auch 
noch auf die dritte Finanzperiode übergetragen, und bie 
für diefen Zwed aufgenommene Summe aus der Pofis 
tion anf Straßen Brüden: und Waſſerbau erſetzt werde. 
Die Mehrheit des zweyten Ausfchuffes glaubt, daß bie 
Kammer der Abgeordneten hiezu ihre Zuftimmung um 
fo weniger geben dürfte, ald nicht räthlich zu feyn 
fcheint, daß die dermalige Ständeverfammlung Anwei⸗ 
fungen auf eine außer ihrem Wirkungskreiſe ram 
Finanzperiode mache. 


Beyde Kammern bringen 
ad ı2) für den Militär: Etat, und zwar für 


a) die aftive Armee | 6,700,000 fl. 
b) die Gensd’armerie 540,000 fl. 
c) dad topographifche Bureau 50,000 fl. 


alfo durchaus gleiche Summen in Anfag; nur fügt die 
Kammer der Reihsräthe für das koͤnigl. Staatömini: 
fterium der Armee noch den Vorbehalt auf eine Garantie 
der Korn- und Haberpreife bey, im Falle nämlich die 
Korn» und Haberpreife, 7 fl. 30 Fr. für den Schäffel 
Korn, und 4 fl. für den Echäffel Haber überfteigen 
follen. 


Bis 


Aus dem frühern Vortrage des zweyten Ausſchuſſes 
über die Bedürfniffe der aktiven Armee geht hervor: daß 
diefelben bey beftimmten Getreid- und Fouragepreifen 
mit 6,500,000 fl. gedeckt feyn. | 


Nur um der für die Staatöverwaltung Täftigen Ga— 
rantie auözumweichen, brachte die Majorität des Aus: 
ſchuſſes die Summe von 6,700,000 fl. in Antrag, ohne 
auf eine Garantie diefer Preife einzugehen; zur Dedung 
einer alfenfallfigen Preiserhöhung blieben demnach 
200,000 fl: im Weberfchuffe, womit das koͤnigl. Staatde 
minifterium der Armee ausreichen wird; daffelbe hat auch 
während der ganzen Diskuffion uber die Bedürfniffe der 
- Armee den vom zweyten Ausſchuſſe aufgeftellten Grund» 
ſaͤtzen nicht im mindeſten widerſprochen, fondern ftill: 
fchweigend obige Summe von jährlich 6,700,000 fl. für 
die aktive Armee ohne Garantie diefer Preife ange: 
nommen. - 


Der zweyte Ausfhuß glaube demnach der hohen 
Kammer der Abgeordneten anrathen zu milffen: dieſer 
von der Krmmer der Neichsräthe beantragten Garantie 
der Korn: und Haberpreife nicht beyzutreren. 


Die Anfäge der Kammer ber Reichsraͤthe fuͤr die 
Gensdarmerie, und für dad bureau topographique ſtim- 
men mit denen der Abgeordneten überein. 


ad 13) Set die Kammer der Reichöräthe die Pofition 
für Landbauten auf 845,000 fl., im welcher Sum: 
me aber die Koften des Baned einer proteflanti- 
hen Kirche in München mit järhlic) 20,000 fl. 
und der Beytrag zum Bane einer Fatholifchen Kirche 
zu Nördlingen. gleichfalls begriffen ſeyn follen. 


Die Kammer der Reichsrärhe nimmt demnach für 
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die Landbauten um 25,000 fl. jährlich mehr an, als die 
Kammer der Abgeordneten. 

Der zweyte Ausfhuß glaubf in feiner Majorität, 
bey feinem frühern Gutachten auf der Summe von 
820,000 fl, für diefe Pofition auf Landbauten um fo . 
mehr ftehen bleiben zu müflen, als neue Gründe zu 
einer Mehrung nicht vorliegen. 
ad 14) Der Anfak von 72,000 fl. für Penfionen der 

Wittwen und Waifen der Staatödiener, und 
ad 15) der von 400,000 fl» für einen Hauptreferdefond 

ftimmt mit dem DBefchluffe der Kammer der Abs 

gedrdneten überein, und f alfo dabey nichts zu 
erinnern, | 
Ä I. 

Nimmt dle Kammer ber: Keichsraͤthe zum Behufe 
der Feſtſetzung des — der Staats einnah⸗ 
— an: 


5 ald Ertrag der indireften Steuern, 
a) Zollgefälle jährlich 3,060,000 fls 


b) Stempelgefälle, ohne Rüdfiht auf 
die durch den vorgelegten Gefeges- 
entwurf bezweckte Vermehrung der: 


felben %12,000 fl. 
an Mehrung dieſes Gefälles durch ein 
neues Stempelgejeß 280,000 fl. 


Bey diefen Pofitionen vweicht der Anſatz der Kams 
- mer der Neichöräthe nur bey dem bieherigen Stempel: . 
ertrag der 612,000 fl. ab; die Kammer der Abgeordne⸗ 
ten nahm ihn aus Gründen, welche in dem erftatteten 


- 
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Vortrage des zweyten Ausſchuſſes ausfuͤhrlich enthalten 
find, um 38,000 fl. höher an. 


Die Kammer der Abgeordneten darf fich bey diefen 
niedrigen Anfaße der Kammer der Reichsräthe um fo 
mehr beruhigen, ald jeder Mehrertrag der Staatsjchul: 
dentilgungsfaffe demohngeachtet zu Guten gebt, und 
diefer Anfag im Grunde doch nur ein Voranfchlag ift. 


c) Der Anfchlag der Auffchlagsgefälle mit 4,620,000 fl. 
und | 
d) der von Zaren und Sporteln mit 2,058,000 fl. 
flimmt mit dem der Kammer der Abgeordneten überein, 
fo, daß dabey nichts zu erinnern ift. 
Die Kammer der Reichsraͤthe nimmt an 
2) als Ertrag der Gefälle aus dem vollen Staats: 


eigenthume 
a) aus Forften und Jagden 2,044,000 fl. 
und - 
b) aus Defonomien, Bräuereyen und 
Fabriken 412,300 fl. 


Bey der letten Pofition nahm die Kammer der Ab: 
geordneten den Ertrag auf 450,000 fl., alſo um 37,700 fl. 
höher an; die Gründe hiezu find in dem erftatteten Bor: 
trage des zweyten Ausfchuffes enthalten; indeffen kann 
fid) die Kammer der Abgeordneten dieje Herabfegung des 
Vorauſchlages von Seite der Kammer der NReichöräthe 
gefallen laffen, weil jeder Mehrertrag, welchen man 
nach aller Wahrfcheinlichkeit erwarten kann, demohn: 
geachtet in das Staatödrar fließt, und verrechnes wer: 
den muß. 
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Die Kammer der Reichsräthe erwartet 


3) einen Ertrag der lehen= grund= zins- zehent und 
gerichtsherrlichen Gefälle von. 4,800,000 fl. 


Die Kammer der Übgeordneten nahm zum Voran- 
ſchlag des Ertrages diefer Pofition 4,850,000 fl.,. alfo 
um 50,000 fl. mehr an. Auch zu diefen verminderten 
Anfage von Seite der Kammer der Reichdräthe kann die 
Kammer der Abgeordneten ihre Zuftimmung geben; ins 
dem durch den geringen Anfat des Vopranfchlages an 
dem wirklichen Ertrag dieſes Gefälle nichts verloren 
ift, obwohl der zweyte Ausfchuß in feiner Majorität noch 
immer die Ueberzeugung hat, daß obige Gefälle den 
von ihm begutacdhteten Ertrag geben werden. 


In den Pofitionen: 
4) aus Staatöregalien und Anftalten 


a) aus Salinen und Bergiverken 1,916,000 fl. 
b) aus der Poft hi 352,000 fl. 
e) aus der Kottorie | 1,040,000 fl. 
durch den Lottoftempel 150,000 fl. 
d) aus dem Regierungss und Intelli⸗ 
genzblatte 20,000 fl. 
5) Als Ertrag der übrigen Einnahmen , 


einfchlüffig der Beyträge der Staats: 

diener zu den. Wittwen- und Waifen: 

penfionen 497,960 fl. 
ſtimmen beyde Kammern ganz uͤberein, es iſt dabey 
nichts zu erinnern. 


Was uͤbrigens die zur Deckung des Staatsaufwan— 
des bewilligten Steuern betrifft, ſo ſind auch hierin 


3604 
beyde Kammern ganz einſtimmig, ſo, abe es einer 
weitern Erwähnung nicht mehr bedarf, 

Zum Schluffe und zur leichtern Weberficht legt der 
zweyte Ausſchuß auch noch eine Zuſammenſtellung obi—⸗ 
ger Anſaͤtze hler bey, woraus ſich ergiebt, daß die 


„Summe aller Staatsausgaben nah dem 
Befchluffe der Kammer der Reichs: 


räthe 29,126,600 fl. 
und nad) Abzug der 35,000 fl, 
auf Landbauten | 
59,101,600 flı} 

dann die Summe aller Staat: 
einnahmen 29132, 260 fl. 
betragen, ſo, daß demnach ein 

Ueberſchuß von | 5,660 fl. 


nad) dem Belchluffe der Kammer 
der Reichsräthe; — nad) dem Gut— 
- Achten des zweyten Ausfchuffes wes 
gen der Landbauten aber von 30,660 fl. 


fih zeige.“ | 
Die hohe Kammer der Abgeordneten wolle nun ihre 
weiteren Befchläffe faffen, um dad Budget für die nächfte 
Sinanzperiode 1857 vollends zu Stande zu bringen. 
J. v. Utzſchneider, 
Referent. 
Vorgetragen und genehmiget 


Den 30. Auguſt 1826. 
So ch ers 
Schneider, 
Sekretär. 


| u 


RO VER Vo VO EG. DEN VER — ER , 


— 
u 
er 


* 
⸗ 
FA 
Ä 00910162 
— — 


000ogs pring ug BriG (u 
00993162, 
00911502 


00000% auobanlydnng (zı 
00ozL  aumaz ug n? Buayiag (11 
(„ 000chg uaoꝛnvqquvꝭ (01 








— 


0000652 . 


000g 1% Phädusdodoz (0 
o0o05g | | RAMADgEUR) (q 
0000049 u⸗oinvqquvg (e 
nviyariuiw (6 


# 


009955% 





— 


ben. 


Mad) dem Be: 
fchluffe der beyden 














Kammern. 
fl. 
adanftalten 
A ; ö 5255000 
” . ö 2700000 
. . . 400000 
Summe I. 8355000 
. r ; 360000 
; 
. . + 3005000 
B . . 78000 
; — J 50000 
» ded Aeußern i 534000 
. . m 1708000 
. = — 1240000 
961000 
— 755000 
1251000 
— 152000 
— 118850 
160000 
» 4 “ 66000 
Yandgeftit und die Leinz 
; j r 100000 
den! 115150 
238600 


1272000 


> . > 


Nah dem Be: 


flufe der beyden 
Kammern. 





| 
a 589830p 
| * wi’ 394000 
. J 457700 
* 4 766000 
— 754000 

=. iR 

| u 

| 

! 


Nach den Be: 
fchlüffen der beyden 


Kammern. 


—E 





. . . ... 29132260 


* . - 29126600 


msüberfhuß von 5660 


es zweyten Aus⸗ 


25000 


| | 
ı Veberfchuß von 30660 
| 


5.9. Utzſchneider. 
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Benlage CLXXXXV (b). 
(2b. XII; der Verhandl. Grfte Sitzung. ©. 491.) 





Guͤckantwort der Kammer der Abgeordneten an die Kammer 
ber Reichsraͤthe, das Budget für bie zweyte Finanzperiode 
. 4825/31 betreffenp, | . 


— Die 
Kammer der Abgeordneten 
>» andie | — 
Kammer der Reihsräthe 

Die Kammer der Abgeordneten erwiedert auf daB 
feufeitige Schreiben vom 26. Auguft über das Budget für 
die Finanzperiode 1838. | — 

Ad 1. lit. a. Sie nimmt den jaͤhtlichen Bedarf für 
die Hauptfchuldentilgungsanftalt mit 5,255,000 fl. 
an. | | " 

Ad 12) ſtimmt bie Kammer der Abgeordneten dem 
Antrages 

„100,000 fl. Behufs der Staatsanftalten zur 
Difpotion der Regierung zu ftellen,“* 
in der Urt ben, daß ausgedruͤckt werde: | 
4bey Verwendung diefer Summe fey vorzugss 
weiſe auf. polgtechnifche Schulen, das Landgeſtuͤt, 
die Leinwandfabrikation, den Seidenbau, dann 
die Unterſtuͤtzung der katholiſchen und proteſtan⸗ 
tiſchen Geiſtlichkeit Ruͤckſicht zu nehmen.“ 
Ad 11) lit, 1. giebt fie dem Beyſatze: 


„die Summe für die Rektifikation des Rheins 
YIL, Beylagenb. 20 
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an ber Poſition für Straßen s Bridens und Wafe 
ferbau im Laufe der zweyten und dritten Finanz— 
periode nad) und nach wieder zu erſetzen,“ 

ihre Zuftimmung. \ | | 


U Ad. 12) glaubt. die Kammee der Abseordnelen dem 
Zuſatze: | 
„mit einer Garantie der Korn und Haberpreife, 
zu 7 fl. 30 Er. für den Schäffel Rom und 4 fl. 
für den Schaͤffel Haber, 


ihre Zuſtimmung verſagen zu muͤſſen. 


Ad ı3) ſtimmt die Kammer der abaeomdreten dem 
Antrage: 


„bie Yofition für Landbauten mit 845,000 fl. ans 
zunehmen in der Art bey, wie derfelbe von der 
Kammer der Neichöräthe geftellt iſt,“ 
jedoch mit Weglaffung der Worte: 
„gegen unentgeloliche Zuruͤckgabe der = Salba⸗ 
torskirche,“ | 
welchem Beyſatze fie ihre Zuftimmung night —— zu 
konnen erachtet hat. | 


. Staatseinnahmen. 
Ad ı) b. = Anträgen, den Ertrag der Stempel: 
gefälle ohne Rüdficht auf. die durch den vorgelegten Ges 
— bezweckten Ben derjelben auf 


: J . 612,000 fl. 


Ad 9) b. aus Oelonomien, —— und Fa: 
Brifen mit | 4412300 fl. 


‚Ad 3) aus — — — zehent⸗ und ge: 
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richtöherrlichen Gefälten auf ° . 4/,80, 000 fl. 
anzunehmen, tritt die Kammer ohne Erinnerung bey. 
Jndem fie die Mittheilung jenfeitiger Anfichten ent: 
gegenfieht, beſteht fie mit ausgezeichnetſter Hochachtung 
München, den 2. September 1825. 
Schrenk, 
erſter Praͤſident. 
Haͤcker, 
erſter Sekretaͤr. 





(ur nn 


Beytage CLXXXXVI (b) 
(Bd. XIL. der. Verhandl. brfte Sitzung. ©. 491. 





A, 


(Befcläfe der Kanımer der Reich ſraͤthe, das Finanzgeſeh 
pro 1835/31 betreffend.) “ 


* Die: # F 
Kammer der Reihöräthe 
an die | 


‘ 
\ 


Kammer der Abgeordneten. J 


Die Kammer der Reichsraͤthe hat ſich Aber den 
Theil des DBefchluffes der Kammer der Abgeordneten 
dd. 1. Auguft dieſes Jahres, dad Budget betreffend, 
welcher auf. dns Finanzgefeß für die zweyte Finanzpe⸗ 
riode ı83$ Beziehung hat, befondern Vortrag erftatten 
Jaffen, dariiber. berathen, und glaubt hierüber folgende 

Ruͤckaͤußerung erlaffen zu jollen: 


20 * 
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L erachtet fie, daß alle die Anträge der ‘jenfeitigen 
Kammer zu den 66. 3. 5. und 6. des Entwurfes 
eines Finanzgefeßed pro 1835 in ber Weſenheit bes 
rücfichtiger feyn möchten, und der Gefeßesentwurf 
zugleich an Kürze und Beſtimmtheit durch die Zus 
fammenziehung der 69. 3. 4. 5. und 6. des Ente 
wurfes in einen einzigen Paragraph — en ges 
winnen würde. | | 


Diefer $ 3. hätte demnach —9 zu 
lauten: 


3. 


„Auf die von der Schuldentilgungsanſtalt neben 
ber Hauptichuldentilgungsfaffe, und abgefondert 
bon derfelben mit einem hiefür befonders ausges 
ſchiedenen Fond zu errihtende eigene Penftonss 

- Amortifationskaffe gehen vom 1. Dftober 1825 an 

‚ Über, 

a) „die fämmelichen ſchon bisher von der Haupt: 
ſchuldentilgungsauſtalt beftrittenen Penfionen “, 
b) „alle bey den übrigen Staatöfaffen noch ders 
mal beftrittenen Penſionen des Saͤkulariſations⸗ 
und Mediatifirungsetats, welche jedoch die Sum: 
me von 330,000 fl. nicht Überfteigen dürfen“; 
ec) „die fämmtlichen Übrigen auf den Penfions: 
etat der Staatskaſſen befindlichen Zivilpenfionen 
und Unterftügungen, 'fowohl der Quiescenten, als 
von MWittwen und Waifen, Ordenspenfionen, fo 
wie die Mehrbezüge aktiver Staatsdiener aus fruͤ⸗ 
heren Dienfteöverhältniffen nach dem bioberige 
Betrage von 2,100,000 fl.“ 


d) „die ſaͤmmtlichen Militär: und Gensdarmerie⸗ 
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penfionen, mit Einfhluß der Militärbezäge der 
bey Zivilbehörden praftizirenden Offiziere, nach 
der angegebenen Summe von 780,000 fl. * 

e) „der Mehrbetrag ven 150,000 fl. um welchen | 
fid) die angegebenen Penfionen fammtlicher Mi: 
nifterien bis zum Schluffe des Etatsjahres 1833 
nod) erhöhen koͤnnen“, 

PD) „die gegenwärtigen Penfionen der drey Lanz 
deö Univerfitäten zu 33,000 fl., und der Berrag 
von 30,000 fl. an den Penfionen der — 
Stiftungsadminiftrationen“; 


g) „alle ferneren in ben Gefehen und beftehen: 
den Nörmen begründeten, oder auf richterlichem 
Ausfprüche beruhenden Zugänge und Mehtungen 
au den übernommenen Penfionen, wie auch die 
| den Hinterlaffenen der übernommenen Zivilpen: 

fioniften (a, b, 6, d, e, f,) nach den beftehenden 

' Normen zu bewilligenden Penſi ionen und > Aliens 
tationen.“ 

U. Erachtet fie hinfichtlich der Anträge der jerfeitigen 
‚Kammer zu Tit. L $. 7. Hit, a, et lit. c, daß dies 
ſer $. 7 in einen neuen (, 4. in folgender Art re⸗ 
digirt werden duͤrfte. 


4. — 

„zur Beſtreitung dieſer in $. 3. bemerkten Zivil⸗ 

und Militaͤrpenſionen, ſo wie der ſaͤmmtlichen 

Saͤkulariſations- und Mediatiſirungspenſionen, 

welche von der eigenen Penſionsamortiſationskaſſe 

beſorgt wird, erhält die Hauptfchuldentilgungs: 
anftalt als Dotation diefer Kaffe «: 

a) „Die Summe von 1,800,000 fl. welche in Folge 


des Schuldentilgungsgefeßed vom- Jahre 1819 


$. VI. 4 der Schufdentilgungsanftalt zugefi- 
chert iſt“. 

b) „den Ueberfhuß ber Stempelgefälte über den 
Betrag von 700,000 fl. welcher zu 192,000 fl. 
von dem Finanzminifterium garantirt wird“, 


c) „einen. weitern Beytrag aus den — 


| (en durch die Zentralftaatöfaffe bon 708, 000 fl.“ 


„Diefe Dotation verbleibt der Penft ondamortifa: 
tionstaffe, bis die in den erften Fahren zu Ton: 


trabirende Haupts und Nebenſchuld vollkommen 


getiigt ſeyn wird. — So wie dieſe Kapitals⸗ 


ſchuld abgetragen iſt, richtet ſich die Dotation 
‚der Penſionsamortiſationskaſſe nach der Groͤße 
der bis dahin no nicht erloſchenen Penſionen. 
Ueber die Stellung dieſer Kaffe zur Hauptſchul⸗ 
dentilgungsanftalt und den ftändifchen Kommilfas 


rien erhält das Schuldentilgungsgefeg von * 
tigen die naͤheren Beſtimmnugen. 


IT; Dem Antrage der jenſeitigen Kammer auf eine zu 


verändernde Faſſung des Entwurfed Titel HI. $. 2. 
erachtet die Kammer der Reichsraͤthe die Zuftim: 
mung nicht ertheilen zu Formen, und | 


w. eben fo wenig dem von der Kammer der Abgeord— 


neten gefaßten befondern Beſchluße über den Vors 
behalt ihrer erft im Jahre 1802 abzugebenden Er: 
" Härung über die im Laufe der gegenwärtigen Sie 
gung ( 1825) den Kammern vorgelegten vier Red): 
nungen für die Gtatöjahre 1842 bis 1823 inc), 


V. Gleihfalls glaubt die Kammer der Reicherärhe dem - 
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jenſeitigen Beſchluße zu . 3. ziel, III. die Zuftims 
mung nicht ertheilen zu fonnen. 


Sie erachtet vielmehr, daß derfelbe gefaßt werden 
dürfte, wie folgt.z 
ad Titt. II. 6. —— 


Fuͤr den Ausfall, der ſich zu Erfuͤllung des Dien⸗ 
ſtes der erſten Finanzperiode ergiebt, wird dem 
Staatöminifterium der Finanzen ‚bey der Schulden: 
tilgungsfaffe. in fo ferne es der. rechnungsmäßig 
nachzuweifende Bedarf erfodert, ein Kredit «von 
6,400,000 fl. erdffnet, in der- Art, da diefe Summe 
‚in vier gleicben Jahresfriften von denjelben bendthigs 
ten Falles erhoben werden kaun. Ueber die Deckung 
diefed Kreditö wird nad) drey Jahren fuͤr die er⸗ 
ſtten drey Jahrgaͤnge nachtraͤglich verfuͤget werden. 
VI. Eudlich glanbt die Kammer der Reichsraͤthe dem 
Antrage der jenſeitigen in Betreff der Uebernahme 
der Peuſioniſten des Rheinkreiſes, welche aus den 
Kreisſonde bezahlt werden, © "4 
auf die Penfionsam ortifationskaffe, — 
und der Penſionen derjenigen Beamten in Rhein— 
freife, welche bisher aus den Kreidmittehr bezahlt 
‚werden mußten, auf- die Etats ‚der betreffenden 
Föniglihen Staatsminifterien. von ı. Oktoͤber 1825 
anfangend, die Zuftimmung nicht ertheilen zu koͤnnen. 
Indem die Kammer der Reichsraͤthe die jenfeirige 
weitere Anficht erwartet, verbarret ſie mit ang 
neter Hochachtung 
München, den 31. Auguſt 835. al, 
| Fürft von Wrede, ae 
erfter Präfident. 
C. G. v. Leyden. 
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Vortrag— 
des 


zweyten Ausſchufſes 
| über. 
bie Befchläffe der Kammer der Neichsräthe 
(das Sinanggefeg für 1825/31 betref.) 
—X erſtattet 


"wo tem Abgeordneten J. v. utzſchne ider 


Die Kammer der Reichsraͤthe aͤbergiebt in einem 
nachtraͤglichen Schreiben vom 31. Auguft L. J. der Kant 
mer, der Abgeordneten ihre weiteren Befchlüffe fowohl 
über das Finanzgeſetz fir die mächfte Finanzperiode 1835, 
als über die Generalfinanzrechnungen für die Etatdjahre 
1833 bis 1823 inclusive, 


Der zweyte Ausfhuß, welder nicht (dumte,, auch 
diefe nachträglichen. Befchlüffe der Kammer der Neiche: 
raͤthe mit denjenigen, welche die Kammer der Abgeords 
neten ‚über denfelben Gegenftand ‚gefaßt hat, zu verglei- 
shen, und zu prüfen, trug mir auf, der hohen Kam⸗ 
mex feine Anfichten hierüber vorzutragen. 

Ad I. Die Kammer der Reichsraͤthe erachtet, daß 
alle: die Anträge: der Kammer der Abgeordneten zu den 
80. 3. 4 und 6 eines Finanzgeſetzes pro 1857 in der 
Weſenheit beruͤckſichtiget ſeyn möchten, und der Geſetz⸗ 
entwurf zugleich an Kuͤrze und Beſtimmtheit durch die 
Zuſammenziehung der 60. 8. 4. 5 und b des Entwurfes 
in einen einzigen Paragraphen merklich gewinnen wuͤrde. 

Dieſer $. 3 hätte nach dem Beſchluſſe der Kam: 
“mer der Neichöräthe folgende. Faſſung: 
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Auf die von der Schuldentilgungsanſtalt neben 


ber Hauptſchuldentilgungskaſſe, und abgeſondert 
von derſelben mit einem hiefuͤr beſonders ausge- 
ſchiedenen Fond zu errichtende eigene Penfions⸗ 
amortiſatiouskaſſe gehen vom ı. Oktober 1825 an 


uͤber: 


a) 


die nis ſchon bioher von der Haupt⸗ 
ſchuldentilgungsanſtalt beſtrittenen Penfionen; 


b) alle bey den übrigen Staatskaſſen noch der— 


e) 


mal beftrittenen  Penfionen: des Säfularifa> 
tiond: und Mediatifirungsetats, welche jez, 
doch die Summe von 330,000 fl. nicht über: 
fteigen dürfen; 


die fämnitlichen. übrigen auf dem — 


etat der Staatskaſſen befindlichen Zivilpen: 
fionen und Unterftügungen, fowohl von Quies: 
centen, ald von Wittwen und Waifen, Dr: 


denspenfionen, fo wie die Mehrbezüge afti: 


ver Staatödiener aud früheren Dienftesver- 
bältniffen nad) dem biöherigen Betrage von 
2,100,000 fl.; 


d) die ſaͤmmtlichen Militärs und Gensdarmerie: , 


Penfionen mit Einſchluß der Militärbezüge 
der bey Zivilbehörden praftizirenden Offiziere, - 


nach der angegebenen Summe von 780,000 fl. ; 


a der Mehrbetrag von 150,000 fl., um welchen 


- fih die angegebenen Penfionen fammtlidder 


Minifterien, bis zum Schluffe des Etatsjah⸗ 


red 1833 noch erhoͤhen koͤnnen; 


f) die gegenwärtigen Penſionen der drey Lan: 


u täten zu 32,000 fl., und der Bes 


' trag von: 30,000'fl, an den Penfionen der 
aufgeloͤsten Stiftungsadminiftrationen ; 


8) alle ferneren in den Geſetzen und beftehen: 
den Normen begründeten, oder auf richter: 
lichen Ausfpruche beruhenden Zugänge und 
Mehrungen an den übernommenen Penfio: 
nen, wie auch Die den SHinterlaffenen der 
übernommenen Zivilpenfioniften (a, b, c, e, 

f.) nad) den beftehenden Normen zu bewile 
ligenden Penfionen und Alimentationen,“ 


"Der Inhalt der obigen Redaktion iveicht von dem 
Antrage der Kammer der Abgeordneten nur darin ab, 
daß ſaͤmmtliche Staatsminifterien die Befugniß erhalten, 
bis zum Schluſſe des fünftigen Etatsjahres 1833 für 
den Betrag von 150,000 fl. zur Laft der Penfionsamor: 
tifationsfaffe penfioniten und quiefetren zu koͤnnen. 


Der zweyte Ausfhuß glaubt in. feiner Majorität 
mit vier Stimmen gegen zwey, daß die hohe Kammer 
der Abgeordneten auf ihren frühern Beſchluß um fo mehr 
ftehen bleiben dürfte, ald nach dem Beſchluſſe der Kam: 
mer der Neichsräthe ein doppelter Termin zur Penfioni: 
rung und Heberweifung der Penfionen auf die Penfions: 
Amortijfationsfaffe angenommen wurde. 


Ad II. fchlägt die Kammer der Neichsräthe hinficht: 
lic) der Anträge der Kammer der Abgeordneten Titl I. 
§. 7. lit. aſet Hit. c. gleichfalld eine neue Nedaftion in 
einein eigenen {9.4 vor, gegen welchen, was die Form 
betrifft, der zweyte Ausfchuß nichts zu erinnern hat; 
allein, was die Bezeichnung der Fonds für die Pens 
fionsamortifationsfaffe betrifft, jo findet derfelbe in fei- 
ner Majorität mir 5 Stimmen gegen .ı feinen Grund, 


3.5 


warum die: hohe Kammer der Abgeordneten von. demije: 
nigen abgehen folle, was fie hinſi ichtlich. der Fonds zur 


:Dotirung dieſer von der Staatöfchuldentilgungsfaffe abs 


gefonderten Penfi ionsamortifationöfaffe früher beſchloſſen 
hat. en h 


Die Kammer :der abhendunuen fe demnach da- 
"bey ſtehen ‚bleiben, Daß Ä 


a) der Penfionsamortiſationskaſſe —** Zöltgeätte 

tm Betrage von 2,060,000 fl. ald Dofation zuge: 

wiefen, und in der Art garantirg werden -follen, daß 

‚ein Ausfall von: det bezeichneten Summe diefer Kaffe 
yon der Zentralſtaatskaſſe zuzuſchießen fey. 


Daß dieſer Penſi iondamortifationöfafle \ weiters zu: 
fließe: 

6) der Ueberſchuß der Stempelgefälle 6 den Betrag 
von 700,000 fl., welcher zu. 192,000 f. vom fönigl. 
Staatsminiſterium der Sa gleichfalls garan⸗ 
tirt wird; 


c) ein weiterer Beytrag aus den Staatögefätlen durch 
bie, Zentralſtaatskaſſe von 448,000 fl.5 dann 


d) jeder Mehrertrag der Zollgefälle über. die im Bub: 
get ‚angefehten 3,060,000 flo 


rs 


. Der Schluß dieſes neu redigirten 6. bleibt übri- 
gend unverändert, indem er mit dem Antrage der Kam: 
“mer der Abgeordneten: aan gleichförmig ifti 


: Ad II. Ertheilt die Kammer der Neichöräthe der 
für Tit. IM, $. 2. von der Kammer der Abgeordneten 
vorgefchlagenen Abänderung ihre Zuftimmung nicht, wos 
bey ed nach einftimmigen Gutachten des Ausfchuffes be- 
wenden kann, indem das koͤnigl. Staatsminiſterium der 


BJ 
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Finanzen’ verfaffungsmäßig doch verpflichtet. iſt, jeder 
Staͤndeverſammlung die Rechnungen, alſo auch die über 
den Dienſt der Vorjahre ohne —— und — 
vorzulegen⸗ 


Ad IV. Nimmt die Kammer der Reichoraͤthe dem 
von der Kammer der Abgeordneten in Vorſchlag gebrach⸗ 
ten Vorbehalte ihrer erſt im Jahre 1628 abzugebenden 
Erklaͤrung uͤber die im Laufe der gegenwaͤrtigen Sitzung 
(1825) der. Kammer vorgelegten vier Rechnungen für die 
Gratsjahre, 1858 bis 1833 nicht bey. 


- Der Kammer der: — muß Daran liegen, 
daß dad Rechnungsweſen des Staats in Ordnung er 
halten werde, und daß die Stände des Reichs von drey 
zu drey Jahren immer einen feſten Anhaltspunkt zur 
Pruͤfung der ihnen vom koͤnigl. Staatsminiſterium der 
Finanzen verfaſſungsmaͤßig vorzulegenden Generalfinang 
rechnungen vor Augen haben: 


Der zweyte Ausſchuß richtete deswegen auch bey 
der diesjährigen Prüfung der in diefer Ständeverfamm: 
[ung vorgelegten Generalfinanzrechnungen fein Augen: 

‘ merf vorzüglich darauf, einen Rechnungsabſchluß fürdas 
Ende des Etatsjahres 1853 herbeyzuführen. Es gelang 
ihm, den Aftivbeftand aller Staatsfaffen für diefen Zeite 
punkt, nämlich für das Ende des Jahres 9a mit 

 9,903,239 fl. 44 fr. 

auszunittelm, welcher Aftivfaffebeftand auch vom. ionigl. 
Staatsminiſterium der Finanzen anerkannt worden. — 
(vide Vlten Bd. der Verhandl. der zweyten Kammer 
der Ständeverfammlung. © 14.) 


Diefe 5,903,239 fl. 44 kr. muͤſſen als Aktivkaſſabe⸗ 
ſtand auch wirklich in der Generalfinanzrechnung auf das 


u. 
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Etatsjahr 1833 übergetragen, refp. als Aftivfaffabeftand 
in Einnahme gebracht werden. 

Den Ständen des Reiches Fann ed nur erwünfcht 
feyn, einen Rechnungsabfhluß für einen beftinmten 
Zeitpunft, und zwar für. dad Ende des Gtatsjahres 
833 feftgeftellt, und dadurd) für nachfolgende Nechnune 
gen einen Anhaltspunkt erhalten zu ‚haben. 


“ 


Die Kammer der Abgeordneten dürfte demnach nad 
einſtimmiger Meynung des zweyten Ausfchuffes der Kam⸗ 
mer der Neichsräthe jetzt gleich dasjenige, was fi fie erft 
im Jahre 1828 zu thun Willens war, erflären, namlich: 


„daß fie die vom koͤnigl. Staatöminifterium der 
Finanzen den Ständen des Neiched für die Etats— 
jahre: 1833, 183%, 1834 und 1833 vorgelegten ' 
" Generalfinanzrehnungen, welche am Ende des 
Etatöjahres 1833 mit einem Artivfaffabeftand von 
5,903,239 fl. 44 . abſchließen, anerfenne.“ 


Ad V. Die Kammer der Reichsräthe ertheilt auch 
dem Befchluffe der Kammer der Abgeordneten zw $. 3, 
Tiel II. ihre Zuftimmung nit, und will diefen Pas 
ragraph folgenderinaffen gefaßt wiffen: 
„nur den Ausfall, der fich zur Erfüllung des 
Dienfted der erften Finanzperiode ergiebt, wird 
dem Staatsminifterium der Finanzen bey der Schul: 
dentilgungskaſſe, infofern ed der rechnungs— 
maͤßig nachzuweiſende Bedarf erfodert, 
ein Kredit von 6,400,000 fl. eröffnet, in det Art, 
daß diefe Summe in vier gleichen Jahresftiſten 
von demfelben benöthigten Falles erhoben 
werden fann. Weber die Dedung diefes Kredi- 
tes wird mac) drey Jahren für die erſten drey 
a — verfuͤgt werden.“ 
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Der zweyte Ausſchuß glaubt einftimmig: 
die hohe Kammer der Abgeordneten dürfte zur Der 
fung des Kinanzfaffadefizits fowohl den Kredit von 
den früher beantragten 3,200,000 fl auf 6,400,000 fl. 
erhöhen, als der von der Kanımer der Neichsräthe 
vorgefchlagenen Form der Nedaftion diefed Para⸗ 
graphen betreten. 


Die Gründe hieztt hat der — Ausſchuß ‚bereits 
in ſeinem an die Kammer der Abgeordneten erſtatteten 
Schlußvortrage auseinandergeſetzt. 

Ad VI. Zum Schluſſe glaubt die Kammer der 
Reichsraͤthe dem Antrage der Kammer der Abgeordneten 
im Betreff der Uebernahme der Penſioniſten des Rhein— 
kreiſes, welche aus den Kreisfonds bezahlt werden, auf 
die Penſionsamortiſationskaſſe, und der Penſionen der— 
jenigen Beamten: im Nheinkreiſe, welche bisher aus 
Kredifmitteln bezahlt werden mußten, auf die Etat3 der 
betreffenden. königl.  Staatsminifterien vom 1. Dftober 
1825 anfangend — die ee nicht ertheilen zu 
können 
Der zweyte Ausſchuß steht mit — — eine 
Stimme die hohe Kammer der Abgeordneten duͤrfte die— 
ſen ihren früheren Antrag nun beruhen laffen; derſelbe 
bleibt aber immer von der Billigfeit des ru. über: 
zeugt. 

Den Schlufantrag der Kammer der Abgeordneten 
zu Tiel III. des Finanzgefegentwurfes, daß naͤmlich 

„alle Foderungen an den Staat aus Titeln vor dem 

1. Dftober. 1825, als erloſchen betrachtet werden 

ſollen, ‚wenn fie nicht bie zum 1. May 1827 bey 

‚dem. fönigl. Staatöminifterium der. Finanzen oder 


l 
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bey den ordentlichen ze des Reiches ange: 
meldet find,“ 


umgeht die — der Reichsraͤthe ganz mit Stillſchwei⸗ 
gen. Der zweyte Ausſchuß giaubt annehmen zu duͤrfen, 
daß die Kammer der Reichsraͤthe dieſem Schlußantrage 
ſtillſchweigend beyſtimme, welche Annahme von Seite 
der Kammer der Abgeordneten der Kammer der eye: 
räthe zu erwiedern feyn dürfte. 

Der zweyte Ausfhuß fehließt hiermit, feine Bemer: 
fungen über die Bejchlüffe der Kammer der Reichsraͤthe 
dad Budget, und das Finanzgefeg für 1835 betreff., 
und fieht den ferneren Befchlüffen der Kammer der Ab: 
geordneten in diefer Hinficht entgegen, 


J. v. Utzſchneider, | 
Referent. 
Vorgetragen und genehmigt den ı. September 1825, 


Goder. 
Schneider, - 


Sekretär. 


:B eylage CLXXXXVI. (b) 
(X. Bd. der Verhandl. 67fte Sitzung S. 520.) 


Ruͤckantwortſchreiben der Kammer der Abgeordneten an die 
Kammer der Reichsraͤthe, das Sinanzbudget pro — 
betreff.) 


Die | 
Kammer der Abgeordneten 


an die 


Kammer der Neicheräthe, 


Die Kammer der Abgeordneten giebt fich die Ehre. 
der Kammer der Neichöräthe.auf das verehrliche Schreis 
ben vom 31. Auguſt d. J., das Finanzgeſetz fuͤr die 
zweyte Finanzperiode 1833 betreffend zu erwiebern. 


1) Den Anträgen unter den Ziffern 1, II, IV. V. giebt 
fie unbedingt ihre Zuftinmmung. 


a) In Bezug auf den Antrag unter Ziff. II, ftimmt 
fie in der Art bey, dag in dem N lit. b. die 
Worte: 


„von dem Finanzminiſterium“ 
weggelaſſen werden. 


3) Sie erkennt die vom koͤniglichen Staatsminiſterium 
der Finanzen den Ständen des Reiche für die 
Etatsjahre 183%, 1823 und 1833 vorgelegten Ge: 
neralfinanzrechnungen, welche am Ende des Gtais 
jahred 1833 mit einem Aftivfaffabeftand von 

| 5,903,239 fl. 44 fr... 
abſchleßen, an. 


Bar 


4) Den Antrag in Betreff der Uebernahme der Pens 
fioniften des Rheinfreifes, welche aus den Kreis: 

“ fonds bezahlt worden, auf die Penfionsamortifas 
tionsfaffe und der Penfionen derjenigen Beamten 
im Nheinfreife, welche bisher aus Kreismitteln bes 

- zahlt werden müffen, vom 1. Oftober anfangend 
auf die Etats der betreffenden koͤnigl. Staatsmini⸗ 
ſterien; 


glaubt fie wiederholt ſtellen zu müffen, 

Indem fie die Mittheilung der gegenfeitigen Anſich⸗ 
ten erwartet, befteht fie mit ausgezeichnetfter Hochachtung: 
München den 2. September 1825, 


_ Sehe v. Schrenf, 
erſter Praͤſident. 
H ad er, 
erfter Sekretär, 


Beylage CLXXXXV.(c) 
(Bd, XIL der Verhandl. Grite Sitzung. S. 538.) 


(Rüdäufferung der Kammer der Reichsraͤthe, in Betreff ber 
Einweifung der. Staatsfhulden aus Altern Mechtstiteln betr;) 
Die 
Kammer der Neihsräthe 

| An die 
Kammer der Abgeordneten: : 
Die Kammer der Reichsräthe hat fich durch ihrem, 
vierten Ausfchng befondern Vortrag über die Einwels 
VII. Beplagenband 211 
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fungen der Staatsſchulden aus Alter Nechtstiteln er: 
fiatten Taffen; und ertheilt hierauf dem Befchluffe der 
jenfeitigen Kammer, fo wie er in jenem vom 16. Aus 
guft Art. 1. Nr. ı vorfömmt, die volle Suflimmung, 


Mit auögezeichneter Hochachtung 
Muͤnchen den 1. September 1825. 


. Der erfte Präfident 
Sürft v. Wrede, 


C. Graf v. Leyden. 





Beylage CLXXXXVI. (c) 
(Bd, XU. der Verhandl. 67ſte Sitzung. ©. 538.) 





Beſchluß der Kammer der Neicheräthe, die Nachfoderungen 
der Nuͤrnberger Staatsglaͤubiger betreff.) 


Die 
Kammer der Reichsraͤthe 


an die 
| Kammer der Abgeordneten. 
Die Kammer der Neichöräthe hat fi) durch ihren 


vierten Ausſchuß über den Befchluß der Kammer der Ab: 
geordneten, die Nachfoderungen einiger Nürnberger 
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Staatsgläubiger betreffend, Vortrag erftatten laſſen, | 

und ertheilt hierauf demfelben ihre Zuſtimmung. 
Mit ausgezeichneter Hochachtung 
—— den a. September 1825. 


der erite Praͤſident 
Fuͤrſt v. Wrede. 


C. Graf v. Leyden. 





Beylage CLXXXVI. (e) und CLXXXXVII. 
(XI. Bd, der Verhandl. ‚Hrfte Sitzung S. 538.) 


Geſammtbeſchluß 
in wen der. Nachfoderungen der Nürnberger: Staats: 
gläubiger. 
Alerdurchlauchtigfter, Großmaͤchtigſter König! 
Allergnädigfter König und Herr! 

Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände des 
Neichs übergeben Seiner Majeftät dem Könige 
den beygefügten Vorfchlag, welchen fie für den Staat 
‘ vortheilhaft und nüsglich halten, ‚mit der ehrfurchtvollften 
Bitte, demfelben die Fönigliche Genehmigung zu ertheilen., 

Sn allertiefefter Ehrfurcht beharren 

München den 2. September 1825, 


Euer Königlichen Majeftät 





allerunterthänigft allerunterthftnigft 
treugehorfamfte Kammer freugehorfamfte Kammer 
der Neichöräthe, der Abgeordneten. 
Fürft v. Wrede, Sehr. v. Schrenk, 
erſter Prafident. | eriter Prafident, 
C. Sr. v. Leyden - Häder, 


erfter Setretaͤr. | 
21 * 


324 | 
u Wunfh und Antrag. 

Es follen Seine Königliche Majeftät im ver: 
faffungsmäßigen Wege allerehrfurchtvollft gebetten wer: 
den, daß 

a) die reduzirten Kapitalien der primitiven Nürnberger 
Staatögläubiger mit der liquidirten Summe von 
46,537 fl. 50 fr. 3 pf. 


nach dem angebogenen Be ald Staatöfchuld 
anerkannt, und 


die Zinfen der benannten — — der Analo⸗ 
gie des Geſetzes uͤber die Ruͤrnberger Staatsſchuld 
vom 22. July 1619 nach dem Fuße, wie derſelbe 
bey den eingeloͤßten Obligationen im Jahre 1797 
vor dem Eintritte der kaiſerlichen Debitkommiſſion 

beſtand, bezahlt werden moͤgen, ohne daß dieſelben 
jedoch vier Prozent überfteigen.. 


b 


— 


München den 2. September 1825. 


Be y’l age CLXXXXIX. 
(Bd. XU. der Verhaudl. H7fte Sitzung S. 538.) 


(Beſchluß der Kammer der Reichsraͤthe, fu Betreff des Ans 
trage der Deputirten des NRheinfreifes, die Foderungen 
an die Krone Frankreichs betreff.) 
— „Die 
Kammer der Neihsräthe 
’ an die 
"Kammer der Abgeordneten. 

Die Kammer der Neichöräthe hat fi über den Bes 
fchluß der Kammer der Abgeordneten auf den Antrag 
der Deputirten des Nheinfreifes, wegen der Foderun—⸗ 
gen ihrer Kommittenten an die Krone Frankreich, durch 
ihren vierten Ausſchuß Vortrag erftatten laffen, und . 
befchließt hierauf, daß von einem Antrage hierüber an 
Seine Majeftät folle Umgang genommen werden. 

Worüber man die weiteren jenfeitigen Anfichten er: 
wartet. 


Mit ausgezeichneter Hochachtung 
Muͤnchen den ı. September 1845. 


Der erite Präfident - 
Fuͤrſt v. Wrede, 


C. Graf v. Leyden. 


1 
\ 
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Beylage CE. 
(Bd. ZIL der Verhandl. 68te Sitzung. S 540,) 





Einlauf 
vom 2. auf den 3. September, 


ı) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, die Red: 
nungen des Staatsſchuldeutilgungsweſens der Jahre 
1633. 


a) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, die Nach— 
foderungen einiger Nürnberger . Staatögläubiger bes 
treffend. 


3) Schreiben der Kammer ber Reichöräthe, über die 
Einweifungen der ee aus allen Rechts: 
titeln betreffend, 


4) Schreiben der Kammer der Reich $ raͤtb e, die Fode⸗ 
rungen einiger Bewohner des Rheinkreiſes an die 
Krone Frankreich betreffend. | 

5) Schreiben der Kammer der Neihöräthe, ben Ge⸗ 
fegesentwurf über die Diftrifsumlagen betreffend. 
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Beylage CCI, 
(Bd. XU. der Verhandl. 6Bte Sitzung. ©, 8542.) 





(Ruͤckaͤußerung der Kammer der Abgeordneten, die Rechnun— 
gen der Staatsihulden für die Jahre 1830/21 — 1822/53.) 


Die 
Kammer der Abgeordneten 
| an die 
Kammer der Reichsraͤthe. 
Die. Kammer der Abgeordneten erwiedert der Kam— 
mer der Reicheräthe auf das geehrte Schieiben vom 


1. September, die Rechnungen über die Staatöfchulden 
für die Jahre 1832 bis 1833 betreffend, 


„daß fie den jenfeitigen Anträgen ihre Zuſtim⸗ 
mung ertheilt habe,“ 


Mit ausgezeichnetfter Hochachtung 
Münden den 3. Sept 1825, 


Frhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. 


Haͤcker, 
erſter Sekretaͤr. 


528 
— Beylage cn. | 
ar. Kl. der Verhandl. 68ſte Sikung. S. 342,) 


(Sefarsmtbefhluß 
der Stände des Reichs, die Rechnungen ber Staatsſchulden 
vom’ Jahre 1820/21 — 1822/23,) 


Allerdurchlauchtigfter,, Großmächtigfter König! 
Allergnädigfter König und Herr! 


Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände des 
Reichs 
„erkennen die ihnen vorgelegten vom koͤnigl. ober: 
fen Rechnungshofe bereits juftifizirten Rechnun: 
gen der Staatöfchuldentilgungs-Anftalten zu Min: 
hen und zu Würzburg für die Jahre 1822, 1834 
und 1833 an,“ 
und übergeben mit diefem Anerkenntniffe Seiner Ma— 
jeftät dem Könige den beygefügten Vorfchlag, tel: 
chen fie für den Staat vortheilhaft und nüßlich halten, 
mit der ehrfurchtvollften Bitte, demfelben die Frnigjice 
Genehmigung zu ertheilen, 
In allertiefſter Ehrfurcht erharren 
Muͤnchen den 3. September 1826. 


Euer Königlichen Majeftät 


allerunterthänigft allerunterthänigft 
treugehorfamfte Kammer trengehorfamfte Kammer 
der Reichöräthe. der Abgeordneten. 
Zürft o. Wrede, ‚ Sehr. ©. Schrenf, - 
erfter Prafident, erſter Präfident. 
C. Gr. v. Leyden, Häder, 


erſter Sekretär. 


Bi 
Wunſch und Antrag. 

Es ſollen Seine Königlihe Majeftät im vers 
foffungsmäßigen Wege allerehrfurchtvolfft gebeten werden: 
a) daß für die Zukunft der Staatsſchuldentilgungs⸗ 
Auftalt die Malzauffchlagsgefälle in ihrem Netto: 
Ertrag nach Abzug der Perzeptiond= und Betriebs: 
foften übergeben, und fohin ihr die Bezahlung und 
Berrechnung des Gehalts der Aufſchlags-Inſpekto⸗ 

ren nicht mehr zugewieſen werde; 


daß kuͤnftig den Staͤnden des Reiches ein Verzeich⸗ 
niß der, ‚der Staatsſchuldentilgungs⸗ Anſtalt gehb⸗ 
rigen Realitaͤten mit Beyfuͤgung des Schaͤtzungs⸗ 
werthes denſelben mitgetheilt werde. 


Muͤnchen den 3. September 18285. 





Behlage CCM. 
(Bd. XII. der Verhandl. HBfte Sitzung. ©. 667.) 





(Rüdantwort ber Kammer der Abgeordneten, die Landräthe 
| betreffend.) 


Die 
Kammer.der Abgeordneten 
an die 
Kammer.der Reihsräthe. 
Die Kammer der Abgeordneten giebt fich die Ehre 
der Kammer der NReichsräthe auf das geehrte Schreiben 


vom ı. September d. J. den Gefeßesentwurf über die 
Landräthe betreffend, zu erwiedern: 
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ı) Dem.Antrage ad I) in Bezug auf die Modifikation 

zum . 2. Nr, ı, giebt fie ihre Zuftimmung. 

2) Der unter Ziff. II, beantragten veränderten Faffung 
des $. 2. Nr. 3. erachtet fie ihre Zuftimmung vers 
ſagen zu muͤſſen. 

3) Uebrigens glaubt die Kammer der Abgeordneten, 

anf ihren fruͤhern Beſchluͤſſen beharrend, dem uͤbri⸗ 
gen Modifikationen der Kammer der Reichsraͤthe 
ihre Zuſtimmung verſagen zu muͤſſen. 


Die jenſeitigen weitern Anſichten hieruͤber erwartend, 
beſteht mit ausgezeichnetſter Hochachtung 
Muͤnchen den 3. Sept. 1825. 


Frhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. 
Haͤcker, 


erſter Sekretär. 
————— 


Beylage CCIV. 
(Bd, XII. der Verhandl. 68ſte Sitzung. S. 560.) 





(Rüdantwort der Kammer der Abgeordneten an die Kammer 
ber Reichsraͤthe, das Peraͤquationsgeſetz betreffend.) 
| Die 
Kammer der Abgeordneten 
an die 
Kammer der Reihsräthe. 


Die Kammer der Abgeordneten hat die Ehre der 
Kammer der Reichsräthe auf das verehrte Schreiben 
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vom 2. September, den Anttag des Abg. Vetterlein 
wegen Beichränfung des Peraͤquationsgeſetzes vom aaten 
Zuly 1819 in feiner ruͤckwirkenden Kraft betreffend zu 
erwiedern: 


„daß fie dem von der jenſeitigen Kammer weiter 
beantragten Zufage ihre Zuftimmung ertheilt habe.“ 


Mit ausgezeichnetfter. Hochachtung 
München den 3. September 1825, 


A Frhr. v. Schrenk, 
I erſter Praͤſident. 


Haͤcker, 
erſter Sekretaͤr. 


— hhansk— — — r 


Beylage CCY, | 
(Bd. XU, der Verband. 68ſte Sitzung. ©. 560.) 


(Geſammtbeſchluß | 
der Stände des Reiches, das Peraͤquationsgeſetz vom a2. July 
Ba betreffend.) 


Allerdurchlauchtigſter, Großmaͤchtigſter Koͤnig! 
Allergnaͤdigſter Koͤnig und Herr! 


Die allerunterthaͤnigſt treugehorſamſten Staͤnde des 
Reiches übergeben Seiner Majeſtaͤt dem Kdnige 
den beygefuͤgten Vorſchlag, welchen ſie fuͤr den Staat 
vortheilhaft und nuͤtzlich halten, mit der ehrfurchtvoll⸗ 


% 
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fien Bitte, demfelben die Königliche Genehmigung zu 
ertheilen. | u 
In allertieffter Ehrfurcht erharren 
Muͤnchen den 3. Sept. 1825. ge 
| Euer Königlihen Majeftät | 


allerunterthänigft allerunterthänigft 
treugehorfamfte Kammer treugehorfamfte Kammer 
der Reichsraͤthe. der Abgeordneten. 
Fuͤrſt v. Wrede, Fryhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. | erſter Präfident. 
C. Gr. v. Leyden. Haͤcker, 


erſter Sekretaͤt. 


Wunſch und Antrag. 


Es ſollen Seiner Majeſtaͤt den Koͤnig im ver— 
faſſungsmaͤßigen Wege gebeten werden: 


1) daß von der Ausgleichung der Kriegslaſten für das 
Vergangene nad) Anleitung des Kriegkoften : Per: 
äquationsgefeged vom 22. July ı8ı9 Umgang ge: 
nommen werde, mithin dem Artifel 16. und 15. 
diefed Geſetzes durch die Erklärung, daß der be: 
treffende Gegenftand von jeßt an zu beruhen habe, 

. genügt ſey; | 

2) daß die Berathung ber die Ausgleichung der noch 
beftehenden Kriegslaften, deren Liquidität von ber 
treffenden Kreisregierung bereitö anerkannt ift, und 
außer Zweifel jteht, nach Kreifen den zu erwartenden 
Sandräthen, oder wenn ſchon vor deren allenfallfi: 
ger Einführung ‚eine Abhuͤlfe nothwendig feyn follte, 
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‚den Kreisregierungen, nad) Vernehmung der betheis 
ligten_ Gemeinden, fo wie der, Standesherrn, und 
übrigen Gutsherrn, in fo ferne diefe dabey bethei— 
ligt find — in beyden Fällen unter dem Vorbehalte 
der allerhoͤchſten Genehmigung. Überlaffen werde. 


München den 3. Sept. 1825. 





Benluge CCVI. 
(Bd. X. der Verhandl. 68te Sikung. ©. 56). 





(Rütäuferung der Kammer der Abgeordneten an die-Kammer 
der Reihsräthe, den Gefegesentwurf im Betreff der Diſtrikts— 
umlagen.) 
Die 
Kammer der Abgeordneten 
an die 
Kammer der Reihöräthe 
Die Kammer der Abgeordneten erwiedeit der Kam— 
mer der Reichsräthe auf das verehrfiche Schreiben vonı 


2. Sept. d. 5. den Gefegesentwurf über bie Diſtrikts⸗ 
umlagen betreffend: 


1) Der Modifikation 5. giebt fie in der Art ihre Zus 
fimmung, daß zugeich ausgefprochen werde: 

„die Befteuerten im erften Drittheile würden un⸗ 

ter den Großbegüterten verſtanden.“ 


2) Der 6. Modifikation glaubt die Kammer der Abgeord⸗ 
neten num nach Derwerfung der diesſeits beantrag- 
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ten Faſſung derfelben, ve Zuftimmung verſagen zu 
muͤſſen. 


3) Der 9. Modifikation giebt fie ihre Zuſtimmung iu 

der Art, daß neben den Artikeln 3. 4. und 7. des 
Umlagenz und Artifel 6, des Peräquationdgefeges, 
noch der Art. 1. und 2. des Umlagengeſetzes alle: 
girt werde, 


4) Der Mopififation Nr. 11, verfügt die Kammer der 
Abgeordneten ihre Zuſtimmung auch in der veräns 
derten Faſſung. 

Indem fie die Mittheilung der jenfeitigen Auſichten 
erwartet, beſteht fie mit ausgezeichnetſter Hochachtung 


München ven 3. September 1825, 


Frhr. v. Schrenk, 


erſter Prafident, 
Re Häde Tr, 


erſter Sekretaͤr. 





Beylage CCVIL 
(8b, XII. ber Verhandl. 68ſte Sitzung . S. 606.) 


Ruͤckantwort der Kammer der Abgeordneten an die Kanımer 
der Neihsräthe, die Abanderungen in der Stempelorduung 
betreffend.) 
| Die 
Kammer der Abgeordneten 
an die 
Kammer der Reichsräthe, 


Die Kammer der Abgeordneten erwiedert der Kam: 
mer der Neichsräthe auf das geehrte Schreiben vom 
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ı. September, den Befchedentwiif über einige Abän- - 
derungen in der Stempelorduung betreffend. 


Ad I) Der Modifikation unter Ziffer 1. ſtimmt fie 
in der. Art bey, daß nad) den Worten: 


„muß in folchem Galle“ 
der Saß folgendermaßen gefaßt werde: 


„der betreffende Stempelbogen innerhalb acht 
längftend ı4 Tagen beygeheftet, und diefes durch 
eine Gerichtöftelle-Foftenfrey Eonftatirt werden.“ 


Sie ſtimmt dem Beyfage: 


„sub c) in der Art, daß der Termin, deffen An: 
fang nicht berechnet werden raum, weggelaffen 
werde,“ 

und dem Zufaße: 


ad 2) unbedingt bey, 


Ad IV) Dem Antrage zum Abſchnitt V. ftimmt die | 
Kammer der Abgeordneten in der Art bey, daß der aus: 
gefprochene Satz alö Antrag an die Regierung gebracht 

werde, 


Ad VI) Dem Beyſatze zu Abfchnitt VIE. ſtimmt ſi ie 
in folgender Faſſung bey; 


g) Erbſchaften von Gefhwiftern, die bey unverfheil- 
ten Vermögen in Gemeinfchaft leben. 


h) Alle Erbfchaften ab intestato und ſolche, welche 
ſich in Folge der Iehen, oder fideifommiffarifchen 
Erbfolge, worin ex pacto et providentia majorum | 
ſuccedirt wird — erdfinen, ohne Rüdficht auf den 
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Verwandtſchaftsgrad des Nachfolgers zu dem Bor 
fahrer. 
Ad VII). Der vorgefhlagenen Faffung des erften 
Abfages zum Abfihnitt IX , fo wie 


ad VIN) der Saffung der Nr. 2. $. 5, des Abſchn. X. 
ſtimmt jie-bey. 


Ad IX) Der Faffung des Eingangs des Abfch. XI 
glaubt die Kammer der Abgeordneten die Zuffimmmuing 
verfagen zu. müffen. 


Ad X) Märe nichts zu bemerken. 


Ad XI) Giebt die Kammer der Abgeordneten der 
Modalität, unter welcher die Kammer der Neichsräthe 
dem Munfche der Kammer der SIR beygetreten 
iſt, ihre Zuftimmung. 

In allen nicht befonders berührten Punkten findet 
die Kammer der Abgeoröneten nichts zu erinnern, 


Hierüber erwartet fie die Mittheilung der weiter 
jenfeitigen "Anficht, und beftchet mit EEE 
Hochachtung 


München den 3. Septmber 1825. 


Frhr. u Schrenk, 
erfter Praͤſident. 
Haͤcker, 


erſter Sekretär. 


3% 
Beylage CCVI 
(Bd, XII. der Verhandl. 6ofte Sitzung. S. 608.) 





Einlauf 
vom 3. bis 6. September. 

1) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, ben Kre⸗ 
ditverein für bayeriſche Gutsbeſitzer betreffend. 

3) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, das 
Schuldentilgungsgefeg betreffend. 

3) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, bie 
Wahl des ftändifchen Schuldentilgungs : Kommiffärs 
betreffend. | | 

4) Schreiben der Kammer ber Heihsräthe, bie 
Wuͤnſche und Anträge der Kammer der Abgeorbnes 
ten zu dem Finanzbudget betreffend, | 

5) Schreiben die Kammer der Reihöräthe, die ber 
Regierung zu genteinnägigen Zwecken votirte Summe 
son 100,008 fl, betreffend: 

6) Vorftellung des quiefeirten Regierungsrathes von 
„Kaspar, deſſen vaterlaͤndiſches Drama, Aventin 
betitelt. 

J Schreiben der Kammer der Reich sraͤthe, die Lande 
ruͤthe betreffend. | 

8) Schreiben der Kammer ber Reihöräthe, das 
Zollgeſetz betreffend: 

Schreiben der Kammer ber Reichsraͤthe, ben Ge 
fesentwurf über die Deimath. betreffend, 

10) Schreiben der Kammer der Reihsräthe, den Ges 
feßesentwurf über Anſaͤßigmachung und Verehell⸗ 
Kung betreffend, 

VII Beylagenband⸗ mM 
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11) Schreiben der Kammer der Reicheräthe, das 
ftändifche Archiv betreffend. 


12) Vorſtellung der Demolitionsbeſchaͤdigten vom St. 
Nikola; Verletzung der konſtitutioneller Rechte 
betreffend: 


13) Vorſtellung der Schifferzunft der Stadt Progelten, 
die Ausfuhr des Klafterholzes betreffend. 


14) Schreiben der Kammer der Reihsräthe, den Ent 
wurf eined Finanzgeſetzes betreffend, 


15) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, das 
Stempelgeſetz betreffend. 

16) Schreiben der Kammer der Keichsraͤthe, Di⸗ 
ſtriktsumlagen betreffend. 

17) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, die An— 

träge der Kammer ber Abgeordneten auf Befdrdes 

rung der Agrikultur ded Gewerbfleißes und des Hans - 

dels betreffend. 


18) Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, die Rech: 
nungen über das Schuldenwefen für 1832 bis 182% 
betreffend. Ä 


19) Schreiben der Kammer der — das 
Staatsſchuldengeſetz betreffend. 


20) Vorſtellung des Lizentiat Rott, Rechtsanwalt in 
Landshut, Siegelmaͤßigkeit betreffend. 
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Beylage CC. 
(Bd. XII, der Verhandl. 69. Sitz. S. 608.) 


(Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, in Betreff des 
Finanzgeſetzes.) 


Die 
Kammer der Reichsraͤthe 
an die 
Kammer der Abgeordneten. 

Die Kammer der Reichsraͤthe erwiedert auf das 
Kommunikat de dato et praes. »ten dieß den Entwurf 
des Finanzgeſetzes betreffend: | 

1). Sie ertheilet ihre Zuftimmung dafür, daß in IT, lit, b, 
oder F. 4. lit. b. des Sinanzgefegentwurfes die 
Worte: 
„oon dem Finanzminifterium“ 
weggelaſſen werden, 
2) Sie glaubt auf ihrer sub Nr. VI, ihres Rommunie 
kats vom 3ı, Auguft Hinfichtlich der Penfioniften 

im Rheinkreife gegebenen Aeußerung wiederholt bes 

ftehen zu follen. 

Mit ausgezeichneter Hochachtung 

München den 5. September 1825, . 


Der erite Präfident, 
Fuͤrſt v. Wrede, 


C. Gr. v. Leyden. 





— 


22 ® 


’ 
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Benlage CCK 
(Bd, XII. der Verband. 69. Sitzung ©. 608:) 


(Schreiben der Kammer der Relchsraͤthe, das Stempelge⸗ 
* beit.) 


Die 
Kammer der Neichöräthe 
an die 
Kammer der Abgeordneten 
‘ 


De Kammer der Neichsräthe eriwiedert der Kam: 
iner der Abgeordneten auf das gefällige Schreiben vom 
3 d. M. 

„den Geſetzedentwurf uͤber einige Abaͤnderungen 

in der Stempelordnung betreffend, wie folgt: 

J. 
ad I. fie ertheilt dei biee von der jenfeitigen Kammer 
vorgefchlagenen Lefenrt ihre Zuftimmung, wonach es 
in Abfchwitt I, nach den Worten: 
„muß in folhem Falle‘ 

heißen wird: 


„der. betreffende — innerhalb 8 lang: 
ſtens 14 Tagen beygeheftet, und dieſes durch eine 
Gerichtöftelle koſtenfrey konſtatirt werde.“ 


Zu lit, c glaubt fie hingegen, bag ftatt des dort 
anberaumten Termins von ı4 Tagen längftend 4 Wo⸗ 
chen, das Wort — —— werden 
ſolle. | 


sh 


ad IV. Den Zufag zu Abfchnitt V. betr. 

War und ift ed der Sinn. der Beſchluſſes der dieß— 

feitigen Kammer, daß diefer die Koften des Debitd 

ded Stempelpapiers betreffende. Zufaß, als Antrag 
an die Regierung gebracht werde, wedurch fi fich die: 
fer Anftand von felbft hebt, — 

ad VI. Zu Abſchnitt VII. ſtimmt die Kammer der. Reiche: 
räthe der hier sub g.et.h von der jenfeitigen. Kam: 
mer beantragten Faſſung bey, und bemerft nur, daß 
diefem zu Folge die von der Kammer der Abgeord⸗ 
neten urfprünglich beantragte lit. h die Befreyung 
der Legate fir milde Stiftungen von der Stempel: 
gebübr, welcher man am 3. d. M. zuftimnte, in der 
definitiven Redaktion nuymehr Lit. i werden muͤſſe. 

ad IX Die Faſſung ded Eingangs des Abfchnittes XL be⸗ 
treffend, williget die Sammer der Neichöräthe ein, es 
bey der urfpringlichen Faſſung de. Geſetzentwurfes 
zu belaſſen. 

Da dieſem zu Folge der definitiven Redaktion des 
gemeinſchaftlichen Beſchluſſes der beyden Kammern uͤber 
den befraglichen Geſetzentwurf nichts mehr im Wege ſte⸗ 
het, ſo ſieht die Kammer der Reichsraͤthe der baldigen 
Vorlage desſelben entgegen, und erneuert bey dieſer Ge— 
legenheit die Verſicherung ihrer ausgezeichneten Hochach⸗ 
tung. 

München den 5. September 1b26. 


Der erfte Präfidene 
Fürft von Wrede, 


6, Graf von Leyden. 
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Beylage CCKI. 
Gd. XII. der Verhand. 69. Sitzung S. 609.) 





(Schreiben der Kammer der Neihsräthe, die Ra 
gen betr.) 


Die 
Kammer der Reichöräthe 
an die 
Kammer der Abgeordneten, 


Die Kammer der Reichsraͤthe erwiedert auf das 
Schreiben der Kammer der Abgeordneten dd. et präs. 
3. Sept. d. J. 


Erfte Modifikation 5 


Die Kanımer der Neichöräthe gehet darauf ein, daß 
ſtatt, — „Großbegüterte* gefegt werde „Höchft: 
befteuerte“, — jedoch ohne Benfas von einem Drit: 
tel oder was immer fuͤr einem fonftigen Zuſatze. 


Zweyte Modififation 6, 


Die Kammer der Neichörähe beharret auf diefer Mo: 
dififation, jedoch in folgender Faſſung: 


„daß ohne Unterfchied der Klaffen derjenigen zu 
den Diftriftöverfammlungen berufen werden fol: 
len, welde einen ausgezeichneten großen Antheil 
an den Beytraͤgen oder Leiftungen zu nehmen, 
oder ein befonderes Intereffe bey denfelben haben, 
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ſo fern fie nicht bereits hinreichend durch die ge: 
feglich berufenen Mitglieder vertreten find.“ 


„Lestere find nur in Beziehung auf den ein: 
zelnen ©egenftand, der befonders betrifft, beyzus 
ziehen.“ u | u 


Dritte Modififation 9. 


Die Kammer der Neichsräthe nimmt den von der 
Kammer der Abgeordneten "hier vorgefchlagenen Bey: 
- faß an. ZZ | 


Vierte Modififation a. 


Die Kammer der Neichsräthe beharret auf diefer Mo: 
dififation, jedoch in folgender Faffung: 


„Die Grund: und Zehent: fo wie die Gutsherrn 
rücfichtlih ihrer Nuftifalbefigungen follen ent= 
weder felbft, oder dur ihre Bevollmächtigte 
nach dem Maß ihrer Betheiligung zu den Diſtrikts⸗ 
verſammlungen beygezogen werden. 


„In den Fällen, wo ein Diftrift aus mehreren 
Land: oder Herrfchaftägerichten im Ganzen, oder 
zum Theile zufammengefest ift, follen unter der 
Leitung des Föniglihen Kommiffärs jedesmal die 
einfchlägigen Land- und Herrfchaftsrichter beyge: 
zogen werden, um der Diftriftönerfammlung die 
nöthigen Auffchlüffe über die bey derfelben vorfoms 
menden; die Lofalverhältniffe ihrer Bezirke betref⸗ 
fenden Gegenftände zu geben.“ 
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Die Kammer der Abgeorbneten beliebe in Folge der 
gegenwärtigen letzten dießfeitigen Erflärung nunmehr den 
Gemeinbefhluß, und den. gefertigten Entwurf der Kam: 
mer der Neichöräthe in Baͤlde mitzutheilen. 


Dan erneuert die Verfiherung ausgezeichneter Hoch⸗ 
achtung 


München den 5. September 1823, 


Der erſte Praͤſident 


C. Graf von Leyden. 





Beylage CEXIE 
(Bd X, ber Verhand. 69. Sttzung S. 6od.) 





(Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe an die Kammer der 

Abgeordneten, über die Anträge der Kammer der Abgeorbnes 

ten auf Beförderung der Agrikultur, des Gewerbfleifes und des 
Handels.) | 


Die 

. Kammer der Neihöräthbe 
an die 

Kammer der Abgeordneten, 


Die Kammer der Reichsraͤthe glaubt in Betreff 
der Anträge der Kammer der Abgeordneten auf Beför: 
derung der Agrifultur, des Gewerbfleißes und des Hans 
dels, auf diefe fo weit umfoflende, theils ſchon von der 
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Regierung bey Cntiverfung der neuen Geſetze beruͤchſ ch⸗ 
tigte Antraͤge dermal nicht eingehen zu koͤnnen. 
Mit ausgezeichneter Hochachtung 


Muͤnchen den 5. September 1828, 
Der erite Praͤſident 
Fürft von Wrede, 


C. Graf von Leyden. 


Beylage CCXM. 
(Bd. XII, der Verhand. 69. Sitzung ©. 608.) 





(Schreiben der Kammer ber Reihsräthe an die Kammer der 
Abgeordneten, über die Rechnung des Staatsihuldenwefens.) 


Die a 
Kammer der Neihöräthe 
an die 
Kammer der Abgeordneten, ö 


Nachdem die Kammer der Abgeordneten den dieß- 
feitigen Anträgen rücfichtlid der Rechnungen über die 
Staatöfchulden für 183% bid 1823 ihre Beyſtimmung er: 
theift hat, fo fieht man der von demfelben gefertigten 
Geſammtbeſchluß in Bälde entgegen. 


München, den 4. September 1825, 


Der erfte Prafident 
Fürft von Wrede. 
C. Graf von Leyden. 
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Beylage CCKIV. 
(8b. XI. det Verband. 69. S. 609.) 


A. 
Bortrag 
des vierten Ausfchuffes 
über den | 
Befhluß der Kammer der Reichsraͤthe. 
In Betreff einer Verordnung über das Staatsſchuldenweſen, 


erſtattet 
von dem Abgeordneten Moier. 


Der vierte Ausſchuß erhielt yon dem verehrlichen Prä- 
fidium unter den 3, d. Monats ein Schreiben der Kams 
mer der Abgeordneten, den gefaßten Beſchluß in Betreff 
ded Verordnungsentwurfes über das Staatsſchuldenwe— 
fen enthaltend, und erftattet hierüber der Kammer der 
Abgeordneten folgenden Vortrag. 


Das Schreiben der Kammer der ABA lau: 
tet fo: 


Die 
Kammer der Reihsräthe 
an die 
Sammer der Abgeordneten. 


Die Kammer der Reichsraͤthe hat ſich durch ihren 
vierten Ausſchuß über das vorliegende Geſetz, die Schuld 
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des Staatd betreffend, und die hierauf gefaßten Be: 
ſchluͤſſe, Vortrag erftatten laffen, nnd glaubt hierauf dep 
Beyfägen, Aenderungen und Vorbehalten bey den 96. 
1, 2,3, 6, 10,13, ihre Zuſtimmung jedoch dahin ertheilen zu 
koͤnnen, daß dort, wo von dem Zuſchuß der Staatskaſſe 
zu den Fonds der Schuldentilgungskaſſe die Rede iſt, die 
Summe von 706, ooo fl. ftatt 808,000 fl- anzufeßen fey. 


Der $. 6 lit a dahin abzuändern fey, daß flatt 
„bid zum Schluß des Etatsjahreg“ 
gefeßt werde: Ä | 
„bie zum Schluß des Etatsjahres 1825. 
Am Ende des $. 8 der Zuſatz eingefchaltet werde, 
welcher dahin lautet; 
„diefe Dotation verbleibt der Penfionsamortifas 
tionskaſſe in fo lange, bis die in den erften Zah: 
ren zu Ffontrahirende Haupt- und Nebenfchuld voll; 
kommen gedeckt ſeyn wird.“ | 
„So wie diefe Kapitaldfchuld abgetragen iſt, 
eichtet fich die Dotation der Amortifationsfaffe nach 
der Größe der bis dahin noch nicht erlofchenen 
Penfionen.« | 
Es in allem Uebrigen aber bey dem Bachſtaben des 
Geſetzes fein Verbleiben habe. 
Worüber man die jenfeitige Anficht erwartet. 
Mit ausgezeichneter Hochachtung 
Münden, den 3. September 1825, 
Der erſte Präfident 
Fürft von Wrede, 
&. Graf von Leyden. 
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In dem Beſchluß der- Kammer der Neichöräthe er: 
fheinen nur drey Abweichungen von dem Befchluß der 
Kammer der Abgeordneten. 


Die Kammer der Neichsräthe giebt nämlich 
ı) den Benfägen, Aenderungen und Vorbehalten der 
Abgeordneten bey den Verordnungsparagraphen ı, 
2, 3, 6, 10, und ı3 ihre Zuftimmung, jedoch dahin, 
daß dort, wo von dem Zuſchuß der Staatskaſſe zu 
den Fonds der Schuldentilgungdauftalt die Rede 
iſt, die Summe von 708,000 fl. ſtatt 808,000 fl. 

anzufegen ſey. 

(Hier muß Referent vorläufig bemerken, daß in 
feinem der bier genannten Paragraphen von ei: 


wem Zufchuffe der Otaatöfaffe die Rede ift, wohl 
aber in den Paraphen 4 und 7.) . 


2) Der $. 6 lit a (ed muß beißen lit e) fol am Ende 
flatt der Worter 
„bis Schluß ded Etatöjahres“ 
gefeßt werden: wear: 
„bis zum Schluß des Gtatsjahres 1838, und 


3) fol am Ende des (. 8. ein Zufaß eingefchaltet wer: 
den, der die Dauer der jebt ausgeiprochenen Do: 
tation für die Penfionsamortifationsfaffe und ihre 
einftige Umänderung beftimmt. 


. In allen übrigen Paragraphen foll ed bey dem Buch: 
ftaben des Gefeges fein Berbleiben haben. 


Um fowohl die Uebereinftiimmung der Kammer der 
Neichöräthe mit den Befchlüffen der Kammer der Abge: 
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ordneten, ald auch ihre Abweichungen dabon deutlich zu 
erfennen, wird nun der Neferent nad) dem gemeinfamen 
Beſchluß des vierten Ausfchuffes alle Paragrapheit des 
Gefeßes durchgehen, bey jedem die Zuftimmung der Kammer 
der Neichöräthe oder die Abweichung bemerfen, und bey 
diefer die Anfichten des vierten Ausſchuſſes hierüber hin- 
zufügen. Somit werden denn zugleih auch die Para: 
graphen bezeichnet, in weldhen es bey dein Buchltaben 
des Geſetzes fein Verbleiben haben foll, 
1. 

Zum $. ı giebt die Kammer der Reichsraͤthe ihre 
Zuftimmung, daß nach dem Beſchluß der Kämmer der 
Abgeordneten der Zuwachs an Staatöfchulden aus ältern 
Rechtstiteln feit 1843, fo wie folder in den Rechnungen 
fammtlichet Statsfchuldentilgungsfaffen für die Jahre 
1818 bis 1833 vorgetragen ift, nicht nur mit Vorbehalt 
der Nevifion ded oberften Rechnungshofes hinſichtlich der 
noch nicht geprüften und anerkannten Nechnung für. 
1833, fonderi auch mit Vorbehalt der noch unerledigten 
Refervate derfeiben für einzelne Poften der Vorjahre ans 
erfannt werde: 


’ 


9 A 

Zum 6. 2 will die Kammer der Reichöräthe, .fo wie 
die Kammer der Abgeordneten zus Aufnahme der gefamme 
ten Schuld der ehemäligen Kreishülfskaffe zu Würzburg 
fammt den feit dem ı. Dftober ı832 verfallenen Zinfen 
unter die Staatsfihuld des Untermainfreifes nur unter 
dem Zufag: 

„nach vorhergegangener Liquidation“ 

ihre Zuftimmung geben. | 
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F IH. 

. Die Kammer der Neichsräthe nimmt die Modifika⸗ 
tion des q. 3 an, welche die Kammer der Abgeordneten 
in der Art faßte, daß der, dem Rheine und Untermain- 
kreis treffende Antheil an dem von der Hauptfchulden: 
tilgungsanftalt im Lauf der erften Finanzperiode auf das 
Getreidfreditvotum geleifteten Zahlungen nebft den bes 
reitö verfallenen Zinfen und die diefe Kreife treffende An— 
theile an den darauf noch ferner zu leiſtenden Zahlungen 
beftimmt auögefchieden, und in Kapital und Zinfen vor: 
gemerft werden, von den Bepträgen diefer Kreife aber 
zur Berzinfung und allmähligen Abtragung dieſer Schuld⸗ 
antheile vorläufig Umgang zu nehmen ſey. 


IV, 


Der $ 4 des Geſetzentwurfes enthält die geſammt, 
Dotation, welche die Schuldentilgungsanſtalt auſſer den 
durch das Geſetz 1819 ihr ſchon zugewieſenen Fonds noch 
weiters erhalten ſoll, worunter lit. d auch der Zuſchuß 
der Zentralſtatskaſſe von 808,000 fl. vorkommt. 


Dieſe Summe des Zuſchuſſes will die Kammer der 
Reichsraͤthe in die Summe von 708,000 fl, umgeaͤndert 
wiſſen. 


Der vierte Ausſchuß kann dieſer Umaͤnderung nichts 
entgegen ſetzen, da die Kammer der Abgeordneten in 
dem Finanzbudget fuͤr die Penſionsamortiſatiskaſſedota⸗ 
tion die Summe von 2,700,000 fl. beſchloſſen, und die 
Kammer der Reichsraͤthe ihre Zuſtimmung gegeben hat. 


Es kann demnach der Zuſchuß der Zentralſtaatskaſſe 
nur zu 708,000 fl. feſtgeſetzt werden, denn würde er zw 
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808,000 fl. angenommen, fo betrüge die Dotation- der 
Penfionsamortifationsfaffe 2,800,000 fl., nämlich _ 
a) aus den Zollgefaͤllen 1,800,000 fl. 


b) den Weberfchuß von den Stempelge: 
fällen über den Betrag von 700,000 fl, 
der ſich zu 192,000 fl. 
berechnet, und auch bereitd durch ges 
meinfamen Befchluß der beyden Kam⸗ 
mern garantirt ift, 


e) Der Zufhuß von 808,000 fl. 
. Summe 2,800,000 fl. 





Es fann demnach) nur von einem Zufchuß von 708,000 fl. 
die Nede feyn, und diefer ganze Paragraph richtet fich 
nach den gemeinfamen Befhlüffen, die beyde Kammern 
über das Finanzbudger it diefer Hinficht bei gefaßt 
haben. 


V. 


Der $. 5 beſtimmt die Gefälle, welche von den ges 
fammten Fonds der Schuldentilgungsanftalt zunächft der 
Zind: und Tilgungsfaffe derfelben zugewiefen find, naͤm⸗ 
lich: 


die Malzaufſchlagsgefaͤlle zu 4,400,000 fl. 
der Ertrag aus der Bank in Nürnberg zu 5,000 fl. 
dad Stempelaverfum zu 700,000 fl. 
der Lottogefaͤllzuſchuß 150,000 fl. 





Summe 5,255,000 fl. 
wie fie bereitd von beyden Kammern angenommen ift 
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* VI. 
Die Kammer der Reichsraͤthe nimmt mit der Ram: 


mer der Abgeordneten an, daß im Eingang des 6. 6 
ausgeſprochen werdet 


a) die zu errichtende Penfionsamoetifationsfaffe werde 
unter die verfaffungdmäßige Gewährleiftung der 
Stände des Reichs geftellt, und unterliege der ver: 
faſſungsmaͤßigen Mitauffiht der fländifhen Koms 
miffarien; 


b) daß sub lit c bengefeht werde: 


„die Penſionen des Saͤtulariſatlons⸗ und Media⸗ 
tiſirungsetats duͤrfe die Summa von — ſ. 
nicht uͤberſteigen.“ 


Die Kammer der Reichsraͤthe will aber auch, daß 
dieſer $. 6 lit. e dahin abgeändert werde, daß ſtatt 
„bid zum Schluffe des Emtöjahres“ 
geſetzt werdet 
„bis zum Schluß des Etatsſahres 1825," 

Da bereits die Kammer der Abgeordneten in ben 
Beſchluß diefer Umänderung unter ber Bedingung, dag 
det Mehrbetrag det anzugebenden Penfionen ſaͤmmtlicher 
- Minifterien in feinem Falle die Summa von 150,000 fl, 


überfteigen darf, eingeftimmt hat, ſo iſt hierüber nichts 
weiter zu erinnern .. 


. " VI. 
Der 6. 9 beſtimmt die beſondere Dotation ber 
Penfionsamortifationsfaffe, und fpriht am Ende Hit, & 
gleichfalls von dem Zuſchuß der Zentralſtaatskaſſe ‚von 
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808,000 fl, Diefe Summe muß ſich alfo auch, wie oben 
$. 4, in die Summe von 708,000 fl. umändern. 


Vebrigend. bleibt es bey dem Buchfiaben bed Ge: 
ſetzentwurfes. 


VII: 


Die Kammer der Reichöräthe will, Wr am Ende 
des 6. 8. der Zuſatz eingefchaltet werde: 


„dieſe Dotation verbleibt der Penſionsamortiſa⸗ 
tionskaſſe in ſo lange, bis die in den erſten Jah⸗ 
ten zu kontrahirende Haupt: und Nebenſchuld 
vollkommen gedeckt ſeyn wird. Go wie dieſe Ka: 
pitalsſchuld abgetragen iſt, richtet ſich die Dota: 
tation der Amortiſationskaſſe nach der Groͤße der 
bis dahin noch nicht erloſchenen Penſionen. 

Dieſer Zuſatz kann am Ende des en 9. nach 
dem Sabe: | 
„die Verzinfung und Rüdzahlung derſelben ge: 

fhieht von der Penfionsamortifationsfaffe 
beygefügt werden, und es fallen die Worte: 
„welcher bis zur Berichtigung 20. 
am Schluffe dieſes $. mithin ganz weg. 

Da‘ der Sinn diefed Zuſatzes der Kammer der Reiches. 
räthe zum Theil ſich wohl ſchon von-felbft verfteht, zum 
Theil aber auch der Wefenheit nach) in den Schlußwors 
ten, die nun weg bleiben, ſchon enthalten ift, fo: ift der 
vierte Ausfchuß mit dieſem Beyfag ganz einverfländen, 


. 1% 


Der $. 9, weicher die beyden Schubentigungsans 
VIV. Beylagenband. 23 
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ſtalten anweiſet, auſſer der ihnen planmaͤßig obliegenden 
Zahlungen, die noch weiter zu Gebot ſtehenden Mittel 
vornehmlich zu allmaͤhliger Minderung ldes Zinsfußes 
der Staatsſchuld zu verwenden, ſoll nach der Kammer 
der Neichsräthe unverändert bleiben, und wurde auch 
ſchon von der Kammer der ——— ſo unveraͤndert 


angenommen. 


Bey dem 6. 10 gibt die Kammer der Reichsraͤthe 
ihre Zuftimmung, daß nad dem Beichluß der Abgeords 
neten beygefegt: werde: 


„die Veftimmung der Verloofungdzeit diefer Prä- 
mien fol der koͤnigl. Staatsfchuldentilgungsfom: 
miffion und den ſtaͤndiſchen Komiſſarien überlaffen 
werden.“ 


XI. 


Der $, 1, bleibt in der Weſenheit unverändert, nur 
wird er im derfelben Form der Redaktion auch bier in 
den Schuldentilgungsgeſetz darzuftellen feyn, wie diefe 
bereit# von beyden Kammern im Finanzbudget ——— 
men wurde, mithin ſo lauten: 


„Bey der Hauptfchuldentilgungsanftalt wird dem 
Staatöminifterium der Finanzen für den Ausfall, 
der fich zus Erfüllung des Dienftes, der erften 
Finanzperiode evgiebt, in fo ferne e8 der rech—⸗ 
aungswmaͤßige Bedarf erfodert, ein Kredit von 
6,400,000 fl. eröffnet, in der Art, daß diefe 
Summe in vier gleichen Fahreöfriften von demfek 
ben nöthigen Falls erhoben werden fann. Leber 
die Deckung diefed Kreditd wird nach drey Jahr: - 
gaͤngen nachträglich verfügt: werden.“ 
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Der $. 12, der das Forum bey Klagen und Amor. 
tifationdgefuchen der Rheinkreisbewohner beftimmt, bleibt _ 
unverändert. 

Bey dem $. i3, der den Präffriptiondtermin aller 
Foderungen aut die Staatöfhuldentilgungsfaffe, und einige 
andere damit verbundene Verfügungen erithält, giebt die 
Kammer der Neichöräthe dem Beſchluß der Kammer der 
Abgeordneten ihre Zuftimmüng, daß zum erſten Abſatz 
dieſes §. 13 beygeſetzt werdei 

„vorbehaltlich der Reſtitution in den gefetzlich bes 
ſtimmten Fällen.“ 
Alles übrige bleibt nach dem Buchſtaben des Ges 
feed: 

Somit endigt fi) dei Vortrag dee vierten Aus⸗ 
ſchuſſes über die Befchlüffe der Kammer der Neichsräthe 
in Betteff des Gefegentivurfed über das Staatsſchulden⸗ 
wefen, und der vierte Ausfhüß erwartet hierüber die 
‚ Schlußfaffungen der hohen Kammer der Abgeordneten: 


Mofer, Referent, 
v. Gchilcher. 
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Beylage CCXWV. 
(Bd. XII, der Verhandl. boſte Sitzung S. 609.) 





B. 


Bortrag 
des 
vierten Ausfchuffes 


| über den — 
Beſchluß der Kammer der Reichsraͤthe 


in Vetreff der Binfhe und Anträge der Kainmer der Ab⸗ 
geordneten zu den Gefegesentwurf über das Staatsſchulden⸗ 
weien, 


erftattet 


von dem Abgeordneten Mo fer, 


Den vierte Ausſchuß beeilet fich, über die Befchlüffe,. 
welhe die Kammer der Neichräthe hinſichtlich der 
Wuͤnſche und Anträge der Kanimer der Abgeordneten 
über das Geſetz für das Staatöfchuldenwefen gefaßt, 
und in einem Schreiben der Kammer der Abgeordneten 
eröffnet hat, pflihtmäßigen Vortrag zu machen, und 
fomit die Gegenftände für die Staatöfchuldentilgung®: 
anftalt gänzlich zu erledigen. 


Das Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe Tans 
tet alfo: 


Pr 


ee 2 Die rien: | 

LE Zr ET? Kam wer der Neihsräre 
— andie er 
= Kammer der Abgeordneten | 


\ Die Barker * Reichsraͤthe hat Pr u ihren R 
vierten Ausſhuß „Über die Winfche und Anträge ber 


. Kammer der Abgeordneten zu.dem, juͤngſten Geſetz uͤber 


die Staatsſchuld Vortrag erſtatten laſſen, worauf die⸗ 
felbe glaubt, dem Wunſche f ihre volle Zuſtimmung, dem 
Antrage 1 aber nur dahin 


„daß die ſchon den 12, SJanuarı 1824 von der 
Staatsſchuldentilgungsverwaltung verlangte gänz- 
lihe Abfchließung der franzoͤſiſchen Kontributions⸗ 
gelder moͤglichſt moͤchte beſchleunigt werden“, 


Den Wuͤnſchen quund r'nur indem Maße erthellen 
zu koͤnnen, 


„daß nur die Papiere, welche; von der ‚Staats: 
ſchuldentilgungskaſſe gänzlich. heimbezahlt werden, 
‚and daher nicht weiter mehr zisfuliven Tonnen, in 
dem Schuldbuche delirt, und nach vollendeter 
Rechnungsabhoͤr, dffentlich unfer Beywirkung der. 
ſtaͤndiſchen Konimiſfaͤrs, des bber ſten Rechnungs⸗ 
hofes, umd einer magiſtratiſchen Deputarion, nebſt 
den Formen und” Platten verrichtet werden“. a 
Wo diejenigen hingegen, melde die Schul⸗ 
dentilgungskaſſe in dem Laufe des Jahres be— 
zahlt, reſp. eingelößt hätte, ohne daß die Schuld⸗ 
gattung deßhalb erloͤſche, als gekaufte Effekten zu 
behandeln, und ad’ depositorium zu nehmen ſind. — 


Den Wuͤnſchen und Antraͤgen a, b, c, d, e, g, tritt 
Tr zwar in der Hauptſache bey, glaubt jedoch , daß 
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fie fich mur zu der Suftenktion der ftändifchen Kommife 
färd bey der Schuldentilgungsanftalt eignen, und zwar 
Bey g in der Art, daß diefelden bey Schließung eines 
Anlehens trachten möchten, dieſes gegen, folche Obliga: 
tionen zu Stande r dringen, wer Es zu jeder Zeit 
aufkuͤndbat find, : 

| Bon den — h, i, kK, m,n, o, p. hu v, 
aber waͤre gänzlich Umgang zu nehmen- 

| Worüber man bie weitere jenfeitige Anſi cht erwartet. 


Mit ausgezeichneter Hochachtung 
— ven 5. Sept. 1825 


Be Fauͤrſt von Wrede, 
ah — erſter ‚Präfdent., | 
1 G. von dey den. 


Die Kammet der Abgeordneten ftellte bey der Schlußs 
faffung über das Geſetz über ber aa rät 
folgende Anträge: g' 


a) daß eine genaue ueberſicht aller bis zum 1, Oftober 
824 angemeldeten Siquidationspoften hergeftellt, 

und den ftändifchen Kommiflarien behaͤndiget werde; 

b) daß die zur Zeit noch ſchwebenden Liquidationspo⸗ 
ften genau gepräft, und das Liquide von dem Illi⸗ 
quiden geſchieden werde; 

e) daß ben Abſchluß von Vergleichen hinſichtlich der 
aus aͤltern Rechtstiteln zu uͤbernehmenden Foderun⸗ 
gen formliche Verzichtleiftungen auf alle weitern 
Nachfoderungen beygefüge, und. erftere rechtögiltig 
vollzogen; dann daß die in Bezug auf bereits eins 
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gewiefene Poſten gefchloffenen Vertraͤge volllommen | 
in Erfüllung gebracht werden; 


d) daß in dem $. 4. zu lit, ce ausgedruͤckt werde, eine: 
weitere Verbindung zwiſchen der Banf in Nürnberg 
und der Staatöfchuldentilgungsanftalt, als die Ab⸗ 
gabe der aͤrarialiſchen Rente von erfteret an leßs 
rere babe nicht zu beftehen; | | 
e) daß dem Art. 6. zugefegt werbe : 
„die Penfioniften behalten ihre Rechte unverändert, 
und ihre Penftonen werden der Weberweifung unbes 
ſchadet bey jenen Kaflen, und im berfelben Art, 
wie fie foldye bisher bezogen haben, ausbezahlt.“ 


Allen diefen Wanſchen und Antraͤgen tritt die Kam⸗ 
mer der Reichsraͤthe in der Hauptſache bey, glaubt jes 
doch, daß fie ſich nur zu ber Inſtruction der ſtaͤndiſchen 
Kommiſſarlen eignen. 


Der vierte Ausſchuß hat nichts dagegen fr * 
nern, wenn nur dieſe Juſtruktion fo ertheilt wird; 


f) daß in K. 8. nach den Worten: 
„Dotation““, 
beygefeßt werde, 
der Panfionsamortifationsfaffe,“ 


Die Kammer der Reidsrithe * diefen Antrag 
ihre volle Zuftimmung. 
g) daß dem G. 8. beygefegt werde, 
„es ſeyen die Anleihen zu dieſem Zwed nur durch 
Emiſſion unauftdudbarer Obligationen au por- 
teur unter Grdffnung einer zwedimäffigen Konkurs 
renz des In- und Auslandes zu realiſiren.“ 


Diefem UAntrage ſtimmt die Kammer der Reiche: 


4 
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räthe in.der Hauptfache wie, bey- a, b, c,'d, e, zwar auch 
bey, doch nur in der Art, daß die ftändifcher Kömmiſ— 
farien bey Schließung eines Anlehend trachten moͤch⸗ 
ten, diefed gegen foldhe Obligationen zu Stande zu 
bringen, welche nicht zu jeder Zeit auffündbar find. 
Der vierte Ausfchuß glaubt auch hierüber nichts ent⸗ 
gegnen zu koͤnnen. 
Dem Antrag sub lit. 1, daß an den franzdfifchen 
Kontributiondgeldern zu 2,999,565 fl. 20, Fr, fernerhin 
eine Ruͤckzahlung an die Zentralftaatäfaffe nicht mehr 
Statt finde, ertheilt die Kammer, der Reichsräthe nur 
dahin ihre Zuftimmung: - 
„daß die fehon den 12. — RT von der 
Staatsſchuldentilgungsverwaltung verlangte gänzs 
liche Abfchließung der franzöfifchen Kontributiongs 
gelder möglicyft midchte befchleunigt werden.“ 
Der vierte Ausſchuß giebt auch hiezu ſeine Zuſtimmung. 


Den Wünfchen sub lit. q und r), daß alle Papiere 
welche die Schulventiigungsfaffe einldfet, im Schuldbu: 
che delirt, und nach vollendeter Rechnungsabhoͤr öffent: 
ih unter Bepwirfung der ftändifchen Kommiffarien, ded 
oberften Rechnungshofes und allenfalls einer magiftratis 
{hen Deputation ald Zeuge vernichtet werden, und mit 
ben Formen, Platten und nicht emittirten Papieren der 
ältern Staatsſchuld eben fo verfahren werde, glaubt 
die Kammer der Reichöräthe nur in dem Maße ihre Zu: 
ſtimmung ertheilen zu Fönnen, 

„daß nur die Papiere, welche von der Staats⸗ 
ſchuldentilgungskaſſe gänzlich heimbezahlt werden, 
und daher nicht weiter mehr zirfuliren Fönnen, 
in dem Schuldbuche delirt, und nach vollendeter - 
Rechnungsabhoͤr dffentlich unter Beywirkung der 
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ſtaͤndiſchen Kommiſſarien, des oberften Rechnungs: - 
hofes. und einer: magiftratifchen Deputation, Web 

den Formen und Patten:vernichtet werde“. 

= Wo n diejenigen hingegen, welche die Schulden⸗ 

tilgungskaſſe in dem Laufe des Jahres bitzahlt, 

reſp. eingeldöt hätte, ohne daß die Schuldgat: 

tung deßhalb erlöfche, als gekaufte Effekten zu 

- behandeln, und ad depositorium zu nehmen find.“ 

Der vierte Ansſchuß glaubt. auch hierin feine. Zu: 
flimmung nicht verfagen zu können, 

- Bon den Übrigen Wihfcheh,weldye die Kammer 
der Abgeordneten sub lit. h, ik, im, n, 6X p/%)t, u, w, 
vorgetragen, glaubt die Kammer der Reichöräthe, wäre 
gänzli Umgang zu nehmen, .; 

Dieſe Wilnfche, welche die Kammer der Reichbraͤthe 
umgangen wiffen will, fommen unter den der Kammer 
der Abgeordneten vorgelegten Fragen zur, Abftimmung 
über den Entwurf einer Verordnung über ‚das Staats: 
ſchuldenweſen unter Nro. 34, 85, (a er b), 34, (a etb), 
38, 39, Ar, (abc), 46, 47 VOR... .19.,3 0397 


. Der vierte: Ausfchuß glaubt, daß hierin. der Kam: 
mer ber KReichöräthe in Allem bengeftimms werden koͤnne, 
nur mit Ausnahme der Wünfche sub lit, m und n, (ent: 
halten in den Fragen sub Nro. 87, a et.b) die dahin 
„lauten, 
„daß der Zins fuß der aus dem eigentlichen Mi⸗ 
litaͤrfond Bey der Schuldentilgungsanſtalt ange: 
‚ legten Kapitalien auf 4 pCt. reduzirt werde, und 
daß die von dem Militaͤr bey der genannten 
Anftalt kuͤnftig anzulegenden Kapitalien nur zu 
4pPCt. zu uͤberlaſſen ſeyen.“ | 
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Der vierte Ausſchuß glaubt doch dieſem Wunſche 
noch erneuern zu muͤſſen, und uͤberlaͤßt es mit gaͤnzli⸗ 
chem Vertrauen der koͤnigl. Regierung hierüber Verfuͤ⸗ 
gung zu treffen. Hiemit ſind die Vorträge des vierten 
nern erledige. | 
- ; Mm v f er, 

2 mut - Mefereut. 
zu, 18 Eu v. Schilder. 





on. Beylage CC. 
(Bd, XU. der Verhandl. Gofte Sitzung S. 609.) 


| Geſammtbeſchluß 
— nude des Reichs, den Geſetzesentwurf über 
das Staatsſchuldenweſen betr. 


© Aleeburdlauchtigfe Großmächtiafter König! 
 Mlergnädigfter König und Herr! 


Die allerunterthänigft treu gehorfamften Etände ha: 
ben den‘ an-fie gebrachten Entwurf einer. Verordnuug 
Aber das Staatsſchuldenweſen nur uuter folgenden ehr⸗ 
furchtvollſt vorgeſchlagenen Abaͤnderungen a Beſtim⸗ 
ang geben zw koͤnnen geglaubt. 


| §. 1. 
Der Zuwachs an Staatsſchulden aus Altern Rechts⸗ 
titeln feit dem Jahre 183%, fo wie ſolcher in den Red): 
nungen fämmtlicher Staatsfchuldentilgungsfaffen fr die 
Sahre 1833 bis +833 vorgetragen ift, wurde nicht nur 
mit Vorbehalt der KReoifi ion des oberften Rechnungshos 
fed Hinfichtlich der noch nicht geprüften und anerkannten 
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Rechnungen für ı83%,.fonden auch mit Vorbehalt der 
noch unerledigten Reſervate derfelben fir — Poſten 
der Vorjahre anerkannt. 


$. 2. 
Wäre nad) den Worten: | | 
‚ „derfallenen Zinfen® 
beyzufeßan: _ | 
„nach vorhergegangener Liquidation“. 


$, 3, 

Wäre in der Art zu modifiziren, daß der den Rhein, 
und Untermainfreis treffende Antheil an den von der 
Haunptfchuldentilgungsanftalt in Laufe der erften Finanz⸗ 
periode auf das Getraidkreditvotum geleifteten Zahlun⸗ 
gen nebſt den bereits verfallenen Zinſen und die dieſe 
Kreiſe treffende Antheile an den darauf noch ferner zu 
leiſtenden Zahlungen beſtimmt ausgeſchieden, und in Ka⸗ 
pital und Finfen vorgemerkt werden; von den Bepträ: 
gen diefer Kreife aber zur Verzinfung und allmähligen 
Abtragung diefer Schuldtheile vorlaifig Umgang zu ueh⸗ 
men ſey. 


— Fer | 
Wäre sub lit, d. die Ziffer 808,000 fl. 
zu verändern in Ä 2... 708,000 fl. 
| ei: 


Möchte im Eingange ausgeſprochen werden: 
„die zu errichtende Penfionsamortifationskaffe 
werde unter die verfaffungsmäßige Gewährleiftung 
der Stände des Reichs geftellt, und unterliege 
der verfaßungsmäßigen Mitauffi icht der ad 
* Kommiſſarien.“ 
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u hit. b ſey —*7 4 | Due ae Art 
sdie Penſionen des Saͤkulariſations⸗ ab: Moedia⸗ 
tiſirungsetats duͤrfen die Summe von 80, ooo fl. 
nicht uͤberſteigen.“ 

und Hit, e dieſes Paragraphes wäre ſtatt der Worte: 
„bis zum Schluße des Etatsjahres. 


zu ſetzen: 
„bis zum Schluße des Etatsjahres —2 
7 
Wäre unter lit. e die Summe von 808,000 fl. 
si ändern in en 2 708,009 fl. 
— —— 


Waͤre am Ende nach dem Worte 
BIER „Penfionsamortifationstaffe«. _ 
beyzuſetzen: | | 
„dieſe Dotation verbleibt der Penfi dnsamortifa- 
tionskaſſe fo lange, bis die in den erften Jahren 
zu Tontrahirende Haupt⸗ und Nebenfhuld voll: 
fommen getilgt ſeyn wird.* 
„So wie diefe Kapitalsſchuld abgetragen . ift, 
richtet fi) die Dotarion der Amortifationsfaffe 
nad) der Grdße der bid dahin noch a erlofche: 


f 


nen Penſionen.“ bort. 

Wornach die Schlußworte, * i 

„welchen bis zur Bergung 
an das Ende ‚wegbleiben. 
6% 10. | 
Zu biefem - Parapraph waͤre — 

„die Beſtimmung der Verlooſuugszeit dieſer Prä: 
mien ſoll der koͤniglichen Staatöfchuldentilgungs: 
kommiſſion und den ſtaͤndiſchen Kommiſſaͤren uͤber⸗ 
laſſen werden.“ 


x 6. 11, 
Waͤre in folgender Art zu fallen: 
„Ben der Hauptfchuldentilgungsanftalt wird dem 
Staatöminifterium der Finanzen zur Erfüllung 
des Dienftes der erften Finanzperiode ein Kredit 
im Betrage von | 
6,400,000 fl. 

infoferne es der rechnungsmäßig nachzuweifende 
Bedarf erfodert * 


eröffnet im der Art, daß diefe Summe in vier gleichen 
Zahresfriften von demſelben, benöthigten Falles, erhor 
ben werden kann. Ueber die Dedung diefes Kredits 
wird nach drey Fahren für die erften 3 Jahrgänge nach⸗ 
traͤglich verfügt werden. 


: $. 13, 
Waͤre zum erften Abfag beyzufeßen: 


„vorbehaltlich der Neftitution in den gefeglich be: 
jtinımten Fällen.“ 


In allertiefefter Ehrfurcht verharrend 
München den 6. September 1825. 
Euerer Königlihen Majeftät 


alleranterthäniaft allerunterthänigft 
treugehorfamfte Kammer trengehorfamfte Kammer 
der Neicherärhe, der Abgeordneten. 
Fuͤrſt v. Wrede, Frhr.v. Schregt, 
erſter Praͤſident. erfter Praͤſident. 
C. Gr. v. Leyden— Haͤcker, 


erſter Sekretär. 


Benlage CEXVI. 
(8b. XI. der Verhandl 6gfte Sigung. ©. 610.) 





( Ruͤckantwort der Kammer der Abgeordneten an die Kammer 
ber Meichöräthe, die Wuͤnſche und Anttäge zum 
Stagstsſchuldenweſen beit; ) 
Die | 
Kammer det Abgeordneten 
an bie 
Kammer der Reichsraͤthe— 


Die Kammer der Abgeorditeteii eriwiedert der Kam 
. mer der Relchsraͤthe auf das geehrte Schreiben vom 
5. September d. J., die Wünfche und Anträge zum 
Staatsfchuldenwefen betreff,, daß fie den Anfichten der 
jenfeitigen Kammer in allen Punften beygeftimms habe: 


Mit ausgezeichneter Hochachtung. 
Dingen den 6. September 185, 


Seht. v. Schrenf, 
erſter Praͤſibent. 
Haͤcker, 
erſter Seltetaͤr. 
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Gefammtbeſchluß 


der 


Stände des Reichs. 
(Die Wünfhe und Anträge zum Staatsfchuldenwefen betr.) 
Es follen Seine Königlihe Majeftät im 
verfaffungsmäßigen Wege allerehrfurchtsvolleft * 
werden: 
a) ‚daß i in F. 8 nach dem nun 
„Dotation“ 
beygefegt werde: 
„der Penfiondamortifationsfaffe;* 


b) daß die fchon am »2, Jänner ı824 von der Staats: 
fhuldentilgungsverwaltung verlangte gänzliche Ab: 
ſchließung der franzoͤſiſchen Kontributionsgelder moͤg⸗ 
lichſt moͤchte beſchleunigt werden; 


e) daß die Papiere, au porteur, welche von der koͤnigl. 
Staatsſchuldentilgungskaſſe gänzlich heimbezahlt wor⸗ 
den, und daher nicht weiter mehr zirkuliren koͤnnen, 
in dem Schuldenbuche delirt, und nach vollendeter 
Rechnungsabhoͤr öffentlih unter Beywitkung der 
ftändifchen Kommiſſaͤrs, des oberften Rechnungsho⸗ 
fes und einer magiftratifhen Deputation nebft den 
Formen und Platten vernichtet werde; wo diejenie 
gen hingegen, welche die Schuldentilgungsfaffe in 

dem Laufe des Jahres bezahlt, resp, eingelöft hätte, 
ohne daß die Schuldengattung deshalb erlöfche, als 
gekaufte Effekten zu behandeln, und ‚ad deposito- 
riom zu nehmen wären. 


— — — * 
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BeHtl'age  COXVIL 
(Bd. XIT. der Verb. 6oſte Sitzung. ©. 610,) 





Dritter Bericht 
' des 
— Ofßgegidneten Referenten. Heffner, Namens 
des dritten Ausfchuffes. | 
(Ueber den Gefegentwurf, das Heimathsrecht betreff.) 





Die endliche Erklaͤrung der Kammer der Neichörds 
the in Betreff des Heimathgeſetzes lautet naͤmlich: 
Die 
Kammer der Reichöräthe 
| andie 


, Kammer der Abgeordneten 


Die Kammer der Neichsräthe -erwiedert auf das 
Schreiben der Kammer: der. Abgeordneten ‚vom 31. Au: 
guft 1835, den ——— die Heimath betref⸗ 
fend: 


9 Die Kammer der Neichöräthe genehmigt die Redak⸗ 
tion der Modififation ı, wie die Kammer der Abs 
geordneten fie vorgeſchlagen hat. 


2) Die Kammer der Reichorithe — der Mo⸗ 
u dififation Bi 1: (hu. 


. 3) Sie beharret gleichfalls auf det Modiftlatien 5. 
4) Die Kammer der Reichsraͤthe ertheilt ihre Beyſtim⸗ 
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mung zu dem Zuſatze, weldhen die Kammer der 
Abgeordneten bey der Modifikation vorfchlägt. 


5) Bon jenen Meodififationen, welchen die Kammer 
der Abgeordneten ihre Beyftimmung nicht ertheilt, 
und wovon in der gegenwärtigen Mittheilung Feine 
ausdrüdlihe Erwähnung gefchehen ift, — die 
Kammer der Reichsraͤthe ab, 


Die Kammer der Abgeordneten beliebe nunmehr in 
Folge der gegenwaͤrtigen letzten dießſeitigen Erklaͤrung 
den Gemeinbeſchluß gefaͤlligſt zu entwerfen, und den ge⸗ 
fertigten Entwurf der Kammer der Reichsraͤthe in Baͤlde 
mitzutheilen. 

Man erneuert die Verſicheruug der ausgezeichneten 
Hochachtung. 
Muͤnchen den 4. September 626 
Der erſte Praͤſident. 
Fuͤrſt v. Wrede. | 
C. Graf v. Leyden. 





Das zu ı Yokonmenbe Wort „g genehmigt“ ſoll 
und kann zwar hier nichts anders heißen, als: „die 
Kammer der Reichsraͤthe tritt der, von der Kammer der 
Abgeordneten entworfenen Redaktion der Modiſikation a 
bey.“ Allein! im gewöhnlichen Sinne ded Sprachgebraus 
ches feßet dad Wort „genehmigen, Genehmigung,“ eis 
nen DObern voraus, der die Handlung eines Lntergebes 
nen billiget, gut heißet, genehntiget, in welchem Sinne 
ed aber der verfaflungsmäßigen Stellung der beyden 
Kammern zu einander nicht angemeffen ift, welches meis 
ned Dünfens in der ohnehin zu ertheilenden Ruͤckant⸗ 

VII. Beylagenband, 24 
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wort an die Kammer der Reichsraͤthe kurz zu bemesfen 
wäre. , 


‚Sn. der Hauptſache bleiben noch zwey Punkte, wors 
uͤber beyde Kammern ſi ch nicht vereinigen konnten. 

Der erſte iſt die zweyte Modififation, daß das ge: 
ſchiedene Cheweib, wenn fie ald ſchuldiger Theil der 
ı Ehefcheidung erfaunt worden, wieder ihre, vor der Che 
gehabte Heimath erhalten folle. 


Da die hohe Kammer diefen, von einem —— Mit⸗ 
glieder ausgegangenen, und nachher von der Kammer 
der Reichsraͤthe als Modifikation geſtellten Antrag ſchon 
zweymal als nicht annehmbar erklaͤrt hat, und keine 
Gruͤnde indeſſen mir bekannt geworden ſind, warum ich 
nun fuͤr eine andere Meynung begutachten koͤnnte, ſo 
muß ich wiederholen, daß auch jetzt noch dieſer Modifi— 
fation nicht beyzutreten -fey. Denn die Ungleichheit des 
Gefeges zwifchen beyden Chetheilen, wenn 5. B. der 
Mann als fhuldiger Theil der Trennung würde erfannt 
werden, und die Inausführbarkeit deffelben, wenn das 
Weib vom Auslande hereingeheirathet wäre, find die 
fortbeftehenden Gründe gegen diefe Modififation. 


Das nämliche Gutachten muß ich auf die fünfte 
Modififation wiederholen, welche darin befteht, daß 
namlich, 

"wenn die Ausmittlung der Heimath beyder Ael— 
tern unmöglich, die Kinder, bey welchen die Ge: 
burt allein die. Heimath nie begründen Tonne, 
ihre Heimath nach Maßgabe des $. 4 erhalten.“ 


Denn auch hier find die Gründe, welche die hohe 
Kanımer zu ihrem Befchluffe veranlaßt haben, nicht ent: 
fernt. 
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Nach diefer letzten Erflärung der Kammer der 
Neichsräthe wird nun der verfaffungsmäßige Bericht von 
den Befchlüffen der deyden Kammern über den fraglichen 
Gefegentwurf zu faffen, und Seiner Königlihen 
Majeftät allerunterthänigft vorzulegen feyn. 


Heffner. 


Protokoll 
| über die 


Verhandlungen des dritten Ausfchuffes in feiner 
XXXVII. Sitzung, den.6. September 1325, 
Gegenmwärtige : 

Der Vorftand des Ausſchuſſes: 

Herr Heffner. 

Die Mitglieder: | R 

Herr Lechner. ! 

⸗ Bösner. 

Frhr. v. Elofen. 

Herr s Ann, 

⸗ Endres, Sekretär. 
(Bericht, die Heimath betreffend.) 

Herr Heffner erſtattet Bericht uͤber die zweyte 
Ruͤckaͤuſſerung der: Kammer der Reichsraͤthe auf die letz⸗ 
ten DBefchlüffe der Kammer der Abgeordneten zu den Mos 
- dififationen der erften Kammer über den Gefegedentwurf: 

„die Heimath betreff.* | 

Bey dem zweyten Punfte, die Zuruͤckweiſung der 
fhuldigen Ehefrau, wenn fie gefchieden ift, an ihre 
vor der Berehelichung gehabte Heimath betr., ſtimmte 
der Ausfhuß mit einer Majorität von vier Stimmen 

24 * 
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für die Anyahme diejer Modifikation, fofern die mit den 
auswärtigen Staaten gefchloffenen Vertraͤge die Aus⸗ 
führung zulaffen. Zwey Stimmen hingegen beharrten 


auf Nichtannahme diefer Modififation bey Nr. 3, wo 


die Kammer der Neichöräthe auf der Modififation 5 be: 
harret, flimmt der Ausfhuß mit drey Stimmen für die 
Annahme der Mobififation; drey Stimmen waren das 
-. gegen. 


Heffner. | 
Endresd. 





Beylage (CCXVIII. 
(Bd. XII. ber Verhandl. 6oſte Sitzung. ©. 612,) 


Geſammtbeſchluß 


der 
Stände bes Reichs. 
(Das Gefeg über die Heimath betr.) 





* 


Allerdurchlauchtigſter, Großmaͤchtigſter Koͤnig! 
Allergnaͤdigſter Koͤnig und Herr! 


Die allerunterthaͤnigſt treugehorſamſten Staͤnde des 
Reichs haben den an fie gebrachten Entwurf eines Ge: 
fees über die Heimath nur unter folgenden ehrfurdt: 
vollſt vorzufchlagenden Abänderungen ihre Zuftimmung 
geben zu können geglaubt: 


Daß 


Ge. 1, 
Nr. ı beygeſetzt werbe: 
„unter Beobachtung der BVorfchriften des Ge⸗ 
meindeedikts $. 106.“ 


Nr. 3 beygeſeht werde: 


„daß der Wittwe die letzte Heimath ihres Man— 
nes vor feinem Tode, und der Ehefrau im Falle 
der Scheidung die letzte Heimath ihred Eheman: 
nes vor der Scheidung verbleibt, außer wenn fie 
bey der für immer gefchehenen Trennung als ſchuld⸗ 
hafter Theil erkannt worden ift, in welchem Falle 
fie die Heimath wieder erhält, welche fie vor ge: 
fhloffener Ehe gehabt hat.“ 


N 3. 
Wäre ftatt Nr. a zu feßen: 
„für ehelich geborne, adoptirte — durch Ein⸗ 
kindſchaft angenommene Kinder, bey welchen die 
Heimath des Vaters nicht auszumitteln iſt, tritt 
die Heimath der Mutter ein.“ 


Statt Nr. 3 waͤre folgender Satz zu ſetzen: 
„fällt die Ausmittlung der Heimath beyder Ael: 
- tern unmdglich, fo erhalten die Kinder, bey wel: 
chen die Geburt allein die Heimath nie begrün: 
den fann, ihre Heimath nach Maßgabe des nach⸗ 
folgenden $. 4. 

$. 4 
Wäre nach den Worten: . 
„Heimath gilt“ 
beyzufegen: 
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„und fo lange dauert, bis die urfprüngliche Hei: 
math entdedt, oder eine neue erworben wird.“ 


j 6. 5. 
Wär in Nr. ı ftatt 
„Polizeybezirke,“ 
zu ſetzen: 
Kreiſe,“ | 
und in dieſen $. 5 nöch folgender Satz einzurüden: 
„jedoch den Beftimmungen der Verordnung vom 
28. November 1816. $. 42, fo wie der am nam: 
lichen Tage erlaffenen Verordnung, Zwangdar: 
beitshäufer betreff. (Neggbl. ©. 886) unabbriü: 
Hig.“ | | 
Am Ende des $. 5. Nr. 3 wäre der Gag beyzu 
fügen: | 
„daß den Polizepbehörden aufgetragen werde; 
nur in dem Falle eined wahrhaften und von den 
zu verpflegenden Individuen felbft nicht abzuwen: 
denden Bedürfniffes den Gemeinden die Verpfle: 
gung auf ihre Koften aufzulegen.“ 


§. m | 
Daß am Ende diefes Paragraphen beygefeßt werde: 


„Derley Ausländer, welchen in dem Drte ihrer 
legten Garnifon die Heimath zufteht, ſeyen im 
alle der Erwerböunfähigfeit aus allgemeinen 
Staatömitteln zu verpflegen, ed fey aber für ih: 
ten fünftigen Unterhalt eine Vorſorge dergeftalt 
zu treffen, daß das Einftandöfapital derfelben mit 
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Befchlag zu belegen ſey, bis der eingeftandene 

Soldat ſich anfäffig Bu bat, oder das Land 

wieder verläßt.“ 
— 

Dieſem Paragraph waͤre der Zuſatz beyzufuͤgen: 
„Daß, im Kalle ed nicht ohnedem geſchieht, die 
in Heimathfachen erfennenden Behörden verbinde 
lich gemacht werden, ihrer Entfcheidung die Haupt: 
entfcheidengsgründe, fowohl in dem, was das 
Faktum, ald was das Geſetz betrifft, benzufügen“ 

„& | $. 10. 
Waͤre am Ende nach dem Worte: 


„Verordnungen“ . 


beyzufeßen: 


„insbefondere des 6. 42 der oben — Ver⸗ 
ordnung vom 28. November 1816.“ 


Zugleich bitten die allerunterthaͤnigſt treugehorſam⸗ 


ſten Stände des Reichs Seine Majeftät im verfaſ— 
fungsmäßigen Wege allerehrfurchtvolleft nachfolgenden 
Borfchlägen welche fie für den Staat vortheilgaft und 
nuͤtzlich halten, die königliche Genehmigung zu ertheilen, 


a) den Polizepbehörden darüber, an welche Gemeinde 
eines Bezirfs eine heimathsloſe Perfon vorzüglich 


zu verweifen fey, feftere Beſtimmungen ertheilt wer⸗ 
den moͤchten, und 


b) daß Findelkinder vor allem in Findelhäufern und 
Vaganten, foferne ed den beftehenden Verordnun⸗ 
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gen entſpricht, in —————— unterge⸗ 
bracht werden. 
In allertiefeſter Ehrfurcht — 
Muͤnchen den 6. September 1825, 
Euer Königlichen Majeftät 


allerunterthänigft | allerunterthänigft- 
treugehorfamfte Kammen freugehorfamfte Kammer 
der Neichöräthe, der Abgeordneten. 
Fürft v. Wrede, Frhr. v. Schrenf, 
eriter Praͤſident. erſter Präfident. 


@. Sr. v. Leyden. Häder, 
2 >. erfter Sekretär, 





Benlage CCXM, 
m. X, der vun. 6gfte EU e. 61.) 





Vierter Bericht 
des | 
Uhgrestunen Neferenten Heffner, Mamens des 
britten Ausfchuffes. 
(Den Geſetzentwurf, die gandräthe betzeff. ) 


Die legte Geflärung der Kammer der — 
lautet fo; 


Die 
Kammer der Reichsraͤthe 
an die 
Kammer der Abgeordneten. 
Die Kammer der Neichöräthe glaubt in feinem der 
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Punkte, woruͤber bis jetzt keine beyderſeitige Zuſtimmung 
hat erzielt werden koͤnnen, von ihren fruͤher ausgeſpro⸗ 
chenen Anſichten abgehen zu koͤnnen. 


Sie uͤberlaͤßt es demnach der Kammer. der Abgeord⸗ 
neten, fuͤr den Fall, wo ſie ſich vor dem Schluſſe der 
Staͤndeverſammlung mit den dießſeitigen Anſichten ſollte 
vereinigen koͤnnen, den gemeinſamen Beſchluß der bey: 
den Kammern zur Votlage an Seine Majeftät zu 
redigiren, — für den entgegengeſetzten Fall aber die vors 

geſchriebene Vorlage in der nad Beylage X. zum VI. 
Titel. $. 10 der Verfaffungsurfunde. Abfch. IV. q. 53. c 
bezeichneten Form an Seine Majeftät dem Könige 
allerunterthänigft zu fertigen. | 


Sie erfucht die Kammer der Abgeordneten fie von 
ihrem deöfallfigen Befchluffe in Kenutniß zu feßen, und 
verharret mit auögezeichneter Hochachtung, - - 

München den 4. September 1825, 


Der erfte Präfident 
Fürf. v. Wrede. 


C. Straf v. Leyden. 


Da nun eine weitere Nachgiebigfeit nicht zu erwar: 
ten ift, fo wird nun auch nad 9. 53. lit, c. Beil. X. 
zum VI. TitL q. 10 der Berfaffungsurfunde an Seine 
Majeftät dem Könige die allerunterthänigfte- Anzeige 
zu machen feyn, daß fich die allerunterthänigft treuge: 
borfamften Stände über die gemeinfchaftliche Zuftimmung 
zu dem an Sie gebrachten Gefegesentwurf über die Land⸗ 
zäthe nicht hätten vereinigen können, 

Heffner. 


— G —— — 1 
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Protokoll 
uͤber die 
Verhandlungen des dritten Ausſchuſſes in der 
XXXVII. Sitzung, ben 6: Sept; 1825. 
Gegenwärtig : | 
Der Vorftand des Ausſchnſſes: 
Hert Heffner. | 
Die Mitglieder: 
‚Kerr Lechner. 
= Böser. 
Fehr. v, Elofen. 
Herr 4 Annd. 
, Endres, Sefretär. 


(Bericht, die Landräthe' betr. ). 

Herr Heffner berichtet über die letzte Ruͤckaͤuſſe— 
rung der Kammer der Neichöräthe, die Landraͤthe betr., 
und der Ausfhuß war durchgaͤngig mit dem ie Ne: 
ferenten N 


Endres, Sekr. 
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Beylage CCXX, 
(85. XII. der Verhandl. G6ofte Sitzung. ©. 612.) 


Gemeinfhaftlihe Erklärung 
u der 
Stände des Reihe. 
(Die Einführung der gandräthe betreff.) 
. Allerdurchlauchtigfter Großmächtigfter König! 
Allergnädigfter König und Her! 


Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände ha— 
ben über die gemeinfchaftlihe Zuftimmung zu dem an 
fie gebrachten Entwurf eines Gefeges, die Landräthe 
betreff., fich nicht vereinigen Fönnen. = 


In allertiefefter Ehrfurcht erharren 
München den 6. September 1825. 


Euer Königlichen, Majeftät J 


allerunterthaͤnigſt allerunterthaͤnigſt 
treugehorſamſte Kammer treugehorſamſte Kammer 
der Reichsraͤthe. der Abgeordneten. 
Fuͤrſt v. Wrede, Fryhr. v. Schrenk, 
erſter Präfident. erſter Praͤſident. 
C. Sr. d. Leyden. Haͤcker, 


erſter Sekretaͤr. 


Beylage coxi. 
(Bd. XIL. der Verhandl. boſte Sitzung ©. 612.) 


Weiterer ® ortrag 
des 
dritten Ausſchuſſes. 


(Ueber die Beihlüfe der Kammer der Reichs raͤthe vom 
4. d. M., den Gefegesentwurf über Anfäffigmahung und 
Verehelichnng betr.) 


Die Kammer der Neichöräthe hat auf das Schrei: 
ben der Kammer der Abgeordneten von 31. v. M, über 
nebenbemerften Gegenftand erwiedert: 

1) daß fie der von der Kammer der Abgeordneten bes 
antragten Redaktion der Modifikation L ihre Bey: 
ſtimmung ertheilet. 


Die Kammer der Neichsräthe hatte nämlich ein 
Zeugniß über die Urſachen deö nicht genoffenen Schul: 
unterrichtd überhaupt als genügend angeſehen, woge⸗ 
gen die Kammer der Abgeordneten die Beybringung bed: 
felben in den geeigneten Fällen für unerlaͤßlich erklaͤrte. 
Durch den nunmehrigen Beytritt zur diesort vorgefchla: 
genen Abfaſſung ſtellt ſich dieſer Gegenſtand als erledi⸗ 
get dar. 


42) Die Kammer der Reichsraͤthe beſteht auf Beybehal⸗ 
tung der dritten Modifikation. 


Die jenſeits beantragte Bedingung eines: ſchul—⸗ 
denfreyen Vermoͤgens wurde dieß Orts naͤher und 
angemeſſener durch: nicht uͤberſchuldetes Grundei— 
genthum ausgeſprochen. Die Gruͤnde, welche dieſer 
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Bezeichnung zuf Selte ftehen, find in den deßfalls erftatte: 
ten Vortrag enthalten, und wohl noch aller Seits errins 
nerlih. Sie find nicht widerlegt, fondern nur nicht ans 
genommen. Es ift daher nur noch zu unterfuchen, ob 
nicht eine Anficht des Gegenftandes ſich darbietet, aus - 
welcher die beyderfeitigen Beſchluͤſſe nicht im Widere 
ſpruch ſich darſtellen. | 


Die Kammer der Abgeordneten ift von dem Gate 
ausgegangen, daß das Dafeyn einer nicht unverhältnißs 
mäßigen Quantität von Schulden der Anfäffigmas 
Hung auf Örundeigenthum, (denn nur hievon 
handelt es fich), nicht im Mege ftehen folle, da his 
gegen die Kammer der Reichsraͤthe ein ſchuldenfreyes 
Vermdgen ald Grundbedingung der Anſaͤſſigmachung 
vorauszufegen fcheint. 


Beyde ſtimmen alfo darin überein, daß fie einen fo 
wenig als möglich belafteren Anfang des Anfiged auf 
Grundeigenthum bezweden, weil fie in den Schulden eis 
nen zwedzerftörlichen, dem Gemeindewohle gefährlichen 
Umſtand vorausfegen. Allein hiedurch ſcheint mir keines⸗ 
wegs geſagt zu ſeyn, daß jede, auch die mindeſte Schuld 
von der Anſaͤſſigmachung ausſchließe; da eigentlich nur 
von der Schuldenfreyheit des geſetzlichen Minimums ei⸗ 
nes Grundbeſitzthums die Rede ſeyn kann, und der Fall 
denkbar ift, daß zwar Paffiva vorhanden find, die aber 
durch Aktiva dergeftalt uͤberwogen werden, daß jenes 
Minimum als ſtets unbelafter erfcheint. Ein Vermögen 
z. B. daß it 800 fl. befteht, worauf jedoch 200 fl. zum 
Betriebe des Gewerbes aufgenommen find, kann doc) 
wohl nicht für unzulänglicdy zur Anſaͤſſigmachung anger 
fehen werden, da ſolches den Erfoderniffen deö Geſetzes 
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entfpricht, wenn übrigens die perfbnnliche Sualitttatin | 
vorhanden ift. 


Da nun Hierin überhaupt dem Ermeffen der Obrigs 
feit das Meifte überlaffen werden muß, und diefe in 
dem Geifte des Gefeged und. in den über den Inhalt 
deöfelben ftattgehabten Crörterungen eine hinlänglicye 
Direftivnorm bey der Anerkennung deöfelben finden wird; 
fo möchte auf dem diesdrtigen Nedaftionsvorfchlag, def: 
fen Würdigimg ohnedem in das Gebiet der Ausführung 
“gehört, und bey der Abfaffung des Geſetzes von der 
koͤniglichen Staatsregierung (wie vertrauungsvoll zu er: 
warten fteht) dem Geifte nach nicht überfehen werden 
wird, unter obigen. Prämiffen, noch länger zu beftehen 
nicht nothwendig feyn. 


3) Die Kammer der Reicheräthe befteht auf der fie 
benten Modifikation. 


Die Kammer der Reichöräthe hatte, nämlich, in 
diefer Mopdifilation beantragt, daß dem Grundherrn die 
Ertheilung feiner Einwilligung zur Zerträmmerung nnd 
Repartition ftetö frey bleiben muͤſſe, und ihm ſolche nie 
aufgedrungen werden koͤnne. 


Die Kammer der Abgeordneten hat dieſer Modifi— 
kation aus ſehr triftigen Gruͤnden ihre Beyſtimmung 
verſagt. Wenn aber dieſer Gegenſtand nach den Ver— 
haͤltniſſen bemeſſen wird, in welchen er ſich, ſchon ber: 
malen befindet, ſo wird ſich auch hier zu Tage geben, 
daß die Anſicht deren beyden Kammern einer Vereini— 
gung faͤhig iſt. Es wird naͤmlich nur des Beyſatzes: 
vorbehaltlich der beſtehenden Geſetze bedürfen, 
um beyde Antraͤge in Einklang zu bringen. Denn ſchon 
nach dem Cod. Civ. IV, 7. $. 12. find die Veraͤnde— 
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rungen in dominio utili bey erbrechtsbaren Gütern, dem 
Wiſſen und Willen des Grundhern unterworfen, deſſen 
Konfens aber auf Anmelden ohne erhebliche Urfache nicht 
verweigert werden kann. Und die Zerträmmerung und 
Verkleinerung erbredjtöbarer Güter unterliegt zwar der 
Einwilliguug der Grundherrn, kann aber auch nach den 
Generalmandaten von 24. März 1762 $. ı5. und vom 
3. Augnfi 1772 $. 4. ex officio und privative zu Ver: 
mehrung der Mannfhaft im Lande und zu Beförderung 
der Nieverlaffungen vorgenommen werden. Wenn daher 
diefer Vorbehalt, det ohnedem in der Natur der Sache 
liegt, und durd) den $. 8. des Tireld IV. der Verfaffungg: 
urfunde, welcher den Abtretungen zum gemeinen Beften 
den Men norfchreibt, verftärft wird; — wenn diefer 
Vorbehalt noch ausgedruͤckt wird, fo ift alles gefagt, was 
sen Nechten- der Staatögewalt jo wie den Intereſſen der 
Privaten, dad Wort reden Fann. 


5) Die Kammer der Reichsräthe befteht auf der zehn: 
ten Modififation jedod) in folgender Verfaſſung: 


„Staatödiener und ihre Angehörigen, wenn dies 
felben entweder durch freywilligen Verzicht auf 
den Staatödienft, oder durch ihr uͤbles Betra— 
‚gen, die Anfpräche. auf eine Penfion verloren ha— 
ben, und verarmen, fallen nicht. den Gemeinden, 
fondern ‚dem. Etaate zur Laft“, 


| Ein Individuum, welches entweder auf — Dienſt 
verzichtet, oder durch richterliches Erkenntniß entlaſſen 
wird, iſt Fein Staatsdiener mehr, (Edikt über die Ver: 
hältniffe der Staatödiener $. 10. und 22. A.) und: kann 
eigentlich auf die Wirkungen, die unmittelbar aus feinem 
Standesverhältniffe hervorgehen, Feinen Anfpruch machen. 
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Ein folcher ift ald ein Einwohner zu betrachten, welcher 
Kraft feines vorigen Erwerbes die Unfäffigfeit erworben 
at, und daher eigentlich. Fein Rechtsgrund vorhanden, 
um demfelben die Anfäffigkeit zn nehmen, und ihn dem 
Staate zur Verforgung zuzufchieden. Da aber von der 
andern Seite es auch für die Gemeinden laͤſtig feyn 
würde, wenn fie für den Willen oder, für die Webelthar 
ten der Staatödiener bäffen, und in Fällen Alimenta⸗ 
tiondverbindlichkeiten auf fi nehmen follten, wo es 
nicht in ihrer Macht lag, den Eutfchlieffungen und den _ 
Handlungen diefer Gemeindeglieder in ihren Wirkungen 
zuvor zufommen; und da der Fall einer folchen Abnaͤh— 
rung nur höchft felten eintreten kann, fo glaube ich, daß 
der fragliche Beyfa unbedenklich angenommen werden 
kann. 


5) Die Kammer der Reichsraͤthe ertheilet der von der - 
Kammer der Abgeordneten zur zwölften Modifika⸗ 
tion vorgeſchlagenen Redaktion ihre Beyſtimmungçg. 
Die Kammer der Reichsraͤthe hatte naͤmlich vorges 

Schlagen, daß in $. 6. Nr. 1. bey der Berehelichung und 

Mieververehelichung noch der kirchlichen Rädfiche 

ten erwähnt werden follte, welchen Beyſatz aber die Ram: 

mer der Abgeordneten in den Worten : | 

„privat: und kirchenrechtliche Dinderniffe" 

ausgedrüdt zu fehen winfhte 
Da die Kammer der Heichsräche diefem Wunfche 

ſſich beyfaͤllig erklaͤrt hat, ſo iſt hiebey nichts zu erinnern. 

6) Von jenen Modifikationen, welchen die Kammer der 
Abgeordneten ihre Beyſtimmung nicht ertheilt, und 
woran in der gegenwärtigen Mittheilung Feine aus⸗ 
druͤckliche Erwähnung gefchehen ift, fteht die Kammer 
der Reichöräthe ab, 


\ 
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Hieraus ergiebt fich, daß 
a) die Mobififation Nr. 13, wegen erneuerter Unter: 
ſuchung des Vermoͤgens bey Wiedervereheli⸗ 
chungen; | 
b) die Mopififation Nr, 14, wegen Anberaumung 
eined Termins für die abwefenden Jutereſſen⸗ 
ten, und | | | 
‚e) bie Mopififatiön Nr, 13. wegen der dritten In⸗ 
ſtanz in Berufungsfaͤllen auf ſich zu beruhen hatı 
München den 6. Sept. 1825, ek 
A * Boͤsner. 





Protokolil 
Re Se über die 
Verhandlungen des britten Ausſchuſſes ben 
eo 6» September 1825: 
Gegenwärtiges 
Der Vorftand des Ausſchuſſes 
Set deffnet.. — 
Die Mitglieder: 
Serr Lechnern 
Erbe. v. Clofen, 
Herr Bösner— 
Her v Anns. 
⸗ Endres. | — 
| Gericht die Anſaßlgmachung betreffend, 
Herr Bböner berichtet über die zweyte Ruͤckaͤuße⸗ 
rung der Kammer der Reichsraͤthe zu dem Geſetzesent⸗ 
wurfe uͤber — | | 


D) 


„Unfäßigmachung.“ 
VIII, Beytagenb, 25 
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Sn allen Punkten waren die Stimmen getheilt, fo 
daß zwey Stimmen dem Gutachfen des Herrn Referens 
ten beyftimmten, drey Stimmen wollten ed bey dem 
fruͤhern Kainmerbeſchluſſe belaſſen wiſſen. 


Endres, 
Sekretaͤr. 


Beylage CCXXIE 
Gbd. x, det Verhandl. 6oſte Sitzung. ©. 615.) 


(Rüdantwort der Kammer der Abgeordneten, den Gefegesent- 
wurf über Anfäpigmadung und Verehelichung betreffend.) 


Die 

Kammer der Abgeordneten 
an die 

Kammer der Reichsraͤthe. 


Die Kammer der Abgeordneten giebt fi) die Ehre 

der Kaminer der Reichöräthe auf das geehrte Schreiben 
vom A. Sept. d. J., den Gefeesentwurf über Ans 
ſaͤßigmachung und Verehelichung betreffend zu erwiedern, 


ı) Der Modifikation unter Ziffer 3. und 10. giebt fie 
ihre Zufimmung. 

3) Der Modifikation unter Ziffer 7. glaubt fie nur 
dann ihre Zuftimmung ertheilen zu koͤnnen, wenn 
bengefegt würde: 


„vorbehaltlich der gefetlichen Beftimmungen über 
Supplirung des grundherrlichen Konſenſes.“ 
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Sollte eine Vereinigung ber beyden Kammern über 
diefen Punkt nicht zu Stande fommen, fo müßten dann 
nad) dem Benfpiele ded Geſammtbeſchluſſes vom 16. July 
1819 der Regierung die beyderfeitigen = ten zur Vor⸗ 
lage gebracht werden. 

Hieruͤber erwartet die Kammer der Abgeordneten die 
weitere jenfeitige Anficht, und beftehet mit der ausge⸗ 
zeichnetften Hochachtung 

München den 6. Sept. 1825. 

Sehr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. 


Haͤcker, 
erſter Sekretaͤr. 





Beylage ,CCXXM. 
(Bd. XII, der Verhandl. boſte Sitzung. S. 616.) 





Vortrag 
des dritten Ausſchußes der Kammer der Abgeordneten 
über | 
bie Antwort vom 5. September der Kammer ber Reichs⸗ 
täthe, das Geſetz über Diftriftsumlagen betreffend, 
Erſtattet | 
vom Abgeordneten Fchn. v. Elofen. 


Nachdem mir das fragliche Schreiben erft vor einer 
halben Stunde zugeftellt wurde, ſo mußte ich mich begnuͤ⸗ 
gen, meine Anträge hier, unter Vorbehalte der mündlis 
hen Entwidelung der Motive in wenigen Worten nies 
derzufchreiben. 

Zu ı) wäre anzunehmen, wobey es fich verficht, 

25 * 
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und, wenn es noͤthig feheinen ſollte, noch ausdruͤcklich 
beygefügt werden Tdunte, daß, wenn über die Frage, ob 
ein Individnum zur Klaffe der Höchftbefteuerten gehöre, 
fi in der Gemeinde auch Anftände ergeben, die Kreise 
vegierung hierüber vorbehaltlich des Rekurſes an das 
Staatöminifterium des Innern zu entfcheiden habe. 


Zu 2. — wäre anzunehmen. | 
Ich bemerke anbey, und unterſtelle es der hoͤhern 


Beurtheilung, ob bey der definitiven Redaktion darauf 
will Ruͤckſicht genommen werden: 


) daß etwa ſtatt „berufen, kbunte geſetzt werden, 
„eingeladen,“ zumal da dieſe Individuen 
nicht nothwendige Mitglieder der Verſammlung find, 
und es lediglich ihre Sache iſt, ob ſie erſcheinen 
wollen oder nicht; 

b) daß nur ſolche Individuen berufen werden, welche 
in ihrem Intereſſe nicht ſchon durch gefeßmäßige 
Mitglieder vertreten find; 

d) daß diefe Berufenen nicht als fimmberechtigte Mit: 
glieder der Verfammlung erfcheinen, fondern ſich 
nur über die Gegenftände. ihres — Intereſſe 
zu aͤußern habem 


Zu Nr. 3. beruft. 


Zu Nr. 4. — Erfter Satz: wäre anzunehmen, da 
ed nicht unbillig fcheint, daß die Dominikaliften, flatt 
in dem unwandelbaren Verhältniß ‚von ı zu 8, nad 
dem Maß ihrer wahrfcheinlichen Beyträge — als dem 
Hauptpunkt der Berheiligung — in der Diſtriktsver— 
ſammlung vertreten werden. 


Zweyter Saß: wäre anzunehmen, nach dem die | 


hier beantragte Mitwirkung das Gefchäft nur befdrdern, 
nicht hemmen Fanın, 


Frhr. v. Elofen, 


Protokoll 
uͤber die 
Verhandlungen des dritten Ausſchuſſes den 
6. September 1825. 
Gegentärtige : 
Der Borftand des Ausſchuſſes. 
Herr Heffner, 
Die Mitglieder: 
Here Lechner 
Sehr. v. Cloſen. 
Herr Bösner. 

s » Anns. 

f Endres, Sekretär. _ 

(Bericht, die Difteittsumlagen betreffend.) 

Frhr. v. Cloſen erftattet weitern Bericht über bie 
zweyte NRüdäußerung der Kammer der Neichsräthe zu 
den Modifikationen über den Gefeßesentwurf 

„die Diſtriktsumlagen betreffend. 

In den zwey erften Punkten war der Ausfhuß mit 

. fünf Stimmen gegen den Herrn Referenten der Mey— 
nung, daß es bey dem frühern Befchluffe der Kammer 
verbleiben folle, 

Bey dem erften — des vierten Punktes entſchie—⸗ 
den ſich zwey Stimmen fuͤr den Herrn Referenten. Drey 
hingegen wollten es ebenfalls wieder bey dem Kammer: 
befchluffe belaffen wiffen. | 


* 


Bey dem zweyten Satze des vierten Punktes hielt 
der Ausſchuß einſtimmig mit dem Herren Referenten da: 
für, daß man fih den Borfchlag der Kammer der Reiche: 
raͤthe gefallen laſſen Fonne. 


Heffner, Endres, Sefretär, 





Beylage CCXXIV. 
(Bd. XI, der Verhandl. H6ofte Sitzung. ©. 616.) 


Geſchluß der Kammer der Abgeordneten über den Geſetzent⸗ 
wurf, die Diſtriktsmlagen betreffend.) 


Die 
Kammer der Abgeorbneten 
an bie | 
Kammer der Reihsrärhe, 
Die Kammer der Abgeordneten erwiedert der, Kam: 


mer der Reicheräthe auf das Schreiben vom 5. Sept. 
d. 3. die Diſtriktsumlagen betreffend. 


Cie ertheilt der Modififation ad 5, 6. 13. ihre Zus 
fimmung. 
Mit ausgezeichnetfter Hochachtung beftehet 
München den 6. Sept. 1825, 
Frhr. v. Schrenf, 
erfter Präfident. 


Häder, 
erfter Sekretär. 
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Beykage ECCXXV. 
KB. XI. der Verhandl. 6oſte Sitzung. ©, 616.) 


(Gefammtbefhlug 
der Stände bed Reichs, die Behandlung ber. Aißeiftänmine 
gen betreffend.) 


Allerdurchlauchtigfter, Großmächtigfter König! 
Allergnädigfter König und Herr! 


Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände bes 
Reichs haben dem an fie gebrachten Entwurf eined Ge: 
feges über die Behandlung der Diftriftsumlagen nur un: 
ter folgenden ehrfurchtvolleſt vorzufchlagenden Abändes 
rungen ihre Zuftimmung geben zu konnen geglaubt; 


§. 1 
a) DaB nach, den Worten: 
„eine Diftriktsumlage,“ 


_ bepgefilgt werde; 
„nach den Beflimmungen des Umlagengefeges vom 
22. Zuly ı8ı9 Art. VII. und des Peräquationd: 
geſetzes Art. VI.;“ 

b) daß dieſem Paragraph im 2. Abſatze beygeſetzt 

werde: 
„die vorläufige Genehmigung zur wirklichen Ein: 
leitung einer Diftriftsumlage won Seite der Fonigl. 
Kreißregierung falle hinweg, wenn die fämmtli: 
chen einen Diftrift bildenden Gemeinden den An: 
trag auf eine Umlage machen oder unterftügen, 
und wenn die- Vorarbeiten ohne Koſten hergeftells 
werden koͤnnen.“ 
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8§. 2 
Daß im $. 2. Nr. 1. der Satz: 
„worüber aber‘.ıc, bis ang Ende 
mweggelaffen werde, 


| Daß dem Nr, 3. dieles Paragraphen am Ende bey⸗ 
gefeßt werde: 

„ind Befondere auf das Umlagens und Kriege: 
peräquationsgefeß vom 22, Zuly ı8ı9“ 


Daß zu Nr. & Parapraphes ausgefprochen 
werde: 

„daß ein Maximum, und — auf 5 vom 100 
der jährlichen Steuerfumme feftgefet werde, auf 
welches in einem Jahre der Betrag von Diftrifts: 
umlagen fi) erheben dürfe, fir ſolche Zwecke 
welche nicht von Gefege oder der Nothwendigkeif 
geboten find, fondern blos den Nuten oder Bor: 
theil der Gemeinden betreffen.“ 


$. 3. 
Daß im 6. 3., ferner in Nr. 4 dieſes Paragra⸗ 
phen und im 6. 5. bey dem Betheiligten auch des 
Aerars und der Stiftungen Erwaͤhnung geſchehe. 


§. 4. 
Daß im 6. 4. Nr, a. ausgeſprochen werde: 
„daß nebſt dem Gemeindevorſteher, wenn derſelbe 
ein Kleinbeguͤterter iſt, einer aus den Hoͤchſtbe— 
ſteuerten; wenn er aber zu den Hoͤchſtbeſteuerten 
gehoͤrt, ein Kleinbeguͤterter zur Diſtriktsverſamm⸗ 
lung abgeordnet werden ſoll.“ 
Daß zum 9 4. beygeſetzt werde: 
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„Nebſtdem follen ohne Unterfchieb der Klaffen dies 
jenigen zu den Diftriftsverfammluugen gerufen 
werden, welche einen ausgezeichnet großen Antheil 
an den Beyträgen oder feiftungen zu nehmen, oder 
ein befonderes Intereſſe bey Denfelben haben.“ 
„Leistere find nur in Beziehung auf den ein- 


zelnen Gegenftand, der fie beſonders betrifft, bey: 
zuziehen.“ 


$. 6 


Daß in diefem Paragraph, fo wie im $. 8, ftatt 


des Ausdruckes: 


„Ueußerung und Aeußerungen‘ 


die Worte: 


„Gritinerung und Frinnerungen“ 


gefetst werden, 


ferner: 


Daß in diefem Paragraph ausgedruͤckt werde: 


„In Gegenftänden von Wichtigkeit und Umfang, 
bey welchen umfaffende und wichtige Pläne und 
Ueberfchläge vorfommen, habe die Erdffnung der 
Berhältniffe an die Diftrifsverfammlung nicht blos 
mündlich zu fprechen, fondern es feyen die Pläne 
und Ueberfchläge auch ſchriftlich vorher derſelben 
mitzutheilen;“ 


„Es ſey jedesmal, wenn uͤber die bezeichneten Fra⸗ 
gen unter den Partheyen Verſchiedenheit der Mey: 
nung herrfche, die Zuft:uftion nad dem Parthey— 
verhältniffe aufzunehmen, fo, day über jede geaͤu— 
Berte Meynung die Gegner derſelben ihre Gründe 
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vortragen, und zwar gefondert nach den verſchie⸗ 
denen Fragen.“ | | 


6. 8. | 
Daß in biefen Paragraphen hinfichtlich der dort. ver: 
gefchriebenen Entfcheidung ausgefprochen werde: 
„der einflimmige Widerfpruch fämmtlicher Mit: 
glieder der Diftriftöoerfammlung entfcheide ſchon 
allein für fi) gegen die Statthaftigkeit einer Di: 
ftriftSumlage, wenn eine folche auf den Antrag 
ber dffentlihen Behörde nur wegen überwiegen: 
den Vortheild in dem Falle, wo der Zwed auf 
eine andere Art erreicht werde, eingeleitet wer: 
den fol; 
ferner: 
„daß in der endlichen Redaktion dieſes Paragra- 
phen auf die Normen Hingewiefen werde, nad) 
welchen die Entfcheidung der Kreisregierung gee 
faßt werden fol, naͤmlich auf die Artikel 1. 2. 
3. 4. und 7. ded Umlagen- und Art, 6. des Perä: 
‚quationsgefeßeö; dann auf die obigen Beftim: 
mungen des $. 2. Nr. 1. und 3 


Daß ‚weiter ausgedruͤckt werde: 


„Die Entfcheidung fey nur über die eigentlichen: 
Rechtsfragen zu faffen; die Entfcheidung über die 
wirthſchaftlichen Fragen hingegen, befchränft auf 
die Art der Ausführung und der Zahlung, fo wie 
die Ausmittlung ded Beytragsmaßftabes, ſey der 
Bewilligung der Gemeinden anheim zu geben; 


dann 
„daß den in Diftriftsumlagenfachen entfcheiden: 
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den Behdrden, und namentlich auch der letzten | 
Inſtanz zur Pflicht gemacht werde, ihre Urtheile 
mit Entfcheidungdgrimden zu verfehen.“ 


Weiter: 


„daß den Beſchwerden gegen die Regierungs⸗ 
erfenntniffe in Diftrittsumlagen = Gegenftänden 
Feine Sufpenfiofraft gegeben werde in Fällen, wo 
Gefahr auf dem Verzuge haftet, wo die Diftriftds 
verfammlung bey der Vorberathuug felbit die Auss 
führung des Zwecks für dringend erklärt, und 
der Regierungsbefchluß dem Antrage der Majo— 
ritaͤt der Verfammlung genehmigt hat, endlich, 
wenn die Umlage durch ein Gefetz geboten ift.“ 


Schluͤßlich, daß diefem Paragraph beygeſetzt werde: 


„Die Grunds und Zehend:, fo wie die Guts⸗ 
herrn, ruͤckſichtlich ihrer Ruftifalbefigungen, follen 
entweder felbft, oder durch ihre Bevollmächtigte, 
nad) dem Maße ihrer Betheiligung zu den Dis 
ſtriktsverſammlungen beygezogen werben,“ 


„In den Fällen, wo ein Diftife aud mehres 
ren Lands oder Herrfchaftögerichten im Ganzen 
oder zum Theil zufammengefetzt ift, -follen unter 
der Leitung des konigl. Kommiffärd jedesmal die 
einfchlägigen Land-⸗ und Herrfchaftörichter beyge⸗ 
zogen werden, um ber Diftriftöoerfammlung die 
nöthigen Aufichläffe über die bey derfelben vor⸗ 
kommenden, die Lofalverhältniffe ihrer Bezirke be: 
treffenden Gegenftände zu geben.“ 


6. 0 
Daß in diefem Paragraph audgefprochen werbe: 
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„In den Faͤllen, in welchen das Aerar bey einer 
Diſtriktsumlage betheiligt iſt, habe ein Abgeord— 
neter der Finanzſtelle bey der Verſammlung zu 
erſcheinen, und dort die Rechte des Aerars zu 


vertreten.“ 
1 


$. 10; 


Daß nach den Worten: 
„nach Verträgen und Herkommen‘ 
das Mort 
| '„Befeten“ 
beygefuͤgt werde. | | 


Zugleih übergeben die allerunterthänigft treuges 
horfamften Stände Seiner Majeftät dem Könige 
die folgenden Vorfehläge, welche fie für dem Staat vor: 
theilhaft und nüßlich halten mit der ehrfurchtvollſten 
Bitte, denſelben die Koͤnigliche Genehmigung zu er: 
theilen. | 


a) daß im $. 3. auf dem Art. 7. des Umlagenge— 
ſetzes, und dem Art. 6. des Peraͤquationsgeſetzes 
vom 22. July ı8ı9 hingewieſen wurde, in wel: 
hen Fällen allein auf eine fürmliche Einleitung 
die Ermächtigung zur Suftruftion einer Diſtrikts⸗ 
umlage gegeben werden koͤnne; 


b) daß zum $. 7. des Entwurfes auch . den Fall, 
wenn der Diftrift aus Gemeinden beftünde, die 
in verfchiedenen Regierungsbezirfen gelegen wären, 
eine Borfchrift gegeben werde, pon wem und auf 
welche Weife der Unterbeamte bezeichnet werben 
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ſorgen hat; 

e) daß auch fir den Rheinkreis durch ein Geſetz, an⸗ 
ftatt des ehemaligen Arrondiffementsrathes eine 
diefe furrogirende, der durch) gegenwärtiges Gefeß. 
gegebenen ‚Ähnliche Einrichtung getroffen werden 
mdae | " 

In allextieffter Ehrfurcht erharren 
München den 6. Sept. 1825: 


Euer Königlichen Majeſtaͤt 


_ allerunterthänigft allerunterthänigft 
treugehorfamfte Kammer treugehorfamite Kummer 
der Reichsraͤthe. der Abgeordneten. 
Fürft o Wrede, | Frhr. v. Schrenf, 
erfter Praͤſident. | erfter Präfident. 


-& On v Leydem Häder, 
Ä az erfter Sekretaͤr. 
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Benlage CCXXVI. 
(Bd. XII der Verhandl. boſte Sitzung ©: 617.) 


Vortrag 
des 
zweyten Ausſchufſes. 


(Ueber das Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe 
vom 3, Sept, ı825, das Mudget für die Finanzperiode 
ıBab/3ı betr.) 


erftattet 
an die hohe Kammer der Abgeordneten 
von 


J. von Utzſchneider. 


Die Kammer der Reichsraͤthe antwortet auf das 
Schreiben der Kammer der Abgeordneten vom 2. Sep⸗ 
tember 1825 in Betreff ded Budgets für die Finanzpe 
tiode von 1825 bis 1831 unterm 3. l. M. 

ad 11) daß fie ed zwar bey ihrer frühern Faffung 
glaube belaffen zu müffen, nad) welcher bloß bie poly: 
techniſche Schulen, das Landgeftüt, und die Leinwand: 
fabrifation benannt werden follen, daß fie jedoch am 
Schluße diefes Antrages noch den Beyſatz machen zu 
muͤſſen glaube: 

„daß man es dem Ermeſſen ver Regierung anheitu 
ſtelle, ob, und was ſie von dieſersumme zu 100, ooofl. 
noch für andere vorſtehend nicht benannte gemeins 
nuͤtzige Zwede verwenden wolle.“ 

Der zweyte Ausfhuß glaubt: die hohe Kammer 
der Abgeordneten dürfe diefen Benfag um ſo mehr nun 
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beyftimmen, als alle gemeinnägige Zwecke darunter be: 
griffen find; und die Regierung arı beften ermäffigen 
kann, welche unter vdenfelben die gemeinnägigften find, 
und wo am vorzüglichften Unterftügung und Nachhuͤlfe 
erfoderlich ift. 


ad ı2) Glaubt die Kammer der Neichöräthe von 
ihrem frühern Beſchluße — in Betreff der Garantie der 
Korn: und Haberpreife für die aftive Armee — nicht 
abgehen zu koͤnnen. 


Der zweyte Ausfhuß muß Aus Gründen, die der: 
felbe der hohen Kammer der Abgeordneten in feinen fri: 
ber erflatteten Vorträgen bereitd vorgelegt hat, auch 
heute wieder bey feinem bisherigen Gutachten fichen 
bleiben, — um fo mehr, — ald fämmtliche Mitglieder 
des Ausfchuffes aus den von den Föniglichen Staatsmi: 
nifterium der Armee vorgelegten Rechnungen die Ueber⸗ 
zeugung gefchöpft haben, daß die für die aftive Armee 
ind Budget aufgenommenen 6,700,000 fl, auch ohne Gas 
rantie der Korn- und Haberpreife für fämmtliche Ber 
düärfniffe der aktiven Armee genügend hinreichen, und daß , 
dabey felbft noch — fuͤr andere Militaͤrzwecke 
moͤglich ſeyen. — 

Der zweyte Ausſchuß — demnach: die hohe 
Kammer der Abgeordneten duͤrfte, was die Garantie der 
Korn⸗ und Haberpreiſe betrifft, der Kammer der — 
raͤthe nicht beyſtimmen. 


ad 13) Beſteht die Kammer der Reichsraͤthe auf die 
Benbehaltung der Worte: 


„gegen unverzinsliche Zurüd’gabe der St, Salva— 
toröfirhe‘“, 
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‚und erflärt für den Fall, daß die Kammer der Abge: 
geordneten fich hiemit nicht vereinigen zu koͤnnen glau: 
ben follte, daß fie dann ihre Zuſtimmung zn der Wer: 
wendung von 120,000° fl. zur Erbauung einer proteftan- 
‚ tifchen Kirche nicht ertheile: 

Der zwente Ausſchuß glaubt, die hohe Kammer der 
Abgeordneten dürfte der Kammer der Reichsraͤthe in Be: 
treff der unverzinslichen Zuridgabe der Et. Salvatore: 
kirche um fo mehr nun beyflimmen, ald außerdem Aus 
- Mangel eines gemeinfchaftlihen Beſchlußes beider 
Kammern, obige Summe von 120,000 fl. für die Ers 
bauung eine proteftantifhen Kirche in der Hauptſtadt 
München nicht bewilliget werden würde, 

Es haͤngt nun bon ber hohen Kammer der Ab: 
geordneten ab, hierüber ihre Befchlüffe zu faffen, und 
diefe der Kammer der Reichsräthe mitzutheilen. 

München ben 5, Sept, 1825, “ 

J. v. Utzſchneider, 
| Meferent, - 

Sm zweyten Ausſchuſſe vorgetragen und einftimmig 

genehmiget, 

Soden | 
Baron von Heynitz, 
in Abwefenheit des Hrn, Sekretaͤrs. 


u . 4 
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-Beylage CCXXVi. “ 
(Bd, XII, der Verhandl. 6ofte Sitzung ©. 617.) . 


Bortra g 
des 
zwepten Ausfchuffes, 


über das Schreiben der Kammer dr Nethsräthe 
vom 3, Sept. 1835. 
(die Wünfche und Anträge der Kammer der Abgeordne⸗ 
ten bey Berathung des Budgets betr.) 
erftattet 2 
an bie Kammer ber Abgeordueten. 
von 


| 3. v. Utzſchneider. 


Die Kammer der Reichöräthe erflärt der Kammer 
der Abgeordneten, anf das Schreiben vom 2. Sept. J. J. 
in Beziehung auf ihre Winfche uud Anträge — die Vor: 
lage eines Gefegentwurfes zur Begründung einer Wittwen s 
und Waifenpenfionsanftalt für Staatödiener, und die Aufs 
hebung der Sporteltantiemen betreffend, — mittelft Schreis 
bens von 3. Sept. l. J., 

„daß fie glaube, in Bezug auf biefe beyden Wins 
ſche und Anträge es bey ihrer frühern Aeußerung 
belaffen zu müffen.“ 

Der zweyte Ausſchuß finder feine Gründe, warum 
die hohe Kammer der Abgeordneten von ihren früher 
gefaßten Beſchluße abgehen follte, indem die MWittwen: 
und Waifenpenfionsanftalt für Staatödiener ohne Gas 
rantie ded Staates nicht wohl wird beftehen Fünnen, um 
fo mehr, als von Seite des koͤnigl. Staatsminifteriums 

VII Beylagenband, ‘ 26 
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der Finanzen def jährliche Zufhuß eine bedeutende Sum: 


me für diefe Anftalt demohngeachtet noch fernerähin in 
Unfpruch genommen werben will. — 


Was die Aufhebung der Sporteltantiemen betrifft, 
fo iſt dieſer Gegenſtand für Die ganze Nation zu wich⸗ 
tig, als daß die Kammer der Abgeoeordneten diefen Wunſch 
und Antrag znrücdnehmen kann; fie muß, nachdem ein 
gemeinfchaftliher. Beſchluß beyder Kammern in dieſer 
Beziehung nicht zu Stande zu kommen ſcheint, vielmehr 
erwarten, daß die Regierung zur Erleichterung des Bol: 
kes durch die ‚Aufhebung der Sporteltantiemen im 
Wege der Adminiftrarion von felbft einfchreite. . 


Der zweyte Ausſchuß Hält es demnach für feine 
Pflicht, zu begutachten, daB auch die Kammer der Abe 
geordneten von diefen von ihr geftellten Wuͤnſchen und 
Anträge nicht abgehen, und alfo der Aeußerung der Kam: 
mer der Reichsraͤthe in diefer Beziehung nicht beytreten 
wolle; 

J. von Utzſchneider, 
| Referent, : 

Sm zweyten Ausfchuße vorgetragen, und einftimmig 

genehmiget, | | . 
| Soder. 

Baron von Heyniß, 
in Abwefenheit des Hrn, Selretaͤrs. 


e > 
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Beylage CCXXVIM. 
(Bd. XII, der Verhaudl. 6ofte Sitzung ©: 617) 


Gefammtbefchläffe der Stände des Reichs, 


(Die Generalfinanzrechnung für die Etatsjahre 
ı820f2ı bi 1822/23 betreffend.) 


Allerdurchlauchtigſter Großmaͤchtigſter Koͤnig! | 
Allergnädigfter König und Herr! 


- Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände des 
Reichs haben die von dem Staatsminiſterium der Fi⸗ 
nanzen auf Euer Majeftät allerhoͤchſten Befehl ihnen vors 
gelegten Generalfinanzrechnungen für die Etatsjahre 
1822, 1833 und 1833 ihrer Pruͤfung unterworfen, und 
erkennen diefe Rechnungen, welche am Ende des Etats⸗ 
jahres 1833 mit einem Aftiofaffebeftand von 
5,903,239 fl- 44 Er, 
abfchließen, an. | 
In allertieffter Ehrfurcht geharren 
München, den 6, Sept, 1825, 


Euerer Königlichen Majeftät 


alerunterthänigft treu= allerunterthänigft rreu⸗ 
gehorfamfte gehorfamfte 
Kammer der Reichsräthe., Kammer der Abgeordneten. 
Fürft von Wrede, - Schr. von Schrenf. 
erfter.Präfident. erfter Präfibent. 


€. Straf v Lepden. Haͤcker. 
| = | erſter Sefretär, 


— — — 


20 * 
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B. * 
(Das Tinanzgefeh betreffend.) 


Allerdurchlauchtigſter Großmaͤchtigſter König! 
Allergnaͤdigſter Koͤnig und Herr! 


Die allerunterthaͤnigſt treugehorſamſten Stände ha: 
den den an fie gebrachten Entwurf ded Finanzgeſetzes 
nur unter folgenden ehrfurchtsvolleſt vorzuſchlagenden 
Abaͤnderungen ihre Zuſtimmung geben zu koͤnnen ge⸗ 
glaubt. 

Ad Fit. IJ. 
Feſtſetzung ber Stantdausgaben. 
1. 
Bleibt unverändert. 
u 2. 

Die Zufammenftellung t. A liegt bey. 

Die Paragraphen 3,5, und 6 dürften in einen 
Paragraph vereinigt werden, und folgende Faſſung er⸗ 
halten: | . 

„Auf die von der Schuldentilgungdanſtalt neben 
der Hauptſchuldentilgungstage und abgeſondert 
von derſelben mit einem hiefuͤr beſonders ausge⸗ 
ſchiedenen Fond zu errichtende eigene Penfiond 
“amortifationöfafle gehen vom . Oktober 1829 
an tiber: | 
s) die ſamtlichen ſchon bisher yon der Haupfſchul⸗ 
dentilgungdanſtalt beftrittenen Penfionen; 


! 
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b) alle bey den Abrigen Staatsfaffen noch dermal 
beftrittenen Penfionen des Säfularifationd: und 
Mediatifirungsdetats, welche jedoch Die Summe von 

"330,000 fl. 
nicht überfteigen dürfen ; . 


e) die fämmtlichen übrigen auf den Penfionsetat 
der Staatöfaffen befindlichen Eivilpenfionen und 
Unterftügungen, fowohl von Quiescenten, als 
Wittwen: und Waifen-, Ordenspenfionen, fo 
wie die Mehrbezüge aftiver Staatsdiener aus 
früheren Dienfteöverhältniffen nad) dem biöhe: 

“rigen Betrage von 
2, 100,000 fl.; 

d) die ſaͤmmtlichen Militaͤr⸗ und Gensdarmerie⸗ 
penſionen, mit Einſchluß der Militaͤrbezuͤge der 
bey Civilbehoͤrden praktizirende Ofſiziere nach der 
angegebenen Summe von 

780,000 fl.; 
e). der Mehrbetrag von 
150,000 fl., 
um welchen fi die angegebenen Penfionen 
ſaͤmmtlicher Minifterien bis zum Scyluffe des 
Etatsjahred 1835 noch erhöhen koͤnnen; | 


f) die gegenwärtigen Penfionen der drey Landes⸗ 
univerſitaͤten zu 32,000 fl. 
und der Betrag von 
| 30,000 fl. 
an den Penfionen der aufgelösten Stiftungs: 
adminiftrationen; 
8) alle ferneren in. den Gefegen und beftehenden 
Normen gegründeten, oder auf richterliche Aus: 
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fprüche beruhenden Zugänge und Mehrungen an 
den übernommenen Penfionen, wie auch die den 
Hinterlaffenen der übernommenen Eivilpenfionie 
ften (a,b. c. e. f.) nach den beftehenden Normen 
zu bewilligenden. Penſionen und Alimentatios 
nen.‘ 


$ 7 


Statt des 6. 7 it a bie e dürfte folgender * 4 


Ba werben: 


6. is 
„zur Beftreitung diefer im 6. 3 bemerften Ci 
bil⸗ und Militärpenfionen, fo wie der ſaͤmmtlichen 
Saͤkulariſations⸗ und Mediatiſirungspenſionen, welche 
von der eigenen Penſi onsamortiſationskaſſe beſorgt 
wird, exhaͤlt die Hauptſchuldentilgungsanſtalt als 
Dotation dieſer Kaſſe: 


a) die Summe von 1, 800,00 fl. 
welche in Folge des Schuldentilgungsgefehes 
vom Jahre 1819, $, 7 Num, 4 der Schuldens 
tilgungsanftalt zugefichert if; | 
b) den Ueberſchuß der Stempelgefälle über den Bes 
trag von 700,000 fu, 
welcher zu 192,000 fl. 
garantirt wird; 
c) einen weitern Beytrag aus den Ötaatögefällen, 
durch die Gentralftantöfaffe von 
708,000 fl, — 
Diefe Dotation verbleibt der Penfionsamorti: 
fationdfaffe bis die in den erften Jahren zu Fon: 
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trahirende Haupt: und Nebenſchuld sei feyn 

& wie Diefe Aapitolsſchuld — iſt, rich⸗ 

tet ſich die Dotation der Penſionsamortiſationkaſſe 

nach der Groͤße der bis dahin noch nicht erloſche⸗ 
nen Penſionen. 

Ueber die Stellung dieſer Kaffe zur Hauptſchul⸗ 
dentilgungsanſtalt, und zu den ſtaͤndiſchen Koms 
miffarien enthält das. Schuldentilgungögefeg vom 
heutigen die nähern Beſtimmungen.“ | 

9. 8. 
Blieb unveraͤndert. 
Titel I. 
Von den Staats einnahmen. 
u Den A 
Die Beylage B. enthält die Anlage. 


§. 2. 
Blieb unveraͤndert. 
| §. 3 
Gleichfalls. 
Titel II. 
Erfüllung des Dienftes der Vorjahre. 
$. ı et 2% 
Blieben unveraͤndert. 


9. 3 
Sey in folgender Art zu faſſen: 
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8. 8. 

"ir den Ausfall der fih zu Erfüllung des 
Dienfted der erften Finanzperiode ergiebt, wird 
dem Staatsminiſterium der Finanzen bey der Schuls 
dentilgungskaſſa, in fo ferne es der rechnungs⸗ 
mäßig BR ne Bedarferfodert, einKredit von 

6,400,000 fl. 
eröffnet, in der Art, daß diefe Summe in vier 
gleichen Jahresfriſten von denfelben, benöthigten 
Falles erhoben werden Fann. 

Ueber die Dedung diefes Kreditd wird nad 
drey Jahren für die erften drey Jahrgaͤnge nach⸗ 
traͤglich verfügt werden.” 


In allertiefefter Ehrfurcht beharren 
Münden den 6. September 1825. 


, Euer Königlihen Majeftät 
allerunterthäniaft allerunterthäniaft 
treugehorfamfte Kammer treugehorfamfte Kammer 

der Reichöräthe, der Abgeordneten. 
Zürft v. Wrede, Behr. v. Schrenf, 
erſter Präfibent. \  erfter Präfident. 
@. Sr. v. Leyden. Häder, 
erfier Sektetaͤr 


dog 
Beylagen | 
zum 


Sinanz: Gefege 


A. Staatsausgaben. 


1. Zur Dedung der Staatsſchul— 
dentilgungsanftalten 


1) Für die Hauptſchuldentilgungsanſtalt 
München 


a) für die Zins- und Tilgungd: 
kaſſen 5,255,000 fl. 


b) für die Penfionsamortifationsfaffe 2,700,000 ⸗ 


9) Kür die Schuldentilgungsfaffe des Uns 
termainkreiſes | 400,000 : 


Summe von I 8,355,000 fl. 
u. Nach laͤſſe an Staatögefällen 360,000 : 


II. Eigentliher Staatsaufwand 
ı) Etat des koͤnigl. Haufes und Hofes 3,005,000 ⸗ 


2) — — Ötaatörathed 78,000 ⸗ 
3) — der Staͤndeverſammlung 50,000 : 
3) — des Staatöminifteriumd, des k. 

Haufes, und des Aeußern 534,000 : 


5) Etat des Staatöminifteriumd der Juſtiz 1,708,000 ⸗ 
0) — — — — des Innern 1,240,000 = 
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7) Etat des Staatsminiſteriums der Fi: 


nanzen 561,000 = 
8) Allgemeine Staatsanftalten gl 
a) Erziehung und Bildung 755,000 ⸗ 
b) Kultus 1,251,000 : 
ce) Sefundheit 153,000 s 
d) Wohlthätigfeit 118,850 s 
c) Sicherheit 160,008 = 
f) Induſtrie, Kultur, And das Lands 
geftüt | 66,000" 4 


' Die Stände ftellen der Negierung, bes 
hufs der Staatsanftalten zur Difpofition 100,000 & 
und wuͤnſchen, daß bey Verwendung - dies . 
fer Summe vorzugöweife auf polytechnifche 
Schulen, dad Landgeftüt, und die Leins 
wandfabrifation Nüdficht genommen werde, 
ohne jedoch ihrem Ermeffen vorzugreifen, 
‘ob, und was fie von diefer Summe noch 
für andere — vorftchend nicht benannte — 
gemeinnüßige Zwede verwenden wolle. 


g) Befondere Leiſtungen des Staats⸗ 
aͤrars fuͤr die Gemeinden 115,150 fl. 
h) Steuerfatafter 238,600 s 
. i) Straffen: Brüden und Wafferbau 1,272,000 : 


Sn der Vorausſetzung, daß das koͤ⸗ 
nigl. Staatöminifterium der Yinanzen er: 
nrächtiget werde, die Mittel zur fchleunigen 
Ausführung der Neftififation des Rheins 


vorläufig aufzubringen, und den Betrag 
aus der fürdiefe Pofition gewidmeten jähr- 
lichen Summe im Laufe der zweyten und. 
dritten Finanzpreriode nach und nach wies 
der zu erfeßen. 
9) Militäretat 
a) Aftive Armee 
Ueber dem Antrag neben vorgenanne 
ter Summe nody eine Garantie der Korns 
und Haberpreife zu leiften, haben ſich die 
beyden Kammern nicht vereinigen fönnen, 
indem die Kammer der Meichdsräthe diefe 


Särantie zu 7 fl, 30 fr, für den Schäffel 


Korn, und 4 fl. für den Schäffel Haber 
Ieiften wollte, die Kammer der Abgeordnes 
ten hingegen ſich von der Rothwendigfeit 
einer ſolchen Sicyerheitsleiftung nicht über: 
zeugen zu Finnen glaubte, 


b) Genddarmerie ' 
€) Topographiſches Bureau 


10) Landbauten 


Wovon jedoch gegen unentgeldliche 
Zurüdgabe der St. Salvatorskirche in 
München jährlich 20,000 fl. dem Baue eis 


ner proteftantifchen Kirche dafelbft gewid⸗ 


met, fo wie auch ein angemeffener Bey: 





.. 6,700,000 fl. 


540,000 fl. 


50,000 fl. 


Gunma von g 7,290,000 fl. 


845,000 3 


trag zu Herftellung einer Fatholifhen Kirche 


zu Nördlingen beantragt werden foll. 
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a1) Fuͤr Penfionen der Wittwen und Wai- 


fen für Staatödiener 72,000 fl. 


in der Art, daß der Ueberſchuß zu ei: 

nem Penfionsfond admaffirt werde. 
12) Hauptrefervefond 400,000 : 
Summa von II. 20,411,600 fl. 


Geſammtſumme der Staatsausgaben 29,126,600 fl. 


— 








B. Staatseinnahmen. 
l, Direkte Staatsauflagen. 


ı) Grundſteuer W 5,896,300 fl. 
2) Haͤuſerſteurr 394,000 s 
3) Doninifalfteuer "457,700 : 
4) Öewerbfteuer j 766,000 : 
5) Familienſteuer ‘754,000 ⸗ 





8,270,000 fl, 


NE 
I, Indirefte Staatsauflagen. 


ı) Zollgefälle 2,060,000 fl. | 


2) Stempelgefälle ohne Ruͤckſicht auf bie 
durch das Gefeß vom heutigen bes 
weckte Bermehrung derfelben 612,000 : 
An Mehrung diefed Gefäls dur das _ 
weue Stempelgefeg 280,000 : 


4 
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3) Aufichlagsgefälle 4,620,000 fl. _ 
4) Taren und Sporteln 2,058,000 ⸗ 





9,630,000 fl. 


IL Gefälle aus dem vollen Ötaatseigen: 


thume. 
1) Aus Forſten und Jagden ‚2,044,000 fl. , 
2) Aus Defonomien und Brauereyen und j 
Fabriken | | Ä 412,300 fl, 





2,456,300 fl. 


VI, Lebens, Grund-, Zind:, Zehent: 
und Gerihtöherrliche Gefälle 4,800,000 fl. 


V. Staatöregalien und Anftalten. 





1) Salinen und Bergwerfe 1,916,000 fl. 
=) Poſt 352,000 ⸗ 
3) Lotto 1,040,000 ⸗ 
4) Lottoftempel 150,000 fl. 
- 5) Regierungs- und Intelligenzblatt 20,000⸗ 
3,478,000 fl. 


VW. Uebrige Einnahmen. 
s) Beyträgen von andern Ötaaten und 
ehemaligen Neihöftänden zum Befol- 
dungs- und Penfiondetat ded vorma— 
ligen Hochitiftd Würzburg ſ. a. 9,760 fl. 
a) Zinfe von Aftivfapitalien 311,200 fl. 
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3) Xerarialrente aus der Banf in Nuͤrn⸗ 
berg | 5500o0 fl. 
4) Entfhädigung von Defterreich. 100,000 fl. 
5) Beytraͤge der Staatödiener zu der zu 
errichtenden Wittwens und Waifenpen: | 
fionsanftalt 72,000 fl. 
: 497960 fl. 


Geſammtſumme der Staatseinnahmen 29,132,260 fl. 





4b ſich lu 6. 
Die Einnahmen find veranfchlagt zu 29,132,260 fl. 
Die Ausgaben zu 29,126,600 ⸗ 





Es zeigt ſich demnach ein Einnahmsuͤber⸗ | 
fhuß von - 9,660 fl. 
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C. | | 
(Die Wünfhe. und Anträge zum Tinanzbudget betr.) 


Allerdurchlauchtigſter Großmächtigfter König! 
Allergnädigfter König und Herr! 

Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände über: 
geben Seiner föniglihen Majeftät nachfolgende 
Wuͤnſche und Anträge, welche fie fir den Staat vortheil 
haft und nuͤtzlich erachten, mit der Allerehrfurchtuollften 
Bitte, denfelben die Allerhöchfte Fönigliche Genehmigung 
zu ertbeilen. | 

In allertieffter Ehrfurcht beharren 

München den 6. September 1825. 


Eurer Königlihen Maieftät 


allerunterthänigft treu: allerunterthaͤnigſt treu: 
gehorfamfte gehorfamfte 
Kammer der Reichsraͤthe. Kammer der Abgeordneten. 
Der erfte Präfident Drer erſte Präfident 
Fuͤrſt von Wrede. Frhr. von Schrenk. 
C. Graf v. Ley den. Haͤcker. 


erſter Sekretär. 
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Wünfhe und Anträge 


Es follen Seine Föniglide Majeftät im 
verfaffungsmäßigen: Wege BIFFEDEINEDESEHEN gebeten 
werden: 


1) Allerhöchftdiefelden möchten baldigft einen, den-finans 
ziellen Kraften des Landes, und den Bedürfniffen 
des Volfed angemeffenen, im Spfteme und in den 
Drganen möglichft einfachen, ‚und wohlfeilen Ver: 
waltungsorganismus einführen laſſen; 


2) allergnädigft anordnen, daß die den Ständen des 
Reichs vorzulegenden Gegenftände immer fo zeitig 
vorbereitet werden, daß durch deren Vorlage der 
Gang der Gefchäfte der Kammern nicht aufgehalten 
werde; 


8) daß die Inſtruktion des oberften Nechnungshofes ei⸗ 
ner Reviſion unterworfen werde; 


4) daß auf Errichtung zweckmaͤßiger Irrenhaͤuſer vor⸗ 
zuͤgliche Ruͤckſicht genommen, und dazu die geeigne⸗ 
ten Fonds verwendet werden; 


5) daß das Geſchaͤft der Vermeſſung zum Behufe eis 
ned Steuerſyſtems, fo weit es die budgetmäßige 
Summe erlaubt, mit möglichfter Befchleunigung 
fortgefegt werde; _ | 


6) daß den Ständen ded Reichs bald ein geeignetes 
Forſtpolizeygeſetz zu ihrem Beyrath und ihrer Zur 
fimmung vorgelegt werde; 


47 
7) daß den Loofen von Ausfpielungen ausländifcher 


Güter der Debit im Königreiche u mehr geftattet 
werde; 


8) daß bey der zugeficherten Vorlage eines Steuerges 
ſetzes an die nächfte Werfammlung der Stände auf 
Erleichterung der Grundbefiger und Beyziehung der 
bisher zu wenig in Anfpruch genommenen Klaffen 

‚der erwerbsfähigen Staatöbürger zur Trennung der 
Staatslaften vorziiglicher Bedacht genommen werde; 


9) daß die Gewerböftenerordnung zum Behufe der Aus: 
gleihung beftehender Ueberbuͤrdung einzelner Ges 
werbe und höherer Belegung der zu gering ange 
jogenen revidirt werde, 


Münden den 6. September 1825, | 


Vaill. Beplagenband » 27° 
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Beylage CCXXIX. 


(Bd, XII, der Verhandt. 69. Sitzung 6. 617.) 





Geſammtbeſchluß 
Die Abaͤuderungen der Stempelordnung betr.) 


Allerburchlauchtigſter Großmaͤchtigſter König! 
Allergnaͤdigſter König und Herr! 


Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände ha: 
ben den an fie gebrachten Entwurf eines Geſetzes über 
einige Abänderungen in der Ötempelordnung für die 
fieben Altern Kreiſe des Königreichd nur unter folgenden 
ehrfurchtsvolleſt vorzuſchlagenden Abaͤndernngen ihre Zu: 
ſtimmung geben zu koͤnnen geglaubt: 


| I, 
Daß nach den Worten des erften Abfaged 
„auf das berordnungsmaͤßige Stempelpapier ge⸗ 
ſchrieben werden“ 


folgender Sat eingefchaltet werde: 


„Im Falle Sie Errichtung von Kontrakten oder 
Audfertigungen irgend einer Art an Orten vorfält, 
in welchen das verordnungsmäßige Stempelpapier 
nicht zu haben ift, wird ausnahinsweife geftatter, 
dag die zu errichtende Urfunde auf nicht geftems 
peltes Papier gefertigt iverde, jedoch muß in fol: 
chem Falle ber betreffende Stempelbogen inner 
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halb acht, Tängftend vierzehn Tagen bengchefter, 
und dieſes durch eine Serichtöftelle Eoftenfrep kon⸗ 
ftatirt werden. 


u, 
Zu Abfchnitt I. wäre nach dem Abfaß lit. b fols 
gender Abfag unter Iit © einzufchalten: 
„c) Bey Ausfertigungen und Eingaben jeder Art 
hat die Anheftung des betreffenden Etempelbogens 
nachträglich zu gefchehen.” 
Ferner wäre in diefem Abſchnitte folgende Stelle 
einzuſchalten! 
„In allen jenen im Abſchnitt I. $. 3 Hr. a des 
Etempelgefeged vom 18. December 181 aufgezäple 
ten Gegenftänden kann die Anwendung ded Eteme 
peld nut ih fo ferne gefodert werden, als diefe 
bey einer Juſtiz- oder Adminiftrativbehörde — 
Staats⸗ oder andern öffentlichen Kaffa im Reiche 
übergeben Werden; in diefem Falle wird die nach⸗ 
tägliche Anwendung des Stempels ohne Die vor 
gefchtiebenen Formalitäten geftattet; die Cine 
fchreib: und Quittirbuͤchlein der Unterthanen bleiben 
aber von dem Stempel befreyt.“ 


VI. 
Daß die Steigerung des Gradationsſtempels nur 
von dem Betrage von 2,000 fl. anfangend, ftatt habe, 


vn. 
Daß nad) lit. g beygeſetzt werde? 


—8 Alle Erbſchaften ab intestato und Es 
97 u 
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- welche fich in Folge der Lehen, oder Fideifommif: 
farifchen Erbfolge, ivorin ex pacto et providentia 

majorum fuccedirt wird, eröffnen ohne Nüdficht 

Nauf den Berwandtfchaftögrad des Nachfolgers zn. 
dem DVorfahrer; 


„i) die-Legate für milde Stiftungen.” 
IX. | 


Daß der. erfte abſat nach den Worten: 
„geſtattet wird’ 
folgende Kaffung erhalte: - j 
- „ind die.Loofe fogleich auf Stempelpapier aus— 
zufertigen, welche ſechs Kreuzer von jedem Gulden 
des Preifed des Looſes beträgt.” 


us SE 5 > x, 
E Daß det Numer 2 folgender Maſſen gefaßt werde: 
„Gebraucht ein Private nur ein geringeres, als 
J das normalmaͤßige Stempelpapier, io bejahlt er 
den Unterfchied dreyfach.“ 


"Daß ber Abſat 3 folgende Redaktion efalte: 


„Dede nicht mit dem gehörigen Stempel verfchene 
Eingabe foll nichf angenommen werden. Werden 
jedoch bey mittel= oder unmittelbaren Juſtiz⸗ oder 
Adminiftrativbehörden, Aemtern und Stellen un: 
gejtempelte Schriften, oder ſolche, welcye,mit dem 
‚geeigneten Stempel nicht verfehen find, eingereicht 
und angenonmeh, und werden nicht gleich die ges 
eigneten infchreitungen nad) den allgemeinen 
Beſtimmungen eingeleitet, ſo haben die betreffen. 


Aa 


den Beamten oder Kanzleyindividuen die Strafe 
des drenfachen Stempelbetrages zu . entrichten, 
welche bey. Kollegialbehörden von. dem protofolli- 
renden Sefretär und dem Referenten, zu gleichen 
Theilen zu erheben iſt. — Von dieſer Strafe iſt 
der Sekretaͤr frey, wenn er auf der Eingabe die 
Bemerkung wegen des Mangels des Stempelpa⸗ 
piers gemacht hat. In dieſem Falle haftet der 
Referent allein. Dieſe Haftung geht aber auf den 
Vorſtand über, wenn derfelbe den Vollzug der 
gefegmäßigen — des m — 
wuͤrde.“ 


Endlich, daß der Abſatz 5 Mach den Worten: 
| „geringerem Stempelpapiere macht“ 


heißen möge: 
„ſo verfaͤllt er in die Strafe des zwanzigfachen 
Betrages mit Vorbehalt der Behandlung nach 
dem Strafgeſetzbuche, wenn aus den Umſtaͤnden 
deſſen rechtswidriger Vorſatz hervorgeht. | 


Zugleich bringen die allerunterthänigft treugehorfam: 
ften Stände folgende Anträge und Wünfche an Seine 
Majeftät den König, welche fie für den Staat vor 
theilhaft und müglich erachten, und bitten um die aller 
hoͤchſte Fönigliche Genehmigung: 


Anträge: 


a) dag die Koften des Debits ded Stempelpapierd eins 
fhlüffig der Verfendungsfoften anderthalb ZUR 
nicht überfteigen; 


b) daß in dem neuen Gefege jene Stellen der ältern 
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Etempelordnung wörtlich) eingerüct werden, auf 
welche fi) in dem neuen Gefege bezogen wird. 
Bünfde 


a) Daß bey Abnahme des Papiers zum Eentralftem: 
pelamte auch auf die Papiermüller in den Proyin: 
zen Bedacht genommen werde; | 


‚b) daß für Gtempelpapier von höherm Betrage, wel: 
ches ſich zur Ausfertigung von Urkunden eignet, Pa- 
pier von vorzüglicher Guͤte verwendet werde, 


In allertieffter Ehrfurcht verharren 
Münden den 6. September 1825, 


- Eurer königlichen Majeftät 


llerunterthänigjt treuges allerunterthänigft treuges 
horſamſte horſamſte 
Kammer der Reichsraͤthe. Kammer der Abgeordneten. 
Der erſte Praüdent: Der erfie Prafident: 
Fürft von Wrede, Freyherr von Schrenk. 
C. Graf von Leyden. Häder, 
Gefterär, 
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Beylage CCXXX, 
(Rd. ZU. der Verhandl. Gofte Siäung. ©. 618,) 





’ f 


Borfrag 
bes 
zweyten Ausfhuffes 
über bie 
| Veſchluſe der Kammer der Reichsraͤthe zu den 
Abaͤnderungen im Zollgeſetze, 
erftattet vom au 
Abgeordneten Heingelmanm 
Die Kammer der Neichöräthe theilt mittelft Schreis 
ben vom 4. September der Kammer der Abgeordneten 
diejenigen Befchlüffe mit, welche diefelbe über die died- 


feitigen Befchlüffe vom 16. Auguft, einige Ahgaderam 
gen im Zollgeſetze betreffend, gefaßt hat. 


Der zweyte Ausſchuß erſtattet der Kammer der Ab⸗ 
geordneten hieruͤber folgenden Vortrag. 


Ad I. Die Kammer der Neichsräthe ſtimmt ber 
diesfeitigen Mobififation ad $. 2. sub a. Abſatz 2. bey, 
und glaubt dagegen, der zweyten Modifikation sub b. 

„daß die Befugniß der Regierung, die Einfuhr: 

zölle zu erhöhen oder zu vermindern, bey dem 

Schluſſe der nächften Berfammlung der Stände 

erlöfhe, wenn fie nicht wieder erneuert Pads 
ihre Zuftimmung verfagen zu muͤſſen. 


Der zweyte Ausfhuß glaubt, daß man fih bey 
den Beftimmungen der Modififation a, Abfag 2 zu {. 2. 
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vollfommen beruhigen fönne, indem nach derfelben jede 
getroffene Abänderung in den Einfuhrzöllen bey nächfter 
Ständeverfammlung beftätiget werden foll, und im Falle, 
daß diefe Betätigung nicht erfolge, der Buchftabe des 
Gefetzes wieder einzutreten habe, fo daß alfo alle und 
jede Veränderungen in den Zollfägen von der Beftäti: 
gung der Stände des Neichs abhängen, 


Ferner meynt der zweyte Ausſchuß, daß, fo wuͤn⸗ 
ſchenswerih in manchem Betracht auch ein feſtes Zollfys 
ftom feye, dennoch in Erwägung der ſich in der politis 
fehen und merfantilifchen Welt häufig ereignenden Ver: 
änderungen es ſtets zweckmaͤßig fey, der koͤnigl. Regie: 
rung die Befugniß einzuräumen, nach den obwaltenden 
Umftänden, Beränderungen in den in 
der::Zwifchenzeit anzuordnen. 


Der zwegte Auöfhuß glaubt daher einftimmig, es 
wäre von der Modififation sub b Umgang zu nehmen. 


Ad Il. Den Durchfuhrzoll betreffend, tritt die 
Kammer der Neichsräthe den Befchlüffen der Kammer 
der Abgeordneten bey, bid auf die sub d beantragte 
Befreyung des Durchfuhrzolles auf den Knoppern. 


Der zwente Ausschuß glaubt um fo weniger auf 
biefer Speziellen Befreyung beftehen zu müffen, da der 
ausgefprochene und auch von der Kammer der Reichsraͤ⸗ 
the angenommene Grundſatz der Beguͤnſtigung der Tanz 
gen Straffenftreden, und felbft der gänzlichen Aufhe— 
bung des Durchfuhrzolles, da, wo e8 Roth thut, auch 
dieſem Artikel zu gut fommen’muß. 


Wichtiger aber iſt es, daß die Kammer der Reichs— 
raͤthe von dem Antrage sub © Umgang nehmen will, 
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welcher bezweckt, daß die Erzeugniſſe des’ Nheinfreifes 
zollfrey nach den allern Kreiſen —— werden 
duͤrfen. 


Der zweyte Ausſchuß kann nur bedauern ‚daß die 
von der Kammer der..Abgeordneten dem Nheinfreife bes 
antragte Erleichterung nicht ſtatt finden. foll, er kennt 
feine Gründe, welche dagegen ftichhaltig fprächen und 
erheblicy genug ‘wären; ja felbft die jegt verdunfelte 
Ausfiht auf dad Zuftandefommen der kommerziellen 
Berbindung mit den füddeutfchen Staaten, wäre ein 
Grund mehr, dem Nheinfreiß bey feiner beengten Lage, 
die in der Gewalt unferer Regierung liegende ‚Erleichtes 
rung, unter den Rue ——— zu ge⸗ 
waͤhren. 


Der zweyte Yusfchuß hoft kamäfchen, daß, na; 
dem.die Kammer der Neichsräthe ihre Zuſtimmung nicht 
ertheilt hat, die Fönigl. Regierung von der erhaltenen 
Befugniß, rüdfichtli der Einfuhrzölle, auch zu Gun: 
ftien des Rheinkreiſes möglichfte Anwendung machen 
werde, und Täßt ed dem Ermeffen der Negierung anheimge: 
ftellt, den Wünfchen der zweyten Kanımer in diefer Bes 
ziehung zu entfprechen. 


Ad I. Die Kanımer der Neichöräthe — ber 
höheren Belegung der in Beylage A des Korreferates 
bezeichneten Gegenftände nur in der Art bey, daß der 
höhere Zollfag nicht‘ in Ziffern ausgedrücdt werde, fon: 
dern die Beftimmung der Zolfäge felbft der fönigl. Ne: 
gierung überlaffen bleibe. 


Nachdem der fonigl. Regierung die Befugniß zu Ab: 
änderungen in den Zöllen ertheilt if, muß angenom: 
men werden, daß hiebey mit derjenigen Berücfichtigung 


* 
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verfahren werbe, welche von der Erfahrung, von der 


Ausfuͤhrbarkeit der Zollſaͤtze und von dem Beduͤrfen des 


ftaatswirtöfchaftlihen und finanziellen n,ereffe diktirt 
werden, und aus diefem Gefichtöpunfte kann nad) der 
einftimmigen Meynung ded zweyten Ausfchuffes, der Kam⸗ 


mer der Neichsräthe beygeftimmt werden; aus ähnlichen 


- 


und denfelben Gründen tritt die Mehrheit des zweyten 
Ausfchuffes mit 5 Stimmen gegen 2 dem weitern An: 
trage der Kammer der Reichsraͤthe bey, daß - 


„die Eingangs;ölle von Kolonialwaaren, von Tuͤ⸗ 
cher von grober und mittelfeiner Sorte, von baum⸗ 
wollenen Stoffen und von verarbeiteten Eifen- 
waaren erhöht werden ſollen.“ 


Zwey Etimmen hielten diefen Antrag für entbehr: 
lich, bey der der Negierung ſchon übertragenen Befug: 
niß, befonders in_Anfehung der. geringen Tücher, wel: 
che bey ihrem Gewicht zum Zoll zu ao fl. ſchon hoch ge: 
nug, zum Schuß der inländifhen Induſtrie belegt find, 
und auch bey den Baumwollenwaaren, welche bey ei: 
nem höheren Zoll ald ap fl., zumal die feinern Gattun- 
gen, ihrer fpezifiihen geringen Schwere wegen, nur zur 
Bermehrung der Einfhwärzung Anlaß geben, alfo Fein 
Zwed dabey erreicht wird, weder für Induſtrie noch 
fuͤr das koͤnigl. Aerar. 


Ad IV. Aus denſelben Gründen, welde ad III, 
angeführt find, ſtimmt der zweyte Ausſchuß auch derje: 
nigen Abänderung bey, welche die Kammer der NReichd: 
räthe in Betreff mehrerer Einfuhrgegenftande macht, daß 
namlich bey folgenden von der Kammer der Abgeordne: 
ten, zu einer Zollerhöhung empfohlenen Waaren, als 


„Eifen, Leder, Nadeln, Bitriol, Allaun, ges 
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ſchliffene Epiegelaläfer, Bretter, Wollenwaare 
und alle im Land genügend erzeugte Fabrikate,“ 


die Beftimmung der Zoflfäse felbft der Fönigl. Nez 
gierung anheimgeftellt werden möge, 


Ad V. Eben fo glaubt der zweyte Ausfhuß, daß 
auch rückfichtlich der von der Kammer der Abgeordneten 
gewünschten Verminderung des Einfuhrzolles auf folgen⸗ 
den Gegenſtaͤnden: 


) auf allen rohen im Inlande nicht erzeugten die 
duften, zum Bedarf der Fabriken; 


2) auf Baumwolle; 
3) auf Baumwollgarn für die Fabrikanten; 
4) auf Lecceroͤl für die Fabriken; 


5) auf wuͤrtembergiſche und badiſche Weine, zum Vor⸗ 
theil der Ausfuhr bayeriſcher Weine nach Wuͤrtem⸗ 
berg und Baden. 


Die Feſtſetzung der Zollfüge, nad dem Antrage der 
Kammer der Neichsräthe der Negierung anheimgeftelfe 
bleibe, nachdem der Grundfag für deren Verminderung 
einmal von beyden Kammern angenommen it, Ohnehin 
hatte die Kammer der Abgeordneten fih nur bey der 
Baumwolle und bey dem Wollgarn für feftbezeichnete 
Zollfäge andgefprochen. Die Fönigl. Negierung fennt 
die Bedürfniffe der Baummwollfabrifanten, und es ift 
zu erwarten, daß die Anträge diefer Kanımer yon der: 
- felben zur Beförderung der Induſtrie gewürdiget werden. 


Ad VI. und VI, ift nichts zu erinnern, da die 
Kammer der Reichsraͤthe demjenigen beyftimmt, was die 
Kammer der Abgeordneten rückfichtlich der Zollbelegung 


er 
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der Tuchende, des Unſchlitts, der Pferde und Schweinds 
haare, bejchlojfen hat. 


Ad VII, will die Kammer der Neichsräthe bey Bes 
ftimmung der. Ausfuhrzölle auf den in der Beylage des 
Korreferatd sub B bemerften Gegenftände.ebenfalls blos 
den Grundſatz der Minderbelegung gegen bisher, ans 
nehmen, die Feftfegung der Zollſaͤtze felbft aber der 
Fönigl. Regierung überlaffen. 


Sm Bertrauen, daß die fönigl. Regierung auf die 
von der dießfeitigen Kammer beantragten Zollfäge Rüds 
fiche zum Beßten der Landwirtbfchaft und zur Belebung 
des Zwifchenhandeld nehmen werde, ſtimmt der zweyte 
Ausfchuß der Kammer der Reichsraͤthe bey, um fo mehr, 
ta, wie ſchon oben berührt, mit der Befugniß, die Zölle 
gu verändern, die Feſtſetzung der Zollfäge von einer Si⸗ 
Kung der Stände zur andern, ohnehin der Wegierung 
überlaffen ift, welche diefed ihr gezeigte Vertrauen ge: 
wig nur zum Wohle ded Landes benüßen wird. 


Ad IX. X- XL. Wo die Kammer der Neichsräthe 
in Betreff verfchiedener Ausfuhrzollfäge den Befchlüffen 
der Kammer der Abgeordneten beyftimmt, ift alfo nichts 
zu erwähnen. 


Ad XII. Bloß bey der Ausfuhr des Sciffbauhol: 
zes auf der Donau ftimmt die Kammer der Reichsraͤthe 
dem. Dießfeitigen Antrag nicht bey, daß. daffelbe zur 
Ausfuhr verboten, oder hoch belegt werden ſoll. 


Der zweyte Ausjchuß vertraut hiebey, daß die Ne: 
gierung nach Lofalverhältniffen den deöfallfigen Antrag 
möglichft berücfichtigen werde, und glaubt, dermalen 
von diefem Antrage Umgang nehmen zu fonnen, 
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ad XI. wo die Kammer der Reichsraͤthe dem von 
“ der Kammer der Abgeordneten geftellten Antrage: 


„wegen. Gleichftellung alles Weggeldes auf einen 
„Sag von ı Pfennig per Zentner und Stund“ 


ihre Zuftimmung verfagt, diefer wichtige Punft verdient, 
dag nicht gleichgültig darüber weggegangen werde; denn 
auf diefe Art müßte der innere Verkehr ſtatt bisherigem 
Weggeld von ı Pfennig per Zentner und Stunde, das 
Doppelte mit 2 Pfennig bezahlen, was eine neue, den 
innern Verkehr fehr erjchwerende und befteuernde Laft 
wäre, welde nur fchädlichen Einfing haben kann. 


In Erwaͤgung ‚daß 


1) nach dem Benfpiel aller Staaten, der innere Ber: 
fehr vor allem zu erleichtern ift, das doppelte Weg⸗ 
geld denfelben aber flören und erfhweren muß; 


2) daß die auf Erleichterung der Durchfuhr und der 
Ausfuhr entſtehenden Vortheile dadurch wieder ent— 
zogen wuͤrden, weil fuͤr den innern Verkehr auf 
eine ſehr empfindliche Weiſe eine neue Ueberbuͤr— 
dung eintraͤte, und man mit der einen Hand wie⸗ 
der entzoͤge, was mit der andern gegeben wurde; 


9) daß partielle, von der Regierung ſelbſt eingeraͤumte 
Beguͤnſtigungen einzelner inlaͤndiſcher Fabrikate und 
Manufakte bey deren innern Zirkulgtion, nur eine 
Erſchwerung der Weggeldsbehandlung bey den Aem⸗ 
tern, ſtatt der bey einem gleichen Weggeld viel 

. einfachern und fürzern Manipulation, zu Wege brach: 
ten, und ficher dadurch Beranlaffung zu überflüfs 
figen Weitläufigkeiten und Pladerepen wegen der. 
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Ausfheidung verfhiedener auf einem Wagen gel 

dener Waaren gegeben wäre, und vorzüglich 
4) daß der durch die Herabfegung alled Weggeldes auf 

. Pfennig inden Gefällen entftehende Ausfall durch 

mäßige Erhöhung der Einfuhrzölle, wozu die Ne: 

gierung ermächtiget ift; leicht kompenſirt werden 
kann. 
Bey allen dieſen Erwägungen kann dei zweyte Aids 
ſchuß Hiebey nur auf dem erſten Antrage der dießfeitis 
gen Kammer (um Feſtſetzung eines Weggeldfages zu 
ı Pfennig) beharten, und muß Diefer Abänderung ein 
ſtimmig feine Yuftimmung verſagen. 

Ad XIV. XV. XVI. bedarf es keiner Anregung, da 
die Kammer der Neichdräthe rückfichtlich der übrigen Weg: 
geldsbeftinmungen den ARE dieſer Kammer bey: 
ſtimmt. 

Ad XVIE, und XVII, Sn Betreff der Entfhäri- 
gung der Kommunen wegen Entgang der ihnen bemwil 
ligten Pflafter = und Bruͤckenzoͤlle will die Kammer der 
Neichsräthe, daß es bey $. 5 des Gefegentwurfs bleiben 
ſolle, nach welchem von einer billigen Entfhädigung 
die Mede ift, während Die Kammer der Abgeordneten 
auf vollftändige Entfhadt, gung beantragte. 


Der zweyte Ausſchuß fieht es immer ald eine Wohl⸗ 
that an, daß dikſe Zoͤlle einer Reviſion unterworfen 
werden, und glaubt, daß man ſich dabey beruhigen 
koͤnne, indem die koͤnigl. Regierung alle Ruͤckſicht das 
bey werde eintreten laſſen, und daß es den Kommunen 
felbft daran liegen werde, durch jede thunliche Erleich: 
terung in deraleichen Zöllen, den ſo ſehr dadurch bes 
nachtheiligten Güterdurchzug und die ‚Auen BAERIANE 
wieder beleben a helfen, ° 
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Die Kammer der Neichsraͤthe macht von dinem Wuns 
ſche der dießſeitigen Kammer, sub w feine Erwähnung; 
derfelbe lautet wie folgt: 

„daß bey flattfindender Verminderung des Weg: 
geldes die Landräthe vernommen werden, daß 
‚sine gleiche Begünftigung der Straffen in allen 
Kreifen fratt finde, und daß die ertheilte Beguͤn— 
ftigung öffentlich befannt gemacht werde,“ 


Der zweyte Ausſchuß mehnt, daß der erſte Abfag 
diefed Wunfches wegen der Randräthe zwar deshalb un: 
berührt geblieben fey, weil die Kammer der Reichsräthe 
diefes Inſtitut nicht haben wolle, glaubt aber, daß die 
übrigen Wünfche bloß aus irgend einem Verfehen in der 
Nedaftion unerwaͤhnt Zeblieben feyn werden, und hält 
dad Stillfehweigen darüber für Zuſtiumung. | 


Ad XIX. XXI. und XXV. Die Kammer der Reiche: 
räthe theilt ihre Zuftimmung den Befchlüffen der dies: 
feitigen Kammer in Betreff der Handlungsreifenden, in. 
Betreff der Handlungsfammern und des Haufierhandels, 
Hierüber bedarf es Feiner Wiederholung. 


Ad XX. Die Kammer der Reichsraͤthe glaubt, daß 
es bey dem Inhalt des 9. 7 ded Geſetzentwurfs, ruͤck— 
fichtlich der Polletenablage, ohne die von »er Kammer 
der EIER beantragten Abänderung zu belajfen 
feye. | 
Durch diefe Abänderung follte der Willführ der Hall: 
Ämter vorgebeugt werden, da es dem Kaufmann unmög- 
lich ‚ift, für die Ablage der Polleten zu haften, und wo: 
fern der Fuhrmann ein Inlander ift, oder durch einen 
Inlaͤnder Garantie leiften fann, ed dem Zollärar nicht 
die geringfle Gefahr bringt, wenn der Mame ded Fuhr— 


432 


manns in die Polleten gejegt wird. Alle übrigen des: 

halb im Korreferate angeführten Gründe: fprechen dafür, 
daß der Antrag der Kammer der Abgeordneten von der 
föniglichen Regierung berückfichtigt werde, und der zweyte 
Ausſchuß iſt daher einſtimmig der Meynung, daß er 
fi h die Anficht der Kammer der Reichsräthe dabey nicht 
aneignen könne, fondern auf feinem erſten Antrage ftes 
ben bleiben muͤſſe. 


Ad XXL Die Kammer der Neichsräthe ftimmt dem ' 
Antrage der Kammer der Abgeordneten, 


„daß der nächften Ständeverfammlung geſetzliche 
Beftimmungen über firengere und fchnellere Bes 
handlung und Beſtrafung der Zolldefraudationen 
zum Beyrathę vorgelegt werden,“ 


vollkommen bey, und verbindet damit noch die * wei⸗ 
tern ſpeziellen Anträge: 


1) daß durch Zirfulare des fönigl. Staatdminifteriumd 
der Juſtiz alle betreffenden Stellen auf firenge Ans 
wendung der beftehenden. Geſetze über Zolldefraudas 
tionen und auf Beftimmung des Cod. jud.. bav. 
Cap. 10. $ 3: Nr. 10, in Beziehung auf das. Be: 
weisverfahren und Zeugenvernehmung, aufmetkſam 

gemacht werden; 


2) daß Seine Majeſtaͤt gedeten werde, bey der 
naͤchſten Staͤndeverſammlung in den $. 76 und 83 
des Zollgeſetzes ſolche Abänderung vorzufchngen, - 
welche die biöherigen, Hinderniffe bey Herftellung 
des Beweiſes verübfer Zolldefraudationen wegtäus 
men follen, 


Diefen Anträgen ſtimmt der zweyte Ausſchuß unbe⸗ 
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denfiih bey, da derfelbe ſelbſt mit dem Zwei ber An: 
träge vollfommen einverfanden if. 


- „Ad XUl. Dem Antrage, aud) den groͤßern Fabri⸗ 

kanten Privatniederlagen auf zur Fabrikation benoͤthig⸗ 
ten rohen Stoffe zu geſtatten, verſagt die Kammer der 
NReichsraͤthe ihre Zuſtimmung. 


Der zweyte Ausſchuß hofft, daß die koͤnigl. Regie⸗ 
rung hierauf geeignete Ruͤckſicht nehmen werde, obgleich 
die Kammer der Reichsräthe die Zuſtimmung verſagt. — 
Referent ift der Meynung, daß ohne alle Gefahr diefe 
Privatniederlagen an bedeutende Fabrifanten zu gewäh: 
ren feyen, glaubt ſich auf das fönigl. Minifterium der 
Finanzen felbft berufen zu dürfen, ob durch die bis⸗ 
ber ertheilten‘ Privatniederlagen Anlaß zu Defraudas 
tionen gegeben. worden feye, auch ift nach dem anges 
nommenen Grundfag, alle Art Fabrikation zu begünfti- 
gen, diefe Ertheilung von Privatniederlagen der Ein= 
richtung großer Fabrifen nur erfpriedlih und förderlich, 
und alfo zu berüdfichtigen. 


Ad XXIV. Bon den dießfeitigen Anträgen: dag 
Maßregeln ergriffen werden, der Ueberführung der Jahr: 
märfte mit ausländifchen Waaren durch Ausländer Schranz. 
fen zu ſetzen; — und daß nach 6. 61 des Zollgefeges fich 
der defraudirende Dienftherr nicht auf Rechnung feines 
Dienerd von der Beftrafung befreyen fünne, will die 
Kanımer der Reichöräthe Umgang nehmen. 


Der zweyte Ausfchuß kann vertrauen, daß die för - 
nigliche Negierung diefe Gegenftände um fo mehr auf 
adminiftrativem Wege beridfichtigen werde, als fie 
nur zweckmaͤßig genannt werden fönnen, und es zu be: 


VII, Beplagenb. 28 - 
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dauern iſt, daß die Kammer der Reichdraͤthe darauf nicht 
eingieng. | 


Ad XXVL Dem Antrage, wegen Unterftägung 
von Handelögefellfchaften nad Amerifa, will die Kam— 
mer der Neichöräthe in der allgemeinen Faſſung: 

„daß Sefellfchaften zur Beförderung des Handels 
‚in dad Ausland möchten unterftügt werden ‚“ 


beytreten, und der zweyte Ausſchuß findet in der Ueber— 
zeugung, daß jeder Handel in das Ausland Unterſtuͤ— 
Kung erhalten dürfte, hiegegen nichts einzuwenden. 


. München den 5. September 18.5, 


Heinzelmann, 
Referent. 
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Beylage CCOXAX. 
(35. XII. der Verhandl. 6ofle Sitzung. ©. 6aı.) 





(Rüdäuferung der Kammer ber Abgeordneten an die Kammer 
der Reichsraͤthe, das Zollgeſet betreffend.)- 


Die 
Kammer der Abgeordneten 


andie 
Kammer der Reihöräthe. 


- Die Kammer der Abgeordneten hat die Ehre ber 
Kammer der Reichöräthe ruf das verehrte Schreiben 
von 4. September d. 5. das Zollgefe betreffend, zu 
erwiedern: 


Zu I, giebt bie Kammer ihre Zuftimmung , daß von 
der Modifikation b. Umgang genommen werde, 


Zu II. der Aeußerung zu 2. und 3. flimmt fie bey. 

Zu II, den Anträgen zu 1. und 2. giebt fie ihre 
Zuftimmung. . 

Eben fo zu IV, und V. VIH, und XII. 


Zu XII. erachtet die Kammer der Abgeordneten den 
Antrag ad r und zwar in der Art, daß das MWeggeld 
im inländifchen Verkehr.auf ı Pfen. vom Zentner und 
Stunde ferner belaffen werde, wiederholt ftelen zu muͤſ⸗ 
fen, und wuͤnſcht, daß die Kammer. der Reichsraͤthe 
demſelben ihre Zuſtimmung Behufs der Erleichterung der 
inlaͤndiſchen Fabrikation und des Verkehrs im Innern 
ertheilen moͤge. 


Zu XIV. bis XIX, hat fie Feine Erinnerung. 
Br 
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Zu XX. den Autrag unter: lit. z glaubt jie wieder⸗ 
holt ftellen zu follen. 

Zu XXI. iſt fie mit den Anträgen unter Ziff, 1. et a. 
volllommen verſtanden. — 


Zu XXII. bis XXVI. will fie nichtd erinnern. Hier⸗ 
über, fd wie hinfichtlich ded mit Stillſchweigen umgans 
genen Antragspunktes zu w erwartet die Kammer der Ab: 
geordneten die Mittheilung der jenfeitigen Anficht, und 
befteht mit auögezeichnetfter Verehrung 


München den 6. Sept 1825. 
| Sehr. v. Schrenf, 
erſter Praͤſident. 


Haͤcker, 
erſter Sekretär. 





— 
Beylage CCXXXUL 
(Bd. XII. der Verhandl. 6gfte Sitzung. S. 621, 


Geſammtbeſchluß | 
der Stände des Reiches, den Entwurf eines Geſetzes, ben Kre⸗ 
bitverein der baperiſchen Gutsbeſitzer betreffend.) 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigfter König! 
Allergnädigfter König und Herr! 
Die alferunterthänigft treugehorfamften Stände des 


Reichee haben den an Seine Majeſtaͤt dem Köder 
nige gebrachten Entwurf eines Gefeßes, 


„den Kreditverein der bayeriſchen Gutsbeſitzer be⸗ 
treffend,“ 


* 
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nur unter folgenden ehrfurchtsvolleſt vorzufchlagenden Ab: 
änderungen ihre Zuftimmung geben zu Fonnen geglaubt: 


1) daß im Geſetze erklaͤrt werde, die darin enthaltenen 
Beſtimmungen fenen auch auf jeden andern nad) 
8. 19. ded Gefeges über Einführung der Hypothes 
kenordnung fidy bildenden Kreditverein, anzuwenden ; 
daß daher durchaus nie von einem Kreditvereine 
in der einfachen Zahl, fondern von Krebitvereinen 
in mehrfacher Zahl gefprochen werde; daß gleich 
im Eingange des Geſetzes ausdruͤcklich erflärt wer⸗ 
de, daß alle Kreditvereine, welche Feine den Ge⸗ 
fegen, oder dem Intereſſe des Staats offenbar zus 
widerlaufende Beftimmungen enthalten, die Beſtaͤti⸗ 
gung erhalten follen, und daß alfo der Eingang zum 
Geſetz folgende Faffung erhalte: 


„Da in den F. 19. des im Jahre “ı822. erlaffenen 
Geſetzes Über die Einführung der Hypothekenord⸗ 
nung [don im Allgemeinen ausgefprochen ift, es 
werde die Errihtung vom Privatkreditvereine ge: 
ftattet, in fo ferne fie der Regierung zur Beftätis 
gung vorgelegt worden, und allen in der Art ent- 
ftehenden Kreditvereinen die allerhdchite Geneh⸗ 
migung nicht wolle verweigert werden, in fo ferne 
fi) Feine, den Gefesen oder dem Staatsintereſſe 
offenbar zu widerlaufenden Beſtimmungen ent: 
halten, fo finden wir Uns bewogen, nad) Wer: 
nehmung Unfered Staatörathes und Beyrath Un: 
ferer Tieben und getrenen Stände des Reichs bu 
verordnnen, wie folgt: 


- 2) Ad. 1. Daß nach obigen Bemerkungen bister pa: 
ragraph wie folgt redigirt werde: 


„Die zur Befdrderung und Aufrechthaltung des 
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Kredits der Gůterbeſitzer entftehenden Vereine ſind 
nach erhaltener Unſerer allerhbchſten Beſtaͤtigung 
ermaͤchtiget, Schuldobligationen (Pfandbriefe) auf 
jeden Inhaber (au porteur lautend) ———— 
und in Umlauf zu ſetzen. 
3) Ad 6. 2. Daß in dieſem Paragraph nach den Worten: 
“Satzungen“ | 
eingefchaltet werde: 
„irgend einer Kreditvereinsanſtalt. es 


— Daß alle in dem urſpruͤnglichen Geſetzesentwurfe 
befindliche Citationen einiger Stellen aus den li: 
‚thographirten Saßungen auögelaffen, die betreffen: 
den Beflimmungen hingegen in das Gefes ſelbſt ein⸗ 
geſchaltet werden.“ 

Daß ferner in dem Geſetze ſich nur des Ausdrucks: 
„Gentraldireftorium der Bereinsanftalt‘ 
bedient, fondern ſtets nur 
„Direktorium der Kreditanftaltı- 

geſetzt werde. 

Daß daher der 6. 3. folgende Faſſung erhalte: 
daß im §. 7. Nr. 1. den Worten: 

„gerichtliche Amortifations: Erfenntnig“ 
beygeſetzt werde: Ä 
„rechtoͤkraͤftiges,“ 
und daß in demſelben Paragraph Nro. 3. 

5) hinter den Worten: 


„in eingelöſten Pfandbriefen“ 
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beygeſetzt werde: 


„oder neuen Hypothekenbriefen.“ 


Ferner, daß der Ausdruck: 


in 


| | „Zentraldiveftorium“ | 
Direktorium der Kreditanftalt« 


‚umgeändert, endlich von Kreditvereinen in vietfacher Zahl 
gefprochen werde: 
6) Daß im 9. 9. fatt des Wortes: 


„des Kreditvereines“ 


geſetzt werde: 
„der Krebitvereine; — 


dann ſtatt 
„des CEentraldireltoriums · 


die Worte: 
„der Direktorien dieſer Anſtalt,“ 
und hinter den Worten: 
„eingeldster Pfandbriefe“ 
beygeſetzt werde: 
„oder an neuen Hypothekenbriefen. G. 7.)“ 


7) Daß die Beſtimmungen, welche die Satzungen ir⸗ 


gend einer Kreditvereinsanſtalt uͤber die Sicherheit 


und Zwangsmaßregeln gegen zahlungsſaͤumige Ver: 
einsgenoffen enthalten oder enthalten werden — in 
Folge des gegenwärtigen Geſetzes — die‘ gefetzliche 
Kraft ertheilt, und dieß in einem eigenen Zufage 
unter Ziffer 10. in folgenderArt ausgebrüdt werde: 
„Den Beftimmungen, welche die von dem Könige 
genehmigten oder Fünftig genehmigt werdenden 
Satzungen einer Privatkreditvereinsanftalt über die 
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Sicherheit und Zwangsmaßregeln gegen zahlungs 
ſaͤumige Vereinsgenoſſen enthalten, oder enthal⸗ 
ten. werden, wird in Folge des gegenwaͤrtigen 
Geſetzes die Geſetzeskraft zu Theil.“ 
8) Daß in einem weiteren Zuſatz $.($. 11.) die Strafe 
der Faͤlſchung der Kreditpapiere ausgefprocyen wer⸗ 
de, und zwar nach den Beſtimmungen des Art. 337. 
des Theil J. des Strafgeſetzbuches vom Jahre 1813 
oder ben entſprechenden Beſtimmungen einer kuͤnfti⸗ 
gen Strafgeſetzgebung, wonach dieſer $. 11. folgende 
Saflung erbielte: | 
„Die Faͤlſchung der Kreditpapiere (Prandbriefe) 
unterliegt den Beſtimmungen bed Art, 337. des 
I. Theils des Strafgefegbuches vom Fahre 1813, 
oder den entfprechenden Beftimmungen einer kuͤnf⸗ 
tigen Geſetzgebung.“ | 
9) Die Stände des Reichs ftellen e8 dem allerhöchften 
Ermeffen anheim, ob und in wie ferne eine Be: 
freyung von der Stempelgebühr für die von den 
Kreditvereinsanftalten emittirten Papieren (Pfand: 
briefe) geſetzlich eintreten zu laſſen, angemefjen feyn 
möchte. | 
In allertieffter Ehrfurcht erharren 
München den 4. September 1835. 


Ever Königlihen Majeſtaͤt . | 


allerunterthänigft : aaallerunterthaͤnigſt 
treugehorſamſte Kammertreugehorfamſie Kammer 
der Reichsraͤthe. der Abgeordneten. 
Fuͤrſt v. Wrede, Frhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. eerrſter -Präfibent. 
C. Gr. v. Leyden. Haͤcker, 


erſter Sekretär, 


— lu: 
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Beylage CCXKXXM. 
GEGBd. XII. der Verhandl. 7oſte Sitzung. ©. 633.) 





(Schreiben der Kammer der Meichsräthe an die Kammer der 
Algeordneten, das ſtaͤndiſche Archiv betreffend.) 


Die 
Kammer der Reichsraͤthe 
an die 
Kammer der Abgeordneten. 


Die Kammer der Reichsraͤthe hat auf einen ihr 
von dem ftändifchen Archivar erſtatteten Bericht beyfols 
gende Zuftruktion für denfelben entworfen, welche fie der 
Kammer der Abgeordneten in der Anlage mittheilt, in: 
dem ſie diefelbe erfucht, folche der gleichmäßigen Deras 
thung unterftellen zu wollen. 


Zugleich glaubt die Kammer der Reichsräthe, daß 
bey der allgemein anerkannten fchlechten und befchränfs 
ten Beichaffenheit des Archivslofald an Seine Majes 
fiät den König der allerunterthänigfte Antrag dahin 
zu ſtellen feye: 


„daß Allerhochſtderſelbe geruhen moͤchte, zu Si⸗ 
cherung und Erhaltung des ſtaͤndiſchen Archivs 

in dem Lokale der ſtaͤndiſchen Verſammlung oder 

in der unmittelbaren Umgebung deſſelben einen 
ſolchen feuerfeſten und ſonſt ſicheren Aufbewah— 
rungsort fuͤr daſſelbe allergnaͤdigſt anweiſen zu 
laſſen, daß. es yon der Gefahr der Zerftdrung ge⸗ 
ſchaͤtzt, und fomit den Abfichten der Berfaffung 
Beylage X. Tit. II. Abſatz I. $. 3. entfprochen - 
werde.“ — 


F 


Aa 


So fehr übrigens bie Kammer der Reichdräthe fonft 
des Dafürhaltend ift, daß bey den dermaligen Verhälts 
niffen eine jede noch fo geringe neue Ausgabe zu ver: 
meiden feyn möchte, fo erachtet fie doch, daß die trau: 
rige Lage des bey. dem Archive nur mit 600 fl. jährlichen 
Gehalts angeftellten proviforifchen Regiftrators v. Del: 
ling, welchen beyde Kammern ſchon zweymal der ale 


lerhoͤchſten Gnade empfehlen: zu müffen geglaubt haben, 


allerhöchften Orts neuerdingd in Erinnerung gebracht, 


und damit der fernere Antrag verbunden werden dürfte, 


daß das Perfonale des ftändifchen Archivs den übrigen: 
Staasdienern gleicher Klaffe im Rang und Gehalte gleich 
geftellt werden möchte. 

Die Kammer der Reichsräthe ergreift diefe Gele: 
genheit der Kammer der Abgeoroneten die Verficherung 
ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern, 

München, den 4. September 1825. 
Der erfter Paͤſident. 
Fuͤrſt v. Wrede, 


C. Graf v. Leyden. 


Inſtruktion 
J fuͤr das 
Bänbifge Archiv. 
I. 
Das. Arhiv beſtehet: | 


a) aus denjenigen Eingaben, Vortraͤgen Protokollen, 
welche während der Sitzungen der Stände des Rei: 
es, und zu Folge des Ediktes, Beylage X. zur 
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Verfaſſuugsurkunde, Abfchnitt IY. 8. 54. nad) dem 
Schluſſe einer jeden Sitzung von den Praͤſidenten 
der beyden Kammern dem Archivar zur Aufbewah— 
rung uͤbergeben werden, oder ſonſt em zum der 
Kammern dahin gelangen; | 


'b) aus einer aus zweckmaͤßig ——— in den 

Wirkungskreis der Stände einſchlagenden Buͤchern, 
Journalen, Brochuͤren und fliegenden Blättern be— 
ſtehenden Bibliothek, zu welcher vorzuͤglich die baye— 
riſchen Geſetzſammlungen und Verordnungsblaͤtter, 
die gedrukten ſtaͤndiſchen Protokolle (wenigſtens drey⸗ 
fach) und dann ſolche Schriften aufzunehmen. find, 
weldye Bayernd und anderer wichtigen Staaten, Sta: 
tiftif zum Inhalte haben. Darüber ift ein foͤrmli— 
her Katalag zu verfaffen und vorzulegen, und. es 
koͤnnen daraus den hier anmwefenden Mitgliedern der 
beyden Kammern Bücher auf Verlangen geliehen 
werden, aber nie anderd, als gegen Schein, auch 
dürfen foldye niemals an anderwärts wohnende vers 
ſchickt werden. 


Es liegt dem Arcdyivar ob, vor dem Sclufe einer 
jeden Sitzung den Kammern zu berichten, was er 
bis zur nächiten Situng mit der feftgefegten Exi— 
genzfumme für die Bibliothek zu erwerben gedenkt; 
endlich 

c) aus einigen Münzen ind Medaillen, womit die 
Stände beehrt worden, und welche forgfältig aufs 
zubewahren find. _ Bon einer eigentlichen Muͤnz⸗ 
und rue foll e8 aber abkommen. 


II. 


Das — des Archivs beſtehet aus 
einem Archivar, 
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einem Regiſtrator, und 
einem Boten. 


Die Gehalte derfelben find durch befondere koͤnigl. 
Entfchließung nah der Beyläge X. zur Verfaflungss 
urfunde Zir. TI. Abfchn. L q. 3. beftimmt, und fie ha: 
ben in der Regel Anfpruch auf gleihen Rang und gleiche 
Befoldung mit, den übrigen Staatsdienern ihrer Klaffen. 


1. 


Mas die Erigenz betrifft, fo bat es diesfalld bey 
der vom dem koͤnigl. Minifterium der Finanzen getroffe: 
nen Berfügung fein Bewenden. Solche ift alfo monats 
lich, ſofort bey der Staatskaſſe zu erheben, und bey dem 

oberften Rechnungshofe ordentlich zu verrechnen. 


IV. 

Mird der Archivar zu irgend einem Ausfchuffe der 
beyden Kammern berufen, um Auskunft zu ertheilen, 
fo ift er in das Sigungdzimmer einzuführen, wo er, je 
doch‘ ſtehend, die weiteren Aufträge abzuwarten hat. 


V. 


Waͤhrend den Sitzungen der Kammern hat fich der 
Archivar gar nicht, in der Zwiſchenzeit der Verſammlun—⸗ 
gen aber nur dann zu entfernen, wenn er bie Anzeige 
davon den beyden zur Staatsihuldentilgungs = - Kom: 
miffion gewählten ftändifhen Kommiffars gemacht hat... 
Auch ift er gehalten, wenn fi) fonft Anftände ruͤckſicht⸗ 
(th des Archives in der bemeldeten Zwifchenzeit erge: 
beu follten, fich diesfalls an viele ma zu 
wenden. 


“ 
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Das — perſonol muß die Erlaubniß 
zu ſeiner Entfernung dem Archivar ſelbſt eins 

holen. * a 5 
‚Der Archivar hat die Alten behder Kammern ge: 
nau zu trennen (und da der Berfaffungsurfunde ge: 
mäß die Verhandlungen der Kammer der Reiches 
räthe der Oeffentlichkeit nicht unterliegen, fo folgt 
daraus, daß die Einficht ihrer Aften nur wirklichen 
Mirgliedern derfelben ‘offen ftehen darf). Alle übri: 
gen hingegen Fünnen zu jeder "Zeit von einem jeden - 
Mitgliene der beyden Kammern in Gegenwart des. 
Arhivars, und in dem Archivslofale felbft durchgegans 
gen werden, eben fo’ konnen Auszuͤge daraus verferti⸗ 
get, Abſchriften aber eben fo wenig. davon genom⸗ 
men, lals die Papiere nad) Haufe gebracht werden. 
Dieß verfteht fich ‘jedoch nur für die Zeit, wo die 
Kammern nicht verfammelt find, indem, fo lange die 
Aktivität derfelben dauert, kein Produkt oder Akt, - 
welcher verlangt wird, abgefchlagen werden darf. Auch 
jft der Archivar verbunden, auf: jede.an ihm geftellte 

ſchriftliche Trage fhriftlich zu antworten. 


VII. 


Geht der Archivar mit Tod ab, wenn die Raw: 
mern verfammelt find, fo hat der Regiftraror vielen 
Fall fogleih an dieſelben zu ‚berichten, worauf fie als: 
dann die nöthigen Vorkehrungen zu treffen nicht ent: 
fiehen werden. Ereignet ſich diefer Todesfall aber in 
“der Zwifchenzeit der Verfammlungen, fo hat der Re, 
giftrator den fhändifchen Schuldentilgungs - Kommiſſaͤrs 
folchen ohne Aufſchub anzuzeigen, welche daun die Ob: 
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fignation des Archivs‘ ‚vornehmen, daffelbe aber bin: 
nen zweymal EYE Stunden wieder eröffnen, und dem 
Regiftrator übergeben werden, der alöbald mit’ Bey: 
hülfe der Repertorien den Beftand deſſelben zu unter: 
fuhen, und den, bemelveten Kommiffärs Bericht über 
dns Refultat zu erſtatten hat, damit ſolche bey etwa 
gefundenen Abgaͤngen ſachdienliche Vorkehrungen zu 
treffen im Stande, ſind. Der Regiſtrator hat fofort 
fih fo lange aller Archivarbgeſchafte zu unterziehen, 
bis. ein neuer Archivar gewählt worden iſt. — Stirbt 
der Regiſtrator, ſo iſt der Archivar befugt, jedoch 
auf feine Berantwortlichfeit.,. einftweilen, und gegen 
Bezug eines angemeffenen Diurnij, die Stelle dur) 
ein taugliches Subjekt: zu befeßen, fofort diefe einft: 
weilige Beſetzung dem Föniglihen Minifterium der Fi: 
nanzen zur Regulirnng und Anweifung des Diurnii zu 
berichten. — Diefelbe Beftimmung ‚tritt auch ein, wenn 
die Stelle des Boten erlediget werden follte, 


vi. 


Zur beſſeren Aufbewahrung der‘ Protokolle der 
Sitzungen beyder Kammern find dieſelbe in Schweins⸗ 
leder ordentlich binden zu laſſen, und es hat ſolches, 
wo moͤglich in dem Archioslofale ſelbſt zu geſchehen. 
Zu diefer Arbeit ift ein vertrauter » bekannter Mann 
zu wählen, welcher dur‘ Handtreue an Eidesftart 
zu verpflichten ift, daß er folche felbft verrichten, und 
Niemand die Einficht, der Presofolle geſtatten wolle 
und werde, 


IX. 
Zur Vervollſtaͤndigung der Aften muß ben einem 
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jeden befonderen Gegenftande der im Betreffe des: 
felben ergangene Beſchluß der Kammern abfchrift: 


lich nebft dem Datum der Abfaffung denfelben beyges 
legt werben. 


— 

So oft die Stände des Reiches zuſammen berus 
fen werden, hat der Archivar an eine jede der beyden 
Kammern befonders über den Zuftand des Archives 
zu berichten, auch den Katalog der Bibliothek, nebit 
der Bemerkung. der Zugänge, welche in der: Zwiſchen⸗ 
zeit Statt Rn haben, vorzulegen. 
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Beylage CEXXAV, 
(8b. IN der Verhandl. zofte Sitzung. ©. 637.) 





Fuͤnfte Berichtserflattung 
ii an die 
Kammer der Abgeordneten 
über. 
die ben dem fünften: Ausfchuße eingelaufenen Beſchwer⸗ 
den wegen Verletzung konſtitutioneller Rechte. 


Hohe Ständeverfammlung! 


Die mittlerweile eingelaufener Beſchwerden über 
Verlegung Fonftitutioneler Nechte wurden in der XIV. 
XV. XVL XVIL XVIER XIX, et-XX. Ausſchußſitzung 
unterm 7. 14. Junius, und 12. 24. dann 30. Auguſt und 
7. Sept. berathen uud befchloflen, worüber der Aus⸗ 
ſchuß einer hohen Kammer, wie folgt, zu berichten die 
Ehre hat. 
| 81. | 
Die Beſchwerde des Magiftrats, und der Gemein: 
debevollmächtigten der Stadt Weiffenburg, 
wegen Verlegung konſtitutioneller Rechte betr. 


Der Magiftrat, und die Gemeindebevollmädhtigten 
der Stadt Weiffenburg übergeben der hohen Kammer 
eine Befchwerde wegen Verlegung konſtitutioneller Rechte, 
welche felbe auf das Minifterialrefeript vom 28. Des. 1823, 
uud auf den über ihren ergriffenen Rekurs erfolgten Be: 
ſchluß des Föniglichen Staatsraths vom 30. April 1824 


| 49 


begründen, indem diefe allerhöchfte Entfchließungen dem 
Magiftrate die Jagds und Forftpolizey- in ihrem Weif: 
fenburgerwalde. abfprechen, der doch nad) der Harte von 
1726 zur ununterbrochener Markung der Stadt Weiſſen⸗ 
burg gehdre, auf keinem Falle die Zurisdiction- über die 
Stadbtwaldungen dem Mevdiatgerichte Ellingen über: 
tragen werden Fünne, die Stadtgemeinde Weiffenburg 
eine unmittelbare Fönigliche Provinzialftadt, und zu kei⸗ 
ner Zeit einer Standeöherrfchaft zugetheilt gewefen ſey, 
und uͤberdieß die Abth. 2. Zitl. I. $. 27. des Ediktes 
über die gutöherrliche Gerichtöbarfeit beftimme, daß auf 
feinem Gutsbezirke dad Recht der gutöherrlichen Ge⸗ 
richtöbarkeit Pla greifen Fonne, wo daffelbe nicht ſchon 


im Jahre ı806 begründet, und eine Patrimonialgerichtss 


barfeit hierauf hergebradht war, 


Der Herr Referent ded Ausfchuffes findet die Ente 
ſcheidungsgruͤnde der oben allegirten zwey allerhöchiten 
Entfchlieffungen vollends Überwiegend, daß naͤmlich nad) 
dem Grundriffe über die Feldmarfung, und Gränze der 
vormaligen Reichsſtadt Weiffenburg von 1726 der 
Meiffenburger Wald zur ftädtifchen Flur und Mare 
fung einmal gehört, — nad) den Konfpeften über die 
Bildung der Gemeinden 1812 und 1818 der Burgfrieden 


von Weiffenburg lediglich aus der Stadt aus ihrer 


durchaus gefchloffenen und vermarkten Flur, aus 11 Mühs 
len, dann aus der Eindde Rohrberg, dem Birfhofe, 
und vier Sommerfellern beftund, — nachdem die Ges 
richtöbarkeit in diefem Walde von dem vormaligen Lands 
gerichte audgeübt, dem neugebildeten Landgerichte Weif: 


fenburg hingegen niemal übertragen worden, und das 


Herrfchaftögeriht Ellingen fi über dad vorma, 
lige Landgeriht Ellingen mit Ausnahme der Feftung 
VII, Beylagenband. 29 


— 
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Wiülzburg und ihrem Umfange, und mit Ausnahme 
der Etadt Weiffenburg und ihre Flurmarkung er: 
ſtrecke. Daher findet er Feine Verlegung eines Fonftitu: 
tionellen Rechtes, und trägt darauf an, daß diefe Be: 
ſchwerde lediglich ald beruhend zu den Aften zu legen fey. 


Eine Stimme im Ausfchuße war der Weberzeugung, 
daß noch vorrerft ehe man Beſchluß fallen durfte, das 
ehemalige Verhaͤltniß der Reichsſtadt Weiffenburg be 
rücfichtiget werden müßte, dody per majora von acht 
Stimmen wurde nad) dem Antrage des Herrn Referen⸗ 
ten befchloffen, daß diefe Beſchwerde auf fich zu berus 
hen habe, daher zu den Akteu zu legen fey. 

8. _ 
Bitte des vormaligen Kontors und erften Lehrers, 

Joh. Mid. Mulzer zu Buͤchenbach im Rezat: 

freife Fönigl. Landgerichts Schwabach, vermei: 

gerte Wiederaufnahme feiner Unterfuchung in 
feiner Dienftesentlaffungsfache betreffend. 

Eupplifant deduziert, daß er auf Denunciarion der 
Fönigl. Lokal: and Diftriftsfchulinfpektion, und Mitwirs 
fung einiger beygezogenen Gemeindeglieder, die man 
faͤlſchlich als Echulgemeinde vorgab, ohne Mahnung, 
ohne vorausgegangener Korrektion, ja felbft ohne Vers 
hör und Vertheidigung von der Fonigl, Regierung des 
Mezatfreifes feines Dienftes entlaffen, und nun auf fei: 
nen ergriffenen Refurs zum koͤnigl. Staatsminifterium 
des Innern bey dem erfolgten Fonfirmivenden allerhöch- 
ften Minifterialreferipte vom 24. Jänner I. 3. dem Elende 
und dem NHungertode mit Frau und fieben unverforgten 
lebendigen Kindern Preis gegeben fey. Dieſes Schick— 
fal fey um fo drüdender, und empoͤrender, als felbft die 
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Atteſte der koͤnſgl. Lokal- und Diſtriktsſchulinſpektion 
mit aller Empfehlung vorliegen, woraus die Leidenſchaft 
ſeiner Feinde offenbar am Tage liegt, welches auch die 
Korreſpondenz des koͤnigl. Landgerichts Schwabach zu 
beſtimmt ausſpricht. Hiezu komme noch, daß Schwie⸗ 
gervater und Tochtermann, erſter hey erſter Inſtanz Als 
Inquirent, letzter bey zweyter Inſtanz als Referent an 
ſeiner Dienſtesentlaſſung mitgearbeitet haben, und ſelbſt 
die Denuncianten Helmes und Böͤck ihrer Dienſtpflicht 
vergeffend als Schulinfpettören ihre Schule zu Büchen: 
bach nad) Jahren nicht befuchten. Bey feinem Elende 
Tonne er den Rechtöweg nicht eintreten, und wende ſich 
daher an die hohe Kammer um ‚Verwendung der Wie⸗ 
deraufnahme der Unterfuchüng in teinet‘ Dienftesentlaf: 
ſungsſache. 


Im Formellen iſt hier nichts weſentliches zu erinnern: 
In materieller Hinſicht liegt keineswegs nachgewie⸗ 
fen vor, warum Mulzer ſeines Dienſtes entlaſſen 
worden ſey, ob Mahnung, Diſciplinarſtrafen vorausge⸗ 
gangen, ob eine durchaus rechtliche Unterſuchung Statt 
gefunden, und welches Erkenntniß von der kompetenten 
Behoͤrde erfolgt ſey. Es geht aus dem sub lit. D bey: 
gebrachten Echreiben des Fonigl. Landgericht Schwaz: 
bad an das koͤnigl. Pfarramt, und Lokalſchulinſpek⸗ 
tion Buͤchenbach vori 264 July 1823 hervor, daß die 
vorliegende Dienftesentlaffungsfache nicht frey von Leidens 
{haften geblieben ſey. 


Die beyden Zeugniffe von Helnes und Boͤck fie 
hen mit ihrer Denunciation im geraden Widerfpruche, 
oder fie find Fälfcher von Zeugniffen, oder falſche Des 
nuncianten; die von Mulzer erbettene eigene Kommiſ⸗ 
ſion zur Unterfachung feiner Schule durch den lonigl. Re⸗ 
29 * 


— 
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gierungs- und Schulrath Noir Kam nicht zu Staude. 
Aus diefen nicht unmwichtigen Momenten fomwohl, und 
weil es bier die Eriftenz einer unglädlich gewordenen 
zahlreichen Familie gilt, die dermal, und für die Zukunft 
ganz nahrunglos geftellt ift, träge Herr Referent in Ber 
zug auf $. 34. der Konſtit. X. Beylage darauf an, vor⸗ 
liegenden Gegenftand an das koͤnigliche Staatsminifte: 
rinm ded Innern zur Beruͤckſichtigung der hier angedeu⸗ 
teten Momente zur Erhaltung der unglüdlihden Mulzeri: 
ſchen Familie durch das hohe Prafivium zu empfehlen. 


Durch Stimmenmehrheit von 8 gegen ı, welche 
legte Feine Verlegung eines Tonftitutionellen Rechtes 
vorfindet, und fich nicht zur Unterfuchung der Hand: 
lungen der Regierungen kompetent erachtet, und daher zur 
Reponirung der Aitenftüce flimmte, wurde befchloffen nach 
dem Antrage des Herrn Referenten den Gegenftand durch 
das Präfidvium der hohen Kammer dem k. Staatsminifte: 
rium des JInnern zur Beruͤckſichtigung zu empfehlen. 


83. 


Beſchwerde des Mathias Haberftir, Kammerdie— 
ners in Stifte zu St. Mifola bey Paffau, 
wegen vermeigerter Penftonsertheilung von - 

. Sette des koͤnigl. Staatsminifterium der Fi: 
nanzen, 

Befchwerdeführer fey bey der Säkularifation des 
Stiftes St. Nitola bey Paffau ald Kammerdiener des 
Herin Prälaten, wo er mit 349 fl. jährlihen Gehalte 
angeftellt gewefen, nicht als Klofterbedienfteter, fondern 
als Privardiener ded Herrn Prälaten behandelt, und nur 
aus Ruͤckſicht feiner Umftände ihm eine monatliche Alis 
mentation von 6 fl. bewilliget worden. 
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Nun fey der Herr Prälat geftorben, und zwar plößs 
ih am 12. Febr. 1823, und als fiebenzig jähriger Greis 
mit einer ſechs und fechfig jährigen Frau und einem un, 
verforgten Sohne Fonne er mit monatlih 6 fl. feine 
Lebfucht nicht befriedigen. Da er auf feine Vorftellnng 
nnd Rekurs zur Föniglichen Regierung des Unterdonaus 
kreiſes und zum Tbniglichen Staaröminifterium der Fie 
nanzen abgewiefen worden, den Rechtsweg bey feinem 
hohen Alter mit Erfolg nicht antreten Fönne, fo fleht 
er bey der hohen Kammer der Abgeordneten um Hülfe, 


Nach dem Vortrage des Herrn Neferenten ift vorlies 
gende Eingabe beym Mangel einer Verlegung eines 
Fonftitutionellen Rechtes nach $. 34. Tit. II. Abſih. IU. 
der X. Beylage zur Verf. ald ungeeignet durch Stim: 
meneinheit zu den Akten zu legen. 


| 84. 

Befchwerde des Anton Puchner, Wirths von 
Karlsftein, Landgerichts Reichenhall, wegen 
Verlegung verfaffungsmäffiger Rechte. 


Die Angaben der Beſchwerde find: 


Die Bierbräuer von Reichenhall hätten im May 
derfloffenen Jahrs angefangen, in ihren auswärtigen 
Kellern Gäfte zu fegen, und Bier ausjufchenten, wor: 
über die Wirthe von Karlsftein und St. Zenno 
wegen Gewerböbeeinträchtigung Klage führten. Das Eon. 
Landgericht entfchied zu Gunften der Kläger, allein die 
 SSlarkreis Regierung reformirte diefes Erfenntniß in ap- 
pellatorio. Auf ergriffenen Rekurs an den fönigl. Staats: 
rath erfolgte nicht von- diefer Stelle, fondern von dem 
fin. Staatöminifterium ded Innern die Beftätigung 


der Entfcheidung zweyter Inftanz. Die Fagenden Wirthe 
überfendeten fofort ihre Rekursſchrift unmittelbar an den 
fönigl. Staatörath, erhielten jedoch wiederholt die Ent— 
fcheidung vom Fönigl. Staatdminifterium des Innern, 
conform mit deffen erften Erfenntniffe, und mit der 
Erklaͤrung, daß der Rekurs an den koͤnigl. Staatsrath 
ungeeignet ſey. Es wird nun behauptet, das Fönigl. 
Minifterium babe feine Kompetenz überfchritten, auch 
fhon der Spruch der Fönigl. Regierung des Iſarkreiſes 
müffe ald eine Verlegung der Verfaſſung .angefehen wer: 
den, indem darin das beftehende Nechtöverhältnig ganz 
‚auf die Seite gefegt worden fey; daher die Bitte zu 
veranlaffen, daß die Fönigl. Stellen fi yon Eigenmacht 
enthalten, und dem Rekurſe der Wirthe von Karlftein 
und St. Zenno fchuldiged Gehör verliehen werde. 


In Formellen ift nichts zu erinnern, 


In materiellem Betrachte fömmt in Erwägung zu 
ziehen, daB aus der Verordnung vom 3. May ı8ı7 
die Formation und Dienftesinftenftion des fönigl. Staats: 
raths betreff., keineswegs bervorgehe, daß der fragliche 
Rekurs an den fünigl, Staatsrath gerichtet werden müffe, 
fondern daß das betreffende koͤnigl. Staatöminifterium 
allerdingd als kompetent erfcheine. Diefemnad wurde 
die Refuröfchrift des Anton Puchner von dem Fönigl. 
Staatsrathe an das Fönigl. Staatöminifterium zurüds 
gefchloffen. 


Die allerhöchfte Verordnung vom ı9. May I. 5. 


. (aofted Stüd ded Reg. Bl. 1825. ©. 460,) ertheilt al: 


len jenen Brauhausbefigern, welchen bisher der Minu: 
toverfchleiß des von ihnen ‚erzeugten Bierd nicht geftat: 
tet war, die Bewilligung, ihe Bier bey ihren Bräu: 
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haͤuſern, gleich den Wirtben, um den Schenfpreis Ver: 
leit zu geben. Hierauf wurde nach dem Antrage deb 
Herrn Referenten einftimmig befchloffen, daß diefe Eine 
gabe als beruhend zu den Aften zu legen fey. 


| . 85. | 
Nachtraͤgliche Ausweifung des v. Kruthoven 
zur Ergänzung der mangelnden Belege bey 
feiner erften Eingabe betr. 


Bon Kruthoven bemüht fih, den gerügten Man: 
gel der Belege zum Beweife feiner vorgebrachten Bez 
ſchwerde nachträglich zu ergänzen, und übergiebt zu die: 
fem Ende ı2 Beylagen, die aber keineswegs die Erfo- 
derniffe einer gefeglichen- Beglaubigung an fich tragen, 
da die erften beyden nicht einmal eine Namensunterfchrift 
haben, und überhaupt diefe Belege im vorliegenden Falle 
eine wirfliche Befchwerde nach den Beftimmungen der 
Konſtitution niemald begründen, da des v. Kruthoven 
Foderung über ein. größeres Guthaben rein privattecht: 
licher Natur ift, welche bey Zuftizitellen gegen den Fönigl. 
Fiskus zu verfolgen ihm unbenonmen bleibt. Es wurde 
daher. nad) dem Antrage ded Herren Referenten mit Stim: 
meneinheit befchloffen, daß vorliegender Nachtrag des 
v. Kruthoven als unbegründet zu den Aften zu repo= 
niren fey, nad) $. 34. Titl U. Abſch. III. der Beyl. X. 
zur Berfaffung. 


86 und 87. | 
Befchmwerde des Heren Obervogt Maier zu Augs: 
burg, gegen den Referenten des fünften Aus: 
ſchuſſes, benfpiellos unjuriftifches Mufterge: 
brechen, und mangelhafteften Entſtellungsvor⸗ 


1 | 
trag des Anflägers jur rubrizirten Beſchwerde⸗ 
Ruͤckerinnerung vom 2. Februar I. J., mit: 
tels rechts :- und gefeßlofefter Verhellung der 
rechtlichen, gefeglichen, unerläßlichen, vorträg- 
lihen Rubrik, ja fogar felbft derley Auffüh: 
rung der Belegezahl gegen’ die Betheiligten 

„Beklagten ohne die Auszeige, wohin unter dif— 

ferivender Detraftion betreff.; dann sub ru- 
bro Aftenrücfoderungserinnerung betr. 

Beichwerdeführer glaubt fich verlegt, daß in den ges 

druckten Verbandlungen I. Beylagenband. ©. 257. Nr. 
15. dad Rubrum feiner Beſchwerde nicht förmlich und 
wörtlich abgedrudt worden, daß diefe Befchwerde dem 
Fönigl. Staatöminifterium des Innern zugefendet, und 
nicht, wie er gebeten, Seiner Majeftät dem Kö: 
nige mit befonderer Empfehlung überreicht worden, daß 
Referent zwey zu des Befchwerdeführerd Vertheidigung 
wefentliche Nefkripte in feinem Vortrage nicht erwähnt, 
Dagegen die gegen ihn Iautenden Appellationd = und Ober: 
appellationsgerichtderfenntniffe angeführt, und des von 
ihm,. Maier, eingereicht höchft wichtigen Nachtrages 
nur ganz kurz und oberflächlich beruͤhrt habe. 

Endlich ftelt Meier in feiner zweyten Eingabe die 
Bitte, ihm die Duplifate feiner Vorſtellung fammt Bes 
legen zuruͤckzugeben, damit er fich mit feiner Bejchwerde 
perfönlih an Seine Majeftät-dem Könige wenden 
koͤnne. 

Nach dem Vortrag des Herrn Referenten, welcher 
das Referat des erſten Berichtserſtatters umſtaͤndlich erlaͤu⸗ 
terte, beſchließt der Ausſchuß einſtimmig, daß es bey 
dem erſten Beſchluſſe ſein unabaͤnderliches Verbleiben 
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habe; daß gegenwärtige Eingabe als ganz ungegründet 
zu den Aften zu legen fey, und daß DObervogt Maier 


die rüdverlangten Duplifate feiner Eingaben durd) ei: 
ven Mandator in Empfang nehmen koͤnne. 


88, 
Weitere Eingabe des quiefeirten Obervogt Maier, 
nothgedrungene Altenruͤckfoderungserinnerungs⸗ 

Reaſumtion betreff. 

Da vorliegende Eingabe kein Novum vortraͤgt, und 
nach dem ſchon gefaßten Beſchluſſe die Ruͤcknahme der 
Akten durch einen Mandator ausgeſprochen iſt, ſo muß 
dieſer Gegenſtand von ſelbſt beruhen. 


89. 
Beſchwerde des Magiftrats und der Gemeinbebe: 
vollmächtigten der Stadt Weiffenburg, Ein: 
quartirung und Verpflegung vaterländifcher 

Truppen; infonderheit Konfurrenzleiftung bes 

fuͤrſtlich v. Wredif chen Herrſchaftsgerichts 

Ellingen betreff. 

Der Magiſtrat und die Gemeindebevollmaͤchtigten 
der Stadt Weiffenburg beziehen ſich in ihrer Beſchwer⸗ 
defchrift auf die Entfchlieguhgen der koͤnigl. Regierung 
des Nezatkreifed vom 20. May 1818, 28, Auguft 1819, 
und 23. Jänner ı820, vermöge welchen die Stadt Wei: 
fenburg 3, die übrigen Gemeinden des Herrſchaftsge⸗ 
rihtd Ellingen 3 Verpflegungs- und Borfpannsfoften 
zu übernehmen- hätten. 

Ueber die allerhöchfte Minifterialentfchliefung, wel: 
che auf die Befchwerde der Unterthanen des Herrfchafts: 
gerichts Ellingen unterm 27, Februar 1823 erfolgte, und 
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von der. Audgleichung der Differenzen in Geld, und von 
weiterer Zu- und Abrechnung nad den oballegirten Res 
gierungdentfehliegungen. Umgang zu nehmen erfannte, 
ergriff die Stadt. Weiffenburg den Rekurs zum Fönigl. 
Staatörath, worauf unterm 24, Februar 1824 durch ein 
wiederholtes Minifterialreffript ausgefprochen wurde. - 


- Seine Königlide Majeftät haben fich über 
die Befchwerde des Stadtmagiftratd zu Weiffenburg we: 
gen Konfurrenz des Herrſchaftsgerichts Ellingen, und 
den Einguartirungdfoften der Stadt Weilfenburg Vor: 
trag erftatten laffen, und haben mittelft allerhöchft ei: 
genhändig unterzeichneten Signatd vom 4. d. M. dieſe 
unftatthafte Befchwerde zurückzuweifen befohlen. 


Die Stadt Weiffenburg finde fi) demnach veran: 
laßt, der hohen Kammer durch dieſe Vorftellung die 
Ueberzeugung zu verfchaffen, wie fehr die Stadtgemeinde 
gegen die Beftimmung der Konftitution durch unverhälte 
nifmäßige Laft’gedrüct fey, und bitten, bey Seiner 
Majeftät anzutragen ,. daß die Entfchliefungen der 
fönigl. Regierung des Nezatfreifes Rue erhalten, 
Ä und in Vollzug gefegt werden. 


Gegen die formellen Beftandtheile der .. ift 
nichtö zu erinnern. - 


In Erwägung jedoch, daß die fönigl. — 
des Rezatkreiſes den Konkurrenzfuß nur proviſoriſch aus⸗ 
geſprochen, unterliegt es wohl keinem Zweifel, daß die— 
fer proviſoriſche Maßſtab in der Folge wieder abgeaͤn— 
dert werden fonnte, und überhaupt diefe Verfügung der 
Fönigl. Regierung nicht von der Art war, daß darauf, 
wie Befchwerdeführer glauben, ein Jus perpetuum ge: 
gründet werden Fonnte, oder ein Rekurs nicht mehr zu: 
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läffig wäre. Der $. 67 des Ediftes über gutöherrliche 
Gerichtöbarfeit entfräftet die Angabe der Befchwerdefüh: 
rer, als fünnte das Herrfchaftögericht Ellingen nicht zu 
einem felbfiftändigen Marfchfommiffariat erhoben werden. 
Wenn auch in dem allerhöchften Minifterialreffripte eine 
vollkommene Gleichftelung in den Berpflegungd = und 
Dorfpannslaften umgangen worden, fo tft doch Feine 
folhe Verfügung getroffen worden, welche als im Wis 
derfpruche mit den Leiftungen der Konftitution gegrün: 
deten Anlaß zur Befchwerde wegen Berlegung konſtitu⸗ 
tioneller Rechte gebe, 


Auf diefes Neferat. wurde vom Ausfchuffe durch 
Stimmeneinheit befchloffen, daß die Befchwerde wegen 
| Mange! eine® genügenden Grundes zu den Aften zu le: 
gen ift, 


| 90, 

Nachtrag des Magiftrats und der Gemeindebevolt: 
mächtigten. der Stadt Weiffenburg zu ihrer un: 
serthänigft gehorfamften Beſchwerde vom 25. 
Februar I. J. über Verlegung Eonftitutionel: 
fer Rechte als Machweife, und 6 Belege; 


durch welche Dofumente fie zu beweifen fuchen, daß 
ihre fragliche Semeindewaldung innerhalb der Flurmar⸗ 
fung der Stadt Weiffenburg gelegen fey, daß auf 
diefem Gemeindewald von jeher die hohe und niedere 
Gerichtöbarfeit, fo wie die Forſt- und Jagdpolizey aus: 
geübt worden ſey. 


Zwar ift hinſichtlich des Sormellen nichts zu er: 
innern. Da jedoch diefer Nachtrag, und resp, Be: 
lege nichts Neues darthun, die den vom Ausfchuffe 
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unterm 7. Juny abhin gefaßten Beſchluß zu aͤndern ver⸗ 
mögen, fo wurde nach dem Referate vom Ausſchuſſe ein: 
ftimmig befchloffen, daß die Sache lediglich zu beruhen 
habe, und daß im Falle die Stadt Weiffenburg in ihrer 
neuerlihen Eingabe ein Novum beabfichtete, dasſelbe 
bey der geeigneten Inſtanz anzubringen fey. 
91. 

Rechtliche Beſchwerde mehrerer Patrimonialgerichts- 
befiger im Obermainfreife, die von höhern 
und höchften Stellen durch Leuteration oder 
Aufhebung mehrerer Beftimmungen im Edikte 
über die gutsherrlichen Rechte begangene Ver: 
Tegung der Konftitution betr. 

Auf den Vortrag ded Herren Neferenten beſchloß 


der Ausfchuß einftimmig, daß vorliegende Befchwerden 


durch den Kammerbefhluß vom 5. July auf den in der 
hohen Kammer erftatteten Vortrag über die Befchwerden 
der Frau von Wöllward‘, ebenfalls theild ungegrün: 
det, theild erledigt find, überdieß diefelben wegen An: 
trägen, die die Abänderung der Konftisution beabfichten, 
lediglich ad acta zu nehmen feyen. 
92 
Beſchwerde der Stadtgemeinde Kigingen, — 
ren Namen der Stadtmagiſtrat, Verletzung 
konſtitutioneller Rechte durch uUeberlaſtung an 
der Theilnahme der Staatslaſten, resp Steuern 
gegen die andern Gemeinden betreff. 
Nach dem Vortrage des Herrn Referenten, iſt die 
vorgebrachte Beſchwerde von Ueberlaſtung an der Theil: 
nahme der Staatölaften von den Befchwerdeführern wee 
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der durch ihren Vorkrag noch durch ihre angebogenen 5 
Beylagen gehörig gegründet befunden worden, demnach 
vom Ausfchuffe einftimmig befchloffen worden, daß vor: 
liegende Eingabe beym Mangel einer begründeten Ders 
legung eines tonftitutionellen Rechtes ad acta zu neh— 
men fey. 


93 | | 

Befchmwerde des Frhrn. Joſeph v. Münfter zu 
Kleineibftadt im Untermainkreiſe, wegen Ver: 
legung der VBerfaffungsurfunde durch willführ: 
Ihe Auslegung des Hypothekengeſetzes zum 
Nachtheil der überftrittenen Gerechtfame feines Ä 
Patrimonialgerichts daſelbſt. 


Indem nach proviforifcher Anordnung des Fönigl. 
Appellationdgerichtd ded IUntermainfreifed mit Benehmen 
der fönigl. Kreisregierung dem koͤnigl. Landgerichte Kö: 
nigshofen über die Perfonen und Grundftüde der 5 
unmittelbaren Fönigl. Unterthanen zu Kleineibftadt, und 

ades einen unmittelbaren Fönigl. Unterthan zu Kleinbar⸗ 
dorf, über. die Fönigl. Lehengrundftüde , welche von den 
ihrer Perfon nad Freiherrlih. v. Münfterifche und 
Freyherrlich v. Guttenbergiſche Gerichtöuntergebe: 

- nen zu Kleineibſtadt und Kleinbardorf beſeſſen werden, 
und über die andern adelichen oder Stiftungen ohne Ge: 
sichtöbarfeitörechte Iehenbare Grundbefigungen das Hy: 
pothefenamt allein und ausfchließend auszuüben habe. 

Nach dem Vortrage des Herrn Referenten befchloß 
der Ausfchuß einftimmig, daß, da vorliegende Eingabe 
nicht in die Kompetenz der Kammer fich eigne, diefelbe 
zum fönigl. Etaatöminifterium der Juſtiz zur geeigneten 
Erledigung durch das Präfidium zu übergeben fey. 


* 
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94. 

Befchwerde des Pfarrers Lehmaner von Tir— 
fhenreuch über Befoldungsverfürzung und 
Beeinträchtigung im Beſitze feiner Amtswoh— 
nung betreff. 


Nach dem Vottrage ded Herrn Neferenten gebricht 
es vorliegender Beichwerde in formeller Hinficht, indem 
diefelbe auf Feine hinlätigliche Weife belegt, und derfel- 
ben bloß die unbeglaubigte Äbfchrift eines in diefer Sa— 
che vom Dekan Bueidl an das bifhöfliche Ordinariat 
Regensburg erlaſſenen Berichtes angelegt ift, müßte 
diefer ſchon in diefer Hinficht nach Beyl. X. zu Titl. VI. 
§. 10. Tit. IL Abſch. IL q. 34 der Verfaffungsurfunde 
ald unbefcheiniget zu den Aften gelegt werden. 


In materieller Beziehung beruht die Hauptbefchiwerde 
wegen unzulänglichen dermaliger Dotation der Pfarrey 
Tirfhenreuth auf einer Einrede gegen die im Jahre 
ı806 gefchehene Organiſation der vormaligen Klofter: 
pfarreyen, und fann daher in detfelben von Verlegung 
eines Eonftitutionellen Nechted unmöglich die Frage ſeyn, 
fo wie die Verbefferung der etwa‘ unvollftändig auge: 
worfenen Pfarrbefoldung zu Tirfchenreuth fi auf Feine 
Weiſe für den Witkungskreis der hohen Kammer eignen 
dürfte. Wegen Vorenthaltung det 300 fl. refpeft. 250fl. 
für den zweyten Hülfspriefter habe nach eigetier Erflä- 
rung ded Beſchwerdefuͤhrers bereits Erledigung gefun: 
den, und würde ſchon aus’ diefem Grunde hier nicht in 
Srwägung zu nehmen feyn, wenn audy nicht bereits 
früherhin eine ähnliche Beſchwerde durch Befchluß des 
Ausfchuffes ald unbegründer zutuͤckgewieſen worden wäre. 


- Hinfihtlid der Bejchwerde über Ginlegung des 
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fönigl. Landgerichts in die Pfarrwohnung fey dieß nicht . 
allein als eine Verlegung ded dem Pfarrer auf den als 
leinigen und ungeftörten Befiß feiner Amtswohnung als 
partis solarii zuftehenden Rechtes, fondern auch als eine 
Unfchiclichfeit zu betrachten, welche als eine höchfibe: 
fehwerlihe, mit den Beftimmungen des Pfarramtes un: 
verträgliche Einengung und Beſchwerniß des Pfarrers 
fich offenbar darftellt. Diefemnach befchloß der Ausſchuß 
mit Stimmeneinheit, daß die Befchwerdefchrift in diefer 
Beziehung durd) das Prafidium der hohen Kammer dem 
tdnigl. Staatsminifterium der Finanzen zugeftellt werde. 


Ä 95. 

Die  Vorftellung der Gemeinde Frickenhauſen 
im Landgerichte Ochſenfurth, um Minderung 
in der Steueranlage betr. | 
Auf die unterm 14. May Iegthin vom Ausfchuffe 

ausgefprochene Zurücweifung ihrer frühern Bitte im 

nämlichen Betreffe ad acta reproduzirt die Gemeinde’ 

Frickenhauſen a Borftellung, die fie auf 

zwey Belege: 

a) ein vidimirted Zeugniß des jur Einſchaͤtzung der be: 
treffenden Gemeinden amtlich aufgeftellten und ver: 
pflihteten Tarators Bergmann; 

b) eine beglaubte Abfchrift des Nefkriptes der m 
Regierung des Untermainfreifes, d. d. 14. März I. J 

begründet. 

Da der sub lit, a, nunmehr beygebrachte Beleg al: 
ferdingd eine ungleiche Zurüdfegung der ſich beflagen: 
den Gemeinde. bey PVertheilung des durch allerhöchfte 
Gnade bewilligfen Steuernachlaſſes beusfunder, fo trägt 


I 
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Herr Referent darauf an, daß diefe Gefuchfchrift ſammt 

ihren Anflagen durch das Prafidvium der hohen Kammer 

dem fönigl. Staatöminifteriunn der Finanzen zum geeig« 
net beliebigen Gebrauch überftellt werden möge. Wels 
ched auch der Ausſchuß einftimmig befchloffen. 

66 . 

Vorſtellung mehrerer Ritterlehenvaſallen des 
Obermainkreiſes, Verletzung verfaſſungsmaͤßi⸗ 
ger Rechte durch Erzwingnng von Ritterpferds⸗ 
abloͤſungstaxen, und Herſtellung des Rechts: 
zuftandes in diefer Sache betreff. 

Da diefer Gegenftand durch den in der hohen Kam: 
mer der Abgeordneten auf Antrag der Herrn Weiche: 
räthe Grafen v. Giech und Frhrn. v. Würzburg, die 
Aufhebung, refp. Ablöfung der Nitterpferde und Allo: 
dififation der Lehen betreffend gefaßten Befchluß eben 
als erledigt anzufehen ift, fo ift dieſe gegenwärtige Vor: 
ftelling, ald auf fich beruhend, zu den Aften zu legen, 


| 9. — 

Verwahrung der 92 Demolitionsbeſchaͤdig— 
ten zu St. Nikola und Paſſau, ihre 
konſtitutionellen Rechte wegen Einwirkung ei— 
ner hoͤhern Staatsgewalt auf die Unabhän: 
gigfeit der Yuftiz in ihrer REN gegen 
den koͤnigl. Fiskus betr. 

Nach dem Befchluß der hohen Kammer auf die fruͤ⸗ 

here Eingabe der Supplikanten vom 2. April abhin, iſt 


vorliegende Eingabe als erledigt zu betrachten, und 
simpliciter ad acta zu legen. 
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1 Pe 

Bitte von dem Stabtmagiftrate zu Paffau, Zinz- 

fenzahlung von ehemaligen Hochftift Paffauis 
fhen Stiftungsfehulden an Defterreich betr. 


Auf dad vom Ausfchuffe unterm =. April d. 3 
durch das hohe Praͤſidium der Kammer zum koͤniglichen 
Staatsminiſterium des Aeußern geſtellte, und unterm 
3. Juny monirte Anſinnen ſey von dem koͤniglichen Staats: 
minifterium der Finanzen die Mittheilung der von dem 
Töniglichen Staatsminiſterium des Aeußern an diefea 
ergangene Note vom ı2. Juny dem Präfidium der ho: 
ben Kammer, und durch diefes dem Ausfchuffe zuge: 
fhloffen worden, diefed Inhalts: „daß die Zeit, wenn 
die Ausgleihung mit Defterreich, bey welcher die Befriedi- 
gung der Paffauijchen Staatögläubiger, welche bayerifche 


Angehörige find, und ſonach auch der Paſſauer Stiftun: 


gen auf die Krone Bayern übernommen werden follen, völs 
lig zu Stande fommen werde, ſich noch nicht genau bes 
ftimmen laffe; indem dieß von der Befeitigung einer 
Differenz wegen Abtheilung der alten Zinsrüdftände 

abhängt, worüber gegenwärtig noch unterhandelt wird.” — 
Es ift zu hoffen, daß diefed Uebereinfommen beyder 
Gtaaten fi nicht mehr fehr in die Länge ziehen werde, 
und eine proviforifche Verfügung wegen Berichtigung der . 
laufenden Zinſe von den betreffenden Kapitalfchulden, 
welche rechtlich nicht begründet, und daher nicht zuläffig 
ift, um fo mehr zu unterbleiben habe, 


Diefemnach hat ſich der -Stadtmagiftrat Paffau 
dey diefer ihm hiedurch verfchafften en von 
ſelbſt zu befcheiden, 


vm. Beplagenband. 30 
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2 9% | 
Vorſtellung des Staatsmagiftrats zu Gunzen ha u⸗ 
ſen, wegen des Lokalmalzaufſchlages daſelbſt. 


Der Magiſtrat fuͤhrt an: die Stadtgemeinde habe 
im Jahre 1815 die Bewilligung erhalten, einen Lofal: 
bieraufiylag zu ı Pfenning pr. Maas zu erheben. Im 
Sahre 1819 mußten die Bräuer zur Stadtkaſſe aid Lo⸗ 
kalmalzaufſchlag ı fl. 51 kr. pr. Schaͤffel bezahlen, da— 
gegen dieſelben von den Konfumenten ı pf. pr Maas be⸗ 
zogen. Im Jahre 1825 beſtimmte die Regierung auf 
Anlangen der Braͤuer den Malzaufſchlag auf ı fl. 15 Fr. 
pr. Schäffel. Gegen diefe Beftimmung ergriff der Ma- 
giftrat den Rekurs au das Fönigliche Minifterium, jedoch 
ohne Erfolg, nunmehr ftellt der Magiftrat an die hohe, 
Kammer die Bitte, zu veranlaffen, daß die Bräuer eben 
ſo viel an die Stadtfaffe bezahlen follten, ald fie von 
den Konfumenten erheben dürfen. 


Nach dem Vortrage ded Herrn Referenten, und in 
Erwägung, daß die Beſtimmung ded Lofalmalzauffchlas 
ges eine adminiftrative Maßregel ift, welche bey allen 
Komunen im Neiche, denen zu Komunalziveden der Bier: 
pfenning bewilligt ift, auf ı fl, 15 fr pr. Schäffel Mal; 
regulirt ift, wurde vom Ausfchuffe einftimmig befchloffen, 
daß die Eingabe in diefer Beziehung, nämlich im Man: 
gel einer Verlegung eined verfaffungsmäßigen Rechtes 
gar Feine Würdigung verdiene, und ad acta zu legen fey. 


1 00, 


Beſchwerde der Frau von Kotell, gebohrne von 
Kraͤtz, wegen der zum Theil entzogenen väter: 
lichen Erbſchaft aus ber Berlaffenfchaft bes 
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penfionirtenHoffammerrathes, und Hofzahlamt: 
Fontrolleurs Benno von Kräg duch das Ers 
kenntniß des Föniglichen Kreis: und Stadtge⸗ 
richts Regensburg, durch das Erkenntnis des 
föhiglichen Appellationsgerichtes des Regen⸗ 
freifes (ohne Anführung det Täge) auf dem 
Gute Ragenhofen: 

Abgeſehen, daß diefer Beſchwerde alle erfoderlichen 
Belege mangeln, ift es wohl weiters Flar, daß diefelbe 
zu dem Bereiche det dritten Inſtanz der Zuftigbehörde, 
aber keineswegs vor dei hohen Kammer der Abgeordne⸗ 
ten ald Befchwerde über Verlegung verfaffungsmäßiger 
Rechte ſich eignet, daß fohin auf einftimmigen Befchluß des 
Ausfhuffes auf den Vortrag des Herrn Referenten diefe 
Eingabe nach der Beyl. X. Abfchit. It. $. 33 und 34 
zur Berfaffungsurfunde ald unbefcheiniget und ungeeige 
net ad acta gelegt werden muͤſſe. 


101. 


Beſchwerde der Mehrzahl. der Gemeindeglieder zu 
Hoͤßbach, koͤniglichen Landgerichts Aſchafe 
fenburg, wegen der Wahl ihres Ortsvor—⸗ 
ftehers, | 


Die Gemeinde Hoͤß bach, tefp. einige Mitglieder diefer 
Gemeinde bringen dor, es ſeyen Unrichtigkeiten bey der Wahl 
ihres Orte⸗vtſtehers vorgefallen, weshalb fie ſich bey der 
koͤniglichen Regierung beſchwert haͤtten, aber bis jetzt von 
derſelben noch Feine Entſchließung hätten erhalten koͤnnen; 
unterlegen daher dieſen Gegenſtand der hohen Kammer 
zur Prüfung. 

30* 
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Da nad) dem Vortrage des Herrn Referenten die 
vorliegende Befchwerde nicht nur ziemlich verworren, fon: 
dern derfelben alle in dem Gefege vorgefchriebenen Mo: 
mente zu einer gegründeten Beſchwerde mangeln, ſo be: 
schloß der Ausſchuß einftimmig, daß diefelbe nach oben 
allegieten $. 34° ald unbefcheinigt,, und ungegrüudet zu 
- den Akten zu legen fey. 


102, j 


Befchwerde des Karl, Ritters ‚von Fiſchheim, 
wegen Verlegung Eonftitutioneller Rechte, reſp. 
neuerliche Erklärung deſſelben, daß die Publi; 
zitaͤt über feine Schriften ein günftiges Urtheil 
fällen werde. ꝛꝛ. | 
Da diefe Eingabe lediglich die Wiederholung der 

bereitö vom Ausfchuffe gewürdigter Beſchwerde des von 

Fifchheim ift, und derfelbe nur beabfichtet, feine in 

48 Seiten. beftehende Drudfchrift in den Landtagsver⸗ 

handlungen aufzunehmen, fo ift durch den Ausſchuß nach 

dem Antrage des Heren Referenten einſtimmig beſchloſ— 
fen worden, diefe erneuerte Befchwerde als bereits erle⸗ 
diget und ungeeignet ad acta zu nehmen. | 


- 10% wu 
Auf die an das Fönigliche Staatsminiſterium der Fi⸗ 
nanzen durch das Präfidium der hohen Kammer unterm 
17. April abhin mitgetheilte | 
Vorſtellung des Stadtmagiftrats zu Miltenberg, 
umEntfehädigung wegen entzogener Marktrechte, 


theilt das hohe Praͤſidium dem Ausfchuffe die vom be 
meldeten Staatöminifterium unterm 15. Juny erlaffene 
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Bemerfung des Inhalts mit; daß, obgleich das fragliche 
Marftrecht in Folge der Befchlüffe des Wienerfongreffes 

“vom 17. März und 9. Juny 1835 aufgehoben, und nicht 
ad aerarium eingezogen worden ift, Seine Fönigliche 
Majeftät doch nicht ungeneigt find, der Stade Mil: 
tenberg für den Entgang diefer Marftrechte, fo ferne 
ſich bey näherer Prüfung des Etats der Einnahmen und 
Ausgaben diefer Komune zeigen follte, daß er ihr in 
neuerer Zeit bewilligte Fleifch: und Getreidauffchlag nicht 
zureichend fey, die Bedürfniße der Komune zu deden, fo 
fort ſich ein Defizit bezeugt, auf andere Art und Weife 
die nöthige Unterftügung zu gewähren, und daß, wenn 
dirfe bisher noch micht erfolgt ift, der Grund davon 
lediglich darin Liege, daß die koͤnigl. Negierung, Kammer 
der Finanzen des Untermainkreifes den ihr bereits ſchon 
unterm ı. July 1822 dießfalld abgefoderte Gutachtungs⸗ 
bericht bisher nicht erftattet hat, wozu diefelbe unterm 
15. Juny wiederholt aufgefodert worden. Die frühere 
von der Stadt Miltenberg angebrachte Befchwerde ift 
demnach durch diefe mitgetheilte Auskunft erledigt. 

....,10% 

Befchwerde des Pöniglichen Wuͤrtembergiſchen Ka: 
meraldeamten Kuttner wegen Beförderung 
des Juſtizganges in feiner Foderung an die 
Gemeinden Roßhaupten, Burggen und Than: 
nen, Föniglichen Landgerichts Füffen, da ber: 
felbe als vormals Föntglicher bayerifcher Tient: 
beamter zu dem der. bemeldeten Gemeinden ge: 
machten Darlehen zu 200 Gulden ſammt Zin: 
fen fowohl bey dem Föniglichen Landgerichte 
Fuͤſſen, als auch auf Verwendung des Fünig: 
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x 


fichen Wuͤrtembergiſchen Gouvernements ben 
allerhöchfter Stelle auf Feine Weiſe gelangen 
koͤnne. 

Da der Eingabe die erfoderlichen Belege anliegen, und 
hinſichtlich des Formellen nichts zu erinnern iſt, die Haupt: 
ſache felbft aber nicht fo faft eine Beichwerde über Ver: 
letzung eines konſtitutionellen Nechtes, ald vielmehr eine 
Bitte um Verwendung ift, daß dem Bitttſteller zu feis 
ner Foderung rechtlich verholfen werde, fo befchloß der 
Yusfhuß, nach dem Antrage des Herrn Referenten ein: 
ſtimmig, daß vorliegende Eingabe dur das Prafidium 
der hohen Kammer dem Föniglihen Staatöminifterium 
des Innern zur geeigneten Erledigung zu empfehlen fey. 

| 1008. | 
Vorſtellung ber Dorfsgemeinde Oberammergau 

Föniglichen Landgerichtes Schongau, um Er: 
mittlung der durch Brand zu Verluft gegan: 
genen Partigllandanlehensohligationen vom 
Sahre 4809 und 1810 fammt Konpong betr. 

Bey dem Brande im Jahre 1816 zu Oberammergau 
verbrannten auch mit dem Schulhaufe zwey verzinsliche Lot: 
terielopfe und q Stuͤck Landanlehenspbligationen von den 
Fahren 1809 und 1810 ſammt Koupons. 

Zum Beweiſe, daß die Gemeinden im Beſitze dieſer 
Obligationen war, brachte dieſelbe das Zeugniß des koͤ⸗ 
niglichen Rentamts bey, daß dem Obmanne die Zinſen 


der zur Verluſt gegangenen Darlehensobligationen ftets- 


ausbezahlt werden. Deß ohngeachtet wurde die Gemeinde 
von der hoͤchſten Stelle durch die Schuldentilgungskom⸗ 
miſſion mit ihrem Geſuche um Erneuerung der verlore— 
nen Landanlehensobligationen ſtets abgewieſen, weßhalb 


⸗⸗ 
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nun diefelben bey der hohen Kammer um Verwendung 
bitten. 

Dieſe Verwendung kann der Ausſchuß der Gemeinde 
nicht verfagen, und befchließt demnach nad) dem VBortrage 
des Herren Referenten einftimmig, vorliegende Bitte durch 
das Präfidium der hohen Kammer dem föniglichen Staats: 
minifterium der Finanzen empfehlen zu laffen. 

106, 


Beſchwerde der Kirchengemeinden zu Kreuffen, 
Findhard, und Haag im Obermainkreiſe, 
über die Unmöglichkeit, die ihnen auferlegte 
Zahlung der von andern Stiftungen nach dem 
Konfolidirungsprinzip erhaltenen Vorſchuͤſſe zu 
tealifiren betreffend, - 


Auf den Grund einer Verfügung der Föniglichen Nes 
gierung ded Dbermainfreifed vom 20. Zuly ı820 find 
vorbenannte Gemeindenzangewiefen, die Mittel anzuge: 
ben, wie die Vorſchuͤſſe aus andern Stiftungen zur Ne: 
paratur der Kirchen und Pfarrwohnungin erhalten, 
abgetragen, oder wenigft verzinfet werden. Bey dem 
Unyermögen ihrer Stiftungen, und dem Herabfommen 
der Gemeinden die durch Umlagen Mittel zu fchaffen, 
außer Standes find, bitten diefelben eine'hohe Kanımer um 
Verwendung zur Anwendung eines allgemeinen Konſo⸗ 
lidirungs Prinzipes. 

Da vorliegende Eingabe als Antrag an ſich ſelbſt 
ſchon nicht beſtehen kann, und als Befchwerde im kon—⸗ 
treften Falle bey dem Mangel eines Grundes einer Ber: 
legung fonftitutionellen Rechte nicht gewürdiget iverden 
fann, fo wurde vom Ausfchuffe einftimmig befchloffen, die: 
felbe ad acta zu legen, um fo mehr, da die Gemeinden 
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‚nicht einmal vey der toniglichen Regierung ihre ee 

lung angebracht haben. 

107. 

Nachtrag einer ungerechten Steuerfoberung vom 
Pfarrer Königsberger, betreffend. 

Pfarrer Königsberger in Schdnberg bey Neus 
markt findet in einem ihm vom Föniglichen Kreis and 
Stadtgericht München gewordenen Verweis, daß er die 
Berufung nicht in den gefetzlichen Inſtanzen verfolge, 
und in dem Auftrage, feine Schriften geftempelt, und von 
einem Advokaten unterfchrieben einzureichen, — dann 
auch in der auf feine Vorftelung erfolgten höchften Mi: 
nifterialrefeript®, daß von dem gegen ihn betrettenen 
Rechtsweg nicht abgegangen werben Fünne, Anlaß, diefe 
Umftände feiner fruͤhern Befchwerde, welche nad) Be: 
ſchluß vom 10. May abhin ad acta gewiefen wurde, 
nachzutragen, 

Nach dem Antrage des Herrn Referenten laffen die 
Gegenftände dieſes nun vorliegenden Nachtrages, dem 
übrigens jede Befcheinigung mangelt, Feine andere Wahl 
übrig, als ſolche ad acta zu weifen, | 

Alfo auch durch Stimmeneinheit vom Ausſchuße 
befchloffen, daß die Eingabe ad acta zu legen ſey. 

108. 

Beſchwerde des Martin Kreutzhuber in Namen 
des buͤrgerlichen Hafnerhandwerks in Burg: 
haufen, den Verkauf und Handel des Hafner; 
gefchirrs von den Krämern betreffend, 


VWeichwerdeführer finden fi) durch die Yon den 
zwey obern Inſtanzen der koͤnigl. Negierung, und des 
kdnigl, Staatsrath auf ihre Beſchwerde gegen ‚Verbot 
des Handeld von Hafnergefchirren durch Krämer er— 
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folgten Erkenntniſſen, daß diefer Handel nicht verwehrt 
‚werden koͤnne, Veranlaffung die nämliche Beſchwerde zur 
Ständeverfammlung zu bringen. 


Da diele Befchwerde in .gefeglichen Inſtanzen zug 
geführte und entſchieden wurde, auch nicht abgefehen 
werden kann, daß hier Verlegung eines Fonftitutionellen 
Rechtes vorliege, nicht minder gar nicht angenommen 
werden darf, daß durch den Handel mit einem Gegen: 
ftande, den die Befchwerdeführer felbft verfertigen, ih: 
nen ein großer Nachtheil zugehen Tonne, ja auch für fie 
der Handel und Abfag dadurd) erleichtert wird, fo wurde 
nach dem Antrage des Herrn Referenten befchloffen durch 
Stimmeneinheit, daß vorliegende Befchwerde, der übriz 
geus and) alle. Belege und Befcheinigung mangeln, ald 
ungeeignet ad acta zu legen jey, 


| 100. I 

Befchwerde des Armenpflegsbezirks Forth und 
Buͤgg, Heimarhsverhäftniffe. ver Johann 
Dreßelfhen Familie, cefp. deren. Domizil: 
Beſtimmung zu Forth betreffend. 


Das Präfivium der hohen Kammer theilt dem Aus: 
ſchuße die Bemerkung mit, weiche dad koͤnigl. Staats: 
minifterium des Innern auf viesfeitiged Geſuch vom 
2. April & J. im obigen Betreffe erlaffen, 


Da hieraus hervorgeht, daß die Befchwerbe in dop⸗ 
pelter Hinficht als ungegründer ſich darftellet, nämlich 
in formeller Hinficht, weil Verfügungen in Polizeyfachen 
nad) der Gerichtsordnung die Rechtöfraft in dem von den 
Befchwerdeführern vorausgeſetzten Sinne nicht beftrei- 
ten, fohin von Abänderung oder Aufhebung einer in 


e 


- 
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Rechtskraft erwachſenen Entſcheidung im borliegeniben 
Falle nicht Die Rede ſeyn Tann, 


In materieller Hinfiht, weil die Entfchlieffungen, 
welche nady Angabe der Beſchwerdefuͤhrer miteinander 
unvereinbar feyn follen; nicht dem nämlichen Gegenftand 
betreffen, — fo befchloß. der Ausfhuß nad) dem Antrage 
des Herrn Referenten durch Stimmeneinheit, daß unter 
diefen Umftänden Fein verfaffungemäffiger Grumd zur 
Cognition der Etändeverfammlung in der Dreßelfchen 
Angelegenpeit beſtehe, daher die — ad acta zu 
u aid ſey. 


410, 


———— und Beſchwerde des — Biſchofs 


von Wuͤrzburg, das von ihm reklamirte 
Eigenthum und die Adminiſtration der den 
Klerikalſeminaͤr zu Aſchaffenburg und 
Schmerlenbach zuſtehenden Realitaͤten betr. 


Der juͤngſt verſtorbene Erzbiſchof von Regensburg 
dann Fuͤrſt Primas der Konfoͤderation des Rheines, 
Frhr. von Dalberg ſtiftete, als er Landesherr in 
Aſchaffenburg war, für die Didzoͤſe daſelbſt ein Loz- 
kalſeminaͤr, welches er mit den Gütern und Renten des 
aufgehobenen Klofters Schmerlenbad dotirte, Mit 
diefem Seminaͤr verband man zu Afchaffenburg ein 
theologifches Studium, fo. dermalen noch dort befteht, 
und zu welcher Lehranftalt in Folge der Zeit ein ver: 
möglicher Einwohner Aichaffenburgs bedeutende Fonds 
außzeigte, und vermacdhte, 


AS fpäterhin die Dibzos Afchaffenburg neu⸗ 
organiſirten Bißthum Wuͤrzburg einverleibt wurde, 
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fand e3 der damalige Biſchof Frhr. von Groß für weit 
zuträglicher das. Klerifalfeminär zu Aſchaffenburg, wo 

fib zur Zeit 14 Alumnen befanden, aufzuheben und mit 
dem Klerikalfemindr zu Würzburg mit Einwilligung ber 
weltichen Regierung zu vereinigen, 


Diefe Vereinigung vermochte den Eingangs erwähn: 
ten Biſchof die fämmtlichen Einkünfte des nun mehro 
aufsehobenen-Seminärs zu Aſchaffenburg für das Kle⸗ 
rifalfeminär in Würzburg in Anfprud) zu nehmen. Da 
jedoch die Töniglihe Regierung die Ausfolglaffung diefes 
Vermoͤgens beharrlich verweigette, und nur dahin fich 
einverftand, für die von Afchaffenburg nad) Würzburg 
verfegten Alumnen cine den Verhältniffen angemeffene 
Verpflegung zu zahlen, fo fand der Biſchof yon Würze 
burg feine und ‘der Kirche Rechte verleßet, und be- 
fchwerte ſich tiber Verlegung der Verfahrung, indem die 
zum Klerikalſeminaͤr beftimmte Fundation zu andern 
fremdartigen Zwecken verwendet werden, er trat daher 
bey der Ständeyerfammlung Kammer der ‚Abgeordneten 
befchwerend auf, und ftellte die Bitte bey Seiner 
Majeftät dem Könige im verfaffungsmäßigen Wege 
zu beantragen: ed feyen ihm die Dotationsgüter des Ale: 
sitalfemindrs in Afchaffenburg lediglich zu diefem End: 
zweck zu überlaffen, und die freye Aufficht und Verwal: 
tung dieſer Güter den bifchöflihen Stuhle in Würzburg 
zu übertragen, und ohne Verzug zu übergeben, 


Ruͤckſichtlich der Foͤrmlichkeit Fonnte feine Erinne— 
rung gemacht werden. In der Hauptſache ſelbſt war 
Referent der Meynung, es muͤße in dieſer Sache von 
AllerhoͤchſterStelle Abhuͤlfe geſchehen, weßhalb er die 
Beſchwerde durch das Praͤſidium den koͤnigl. Staatsmi⸗ 
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nifterium des Innern zu geeigneten Abhilfe und Be: 
ruͤckſichtigung zufchlieffen wollte. Diefer Meynung tra: 
ten noch zwey Ausfchußmitglieder bey, allein die Mehr: 
heit von ſechs Stimmen gegen- drey hielt die Beſchwerde 
für ungegründet, xnd befchloß diefelbe lediglich ad acta 
uz legen, und zwar aus folgenden Gründen: 


ı) Da die Revenuͤen in Afchaffenburg theild zur Ver— 
pflegung der im Klerifalfeminär zu Würzburg befind: 
lihen Alunmen, theild zur Unterhaltung der theo: 
Iogifchen Lehranftalt in Afchaffenburg verwendet 
werden, fo fey dadurch noch keineswegs ein fremd: 
artiger Endzweck erfüllet, indem ſich wohl eine theos 
logische Lehranftalt ohne Seminar, aber letzteres 
nicht ohne theologifche Lehranftalt denken laſſen. 


2) Zudem fey die theologifche Lehranftalt und das funs 
dirte Klerifalfeminar in Afchaffenburg eine für die 
dortige Provinz geftiftete wohlthätige Anftalt, die 
nicht auf eine andere Provinz und Gegend hierüber 
gezogen werden koͤnne. Wenn der Herr Bifchof von 
Mürzburg aus disziplinären und öfonomifchen Grün; 
den diejed Seminaͤr mit Einwilligung der Regierung 
für den Augenblid aufhob, und dem SKlerifalfeminar 
in Würzburg einverleibte, fo kann diefes Seminaͤr 
nur auf-die Vergütung der Berpflegungsfoften der 
übernommenen Alumnen Anfpruch machen, feines: 

wegs aber auf den in Afchaffenburg geftifteten Fond. 
111. 


Beſchwerde des Anton Gilch, Brennſchneider 
Schuhmacher in Achdorf, koͤniglichen Landge— 
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richts Landshut gegen den Gaſtwirth Baier⸗ 
lein wegen Schadenerſatz von 40 Gulden. 


Brennſ chneid er von Achdorf will vom Gaſtwirth 
Baierlein einen Acker erkauft haben, den er, da ihm. 
ein ganz anderer als der erfaufte eingewiefen wurde, nicht 
annahm, weshalb mit Baierlein ein Prozeß entftund, 
den Brennfchneider gewonnen haben will; da er je 
doch dieſem ohngeachtet weder zu feinem Eigenthum noch 
zu den wegen diefen Nechtöftreit vorgeſtreckten Koften ge: 
langen fann, fo findet er ſich veranlaßt, Hülfe bey den 
Den des Reicheo zu ſuchen. 


Nachdem dieſer Beſchwerde alle gefeglichen Belege 
mangeln, fo wurde dielelbe .einftinmig mit dem Neferen: 
ten um fo mehr als beruhend ad acta erfannt, ald auch 
diefelbe in materieller Nückficht nicht zur Vorlage an dig 
Kammer der Abgeordneten geeignet erfcheint. 
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Beſchwerde dert Gemeinde Gaufönigshofen, 
koͤniglichen Landgerichts Roͤttingen wegen einer 
ihrem Ortsvorſtande entzogenen KHolzödefoldung, 


Vom Jahre 1631 bis zum Jahre 1816 bezog der 
Drtövorftand von Gaukoͤnigshofen, koͤnigl. Landge⸗ 
richts Roͤttingen fuͤr ſeine Verrichtungen und Bemuͤhungen 
eine Beſoldung von fieben und einer halben Klafter Scheis 
. ter und ı50 Wellen; diefer Holzbezug wurde dem ge: 
dachten Vorftande im Jahre 1855 entzogen, und dem: 
felben dagegen durch das Fünigliche Rentamt Nöttingen 
verfichert, er folle für die Berrichtungen, die ihm als 
Lehenſchultheis aufgetragen wuͤrden, beſonders in Geld 
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entſchaͤdiget werden; diefer Verficherung imerachtet er⸗ 
hielt er feine Entihädigung, was ihn und die Gemeinde 
veranlaßte, diefelbe höhern Orts, jedoch vergeblich nach⸗ 
zufuchen, indem fie von dem koͤniglichen Finanzminiftes 
rium feine Entfchließgung erhielten, 


Um nun zu ihren ‚erivorbenen Nechte zus gelangen, 
trat die Gemeinde beym koͤniglichen Landgericht kla⸗ 
gend auf, welches diefe Klage der: königlichen Regierung 
des Unterdonauffeifes, Kammer des Innern vorlegte, 
ohne daß von. befagter Stelle hierauf eine Entfchliegung 
erfolgte; gleiches Schickſal hatte die weitere Befchwerde 
an den föniglichen Staatsrath. 


Diefe Berhältniffe zwirgen die Gemeinde, fich ait 
die Ständeverfammlung zu wenden, und zu bitten, fie 
bey Seiner Majeftat dem Könige zu beriwenden, 
daß ihrem Drtsvorftande entweder der entzogene Holz: 
beztig wieder gereicht, oder dafür eine angemeffene Geld: 
"entfchädigung ertheilt werde. 


Da die Gemeinde. Saufönigshofen fih darüber be 
ſchwert, daß diefelbe von den Föniglichen Stellen Feine 
- Entfchliegung erhalten fönne, ſo war der Ausſchuß eins 
ftimmig mit dem Referenten verftanden, diefe Beſchwerde 
durch das Praͤſidium an das Fönigliche Staatöthinifterium 
des Innern und der Finanzen mit der Enipfehlüng zu 
befördern, daß det fuplizirenden Gemeinde auf ihre einges 
reichten Gefuche und Befchwerde in Bälde eine allerhoͤchſte 
Entſchließung ertheilt werden nichte. 


113, 


Bereits im Jahre 1819 haben fich die ehemaligen große 
herzoglich hefifhen Gemeinden des Föniglichen Landge— 
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richts Wlzenau bey der Ständeverfammlung über un: 
verhältnifmäßig hohe Belteuerung beſchwert, weil die: 
felbe noch dermalen nach dem im Großherzogthum Hefs 
fen üblich gewefenen weit höheren Steuermaßſtabe be: 
fteuert find. DiefeBeichwerde wurde Beweis der Verhand⸗ 
lungen Band XIII. Geite 557, N. 48 vom fünften Aus: 
ſchuß durch das Prafidium dem Föniglichen Finanzmini— 
fterium zugefchloffen, damit unterſucht werden wolle, ob 
die fragliche Gemeinde wirklich unter die Zahl derer ge: 
höre, die vorzüglich prägravirt find, und welche demnach 
der Erleichterung, wenn aud nur einer proviforifchen 
dringender, ald andere bedürfen, 


Dieſer empfehlenden Ueberweifung an das — 
che Finanzminiſterium ohnerachtet wurde beſagten Ge: 
meinden bis jetzt noch Feine Etleichterung zu Theil, was 
diefelben veranlaßte, abermals bey gegenwärtiger Stände: 
verfammlung beſchwerend aufzutreten, und zu bitten, die 
hohe Kammer möge ſich dahin verwenden, daß der be= 
reits von der Staͤndeverſammlung gefaßte Beſchluß end⸗ 
lich einmal vollzogen, und ſowohl fuͤr die Zukunft, als 
auch die Vergangenheit vom Tage des gefaßten Beſchluſ— 
ſes an, die von ihnen bezahlten hohen Steuern nachgelaſ⸗ 
ſen und gemindert werden wollen. 


Der Ausſchuß war mit Keferenten der einſtimmigen 
Meynung, es fen diefe Eingabe gleich der im Jahre 1819 
überreichten Befchwerde durch das Präfidium der Kammer 
an das Königliche Staatsminifterium der Finanzen zur 
baldigften Unterſuchung und Abhülfe diefer von den 
fammtlichen Gemeinden des föniglichen Kandgerichts Al: 
zen au geftellte neuerliche Beſchwerde gelangen zn laſſen. 


fd 
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Befchwerde des Pfarrers Münchsdorfer zu Ei: 
helberg, wegen vorgenommener infonftitutios 
neller Wahl zur Ständeverfammlung. 


Pfarrer Muͤnchsdorfer, königlichen Landgerichts 
Hemau befchwerte ſich ben höchfter Stelle über einige 
Abweichungen von der Förmlichfeit, die bey der Wahl 
der Deputirten feines Standes bey der Negierung des 
a ie vorgefallen feyn follen. 


Nachdem er feit den 37. May, da er dieſe Be⸗ 
ſchwerde einreichte, noch Feine Entſchließung erwirken 
konnte, ſo glaubt er dieſe Verhaͤltniſſe unter Anlage ſei— 
ner eingereichten Vorſtellung zur geeigneten — 
tigung vorlegen zu muͤſſen. 


Dieſe Beſchwerde wurde nach dem Antrag des Re⸗ 
ferenten, da derſelben alle geſetzliche Nachweiſung man— 
gelt, einſtimmig als beruhend ad acta gelegt. 
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Beſchwerde des Schullehrers Yofeph Auer, in 


Laaber, Landgerichts Hemau, wegen Verſe— 
- gung von einem beſſern gl einen fhlechtern 
Schuldienſt. 


Joſeph Auer ſchreibt vor, er habe den Schuldienſt 
zu Aufhaus onoroͤſe übernommen, da er ſich zur Alt 
mentirung ſeines Vaters, den er jähtlih 80 fl. und 


Naturalien reichen mußte, Anheifchig "machte: 


Nun fey er aber nad) Laaber verfegt worden, wel: 
cher Schuldienft weit fchlechter, als der in Kufpaus fey, 
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und muͤſſe dennoch ſeinen Vater die Naturalien verab⸗ 
reichen, da man die 80 fl. in Geld aus andern Fonds 
demjelben zahlte. 

Er habe ſich ſowohl bey der Föniglichen — 
als hoͤchſte Stelle jedoch fruchtlos beſchwert, und erſt 
jetzt von der hoͤchſten Stelle erfahren, daß er zur Strafe 
nah Zaaber verſetzt worden; da dieſer Strafe feiner 
Unterfuchung vorausgegangen, fo findet er fich hiedurch 
gravirt, und bitter, fich zu verwenden, daß er 

a) über die gegen ihm vorgebrachte Anſchuldigung gehoͤrt, 
und 
b) wieder auf den Schuldienſt in Aufhauſen verſetzt 
werde. 

Da dieſer Eingabe alle geſetzlich erfoderlichen Bes 
lege mangeln, ſo wurde einſtimmig beſchloſſen, dieſelbe 
nach Beylage MH. Abſchn. Ul. $. 34. der Verfaſſungsur⸗ 
unde ad acta zu Segen, 

116. . 

Befchwerde der Verwaltungsrathskanzelliſtens⸗ 
wittwe Maria Frank in Augsburg, wegen 
Herauszahlung eines rücftändigen Mehrbezus 
ges ihres verftorbenen Gatten betr. | 
Birteftellerin giebt vor, ihr verftorbener Gatte habe 

ald gewefener Verwaltungsrathskanzelliſt einen Mehrbes 
zug zu fodern gehabt, als er wirklich erhielt: fie habe 
diefen Bezug bald von den Finanzbehdrden, bald von 
den ftändifchen Adminiſtrativbehoͤrden, jedoch vergeb: 
li gefodert, da fie ſtets von einer Stelle zu andern 
gewiefen wurde; fie wendete ſich deßhalb an das Fönigl. 
Minifterium der Finanzen und: des Junern; von erfterem 
wurde fie wiederholt abgewiefen, von letzterm erhielt fie je 
VIII. Beplagenband. j 31 
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doch bis jetzt er feine Entſchließung, was ſie veranlaßt, 
die Kammer um Verwendung zu bitten, daß fie zu ih» 
ser Foderung gelange. 


Mir Referenten wurde einjtiminig befchloffen, diefe 
Beſchwerde durch das Prafivium dem Minifteriiim deg 
Innern und der Finanzen mit befonderer Anempfehlung 
zur Salbigen Erledigung zu übermachen: 
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Befchwerbe des Johanit Friederich Freitag, Orte: 
vorftandes des Marktes Weidenberg, wegen 
Vorenthaltung des ihm gebuͤhrenden Lohnes 
als Ortsvorſtand. 

Johann Friederih Freitag Ortsvorſtand von Mei- 
denberg übergiebt eine Beſchwerde über Verlegung Fon: 
ftitutioneller Rechte durch das Erfetintniß der Eöniglichen 
Regierung des Rezatkreiſes, und des allerhöchften Mini: 
fterialreferipts, welche ihm als ordentlich gewählter Orts: 
vorftand zu Weidenberg die für feine Fnnktion nach dem 
Gemeindeedift ihm zuftändige Belohnung abiprechen, 
Er erwähnt eines hiedurd) verurſachten Schadens von 
3 — 400 fl. durch Nichtbenuͤtzung des Bräugewerbes, 
zu deffen Nicderlegung er als Ortsvorſtand gezwungen 
worden; derfelbe legt eine Eingabe an das Fünigl. Lande 
gericht zur Einficht der geherrfchten Willkuͤhr bey, 
und bittet bey der hohen Kammer um Befriedigung 
feiner ihm gebührenden Belohnung für feine Geſchaͤfte 
als Amtsvorſtand. 


Da vorſtehender Eingabe alle Belege fehlen, und 
nicht dad Mindeſte der angebrachten. Behauptungen bes 
fcheiniger it, fo war der Ausſchuß mit Referent nach 
Anwending des $. 34. der X. Beylage U, Titl. HI. 
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Abfchnitte zur Verfaffungsurfunde einverftanden, dieſe 
Befchwerdefchrift zu den Akten zu legen, 

| BE | Se 
Bitte des Johann Ment Schneider am Berg zu 

Soherang, um Wiedererhaltung feines Brau⸗ 

waſſers, und Entſchaͤdigung des während fieben 

Fahren erlittenen Entgang deffelben. 

Johann Ment ftellt die Bitte, eine hohe Ständes 
derſammlung wolle ihm zu dem Braͤuwaſſer verhelfen, 
wofuͤr er feinen Nachbarn Hell jährlich einen Gulden, 
bezahlt, welcher es ihm jedoch der gefchehenen Bezabs 
lung ohngeachtet vörenthält, Auch folle ihm derfelbe ſei— 
hen Schaden zu 85 fl. 10 fr, verguͤten. 

Da dieiet Gegenftand fich hicht in ben Wirkungs⸗ 
kreis der Höhen Kammer eignet, fo faßte der Ausſchuß 
mit Neferenten einftimmig den Beſchluß, dieſe Eingabe 
als ungeeignet ad acta zu legen. 
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Bitte des Johann Ment, Scheider am Berg zu 
Sacherang, um Wiedererhaltung eines Ihm 
durch dert Georg Hell a entzoge⸗ 
nen Grundſtuͤtkes. 

Johann Ment uͤbergiebt auf die auf feine fruͤhete 
Eingabe vom 12. July erfolgte Hinterlegung zu den 
Akten wiederholt eine Bitte, zur Herftellung des Beweis 
fes feines Angeführten Faftums den Geometer Nepomut 
Meggendorfer von Ebersberg entiveder felbft zu vers 
nehmen, oder durch das k. Landgericht vernehmen zu lafs - 
fen, die Differenz fodann zu entjcheiden, 

1 * 
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Da der Bollzug dieſes Geſetzes außer den Wirfungs: 
freid der Kammer liegt, fo war der Ausfchug mit dem 
Referenten der Meynung, diefe Eingabe fey, ald un: 
geeignet und beruhend zu den Akten zu legen. 
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Beſchwerde des Müllers Rupp von der Beutel: 
mühle, koͤnigl. Landgerichts Gunzenhaufen, 
wegen Irrung mit den benachbarten Müllern. 


Es ift ganz unmöglich, aus der Veſchwerde felbft 
eine richtige Prozeßgeſchichte und Bitte zu entnehmen; 
aus, den Beylagen fheint zu erhellen, dag Rupp mir 
den benachbarten Müllern wegen feinem Wafferrecht ei: 
nen Streit hatte, in welchen ihn im Jahre 1815 ein 
Beweiß auferlegt wurde; ob er nun diefen Beweiß an: 
trat und ausführte — oder nicht, dann ob diefer Streit als 
Nechtöftreit oder polizeplicher Gegenftand geführt wurde, 
dann wer der Obſieger? — erhellt fo wenig aus der Ein: 
gabe als den Beylagen- 


Aus diefem Grunde war der Ausſchuß mit dem Re: 
ferenten einftimmig . verfianden, dieſe Befchwerdefchrift 
als undentlich und unverftändlich zu den Aften zu legen, 
"doch foll ed dem Birtfteller Rupp unbenommen bleiben, 
bey dem Archivariafe die Driginalbeplagen zu weiterem 
bellebigen Gebrauch gegen Empfangsbefcheinigung abzu: 
verlangen, 


121, 
Beſchwerde des Obervogts Mayr, von Unter: 
| maidingen mit der Anfchrift: 


a) Grundloſen nichtigen Ausfpruchs der nach dem An: 
trage des hohen Ständepräfidviumd an das Fönigl. . 
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geheime Staatsminiſterium des Innern; dann dem 

Befchwerbeführer rüderftattenden Alimentationsdrit- 

tel, mittel aufgegriffenen einfeitigen, durchaus 

“ finiftern Liquidationsausfchuffes, wo des Befchwer: 
fuͤhrers nämlihe Haͤndeunterſchrift als ſchon ver: 

rechnet. * 

b) Aktenherausgebungsverweigerung des Ausſpruchaktes 
zur Erklaͤrungsabgebung, mittels angelegter aller⸗ 
unterthaͤnigſter Imploration an das koͤnigl. Staats: 
miniſterium des Innern, nebſt fuͤnf Beylagen. 

Schon aus dem Rubro iſt erſichtlich, daß ſich der 
Gemuͤthszuſtand des Obervogts Mayr nicht gebeſſert 
habe, aus der ziemlich undeutlich verfaßten Eingabe 
ſelbſt kann man nur entnehmen, dag Mayr befürchtete, 
das Minifterium des Innern möchte in eigener Sache 
partheyifch handeln; wuͤnſcht und bittet, die Kammer 
der Abgeordneten möchte diefe Eingabe fammt abzufchreis 
bendem Alte Seiner Majeftät den König felbft in 
eigener Perfon übergeben. 

Nachdem ed außer dem Wirfungsfreis der Kammer 
Jiegt, einzelne Eingaben der Untergebenen der Perfon 
unfers Königs zu überreichen, fo kann um fo weniger 
gegenwärtige Eingabe hiezu geeignet erfcheinen, als die: 
felbe ganz undeutlich und verworren abgefaßt ift, wes—⸗ 
halb mit der Meynung des Referenten der Ausfchuß ein: 
ſtimmig beſchloſſen, dirfelbe ad acta zu legen. 

122, 

Befchwerde der Gemeindebevollmächtigten der 

Stadt Schweinfurt über Verlegung Fon: 


ftirutionellee Rechte duch Schugertheilung ei 
ner Judenfamilie betreff. 
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Bereitä feit Kalfer Karl des V. Regierung genoß 
die Stadt Schweinfurt die PVergünftigung, ohne 
Einwilligung der Gemeinde feinen Juden oder Juͤdin 
Schuß ertheilen zu müffen. Bid diefe Stadt mediati- 
firt und der Landeshoheit ded Großherzog von Tosfana 
unterworfen wordeu, beachtete fie ſtrenge dieſes Privi⸗ 
legium. | | 


Unter diefer Regierung wußten zwey Juden, Na: 
mend Michael Mofes und deifen Sohn Kufel Klee 
mann. dad Berfprechen des Schutzes in der Gtadt 
Schweinfurt yon der ‚Negierung des Landes zu 
erwirfen; allein fo lange Schweinfurt Großherzoglich 
war, trat diefed Verſprechen nicht in Erfüllung, 


Erft als diefe Stadt unter bayerifhe Landeöhoheit 
fam, wußten die Juden, die ihnen von voriger Negie: 
ung ertheilte Bewilligung zu verwirklichen, und den 
Schutz zu Schweinfurt zu erhalten. 


Da jedoch dieſer Schuß mit dem Beyſatz ertheilt 
wurde, derſelbe ſoll keine Konſequenz dahin nach ſich zie⸗ 
ben, daß bey kuͤnftiger eiutretender Erledigung desſel— 
ben ein Anſpruch auf Einruͤckung in denſelben fuͤr irgend 
einen Dritten erwachſen ſolle, ſo heruhigte ſich die dage— 
gen ſtets kaͤmpfende Stadtgemeinde zu Schweinfurt. 


Bald nach Niederlaſſung dieſer zwey Judenfamilien 
ſuchte ein zweyter Sohn des M. Moſes, Hona Klee 
mann den Schutz und die Konzeſſion zum Weinhandel 
nach, wurde jedoch von allen Inſtanzen hiemit abge— 
wieſen, und erft als fein Vater, Michael Moſes, ver: 
ftarb, und deſſen binterlaffene Wittwe ihrem zweyten 
Sohne Hona den Antheil an Weinhandel,. dann 
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die liegenden Güter und ihren Schuß eedirte, erſt jebt 
gelang es demfelben, von erfter und zwepter Inſtanz 
abermals abgewiefen, den Schub in Echweinfurt bey 
alferhöchfter Stelle gegen den Willen der Stadtgemeinde 
zu erwirken. 


Da eine Befchwerde über diefe Schugertheilung 
beym koͤnigl. Staatörath erfolglos blieb, fo ergriffen die 
Bevollmächtigten der Stadt Schweinfurt gegen den 
fönigl. Fisfus den Nechtöweg, wurden jedoch fowohl 
von erfter als zweyter Suftanz wegen u der Kom⸗ 
petenz abgewiefen. 


Hiedurch glanben fi e nun die Nechte der Gemeinde 
verlegt und ſich berechtigt, bey der Ständevesfammlung 
über Verlegung der Berfaffungsurfunde beſchwerend auf: 
treten zu fönnen; denn 


) wäre bey der Scugertheilung des Michael Mofes 
ausdrücklich erflärt worden, daß Falls diefer er: 
Löfche, Fein dritter hierauf Anſpruch machen koͤnne; 


2) fey Hona Kleemann mit feinen Konzeffiondgefucd 
von zwey nftanzen abgewiefen werden, es koͤnne 
daher, va bey Konzeffiondgefuche Feine Berufung zus 
käffig, von hoͤchſter Stelle diefelbe geſetzlich nicht er⸗ 
theilt werben; 


3) wäre, da dem Magiftrat die Ertheiluug von Schutz 
nach dem Gemeindeedikte zuſteht, die Ertheilung 
deſſelben gegen ihren Willen eine Verletzung der 
Gemeindeordnung; 


4) eben fo wären die konſtitutionellen Rechte durch Ins 
Fompetenzerflärung der Gerichtshoͤfe verlegt, da der 
Fiskus für alle gefegwidrigen Handlungen der fönigl. 
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Stellen Baften' müffe, und man ihn ei be: 
langen koͤnne. 


Neferent und mit ihm einftimmig der fünfte Aus⸗ 
fhuß fand jedoch in materieller Hinficht, da die Form: 
lichfeit bey diefer Eingabe genau beobachtet wurde, Feine 
-Berlegung der VBerfaffungsurfunde. Denn 

ad ı. ift der den Hona ertheilte Schuß vielmehr 
die Fortfegung des früher verwilligten Schutzes; denn 
Hona ift der Sohn des Verſtorbenen, derfelbe tritt 
durch die Zedirung des miütterlichen und väterlichen Vers 
moͤgens in die Rechte derfelben ein; 


ad 2. handelt es ſich hier nicht von einer — 
Konzefſionsertheilung, ſondern vielmehr von der Gewaͤh⸗ 
ung des Judenſchutzes, welcher nach dem Spdifte über 
die Verhältniffe der Juden vom 10. Juny ı813 der al 
lerhoͤchſten Stelle ausdrüdlich vorbehalten iſt; eben des⸗ 
wegen 
.ad 3, Fann eine Verlegung der Gemeindeordnung 
im vorliegenden Falle nicht angenommen werden, um fo 
“weniger, als bey diefer Schutzertheilung alle gejeplich 
erfoderlichen Bedingniffe obwalten. 
ad 4. ift der von der Stadgemeinde angebrachte 
Befchwerdegrund adminiftrativer Natur, ed Fonnten da: 
her die Gerichtshöfe für kompetent { in — Sache ſich 
nicht erklaͤren. 
Es wurde deshalb beſchloſſen, dieſe Beſchwerde nach 
6. 34 der X. Beyl. IT. Titel. UL Abſch. der Verfaſ⸗ 
fungsurfunde ald unbegründet beruhend zu den Aften zu 
legen. 


123, 


en des , Patrinioniofgerichts Oelkofen, 
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koͤnigl. Landgerichts Ebersberg, die Foderung 
einiger Gemeinden an den Staat betreff. 


Mehrere Gemeinden des gräflich Larofeeifchen Pas 
trimonialgerichtd Delfofen haben Landanlehensfodes 
rungen an den Staat, wovon fie. feit dem Jahre 1815 
die Zinderhebung unterliegen, als nun in dem Fahre 
1833 der neu angeftandene Patrimonialgerichtöhalter, 
Kitter v. Kern dieſes bemerfte, wollte er diefe Rück 
‘fände von der Schuldentilgungdfaffe bezahlt erhalten, 
wurde jedoch von diefer und dem koͤnigl. Finanzminiftes 
rium in Folge des Gefeged vom ı. Juny ı822 mit feis 
nen Gefuche abgewiefen. 


Da nun die Gemeinden diefen nicht unbedeutenden 
Zinfenverluft ganz unverfchuldet erleiden müffen, fo glaubt 
der Bittſteller die Ständeverfammlung bitten zu dürfen, 
befagte Gemeinde, denen die Rechte der Minderjährigen 
‚zuftehen in integrum reftituiren zu. laffen, Abgejehen, 
dag diefer Eingabe alle gefeglichen Belege mangeln, fo 
liegt e8 auch auffer aller Kompetenz der Kammer der 
Abgeordneten über die Wiedereinfegung des Nechtözus 
ftandes zu entfcheiden; ed wurde daher mit Referenten 
einftimmig befchloffen, diefe Beſchwerde, ald unggeignet, 
zu den Aften zu legen. 

124. 5 
Mahnungsfchrift des Magiftrats und der Gemein: 
debevollmaͤchtigten der Stadt Weiſſen⸗ 

burg, rücfichtlih der von ihnen unterm 25. 

- Gebr, und 12. April an die hohe Kammer ge: 
ftellten Beſchwerden betr. 

Da diefe Befchwerdegegenftände bereitd vom fünf: 
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‚ten Ausfchuß gehörig gewürdigt und erledigt worden, fo 
beruhen diefe Eingaben auf fi. 


125, 

Befchwerde des Johann Chriftian Pfahler und 
Kohann Brenner, Bürger in MWeiffenburg, 
die Verhältniffe der dortigen Meßger betr, 
Nach Angabe der Befchwerdeführer follen fich in 

Weiffenburg bey einer Bevölferung von 3ooo Men 

fhen 58 Fonzeffionirte Megger befinden; dieſem ohner⸗ 

achtet werde doch noch Fleifch vom Lande in die Stadt 
baufiren getragen, was zu mancherley Erzeffe Veran: 
laſſung gab; bey derfei Auftritten wurde nach gepflo: 
gener gerichtliher Unterfuhung eine Fleiſchersfrau in 

36 fl. 56% fr, Unkoſten verurtheilt, die fie jedoch wegen 

Unvermögenheit nicht zahlen konnte, weöhalb fie ſich um 

Nachlaß an die fönigl. Regierung wendete, als fie nun 

angeblich yon diefer Stelle abgewiefen worden, und 

man ihr die Abfchriftdertheifung diefer Entfchliegung vers 
weigerte, fo habe fie fih aus Verzweiflung erfäuft. 


Um num ähnliche Vorfallenheiten vorzubeugen, bit: 
ten nun die Gefuchfteller, man folle das Fleifchhaufiren 
verbieten, das beſchwerende Regierungsurtheil herausgeben, 
unterfuchen, warum die bey den vorgefallenen Exzeß 
mitwirfende Mesgerburfche ebenfalld nicht geftraft wor: 
den, dann auch Yie Nichtigkeit der Taxanſaͤtze prüfen, 


Da die Aburtheilung de& vorliegenden Gegenftan: 
des offenbar nicht zur Kompetenz; der Kammer gehört, 
fo war man mit Referenten einftimmig verftanden, die 
Befhwerden ald beruhend zu den Aften zu Iegen. 


ag 
. 126. 
Nachtrag des Pfarrers Königsberger, wegen 
ungerechter Steuerforderung betr, 

Pfarrer Königsberger ertheilt in diefer Eingas 
be Nachricht yon dein weitern Erfolg feines bereits bey 
der Kammer befchwerend angebrachten Steuerprozeſſes, 
und verfpricht nächfter Staͤndeverſammlung die einftigen 
Refultate dieſes Prozeſſes feiner Zeit bekannt zu machen. 


Diefer Nachtrag ift nach einflimmiger Meynung als 
| bloße u zu den Akten zu legen, _ 


137: 
Vorſtellung von Erhard Mofer von Oberviehbach, 
koͤnigl. Landgerichts Landshut, gegen das koͤnigl. 
Landgericht dafelbft, Georg Zoͤtl, Koppen⸗ 
bräuer f. a. wegen ungerechter Kauf: und Ver⸗ 
faufung des Halbfteinenhofes, und einer Prel⸗ 
fung von 1925 fl. f a, betreff, 

Befchwerdeführer habe mit Andreas Zoͤtl, Kops 
penbräner zu Landshut, einen eventuellen Kauf um def: 
fen zertrümmerten halben Hof per 2900 fl. abgefchloffen, 
unter Vorbehalt der Fonigl. Negierungsratififation. Diefe 
fen nicht erfolgt, und Beichwerdeführer habe feine heym 
fönigl. Landgerichte hinterlegten 1925 fl. zurücfgefodert, 
zu denen er biöher ganz widerrechtlich nicht hätte gelans 

gen koͤnnen. 


Da diefer Gegenftand Tediglich zum Meffort der Fu: 
fig gehört, die Eingabe nur eine einfache, unbefchei: 
nigte Gefchichtserzählung ift, bey einer vorliegenden Be: 
ſchwerde der Nefurs zum fönigl. Appellationdgerichte und 
Dberappellationdgerichte fich eignet, daher diefelbe im 
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feinem Falle zum Wirfungdfreife der hohen Kammer ge 
eignet, fo wuͤrde Ddiejelbe nach dem einftimmigen Be: 
ſchluſſe des Ausfchuffes auf den Vortrag des Herrn Res 
ferenten ad acta fignirt. 


1 28, 


Anfuhen des Johann Gottfried Friedlein in 
Bayreuth, um Entfhädigung wegen entjoger 
ner Konzeffion, Schriften verfertigen zu dür 
fen. 


Der Supplifant hatte von der ehemaligen Fönigl. 
preuffifchen Kreis und Domainenfammer unterm 23. eb. 
1804 die Erlaubniß erhalten, in Finanz = Polizeys u 
Snadenfahen Schriften verfertigen zu dürfen. 


Diefe Konzeffion wurde demfelben durch eine gene 
relle Verordnung des Fönigl. bayer. Generalkommiſſa⸗ 
riatd des Dbermainfreifes vom 30. Januar 1811, als 
mit der veränderten Verfaffung unverträglich, entzogen, 
wodurch Supplifant außer Stand gefeßt ift, fich feinen 
Unterhalt zu verfchaffen, giebt feinen Schaden auf 38oofl. 
an, und wender fich in einer Qupplife an Seine Ma: 
jeftät den König, um durch allerhöchfte Gnade eine 
angenieffene Entfhädigung zu erhalten. 


Bon einer Befchwerde über Verlegung eines Fon: 
ftitutionellen Rechtes Kann hier wohl die Rede nicht feyn; 
da fih aber der Bittfteller ald 73jähriger reis, wie 
dad anliegende Atteft bezeugt, in einem fehr bemitleids: 
werthem Zuftande fid) befindet, fo ift Herr Referent deö 
Dafürhaltens, die an Seine Majeftät gerichtete . 
Bittfchrift dem Förfigl. Staatdminifterium ded Innern 
durch das Prafidium der hohen Kammer zur beliebigen 
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Maßnahme zu -übermachen, welches auch nach Stimnien: 
mehrheit mit 4 gegen 3 Stimmen vom Ausfchuffe ber 
fhloffen wurde. 


120. | 
Befchwerde des Michael Rofenmüller, Bauers 
zu Dietersdorf, über gefegwidrige Worent: 
haltung feines Eigenthums, 


Die vorliegende Befchwerdefchrift, fo wie zwey ders 
felben angebogene, eben fo unleferliche, als unverftänds 
liche Beylagen von der eigenen Hand des Petenten ge: 
ben ihren Gegenftand fo undentlih und verworren an, 
daß aud demfelben nicht Leicht zu nehmen feyn möchte, 
worüber eigentlich die Befchwerde geführt werde, 


Aus den übrigen in unbeglaubigter Abfchrift anlie- 
genden Akten hingegen, und vorzüglich aus einem Schreis 
ben des betreffenden graͤfl. Edartifchen Herrfchafts: 
gerichtes Winklarn an das Fönigl. Appellationsgericht 
des Negenfreifes, d. d. 30. July 1821, ergiebt ſich, 
daß dem zahlung&unfähigen Michael Rofenmüller nad) 
einem vom Fönigl. Oberappellationsgerichtd vom 1. Fuly 
1820 auf Andringen feiner Gläubiger ein vierteljähriger 
Termin zum Gelbftverfaufe feined Eigenthums anbe- 
raumt wurde, weldes auf weiteres Andringen der Glaͤu— 
biger am Ende um 2300 fl. an den Meifthietenden ger 
sichtlich verfauft wurde, 


Auf ergangene Auffoderung weigerte fih Roſen— 
muͤller feine Erinnerungen abzugeben, ſo wie auch das 
Protofoll zu unterzeichnen. Nach einer invidimirt an: 
liegenden Befcheinigung erflärte ein anderer Liebhaber 
nach des Hand für das veräufferte Anweſen 3000 fl. zu 
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geben, wenn e3 noch Zeit wäre. In der ‚Eingabe wird 
behauptet, daß auf kehrte Befehle des Föniglichen Ap⸗ 
pellationdgerichted bon Seiten des betreffenden Herr: 
fchaftögerichte& nichts erfolgt fey, welde Behauptung 
aber auf feine Weiſe weder erläutert, noch befcheini: 
get iſt. 


Aus vorftehenden Säben ethellet zur Genüge, daß 
in fonereten Kalle durchaus von Feiner Nechtöverlegung 
die Nede ſeyn koͤnne; inderh die Dberbehötden nicht al: 
lein gar nicht angerufen worden find, ſondern auch det 
Geſchaͤftsgang in aller gefeglichen Form beöbachfet wör: 
den zu ſeyn fcheint, 

Daher wurde die Eingabe nach dem Antrage dei 
Herrn Neferenten durch einftimmigen Befchluß des Aus— 
ſchuſſes als voͤllig unbegruͤndet, und — zu 
den Akten genommen. | 

130. 

Bitte des Oberfoͤrſters Franz Sator zu Volkers— 
brun, im Fuͤrſtenthume Aſchaffenburg, um Re— 
gulirung und Ausbezahlung ſeines Penſions⸗ 
gehaltes betr. 

Der Oberfoͤrſter Franz Satot ſtellt an die hohe 
Staͤndeverſammlung die Bitte, um alletgnaͤdigſte Regu⸗ 
lierung und Ausbezahlung ſeines Penſionsgehaltes, indem 
ct bey dem Uebergange des Fuͤrſtenthumes Afchäffenburg 
an die Krone Bayerns ohne Urfache penfisnirt, und ihm 
feit drey und einem halben Jahre nut ein Vorſchuß von 
200 fl. angewieſen wurde, obwohl er feiner Kenntniffe, 


und Werdienfte wegen von dem ehemialigen Großherzog, 
dem Fürften Primas zum HDberförfter mittelſt Dektets 
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vom 3. Map 1812 promovirt wınde, Der Supplike lie: 
gen 13 Zeugniffe an, deren Form Feiner Rüge unter: 
liegt. 2 
3Zwar liegt feiner Eingabe der Beleg nit an, dag 
er von dem fönigl. Staatöminifterium der Sinanzen auf 
feine Vorftellung abgewiefen worden, doch da diefer Be: 
leg im Grunde nichts beleuchtet, fo ift Referent des Da- 
fürhaltens, die Eingabe des Supplifanten durch das Praͤ⸗ 
ſidium der hohen Kammer an das k. Staatsminiſtetium der 
Finagnzen zur geeigneten Erledigung zu übermachen, wel: 
ches auch vom Ausſchuſſe einftimmig befchloffen worden. 


131, 


Beſchwerde des Johann Nießbeck, Taglähners 
zu Freyſing, reſp. deffen Bitte um Beſtellung 
eines Rechtsanmwaltes ex officio im Armen; 
rechte, j 
Der Vittfteller trägt vor, er habe bey feinem Haus: 

verfaufe den 7. Dftober 1814 von dem Kaufichilling an. 

Aſſeſſor Fernberg daſelbſt durch den Kaufmann Johann 

Oſtermann 300 fl. deponitt, worüber ihn Fernberg 

une mit 150 fl. quittirt habe. Weiters werde er nun 

vom föniglichen Rentamte Freyſing um ein Kapital von 

100 fl., und Zinfen 32 fl. angefodert, welche Summen 

ihm beym Kaufe nicht feyen entdedt worden. Da er bey 

dem koͤniglichen Landgerichte dafelbft nicht anders Gehör 
finde, ald wenn er mit einem Nechtsantvalde auftrete, 
er aber auffer Standes ift, einen Advofaten zu bezab: 
len, fo bittet er um Verwendung der hohen Kammer ihm 
su einem Rechtsanwald ex officio zu verhelfen, 

Aus den zwar unbefcheinigten Beylagen geht herz 
vor, dag Johann Nießbeck nach dem Santkaufbriefe 
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vom 16. Aprit 1545 beym Fön. Landgerichte Freyfing er: 
richtet der Maurifchen Kreditorfchaft dad Haus Num. 
163 um die Summe von 395 fl. abgefauft habe. Hieran 
babe er 295 fl. berichtiget, und 100 fl. an Kapital, und 
32 fl. an Zinfen feyen ihm ald Schuld zum vormaligen 
Stift St. Veit, nun zum koͤnigl. Nentamt Freyſing 
überwiefen. worden. a; 


Hieraus folgert fih, daß Beichwerdeführer mit fei: 
ner Angabe, daß ihm 132 fl. Kapitals und Zinfen zum 
föniglichen Nentamte Freyſing gehörig, beym Kaufe 
"nicht ſeyen entdeckt worden, und er im Irrthum fi be 
finde. 


Eben fo möchte es fi folgern, daß die 3oo fl. 
Depofitum vom fönigl. Landgerichtöaffeffor Frenberg 
feyen erlegt worden, da an dem Kaufſchilling 295 fl. fo: 
gleich als berichtiget im Santfaufbrief aufgeführt find, 
wenn nicht Nießbeck diefe 295 fl. aud eigenem Saͤckel 
erlegte, wovon aber in den vorgelegten Produften nichts 
erfichtlih, und auch von ihm, Nießbeck, felbft nicht 
behauptet wird. | 

In jedem Falle ift fragliche Beſchwerde zur Kom⸗ 
petenz der hoben Kammer nicht geeignet, ſondern, wenn 
Nießbeck ſich hiemit nicht beruhigen wollte, anzuwei⸗ 
ſen, bey der geeigneten Juſtizſtelle ſeine Sache zu ver⸗ 
folgen. Dieſemnach iſt dieſe Eingabe lediglich ad- acta 
zu legen. 


139, u. 
Beſchwerde des Johann Friedrich Böttinger in 


Anfpach wegen Verſteckung der Grundakten, 
und der, hieraus erfolgten widerrichtlichen ge: 
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rechtlichen Prozedur in feinen mit Wener 

wegen einer Hypothekſchuld anhängigen Rechts: 

ſtreite. 

Der Vortrag von der eigenen Hand des Beſchwerde⸗ 
führers gefchrieben und verfaßt, iſt fo dunfel, daß man 
die drey Bogen lange Geſchichtserzaͤhlung nicht richtig 
auffaſſen kann. So viel iſt man gewiß, daß Befchwerdes 
führer, im Halle et fich gefränkt findet, bey den Juſtiz⸗ 
ſtellen ſein Recht zu verfolgen habe, iſt daher die Be⸗ 
ſchwerde zur Vorlage an die hohe Kammer ungeeignet. 
Da uͤberdieß nichts beſcheiniget, und nachgewieſen iſt, 
fo muß vorliegende Eingabe nach dem Vortrage des Nee 
ferenten durch Befchluß des Ausfchußes auch ald unbes 
fheiniget zu den Akten gelegt werden, 

Ä 133, | 

Nachtrag zur Verwahrung und Bitte der 92 Demoli⸗ 
tiönsbefchädigten zu St. Nifola bey Paffau, 
ihre fonftitutionellen Rechte wegen Einwirkung 
einer höhern Staatsgewalt auf die Unabhaͤn⸗ 
gigkeit der Juſtiz in ihrer Streitſache gegen den 
koͤnigl. Fiskus betreffend. 


Nah dem Beſchluſſe des Ausſchuſſes ſey dieſer Vor⸗ 
ſtellung feine Folge zu geben, ſondern lediglich ad acta 
zu nehmen, 


— — — 


vm. Beylagenband. 32 
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Beylage CCXXXV. 
(Bd, XII. der Verhandl. 7oſte Sitzung, ©. 627.) 





(Rüdantwort ber Kammer der Abgeorbneten Pi die Werhält: 
niſſe des ftändifchen. Archives ‚betreffend.) 
Die | 
Kammer der Abgeordneten. 
aunu die 
Kammer der Reichsraͤthe. 


Die Kammer der Abgeordneten erwiedert der Kam 
mer der Reichsräthe, auf das geehrte Schreiben vom 
4. Sept., die Verhältniffe des Archivs und die Zu 
firuftion für dasfelbe betreffend, | 


ı) Sie flimmt dem Antrage für Herftellung eines bei: 
fern Lokales für das ftändifche Archiv, wie folcher 
geftellt ift, bey. 


2) Da der proviforifche Regiftrator v, Delling bereits 
eine Gehaltserhöhung erhalten hat, fo möchte von 
einem Antrage desfalls Feine Rede mehr feyn. 

3) Don dem weitern Antrage, daß das Perfonale des 
ftändifchen Archivs den Übrigen Staatsdienern glei: 
cher Klaffe mit Rang und Gehalte gleich geftellt 
werden möchte, glaubte die Kammer der Abgeords 
neten Ungang nehmen zu follen. 


II. 


In Bezug auf die Inſtruktion zu Abfchnitt J. lit. b. 
möchten die Worte: 


„wenigftend dreyfach“ 
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geändert werden in 
„wenigfiens fechöfach,“ 
ferner möchte nach diefen Worten beygeſetzt werben: 
„ſo wie Verhandlungen der Staͤndeverſammlun⸗ 
gen anderer deutſchen Staaten.“ 
Ad M. Möchte nach dem adl. Str. 8. Osten ben 
Satz, von den Worten: Ä 
„und fie haben — ihrer Klaffen“, 
wegbleiben. | 
Ad VI. Möchte der Satz: 
„und da ber Berfaffungdurkunde —_ offen —2* 
darf“ 
weggelaffen und dagegen geſetzt werden: 
„die Verfügung über die Akten ber Kemer 
der Reichsraͤthe ſteht derſelben Frey. 
Nach den Worten? 
„Alle übrigen. hingegen‘ 
moͤchte beygeſetzt werden :. 


mit Ausnahme der Protokolle ber Kammer der 
Abgeordneten Über die geheimen Sitzungen.“ 


Am Schluffe dieſes Abſatzes wäre einzufchalten: 

„die Protokolle der Kammer der Abgeordneten 
-Äber die geheimen Abftinmmungen find im einem 
befonderen Schrante unter doppelten Verſchluß 
aufzubewahren. Einen Schlüffel hat der Archis 
var, ben zweyten der ftändifche Kommiſſaͤr der 
Kammer der Abgeordneten“ 


In allen übrigen Punkten hat bie Kammer ber Ab 
52 * 
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geordneten nichtd weiter erinnern zu muͤſſen geglaubt, 
und bemerft lediglich, das fie die fraglihe Inſtruktion 
nur als eine vorläufige betrachte, und ſich vorbehalte, 
bey der naͤchſten Sitzung der Stände ihre Anfichten ums 
ſtaͤndlich der Kammer der Reichsraͤthe mitzutheilen. 


Sie erneuert bey diefer Gelegenheit die Verficherung 
ihrer ausgezeichnetſten Hochachtung 
Münden den 7. September 1825. 
ihr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. 


| : 2 Häder, 
De — erſter Sekretär 





Beolage (0xXxxVI. 
(Bd. XII. der. Verhandl. 7ofte Sitzung . ©. 627.) 





. Berid t 
des | 
zweyten Ausſchuſſes ber Kammer bet Abgeordneten 
über | . 


die von demfelben im Laufe der gegenwärtigen Stänbeverfamm: 
lung erledigten Anträge, in Bezug auf die direften und indi: 
— | rekten Staatsauflagen 


Die von den verehrlihen Mitgliedern der hohen 
Kammer übergebenen, und dem zweyten Ausfchuffe durch 
das Praͤſidium zur nähern Prüfung zugetheilten Ans 
träge, in Bezug auf die direkten und indireften Staate: 
auflagen, wurden von demſelben in folgender Art er: 
lediget: 
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1) Der Antrag des Abgeordneten Herrn Dietrich, die 
Aufhebung der Sporteltantiemen, und Einführung 
einer allgemeinen gleichheitlichen Taxord nung betr. 


Dann 
3) der Antrag des Abgeordneten Herrn Dekans Loͤſch, 
die Aufhebung der Sporteltantieımen bey den Lande 
gerichten, und Anftellung eigener Sportelbe a mten 
betreffend; 
wurden in dem Berichte des — Ausſchuſſes uͤber 
die Staatseinnahmen fuͤr die zweyte Finanzperiode der 
hohen Kammer mit Gutachten zur Vorlage gebracht. 


3) Die Eingabe des Abgeordneten Herrn Ziegler, die 

endliche Herſtellung einer gleichen Beſteuerung im 

Koͤnigreiche mittelſt Aufſtellung eines allgemeinen 
Steuerſyſtems betreffend; 

erhielt durch die, von dem Fönigl. Finanzminiſterium 
sertheilte Zuficherung, daß der naͤchſten Ständeverfamms 
ung ein allgemeines Steuergefeß vorgelegt werden foll, 
ihre Erledigung, und wurde fonady den einfchlägigen 
Akten beygelegt. 

4) Ein Antrag des Abgeordneten Herrn Eifenhofer, 
die Verminderung der Ruftifalfteuer, und Erlafz 
fung der FSamilienfteuer betreffend; 

- wurde al& beruhend zu den Akten gelegt, nachdem 
ſaͤmmtliche direkte Steuern für die zweyte Finanzperiode 
von den Ständen bes Reiche bereitö bewilliget wor⸗ 
den find. 

5) Ein Antrag dee Abgeordneten Herrn Pfarrer Thine 
nes, die Auspfändung der fteuerpflichtigen Land: 
eigenthümern im Rheinkreiſe, während ber ame 
monate betreffend; 
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erhlelt Durch einen diefem Antrage entfprechenden Bes 
ſchluß der hohen Kammer feine Erledigung, 


6) Die Eingabe fämmtliher Herrn Abgeordneten 
des Rezatfreiied, Gleihftelung der Steuern 
des Rezatfreifes mit den in den übrigen Kreifen 
‚des Königreiches feftgefegten Steuern betreffend; 

wurde zu den Akten gelegt, nachdem der hierin ge: 
ftellte Antrag bey den Diskufftonen über die Berathung 
der Staatdeinnahmen, fodann audy bey der Abftimmung 
hierüber unter die Anträge und Wuͤnſche der hohen Kam: 
mer zu dem Büdget, mit aufgenommen worden ift, 


7) Ein Antrag des Abgeordneten Herrn Silber 
mann, Repartition oder — des Malz⸗ 
aufſchlags betreffend; 


wurde in Folge eines hieruͤber von der hohen Kam⸗ 
mer gefaßten — als beruhend zu den Alten 
gelegt, | 


8) Ein Antrag des Abgeordneten Herrn Dekan Löoſch, 
auf nothwendige Abänderung des, das Wohl der 
Unterthanen erſchuͤtternden Sportelwefend, und refp. 
auf Verminderung der bisherigen Sportelans 
fäße betreffend; 


wurde ad acta, gelegt; weil in dem Werichte des 
Ausichuffes über das Budget für Die zweyte Finanzpe⸗ 
riode der Antrag auf baldige Vorlage einer allgemeinen, 
und milderen Taxordnung begutachtet, und folcher auch 
von der hohen Kammer befchloffen worden ift. 


9) Eine Eingabe des Abgeordneten Herrn Schneider, 
ven Malzauffchlag betreffend; 
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Dann 


10) eine weitere Eingabe mehrerer Herrn Abgeorbe 
neten, die Ueberweifung der Judikatur bey Malzs 
auffchlags-Defraudationsfällen an die or— 
dentlihe Gerichte betreffend. | 

Diefe beyden Anträge, welche gleiche Tendenz haben, 
find bey der Berathung über die Staatdeinnahmen an 
‚Yufichlagsgefällen vorgefommen, und die dort geftellten - 
Anträge auch bey der Abftimmung Aber das Budget der 
zweyten Finanzperiode, unter die zu machenden Anträge 
und Wünfche der Kammer mit angenommen worden. 


ı1)'u. 12) Die dem zweyten Ausſchuſſe zugetheilten 
beyden Nachträge zu den Anträgen der Abgeordne⸗ 
ten Herren v. Ugfchneider und Direftor Häder, 
die Belebung des Ackerbaues, der Gewerbe und 
des Handels betreffend ; u | 


find fowohl dur den Vortrag des zweyten Aus⸗ 
ſchuſſes, über den Gefegesentwurf, einige Abänderuns 
gen im Zolfgefege betr., als auch durch die Befchküffe 
der Kammer in Bezug anf die Vorlage eines allgemeis 
nen Steuergefeed zur Erledigung gefommten, und wurs 
den fonach den dahin einfehlagenden Alten bengelegt. 


Hinfichtlich der nachfolgenden Anträge, und zwar. 


13) des Abgeordneten Herrn Pfarrers Dörfler, auf 
temporaͤren Nachlaß, reſp. Vor ſchuß der Steuern 
fuͤr die Geiſtlichkeit im Obermainkreiſe, im Falle 
durch den dermaligen geringen Getreidpreis deren 
Kongrua verkürzt wird, aus der Staatskaſſe betr. 


13) Des Abgeordneten Herrn Dekans Metzler, in Be: 
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treff Der Steuern ber Kapitularen des Dekanats 
Oberberg kirchen im Oberdonaukreiſe betr. 


14) Def ſelben Herrn Abgeordneten, die Verminde⸗ 
sung der Häuferfteuer des Marktes Weiler im 
Oberdonaukreiſe betreffend, 


5) Des Abgeordneten Herrn Lueginger, die Reguli⸗ 
rung einer gerechten Gewerbſteuer, vorzüglich une 
ter dem Brauerflande betreffend, 


16) Des Abgeordneten Herm Baumnan, die Aufhes 

‚ bung: der in einigen Städten und Gemeinden des 

Untermainkreifes. unter dem Namen Beth wider: 
rechtlich erhobenen Abgabe betreffend, 


17) Des Abgeordneten Herrn Gehelmenraths v. Utz⸗ 
ſchneider, die Einführung des Steuerde finitivums 
im Landgerichte Werdenfels betreffend. 


18) Der Herrn Abgeordneten des Dberbonaufreifes, 
die Einfuͤhrung des Steuerdefinitivums im 
Oberdonaukreiſe betreffend, . 


19) Ded Abgeordneten Herrn Stöber, die finanzielle 
Gleichftelung des Amts Steinfeld im Unter: 
mainkreiſe betreffend, 


Y 
20) Des Abgeordneten Herrn Diebl, den freyen Ver⸗ 
kehr des Rheinkreiſes mit den Nachbarſtaaten betr. 
Und 


ar) der Abgeorbneten Herren Jakobi und Volkert, 
die Verhältniffe des Strumpfftrider « Gewerbes in 
Schwabach betreffend; 


wurde nach den hierüber im zweyten Ausſchuſſe 


— 
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durch den Referenten erftatteten Vorträgen befchloffen: daß 
biefe fämmtlicyen Anträge dem koͤnigl. Staatöminifterium 
der Finanzen, in der vorgefchriebenen Art zuzufenden, 
und. zur geeigneten Berüdfichtigung zu empfehlen feyen. 


Dangel, 
Vorgetragen und genehmiget den 5. Sept. 1825. | 
Soden - Schneider, Sekretär, 





Benylage CCXXXVIL. 
(Bd, XI, der Verhandl. rote Sitzung. S. 637), 





A. 
Antrag 
des 
Abgeordneten Herrie, 
(Die Abwendung des Wildſchadens und deren Erfah betr.) 
Hohe Kammer der Abgeordneten! 


Unter den vielen Beſchwerniſſen, deren Druck auf 
den Grundbeſitzern laſtet, nehmen die häufigen Wild» 
fhäden, denen feine Felder und Gärten außgefegt find, 
eine vorzügliche Stelle ein, 

Die Hoffnung der Saaten wird dfter noch bar 
Wildſchaͤden, ald durch Schauer und Hagel vernichtet. 


Durch das allzu zahlreiche Wild ſieht ſich der ber 
drängte Landmann oft in einer Nacht aller der Früchte 
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beraubt, die feine Tangwierige, muͤhſame Arbeit loh⸗ 
nen, und- feine und feiner — — gewaͤhren 
ſollten. F 


Die allerhoͤchſte Verordnung vom 9. Auguſt 1806 
verpflichtet zwar den Eigenthuͤmer der Jagd, in deſſen 
Jagdbezirke die Wildſchaͤden ſich ereignen, zum Scha⸗ 
denserſatze. 


Allein die Entſchaͤdigung iſt mit fo vielen Beſchwer⸗ 
lichkeiten verbunden, daß der Beſchaͤdigte nie zum Er: 
fage feines wahren Schadens gelangen kann. 


a) Bey geringfügigern Wildſchaͤden, obwohl fie in ihrer 
Wiederholung fo verderblid auf deu Landmann 
wirken, kann der Grundbefizer die Reklamation des 
Schadenserfaßes gar nicht wagen, da der zu hof: 
fende Erfag den Zeitverluft nicht deckt, den ihm die 
Reklamation, die Schadenöbefihtigung und Schäs 
gung, und die oft weitläufigen gerichtlichen Ders 
handlungen verurfachen, 


b) Setzen ihn auch groͤßere Beſchaͤdigungen in die un⸗ 
angenehme Nothwendigkeit, obrigkeitliche Abhuͤlfe 
zu ſuchen, fo wirkt die Beyziehung des Jagdperſo— 
nals zur Abſchaͤtzung der Wildſchaͤden doch immer 
ſo nachtheilig auf die Ausmittlung des wahren 
Schadens, und die Behoͤrden laſſen uͤberdieß zur 
eben ſo unverdienten Schonung der Jagdberechtigten 
als zum empfindlichſten Nachtheil des Oekonomen 
eine fo auffallende Moderation der durch die Schäß- 
leute erhobenen Schadensſumme eintreten, daß der 
Beſchaͤdigte wohl felten nur den dritten Theil des 
ihm rechtlich gebuͤhrenden Erſatzes zu erlangen fo 
gluͤcklich iſt. 
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Soll der Srunbbefiger gegen dieſes Uebel auf eine 

den Foderungen der Agrifultur entfprechende Weife ge: 
ichert werden, fo kann die allegirte geſetzliche Veſtiu⸗ 
mung allein nicht genügen, Ä 


Der Grundeigenthuͤmer kann 


a) nicht bloß kraͤftige Vorkehrungen zur moͤglichſten Ab⸗ 
wendung der Wildihäden, fondern aud), 


b) im Falle wirklicher Befchädigung möglichft ſchleuni⸗ 
gen, und ſeinem wahren Schaden gleichkommenden 
Erſatz mit Recht fodern. 


Ad a) Sm erſterer Beziehung haben bereits viele Ge⸗ 
meinden der Aufſtellung eigener Zeldhärer nothwendig 
erachtet. 


Da nun das Beduͤrfniß diefer Wächter zunächft nur 
aus der Nothmendigkeit der Vorſorge gegen Wildfchäden 
hervorgeht, fo ſpricht ſich die Kontributionspflichtigfeit 
der Sagdberechtigten zum Unterhalte diefer Feldhuͤter als 
norhwendige Folge aus; den Grundfägen der Billigkeit 
aber dürfte es entfprechen, den Jagdberechtigten in der 
Markung einer Gemeinde wenigftend die Hälfte der Ko: 
ften des Unterhaltes der von den Gemeinden beſtellten 
Seldhüter zu uͤberbuͤrden. 


Aa b) Da die Agrifultur offenbar im hoͤhern Grade 
des Staatöfhuges wuͤrdig ift, als das Vergnuͤgen der 
Sagdberechtigten, fo läßt fich auch möglichfte Erleichte: 
rung und Begänftigung des Befchädigten, zum Erſatze 
des Wildſchadens zu nn mit Recht vom Staate 
erwarten, 


Der Befchädigte felbft weiß allein den chm zuge⸗ 
henden wahren Nachtheil am richtigſten zu beſtimmen; 
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er fühlt den Verluſt der Früchte, die ihm das Wild ge: 
raubt; er allein weiß die fehmerzlihen Folgen dieſes 
Verlufted für feine Familie und für feine zes 
am beßten zu berechnen. 


Da nach den beitehenden Geſetzen ohnehin bey eini⸗ 
gen eigenthuͤmlichen Arten von Beſchaͤdigungen, als bey 
betruͤglichen oder gewalthaͤtigen Beſchaͤdigungen, der Be 
weis der Groͤße des Schadens durch des Beſchaͤdigten 
Eid — juramentum in litem — geführt werden kann; 
fo dürfte die Legislation auch bey der Eigenthümlichkeit 
der Wildfehäden aufgefodert feyn, den Beweis der Größe 
des Wildſchadens lediglich durch den Eid des Beſchaͤ⸗ 
digten ſelbſt liefern zu laſſen. 

An die hohe Kammer der Abgeordneten ſtelle ich 
daher den unterthaͤnigſten Antrag, an Seine Koͤnigli— 
die Majeſtaͤt die Bitte gelangen zu laſſen, zu be 

fchließen: 

1) daß, die Jagdberechtigten in der Markung einer Ge 
meinde die Hälfte der Koften des Unterhaltes der 
von den Gemeinden beftellten Feldhäter zu tragen 
haben; 

e) daß der Erfaß der Wildfchäden nad der vom Be: 
ſchaͤdigten eidlich erhärteten — zu lei⸗ 
ſten fey. 

Womit ich mich verehrungsvoll empfehle 
München den 22. April 1825. | 
Der hohen Kammer der Abgeordneten zur 
Staͤndeverſammlung des Reicheis 


gehorfamfter 
Johann Jakob Herrle. 





so 


Beride 
über 
ben Antrag 


des Abgeordneten Herrle. 


(Die Abwendung des Wildſchadens, und den Erſatz dafür 
— betreffend.) | 


Der Herr Abgeordnete fagt recht gründlich, wie groß 
der Nachtheil für die Landwirhfchaft fen, der aus einem 
bedeutenden Wildftand hervorgehe. Auch Heine Befchäs 
digungen durch Wild, die man einzeln nicht uachweifen 
will, und oft wegen den vielen MWeitläufigkeiten auch 
nicht Bann, machen wiederholt einen großen Schaden. 


Er ſchlaͤgt vor, daß die gegen das Wild aufzuftele 
fenden Feldhuͤter zur Hälfte von den Jagdberechtigten 
bezahlt werden follten, und daß Fünftig der Wildfchaden 
von den Befchädigten eidlich erhartet, und nur darnach 

entfchädiget werden möchte. 


Gutachten. 


Der zweyte Theil des Antrages gehoͤrt in die Lehre 
vom Beweiſe der Klage oder des Schadens, iſt ſomit 
in dieſer Hinſicht bey der kuͤnftigen Geſetzgebung uͤber 
dieſen Gegenſtand zu beruͤckſichtigen, und zu dem Ende 
dem kdnigl. Staatsminiſterium des Inuern mitzutheilen. 


Dreer erſte Antrag iſt aber meines Duͤnkens rein po⸗ 
tizeylicher Natur, naͤmlich die Sorge: daß Beſchaͤdigun⸗ 
gen, Lin dem Kufturgefe hat der Ausſchuß diefen Bes 
treff auch ſchon gereärdiget), abgewendet werden. Der 
Jagdberechtigte verlegt nun zwar feine Pflicht, wenn 
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er In feinem Wald, oder uͤberhaupt in feinem Wildbe⸗ 
zirk einen Wildftand erhält, der, gehdrig im Auge ges 
halten, den Zeldfrüchten nicht ſchaͤdlich werden kann. 


Diefes im Auge halten ift aber ein vorzüglicher Ge: 
genftand ber Regierung, die ermeſſen kann, wie das Vers 
Hältniß des Wildes zur Landwirthfchaft beftehe, daher 
vann auch hier das Einfchreiten deffelben um fo north: 
wendiger wird, als einer Seits den Pächtern die Er: 
Haltung eines angemeffenen Wildftandes als Bebingniß 
obliegt, und jedes. Wild, auch bey der beften Waide 
doch zu Felde ziehet, daher dann die Kulturgefege mit 
den Jagdpachten im Miderfpruche ftehen. 

Es wird ſonach mein Gutachten begründet erſchei⸗ 
nen, daß auch in diefem Betreff der Antrag des Her 
Herrle zur Mittheilung an das Foniglihe Staatsmi: 
nifterium des Innern ganz geeignet fey, damit folcher 
zur Befdrderung der Landwirthfchaft gründlich gewuͤrdi⸗ 
get werden möge, da bekanntlich die Beſchwerden gegen 
Wildfhäden auch fchon von andern Kreifen erhoben 
worden find, | 


| Heffner. 


Antrag 


| des 
Ubgeordneten Jäger. 


(Befektigung der den Tuchfabriken nachtheiligen Hinderniffe 
und Belebung diefes vaterländifhen Induſtriezweiges im 
Untermainfreife, bezüglich auf dad ganze Königreich, betr.) 


Hohe Ständeverfammlung, | 
Kammer der Abgeordneten! 


Wie viel auch ſchon in vorausgegangenen Stände: 
verfammlungen, fo wie felbft in der gegenwärtigen über 
biefen Gegenftand geſprochen worden ift, fo fcheinen Doch 
die Verhältniffe der Tuchfabrifanten und Tuchmacher⸗ 
meiſter im Untermainkreiſe nach den von denſelben mir 
gemachten Mittheilungen von der Art zu ſeyn, daß ſie 
einer oͤffentlichen Darſtellung werth, und nach dieſer ge⸗ 
wuͤrdiget zu werden verdienen; indem es ſich hier von der 
Hebung der den Tuchfabriken nachtheiligen Hinderniſſen 
und Wiederbelebung dieſes fo tief geſunkenen vaterlän- 
diſchen Induftries und Handelszweiges, von der Befeftis 
gung des Krebites, und von der Entfernung des gänz- 
lihen Ruins der Zuchfabrifen — nicht fowohl im Un- 
termainfreife — fondern auch im ganzen Königreiche 
Bayern handelt. 


Die Lage der Tuchmacher, im welcher ſich diefelben 
nach den dermaligen Zeitverhältniffen befinden, ift von 
‚einer ſolchen bedenklichen Art, daß berfelben abgeholfen 
werden muß, um Folgen zu befeitigen, welche für das 
Intereffe des allerhöchiten Aerars, für das Intereſſe dez 
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Publikums, und für das Intereſſe der Tuchfabriken und 
der einzelnen Tuchmacher nachtheilig wirken muͤſſen. 


Schon in großen Tuchfabriken im Königreiche 
Bayern Fann ein gebeihlicher Erfolg der gemachten 
großen Anftrengungen und Aufopferungen nicht erzielt 
werden, weit geringer ift der Vortheil von den Anftrens 
gungen und dem Zleiße derjenigen Tuchmacher, welche 
entfernt von der Hauptſtadt wohnen, kaum find dieſel⸗ 
ben noch im Stande, fo viel von ihren Arbeiten abzujes 
Gen, daß fie von ihrem erworbenen Verdienfte ihren tägs 
lichen därftigen Unterhalt ſich verfchaffen, und die herr: 
ſchaftlichen Abgaben entrichten Tonnen; — bey einem 
folhen Stande, im welchem ſich die Tuchmacher ohne 
ihr Verfchulden befinden, — muͤſſen fie ohne fräftige 
Einwirfung der hohen Ständeverfammlung In ein noch 
tieferes Elend verfegt werden. 


Man wird die Frage aufftellen, worin liegt 
bie Urfache ded Verfalles der Tuchfabriten — und bes 
Verderbens eines fo großen Theils der Tuchmacher? — 
Man möchte etwa fagen, die Urfache eines fo gro: 
Ben Verfalles der Tuchmacher liege darin, daß zu viel 
Tuch in dem Königreihe Bayern verfertiget werde, oder 
daß die inländifchen Tücher an Feinheit der Farbe und 
des Stoffes von ‚den ausländifchen übertroffen werden. 
Mein! beydes ift nicht die wahre Urfache, indem nicht 
"einmal fo viel Tuch im Königreiche gefertiget wird, als 
das Beduͤrfniß erheifht, und die in Bayern fabrizirten 
Tücher die Konkurrenz mit ausländifchen Tüchern aus: 
halten koͤnnen, and im Preije wohl auch nicht höhe 
itehen, als die inländifchen.. Die wahre Urfache liegt 
vielmehr darin, daß zu viel ausländifches Tuch in das 
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Königreich Bayern eingeführt, und diefe fo ftarfe Einfuhr 


durd) den zu geringen, gegen andere Artikel, auf aus« 
laͤndiſche Tücher gelegten Eingangszoll begünftigen wird, 


‚Die "Erfahrung lehrt, ‚daß jährlih für mehrere 
Millionen Gulden — ausländifches Tuch in das König: 
reich eingeführt wird. 


Juden und KHandelsleute machen ſich ein befon: 
deres Gefchäft daraus, ihre Gewblbe mit fremden Tüs 
chern anzufüllen, — biethet nun der arme, duͤrftige, 
inländifche Tuchmacher den Juden und Handelsleuten 
fein mit Fleiß gefertigtes Produkt zum Verkaufe an, 
fd wird er mit der Aeußerung hoͤhniſch abgewiefen, wir 
brauden nichts. — Dadurch wirb der fleißige Ge: 
werbsmann gendthiget, wenn er aus Barmherzigkeit eis 
nen Abnehmer findet, fein Produft um einen folchen 
niedern Preis zu geben, daß er Faum das trockene Brod 
dabey verdient, und fo wird er unverfchuldet dem Ver: 
derben ausgefeßt, und muß mit Leidwefen bemerken, 
daß Handelsleute, befonderd Juden ſich bereichern, und 
das Geld ins Ausland geht. | 


Den inländifchen Tuchmachern fchaden am meiften 
die Juden, welche Haufiren, — deren Anzahl im Unter: 
mainfreife im MVerhältniffe zu den. andern Kreifen des 
Königreichs fih wohl am höchften belaufen wird! — 
Diefelben treiben ed fo weit, daß fie nicht nur täglich 
in allen Orten, fogar auch in Orten, wo Zuchmacher 
wohnen, mit fremden Tüchern haufiren, fondern auch 
die inländifchen Tücher verachten, und dadurch zu dem 
gaͤnzlichem Verfalle des fo nüglichen Gewerbes am meis 
ften beytragen. 


vıil, Beylagenband. 53 
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In diefer hichft traurigen Lage, ſcheint ed wohl 
für bie Tuchmacher Feinen andern Ausweg zu geber, 
als ſich vertrauungsvoll an die hohe Kammer der Staͤn⸗ 
deverſammlung zu wenden, und Hochderſelben ehrerbie— 
tigſt ein Mittel in Vorſchlag zu bringen, wodurch das 
den Tuchmachern drohende Verderben, abgewendet und 
das fo tief geſunkene Tuchmachergewerbe gehoben wers 
den koͤnne, welches Fein anderes ift, ald daß auf vers 
faffungämäffigem Wege eine Allerhöchfte Verordnung er: 
wirft werden möge, wodurd den KHaufirjuden unterjagt 
werde, mit fremden ausländifchen Tuͤchern Handel zu 
treiben; vielmehr diefelben gehalten feyen, die zu ihrem 
Handel erfoderlihen Tuͤcher von inländifchen Fabriken 
und Meiftern zu beziehen, welche Maßregel keineswegs 
als ein Monopol inländifher Tuchmacher wird “ ange: 
fehen werden wollen, da lediglich nur von Haufirjuden 
die Rede ift, die ohnehin durch ihre Haufirpatente groͤß⸗ 
ten Theils nur auf beftimmt benannte Handelsartikel 
beſchraͤnkt find, und ton der. Föniglichen Regierung 
des Untermainfreife® unterm 5. April 1824 verordnet 
worden ift, daß Individuen, welche auch Haufirhandel 
treiben, durchaus nicht zu den berechtigten ordentlichen 
Kaufleuten gezählt werden Fünnen, und deßhalb Feine 
Waaren unmittelbar vom Auslande beziehen dürfen. — 
Hiedurch würden nicht allein jährlich mehrere Millionen 
Gulden, welche die Zuden für fremded Tuch ind Aus: 
land ſchicken, im Königreiche bleiben, fondern auch die 
Fabrikanten und Meijter in den Etand gefet werden, 
mehrere taufend arme Menfchen zu befchäftigen und den: 

- felben Unterhalt zu verfchaffen., 


Um diefe Sache noch mehr zu verdeutlichen, wie fehr 
das Tuchmachergewerbe gefunfen ſey, — ſey ed erlaubt, 
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Beyſpielweiſe mich auf die dermalige Lage der Tuchma: 
her zu Biſchofsheim vor der Rhoͤne im Untermainfreife 
berufen zu dürfen. 


Diefe Tuchmacher, hundert an der Zapl, haben in 
bem Iegtverfloffenen Jahre aud Mangel des Abfapes 
und in Folge des zu ftarfen Hauſirhandels der Juden 
mit ausländifchen Tuͤchern nicht mehr ald 1,800 Stüd 
Tuch gefertigt, wovon fie noch 300 Stuͤcke haben; — 
1,500 Stüd find theils mit Schäden, theild mit dem al: 
Ierfleinften Profit auf Meffen und Jahrmaͤtkten abgefegt 
worden. — 

Berechnet mar nun Stuͤd für Stuͤck zu 50 fl., fo 
ift det Betrag 75,000 fl.; — davon beziehen die Tuch⸗ 
macher zur Beſtreitung aller Arbeitskoſten fuͤr ſich und 
ihre Arbeiten 51,000 fl., — wenn aber bie Juden kein 
Tuch vom Auslande beziehen dürften, fo würden fämmts 
liche Meifter in Bifchöfsheim ficher 5,000 Stüd Tuch 
und noch daruͤber jaͤhrlich zu verfertigen haben, wodurch 
ihnen und den ohnehin armen Bewohnern der Rhoͤnge⸗ 
gegend ein Verdienſt von 60 bis 65,000 fls jährlich zu: 
fließen würde, 

Macht man nun hiernach eine verhältnigmäßige Bes 
rechnung für alle Tuchfabrifen und einzelne Meifter im 
gänzen Königreiche Bayern, fo wird fich hieraus das Nes 
fultat ergeben, daß eine außersrdentlihe Summa Geldes 
im Lande bleiben, und ein zeichlicher Verdienſt, den ſich 
diefeni Gewerbe widmenden Buͤrgern und der aͤrmern 
Klaffe der Unterthanen zufließen, würde, 

Das baare Geld — fo viel möglih — in einem 
Staate zu erhalten, nm die Zirfulätion desfelben zu ber 
fördern, ift ein ſchon laͤngſt anerfanntes wirthfchaftliches 
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Crundprinzip: wenn man nun annimmt, daß durch die 
Herbeyführuug einer thätigeren Befchäftigung der Tuch— 
fabrifen eben auch der Wollenhandel im Inlaude auf 
‚ eine höhere Stufe gebracht wird; wenn man weiter er: 
wägt, wie viele Millionen Gulden in dad Ausland für 
die dahin ausgeführt werdende durch die inländifchen Schaͤ— 
fereyen erzeugte Wolle — gehen, und doch Fein baares 
Geld ind Inland fließt, weil alled entweder durch Wed: 
fel oder mit Trofathandel bezahlt wird, fo wird fich die 
Behauptung rechfertigen, daß der Haufirhandel der Ju: 
den mit ausländifchen Tüchern dad Auffommen der in: 
ländifchen Tuchfabrifen untergraben muß; — ein Nach— 
- theil, welcher für dat Staatöintereffe fowohl, ald für 
die Sefammtheit des Staatöförpers nicht zu bered: 
nen ift, nicht zu gedenken, welchen Vortheil die Belc 
bung und Feftftellung der Fabriken in allen ihren Arten 
denn Gefammtförper gewähren. 


Es Fann zwar von den Haufierjuden der Einwand 
gemacht werden, daß die Tücher, wenn fie gezwungen 
würden, folche aus den inländifchen Fabrifen zu bejie: 
ben, nad Willführ übertheuert würden; allein diejer 
Einwand läßt ſich dadurch befeitigen. 


Die fümmtlihen Tuchfabrifanten und Meifter in 
dem Untermainkreiſe machen fich verbindlich, in Würz: 
burg, Schweinfurt und Bifhofsheim Nieder: 
lagen zn errichten, in welchen fein Tuch aufgenommen 
werden foll, wenn es nicht vorher von dazu aufgeftell: 
ten Sachverftändigen hinfichtlich der Farbe und Qualität 
deöfelben geprüft ift. 


Der billigfte Fabrifpreis wird angeſetzt, jedes Stüd 
Tuch) erhält eine Numer, welche in ein darüber geführ: 


917 


tes Protofoll nebft der Ellenzahl und Farbe eingetra: 


gen wird, jedem Stüde Tuch wird der Stempel- mit 
der Inſchrift: Königlich Bayerifhes Fabrikat, 


uebft dem Orte, wo es gefertiget oder geprüft .ift, auf⸗ 


gedrudt; jeder Niederlagdunternehmer muß dem Kaͤu— 
fer das Protofoll vorlegen, und darf nicht handeln. 
Dadurch würde der Kredit erhalten, und der Käufer 


nicht gefährdet, daß er fchlechtes Tuch erhält, oder über: 


theuert wird. 


Dadurdy würden die Juden in den Stand gefeßst, 
auch mit inländifchen Tuͤchern ihren Unterhalt zu. erwers 
ben, auch würde der Schleichhandel durdy den Stempel 
bald erkannt werben, der ja den Fabrifaten der Nad): 
barftaaten ebenfalls aufgedrüct wird, 


Mirft man einen Bli auf größere Staaten, fo 
wird man gleihfam zur Bewunderung des rafchen und 
gedeihlihen Schwunges der Fabrifen und Manufakftu: 
ren derfelben hingeriffen, wovon ein Hauptgrund in dem 
fireugen Ausfchliefungsverbote auslägpdifcher Produkte 
zu finden ift. 


Eine Fräftige Unterftügung dieſes Antrages von | 


Seite der hohen Ständeserfammlung wird die gefegne: 
ten, Solgen haben, daß die QTuchfabrifen, eines der be: 
deutendften Gewerbe, fi) von Jahr zu Jahr wieder he: 
ben koͤnnten, und dadurd), daß der Handel mit ausläne 
difchen Tüchern entbehrlich gemacht würde, der Ruin von 
dem unentbebrliden Gewerbe der Tuchmacher — 
wuͤrde. 

Im gerechten — daß Eine hohe Staͤnde⸗ 
verſammlung bey Seiner Majeftät dem Könige, 
Alterhöchftwelchern die Begluͤckung feines Volkes fo fehr 
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am Herzen liegt, Auf - verfaffungsmäßigem Wege eine 
allergnäbigfte Verfügung zur Belebung der Tuchmacher⸗ 
gewerbe durch Befchränfung des Zudenhaufierhandels auf 
inländifche Tücher zu erwirfen, geneigt feyn werde, har: 
ret mit tiefichuldigfter Hochachtung 


München ben 22. März 1825, 
Einer hohen Ständeverfammlung 
Kammer der Abgeordneten. 


gehorfamfter 
St. Jäger, Abgeordneter, 





6. 
Antrag 
der 
Abgeordneten v. Anns und Schneider 


in Betreff ber Vorſtellung von den fämmtlichen gewerbetreiben⸗ 
den Bürgern ber Kreishauptſtadt Paß au 


über 
Paßau's Zuſtand in naͤchſter Beziehung auf die 
buͤrgerlichen Gewerbsverhaͤltniſſe des Platzes. 
Hohe Kammer der Abgeordneten! 


| Die fämmtlicyen gewerbetreibenden Bürger der Kreid: 
hauptſtadt Paßau haben den ehrerbiethigft Unterzeichne⸗ 
ten eine Darftellung ihrer in mehrfältiger Beziehung 
böchftbebrängten Lage zugefandt, um ſoiche der hohen 
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Kammer vorzulegen, von welcher fie eine Würdigung 
ihred Zuftanded und möglichfte Abhülfe vertrauungsvoll 
boffen zu dürfen glauben. 


Nachdem nun nidyt allein die Stadt Paßau, fon: 
dern viele andere Gemeinden in Ausübung ihrer, durch 
dad Edikt vom 17. May 1818 bedingten Rechte in Ver 
zug auf Konzeffionsverleihungen, Heirathsbewilligun— 
gen, Bürger: und Schußverwandten: Yufnahme u. f. a. 
nicht minder befchränft werden, fo finden die Unter: 
zeichneten Fein Bedenken, die Vorſtellung der handel: 
und gewerbetreibenden Bürger der Stadt Paßau fi) an: 
zueignen, und zu beantragen, daß 


„Seine Majeftät der König auf geeignetem 
Mege allerehrfurchtsvolleſt gebeten werden, den 

willkuͤhrlichen Eingriffen der vorgeſetzten Stellen 
in die durch dad Gemeinde-Edikt, namentlich 
in den 69. 62, und 63. bedingten Rechte der Ma: 
giftrate, in Bezug auf Gewerbs- und Bevoͤlke⸗ 
rungs⸗Polizey Einhalt zu thun. 


Chrerbierhigft unterzeichnen 
München den 8. April 1825, 
der hohen Kammer . 


gehorſamſte 
v. Auns, 

Joh. Paul Schneider, 
Abgeordnete. 
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Y» 
Borftellung 
der fämmtlichen 
Zeugmacher und Leinweber 
in den 
Föniglichen Märkten, Eggenfelden, Pfarrkirchen, 
Triftern tc. und anderen Ortſchaften, über 50 an 
der Zahl, 
wegen Aufhelfung ihrer berabgefommenen Gewerbe. 
(Vebergeben von dem Abgeordneten Fuginger.) 


Königliche mr {be hobe Stäudever 
lung ! 


Kammer der Abgeordneten. 


Während dem die benachbarten Staaten, BER 
lich Defterreich, ihren gewerbtreibenden Bürgern durch 
BVeredlung roher Produkte, und andere erdenklichen Mit: 
teln empor zu helfen fuchen, läßt man in Bayern die 
Fabrikanten untergehen, und giebt. diefelben und ihre 
Familien dem Verderben preis, während dem die Abs 
gaben und Laften immer erhöbert, und die Ausfichten 
für die Zukunft immer betrübter werden. 


Diefes ſchauderhafte Verhältnig zwingt uns aller: 
gehorfamft Unterzeichnete, noch einmal vor den Abgrund 
unfered Verderbens, unfere verzweiflungsvollen Blicke 
noch zur hohen Ständeverfammlung um Hilfe zu erhes 
ben, damit doch noch ein Gefeg zur Emporbringung der 
Gewerbe, por unfern Untergange erlaffen werden möch: 
te, welches und die Regierung bisher verfagte, und wel: 
he unfere biöherigen Bitten unerhoͤrt ließ. 

Unter die Klaffe der aͤußerſt bedrängten gewerbtrei: 
benden bayerifchen Unterthanen, gehören unverkennbar 
die allergehorfamft unterzeichneten Zeugmacher und Leins 
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weber, von welchen in den Maͤrkten Eggenfelden, Pfarr⸗ 
kirchen, Triftern, Koͤſtlarn und Thann, nebſt Umgegend, 
im Unterdonaukreiſe, mehr als 500 Familien, wegen 
herabgeſunkenen Gewerben im groͤßten Elende darben. 

Der Abſatz, welchen die allergehorſamſt Unterzeich⸗ 
neten ſeit mehreren hundert Jahren nach Trieſt und 
Italien, mit dem Fabrikate machten, iſt nicht mehr, 
weil die benachbarten Staaten und ind Beſondere Des 
fterreih ein ganz neues Mautiyfiem von unerfchiwinglie 
cher. Auflage erließ, fo, daß vielleicht auf den Zentner 
fo viel Auflage gefetzt ift, als das Sabrifat an Werth 
"felbft beträgt. 


Bey allem diefen hat bisher die bayeriſche Regie⸗ 
rung zugeſehen, dieſelbe blieb zu unſern Nachtheile auf 
dem alten Syſteme ſtehen, vielmehr behielt ein verkehr⸗ 
tes Verhältniß mit einer Äußerft geringen Maut für die 
Einfuhr der Ausländer, fo daß wir nicht nur unfere 
Fabrikate nicht mehr abfegen koͤnnen, ſondern die ausländis 
fen Weber und Zeugmacher das Bayerland uͤberſchwem⸗ 
men, und wir hiedurch brodlos gemacht werden. 


Eben deßwegen weil die Auslaͤnder, vorzuͤglich die 
Defterreicher, in dem bayeriſchen Walde die rohen Pros 
dufte gon Garn und Flachs |. a. auflaufen, und auds ° 
ſchwaͤrzen, fodann ihr Fabrikat wegen Äußerft wohlfeiler 
‚Mautauflage - in Bayern, wieder nad) Bayern fenden, 
kommt es, daß wir unterliegen mußten, weil Defterreich 
ein. verkehrte, für die-.dortigen Gewerbetreibenden güns 
ftiged Syſtem annahm, indem dort eine ungeheure Maut 
von und bezahlt werden muß, während dem fie um eine 
Kleinigkeit. alles herein bringen koͤnnen, oder es ift ihe 
nen, wie es wirklich der Fall ift, möglich gemacht, den, 
Alleinhandel nad Italien gaͤnzlich an ſich zu ziehen. 
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Oeſterreich gewinnt dadurch nicht nur mit dem Fa: 
brifationspreis, fondern erlangt audy die rohe Produfte 
- größtentheild ohne Maut, während dem biefe rohenn Pro: 
dufte in Bayern um eine Kleinigkeit bezahlt werden, 
und die gewerbetreibenden Bürger untergehen. 

Ein zweytes Verderben für die gemwerbetreibenden 
Bürger in Bayern, befonderd für die Zeugmadyer und 
Leinweber, find die heerdenweife herumziehenden auslän: 
difchen Mufterreiter die einzig. und allein ausländifce 
Waaren in Umlauf zu bringen fuchen, damit den bayes 
rifchen Unterthanen der Abfag erfchwert wird, 

Diefe verderblichen Inſekten, oder ausländifchen Mu: 
fterreiter legen es befanntlich darauf an, den Alleinhan: 
del in Bayern zu erlangen, machen für ihre fchlechte 

. Waare fehr geringe Preife, weil fie bey dem verberbs 
lichen Mautfpftem, der freyen Konkurrenz, wenig oder 
gar nichts bezahlen, während dem wir alle unfere noͤthi⸗ 
gen Produkte, ald Farben, Baumwolle m. d. gl, mit 
einem unerfhwinglihen Einfuhrzoll an das Ausland 
bezahlen mäffen, fohin das Gleihgewicht durchaus ge⸗ 
ftöre iſt. 

Man darf nur bie Krämer aus dem Königreiche 
MWürtemberg‘ beobachteit, dieſe uͤberſchwemmen ganz 
Bayern, und alle: dffentlichen Märkte mir ihren Waaren, 
feßen die Gewerbetreibenden bayeriſchen Unterthanen 
hintan, eben weil fie Feine Abgaben in Bayern entrichten 
darfen , fohin wohlfeiler als in ihren eigenem Vaterland 
verkaufen koͤnnen, während dem man von und Niederge: 
druͤckten die Steuern und Abgaben verlangt. 
| Fin drittes Hinderniß und Verderben entfteht für 

und dadurch, daß der Handel in Bayern wenig aufmerk⸗ 
fam beruͤckſichtiget wird; die Ausländer, vorzüglich die 
Defterreicher Fommen nah Bayern, kaufen die rohen 
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Produkte unter der Hand zufammen, ſchwaͤrzen fie nach 
Haufe ohne fih an eine beftimmte Ordnung zu halten. 
Es ift dieſem Ucbel anders nicht abzuhelfen, ald wenn 
mehr auf die bffentlihen Märfte gehalten wird, auf 
welcdyen nur der Verkauf geftatter, und auch auf diefen. 
dffentlichen Märkten zugleich yon den Ausländern abge: 
mautef werden foll. | 
Hiebey dürfte vorzüglid in Betrachtung gezogen 
werden, daß fi) in Bayern jeder anmaßt, auf dffent- 
Jihe Märkte auch ohne Patente zu ziehen, fo z. ®. 
bringt ein gewiffer Lufas Huber, Braͤuer vvn Rumand: 
felden, ohne Gewerböpatent und Konceffion, ganze Quan⸗ 
tiräten roher und veredelter Produfte unter dem Titel ei: 
nes Leinwandhaͤndlers auf dffentlihe Märkte, welche 
er von ben Ausländern auffauft, und hereinfchwärzt ; er 
verkauft daher nicht fein eigenes Fabrikat, fondern Fauft, 
wie gefagt, fremde Artifeln ein, und handelt damit foͤrm⸗ 
lid), was nur den berechtigten Zeugmachern und Lein⸗ 
webern zufteht, es ift daher auch in diefer Beziehung 
ein beftimmtes Gefeß zu unferer Rettung unumgänglich 
nothwendig. 
Ein viertes Uebel, welches uns zu unſern gaͤnzlichen 
Verderben bringt, iſt die zu freye Konkurrenz des Han⸗ 
delsjuden; dieſe Menſchen, welche ſich bekanntlich mit 
Druck und Betrug abgeben, führen lauter auslaͤndiſche 
Baaren, bringen diefelben unter einer geringen Maut: 
auflage nad) Bayern, größten Theils aber ſchwaͤrzen fie 
diefelben herein; dieſe Menſchen, welche unter der Fir: 
ma eiues einzigen Handelspatentes ihren Kandel fo 
weit audbreiten,, das 5 — 6 Individuen ſich desſel⸗ 
ben bedienen, und die Jahrmaͤrkte uͤberſchwemmen, ger 
ben den gemwerbetreibenden bayerifchen Bürgern den gaͤnz⸗ 
lichen Todesftoß, denn außer den Jahrmaͤrkten ergeben 
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fie fih durchaus dem Haufirhandel, weil fie Vaganten, 
und überall zu Haufe find, und ſetzen fohin ihre aud- 
ländifchen Waaren zu unſerm Nachtheile ab. — 

Das einzigeMittel genen folchen Unfug wuͤrde jenes 
feyn, wenn ein Gefeg beftünde,, welches den öffentlichen 
Behörden aufträgt, daß nad) geendeten Jahrmarkt diefen 
Handelöjuden die Waare bid zu einen andern Markte 
verſiegelt, und ihnen dieſe konfiszirt wuͤrde, wenu ſie 
demohngeachtet in der Zwiſchenheit auf den Hauſirhan⸗ 
del betreten werden. | 


Noch fchädlicher als der Judenhandel ift den baye⸗ 
sifchen gewerbetreibenden Bürgern, daß. den. Juden er: 
laubt wird, uͤberall Niederlagen errichten zu dürfen; — 
wir führen hier nur ein jüngftes Benfpiel an, wo ſolche 
Juden, zu Biernbach im Landgerichte Pfarrkirchen, 
eine -Seifenfiederniederlage errichteten, ohne daß fie fas 
briziren, fondern Bloß mit derley, einem Geifenfieder 
zuftehenden. Produfte handeln; — das Fönigliche Landge: 
richt Pfarrkirchen und die Eonigliche Regierung in Pafs 
fau har ihnen diefed Verlangen abgefchlagen; allein 
bey dem koͤniglichen Minifterium des Junern erhielten fie 
eine ausgebreitete Niederlage, und hiedurch find alle 
bürgerlichen Seifenfieder auf 20 — 30 Stunden nieders 
gelegt, während dem einen einzigen Handelöjuden gehols 
fen iſt; hierüber foll das konigliche Minifterium ferenge 
verantwortlich feyn. 


So wie ed nun mit ben Geifenfiedern mit biefer 
Niederlage geht, fo geht ed andern Bürgern, und vor 
züglih uns allergehorfamft Unterzeichneten, wo man 
ähnliche Niederlagen überall geftattet, und die Bürger, 
von welchen man ſchwere Abgaben fodert, zu Grunde 
gehen, worüber die ſtets ausbrechenden Ganten den fpres 
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chendſten Beweis liefern, fo wie ed der Umſtand beweißt, 
daß jene gewerbetreidenden Zeugmacher und Keimveber, 
die ehemals ao — 30 Gefellen halter Fonnten, jet nur 
noch 2 — 3 halten Fünnen. 


Ueberzeugt von der guten Gefinnung der hohen 
Stände, daß biejelben blos das Beſte des bayerifchen 
Unterthans zum Ziele haben, und die gewerbetreibenden 
Bürger mit ihren Familien vor den Untergang zu retten 
trachten, ftellen : wir den allerunterthänigfien Antrag 
und Bitte dahin: 


1) „daß und die Ausländer hinfichtlich der Maut gleiche 
geftellt, und derfelbe eben foviel hereinbezahle, als 
wir im Auslande bezahlen müffen, dann ein befon: 
dered Augenmerf auf das Schwaͤrzen derfelben ge: 
richtet werden möchte, wobey 3 oder 4’ weniger 
kenntlichere Gebierhögerichtödiener mehr ald hundert‘ 
Gensdarnten nüßen würden, wodurd) fi) demnach 
die inländifchen Gewerbe: von felbft heben;“ 


2) „daß den ausländifchen Mufterreitern, wie in andern 
Staaten verbothen werde, nicht mehr in dem Lande 
herumzuvagiren, und daß Feinem ausländifchen Kräs 

mer oder Handelömann erlaubt werde, wie bis: 
her ohne Ausgaben die dffentlihen Märkte zu bes 
ziehen ;“ 

3) „daß den dffentlichen Märktentfür den inländifchen 
Bürger mehr Aufmerffamkeit gewidmet, und der 
Handel überhaupt eine nähere Beftimmung erhalte, 
wodurch nicht jeden Privaten Mittel in die Hände 
gegeben find, den gewerbtreibenden Bürger zu beein: 
traͤchtigen;“ — 


4) „daß nicht jeden Juden und — ein Handels⸗ 


patent gegeben, vielmehr diefelben zu andern bür- 
gerlichen Gewerben angewieſen werden möchten, und 
daß jenen, welche NHandelspatente befißen, ihre 
Waaren von einem Jahrmarkte zum andern verfie- 
gelt, und diefelben bey Betretung des Haufierhan- 
dels konfis zirt werden follen, Niederlagen aber, von 
weldy‘ immer einen Gewerbe, dieſen Menfchen gar 
nicht zu geftatten fey.“ 


Dadurch wird den gewerbfreibenden baverifchen Bär: 

ger, fohin auch den Zeugmachern ind Leinwebern ficht: 
lich wieder geholfen, und nicht nur dieſen, fondern duch 
den Publitum und dent allgemeinen Beſten wird bie: 
durch gefteuert, mehr Leben wird flatt der Todtenftille 
ist den Gewerben eintreten, und der gefuhfene Wohl: 
ftand wird wieder aufblühen. 


Wir getröften uns einer allergnaͤdigſten Erhoͤr, tınd 
empfehlen uns in allertiefſter Ehrfurcht in aller Unter⸗ 
thaͤnigkeit gehorſamſt. 

Den 20. April 1826. 


/ 


» Der hohen Ständeverfammlung, 
Kammer des Abgeordneten 
alerunterthänigit trengeherfamite 
ſaͤmmtl. Zeug mach er umd 
Leinweber im dem Fönigl. 
Mörkten, Eggenfelden, 
Pfarrkirchen, Triftern, 
Koͤſtlarn und Thann, im 
| Unterdonaufreifes 
Adv. Liz. Muͤllbauer. 


2 


Bortrag 

| | über die | 
Anträge der Herrn Abgeordneten 
Jäger, v. Anns, Schneider und Luginger 
betreffend 


a. Die — der Tuchfabriken im Koͤnigreich, be: 
fonderö im Untermainfreife, 


b. Der fämmtlichen Gewerbe in Paßau. 
c. Der Zeuge Tuch⸗ und Leinenweber zu Eggenfel⸗ 
den, Pfarrkirchen u. ſ. w. 


Dieſe Antraͤge gehen ſaͤmmtlich dahin, die, durch 
die auswärtigen hohen Mauten gegen den Abfab ihrer 
Fabrikate in das Ausland, ımd durch die diesfeitigen 
niedern Zölle gegen das Einbringen der fremden Zabris 
Fate beftehenden Hinderniffe, daß die diesfeitigen Ges 
werbe keinen hinlänglicyen Abfag erhalten könnten, zu 
wntfernen; dem KHaufiren der Juden und Mufterreiter, 
dem Befuche der fremden Krämer der diesfeitigen Märkte, 
dem Verkauf der diesſeitigen rohen Produkte in das 
-Ausland, z. B. Garn, Häute, Wolle u. f. w. die moͤg⸗ 
lichſt enge Schranken zu ſetzen, weil ſonſt alle Gewerbs⸗ 
männer wuͤrden verdienſtlos werden, da ihr Nahrungs: 
ftand bereits fo tief geſunken fey. 


Gutachten. 


Diefe Gegenftände wurden durch die Anträge des 
Frhu. v. Elofen, v. Usfchneider und Haͤcker, über 
Handel, Aderbau und Gewerbe, ferner bey Gelegenheit 
des Gemwerbögefeges, fodann im dritten Ausſchuß ben 
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dem Bortrah über dad Kulturgeſetz, worüber jedoch der 
Vortrag nicht auf die Tagesordnung gebracht wurde, 
weitläufig verhandelt, berathen, und Beſchluͤſſe darüber 
gefaßt. — 

Es iſt meines Dintens nichts übrig, als diefe ein: 
zelne Anträge dem koͤnigl. Staatöminifterium des In⸗ 
nern noch mitzutheilen, damit die beſonders nothleiden: 
ben Gewerböleute bey der befchloffenen Unterftügung fuͤr 
Tuch- und Leinwandweberey berüdfichtiget, und der U: 
fug fremder — irer und ne entfernt werben 





möchte. 
Heffner. 
6. 
Antrag 
des 
Abgeordneten Franz Lothar Rinecke % 
zur | 


Seftfegung eines Minimum der Getreidpreife, 

in.Verbindung mit der Aufſpeicherung disponibler Ge: 

treidvorräthe ‚und Reduktion eines Theiles der Gelobes 

foldungen in Getreid; als Forderungsmittel zur Steige⸗ 

rung der Getreidpreiſe, Erhoͤhung des Guͤterwerthes und 
Belebung der Gewerbe. 


Hohe Kammer der Abgeordneten! 


Allgemein ſind die Klagen uͤber den Verfall des 
Handeld und der Gewerbe, über das Stocken der Geld: 
zirfulation, den Mangel des Privatkredites und das 
außerordentliche und taͤglich zunehmende Sinken der Ge⸗ 
treids und Guͤterpreiſe. 
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Bor allen ſchaͤdlich einwirkend auf das Staats 
einfommen, den innern Wohlftand, den Privatkredit, und 
zum Theil auf die Gewerbe, den Handel und die Geld: . 
jirfulation muß Resteres für einen aderbautreibenden 
Staat, wie Bayern,” werden, und die Folgen hievon 
find dermal fchon fo weit umgreifend, daß folchen auch 
mit den größten Aufopferungen von Seite des Staates 
und der Staatsbürger Schranfen gefeßt werden mülfen, 
wenn nicht das Staatseinfommen. fowohl, als der ins 
nere Wohlftand auf dad Spiel geſetzt werden will. 


Daß Umlagen, direfte oder indirefte, dem Staats: 
einfommen entweder gar nicht, oder nur feht unficher 
und momentan aufhelfen fönnen, dürfte bey dem fo 
weit gediehenen Uebel eines weitläufigen Beweifes nicht 
‚ bedürfen; denn jede Umlage bedingt die Möglichkeit der 
Einhebung derfelben, und die dermal fchon beftehenden 
Steuern find fchon fo bedeutend, daß die vollftändige 
und fihere Einbringung derfelben einen hohen Wohl: 
ftand der Kontribuenten vorausfegen. Selbſt eine Kon: 
funtionöfteuer auf ausländifche Produfte, fo ſehr fie noch 
die einzige Möglichkeit zu neuen Umlagen übrig laͤßt, 
dürfte mit großen Scwierigfeiten verknüpft feyn, in 
fo ferne fie zwar ausländifche, aber zum allgemeinen Bes 
dürfniffe gewordene Produfte und Waare betrifft, ° 


Zum großen Theil nur in der Steigerung der Ges 
treidpreife fcheint dad Mittel zu liegen, wodurch) der all: 
genteinen Noth gefteuert, und unabfehbarem Elende be: 
gegnet werden kann. Der größere Landeigenthiimer, 
wie der gering begüterte Landmann, der Staatöbedien: 
ftete fowohl, ald die Staatöfaffe, der Kapitalift, wel: 
cher vielleicht fein einziges Cinfommen auf die richtig ein: 
gehenden Zinfen aus dem Grundeigenthume jener Schuld⸗ 
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ner zu erwarten bat, und der Echuldner, deffen Eri. 
ſtenz nur allein von Entrichtung feiner Zinfen und Ab: 
gaben und Sicherung jener Schuld abhängt, fühlen den 
unaushaltbaren Drud der niederen ‚Getreid = und der 
damit genau in Verbindung ftehenden Güterpreife. 

Der größere Landeigenthuͤmer, welcher bereitd fein 
Berlagsfapitel auf Verbefferung feined Gutes verwen: 
det hat, und aus derfelben die Nüdfehr des Kapitals er: 
wartet, muß fein Gut mit Schulden befaften, ‚ohne Hoff: 
nung, daß ihm ſolches nur die landesüblichen Zinfen er 
trägt; für Beftellung und Unterhaltung deffelben werden 
ihm ftetd neue Summen nöthig, ohne nur einige Ausficht 
zu haben, wie er foldhe aufbringen, oder auch nur feine 
Erzeugniffe umfegen. fünne. Die naͤchſte Folge hievon 
ift Verſchlimmerung des Aderbaued, Herabfommen des 
Gutswerthes, Kreditlofigfeit. Nicht einmal für den ge: 
ringften Pacht werden Fünftig Landgüter benügt werden 
wollen. | 

Um Weniges wird es beffer feyn, wenn der Guts⸗ 
befiger zugleich disponible Kapitalien oder fonftiges Geld: 
einkommen befiget. Bey der traurigen Ausſicht auf den 
unfichern und unverhältnigmäßig geringen Ertrag der Land: 
güter verwendet er fein Geld zu anderen, oft verderblichen 
Spefulationen, läßt es todt liegen, oder giebt ed in aus: 
ländifche Banfen, 

‚Nie könnte der fo verderbliche, oft fehändliche Han: 
del mit Staatspapieren fo allgemein geworden fepn, wenn 
der Geldbefiger eine niehr fichere, daher vortheilhäftere 
Benugung feines Vermögens bey Gutöbefigers ausführ: 

bar fände, 
| Hart int Allgemeinen ift dad Loos des minder be 
güterten Landmaunes. Gewöhns an die möglichften Gin: 
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fohränfungen geht fein einziges Streben nur dahin, feine vd: 
terliche Hütte zu erhalten, und auf feine Kinder zu vererben. 
Wocenlang, And zur Zeit der fchwerften Arbeit verfagt er 
fih den Genuß von Fleifh und Bier, geht ih Lumpen 
gehüllt, oft halb nackend zur Arbeit; von diefer und La— 
fteri aller: Art zu Boden gedruͤckt, fchleicht er zu feiner 
ärmlichen Hütte, die oft nicht gegen die Witterung fchüßt, 
und wogegen Gefängniffe ald Prunkzimmer erſcheinen. 
St er nur im Stande, feine bertfchaftlichen Abgaben | 
nnd Paffivfapitalzinfen zu betichtigen, vieleicht gar einen 
Theil der auf ihn vererbten Schulden zu tilgeu, fo iſt 
fein höchfter Wunfch erreicht; er fucht neues Grundei: 
genthum zu erwerben, macht fich hierauf neue Schulden, 
und fcheuet auch die härteften Einfchränfungen nicht, 
um folches zu erhalten. So bedauerungswuͤrdig der 
Landmann in dieſen Werhäftniffen erſcheittt, fd iſt er 
doch nur in guͤnſtigen Zeiten, und nur dann bey 
ſolchen ſich zu erhalten im Stande, wenn er feine Pro— 
dukte umſetzen, und zu billigen Preiſen zu jeder Zeit ver⸗ 
aͤußern kann, wenn der Gutswerth ſo ſteht, daß eher 
das Steigen, als das Fallen deſſelben zu erwarten iſt, 
wenn der Kapitaliſt gern auf Grundeigeuthum hinleiht, 
daher Kredit beſtehet. Dermal ſchon, und wenn in kuͤr— 
zeſter Zeit nicht Huͤlfe geſchafft wird, iſt es dem Land⸗ 
manne ohnmoͤglich, ſich ferner zu erhalten. 


Groͤßtentheils beſitzt der Landmani ein geſchloſſenes 
Gut. Wird nun der aͤlterliche Nachlaß vertheilt, ſo muß 
der neü antretende Beſi itzer nebſt den auf dem Gute 
ſchon haftenden Schulden noch Erbshinauszahlungen 
übernebniteft, Er will und muß ſich verehelichen, um 
eine Unterflügung zu feinen fchweren Arbeiten und eine 
Mitgabe zu ee wodurch er wenigſtens eines Their 
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les der übernommenen Schulden und Verbindlichfeiten 
ſich entledigen will. Allein vor ſeiner aͤrmlichen Mitgabe 
hat er zuerſt den Uebernahmslohn zu berichtigen, wel: 
cher oft noch gegen das Herfommen zu hoch. berechnet 
wird; eine oft noch größere Summe nehmen dig Gerichtö: 
fporteln. für Ehefontraft, Anfaffi gmachung u. dgl. in 
Anſpruch, und wenn er ſeine Oekonomie nur aͤußerſt 
duͤrftig beſtellen will, ſo bleibt ihm für Erbshinauszah— 
lungen und uͤbernommenen Schulden nichts mehr uͤbrig; 
will er ſeinen Freunden den. urgroßvaͤterlichen Herfom, 
men. gemäß, ein dürftiges Brautmahl abreichen, was 
dermal ohnehin ſchon auffer allen Gebrauch gefommen 
ift, fo muß er folches bey dem Wirthe und Metzger auf: 
borgen. Erſcheint nun nad) Tagen von Angft um 
Plage die Zeit, wo er feine herrfchaftlichen Giebigfeiten, 
oder die verfallenen Paffivfapitalzinfen entrichten ſoll, fo 
ift Fein Geld aufzubringen, die Getreidvorräthe fönnen ent: 
weder gar nicht, oder nur zu den niedrigften Preifen um: 
gefebt werden; die Perzeptionsbehörden, welche auf Ent: 
richtung der Schuldigfeit um fo mehr dringen müffen, 
als die niedrigen Getreidpreife ohnehin ſchon ein Etoden 
der nöthigen Ausgaben herbepführen; die Gläubiger, welche 
ohne Ruin des Schuldners und ohne eigene Gefahr die 
Zinſen nicht anfchwellen laffen fönnen, verurfachen den 
armen Landmann eine neue Plage, Mahnungen durd 
Bothen, und den Gerichtszwang. Nicht felten erwad; 
fen hieraus. fo viele Koften,. ald die Schuld Ku be: 
trägt. 


Diefes an ſich unvermeidliche Uebel drückt vollends 
nieder, und die traurigen Folgen hievon find Mißmuth, 
Gleichguͤltigkeit gegen alled Gute, gegen Religiofität un) 

 Moralität, woraus. endlich Eittenlofigfeit entfteht, welche 
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die Zerftörung aller bilrgerlichen Berhältniffe herbeyfuͤh— 
ten muß. Schon dermalen wird bey Santen mehr als 
ein Mal friminalifche Einfchreitung nöthig, um nur den 
geringen Vermögensreft für die Gläubiger zu retten, zu 
deffen Verfchleuderung antierer und ihnen Apnlithe Ge: 
fellen fich treulich die Hand bieten, 


Daß nach diefen Berhältniffe. der Staatöbedienftete 
in gleibem Maße in Gefahr ftehe, ald die Staatskaſſe 
leer bleibt, daß der Kapitalift entweder felbft in das Abs 
wefen Fomme, oder die Nente feined Kapitald auf eine 
andere, dem allgemeinen DBeften nicht zuträgliche Art 
fichern müffe; daß das Grundeigenthum nicht einmal mehr 
in Pacht angebracht werden fünne, wozu die Gerichts: 
aften ſchon dermal Beweife Tiefern, ift die weitere Folge 
von den niedrigen ©etreidpreifen. 

Diefe aber empor zu bringen, ohne den freyen Ber: 
fehe zu ftören, und ohne eine befondere Laft, weder für 
den Staat, noch den Staatöbürger berbeyzuführen, ſcheint 
mir durch Folgendes bewirkt werden zu müffen: 

a) durch Feftfeßung eines Minimum der Getreidpreife 
in Berbinduug mit 

b) Auffpeicherung difponibler Getreibvorrätße, 

c) Reduktion eined Theiles der Geldbgfoldungen in Ge- 
treid. 

Ad a. Im Verhaͤltniſſe zu den beſtehenden Anlagen 
koͤnnen die Fruͤchtenpreiſe nicht niedriger ſtehen, als 


Schaͤffel Weitzen pr. | 15 fl. — fr 
— Korn pr. | 12 fl. — frr 
—  Gerfte pr. 9 fl. fr 
— Haber 3 fl. 30 kr. 


und fo die übrigen Früchte im Verhältniffe zu diefem. 
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Diefed feftzufegende Minimum bat auch für die nie: 
dere Bolföflaffe Feine andere Befchwerlichfeit, als dag 
der Viktualientax um einiged gefteigert würde; “allein 
wenn dagegen in Betrachtung kommt, daß eine viel grö- 
Bere Geldfumme eben hiedurch in Umlauf gebracht wird, 
daß eben hiednrch, befonders der Landeigenthuͤmer Mittel 
erhält, auf feine Bedürfniffe mehr zu verwenden, daß 
hieraus Gewerbe und Handel neue Nahrung ziehen, und 
dag im fraurigften Falle ſich es nur um Entbehrung eini- 
- ger Biffen Brodes handelt, fo kann das fragliche Mini: 
mum allgemein nur als wünfchenswerth erfannt werden. 


Es foll aber auch der freye Verfehr hiebey durch—⸗ 
aus nicht geſtoͤrt, ſondern befoͤrdert werden, und hiezu 
ſcheint mir die Aufſpeicherung diſponibler Getreidvorraͤthe 
das ſicherſte Mittel. 


Ad b. Wenn. ein Unternehmer beſteht, welcher die 
Früchte um die oben bezeichneten Preife übernimmt, weil 
fie auf den Märkten hiefür nicht angebracht werden Fonn: 
ten, fo muß hieraus mothwendig folgen, daß die Markt: 
preife fteigen, aber nie fiefer, ald das Minimum finfen 
fönnen, 


Daß fi ih Getteidhandelsgefelſchaften in allen Staͤd⸗ 
ten und Maͤrkten unter magiſtratiſcher Leitung bilden 
moͤchten, welche Inländifehes Getreid anfaufen, und in 
Magazinen anhäufen follen, TWäre fehr zu wünfchen, wenn 
ed unter Aufficht ded Staates gefchähe, Die Sicherheit 
ded allgemeinen Zweckes fowohl, ald der Privakunter: 
nehmer würde dadurch herbepgeführt, wenn auf die Ein- 
fuhr des ausländifchen Getreide ein ſolcher Impoſt gelegt 
würde, daß folche um das angeregte Minimum auf un: 
fern Märkten nicht abgefeßt werden koͤnnten. 
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Das Einfchwärzen audländifchen Getreids koͤnnte 
durch die Mautinfpeftionen, und im Zalle diefe nicht hin: 
reichen, oder einen befondern Koftenaufwand erfoderlich 
machten, . durch die Genddarmerie oder dad Militär, wel 
ches ohnehin arbeitslos ift, durch Stationirung an den 
Gränzorten gehindert und verhütet werden. 


Der Befuch unferer Getreidmärfte müßte durch je: 
ded Mittel begünftiget, und die Ausfuhr unferer Getrei: 
der, den Ins und Ausländern ohne die geringfte Ren 
freygegeben werden. 


Sch halte aber bafür, daß fi ſich für die erfte Zeit 
dergleichen Privatünternehmer nicht finden werden, und 
daß ed einer Seits fohwer halte, die erfoderlichen Sum— 
men an Getreid und Geld von Privaten aufzubringen, 
wodurch eine Steigerung der Preife bewirkt werden fönnte; 
andrer Seits fcheint es nicht räthlich von einigen Pri- 
vatunternehmern einen großen Theil des Staatswohles 
abhängig zu machen. &8 dürfte hier Teicht ein ähnlicher 
Umtrieb, aid bey den Handel mit Staatspapieren ent— 
fteben, und bey gefüllten Speichern, Mangel und Noth 
entſtehen. 


Die Staͤdte und Maͤrkte koͤnnen ſich einen ſolchen 
Unternehmen noch weniger unterziehen; denn in groͤßeren 
Städten wird nicht fo viel Setreid erbaut, daß von dem 
Ueberfluffe ein Magozin errichtet werden Fönnte; es müßte 
daher folches nur durch Anfauf entitchen; Fleinere Städte 
und Märfte haben weder Mittel noch Gelaß für ein Ma: 
gazin, und wenn auch alle Aufopferungen gemacht wer: 
den wollten, wo find die Anleihen zu einem jo umfaſ— 
fenden Unternehmen berzunehmen, und welche Sicherheit 
könnte man bieten? | 
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| Sicher würde der. Ruin der mehrſten Städte und 

Maͤrkte hiedurch vorbereitet, und nur zu haufig hieraus dis 
refte oder indirefte Gemeindeuimlagen entftehen, wodurd 
auch die Gemeindeglieder völlig entfchöpft werden müßten. 


Rur allein bey dem Staate glaube ich die 
‚Möglichfeit zu finden, Früchtenmagazine zn erricd: 
ten ‚und zu erhalten, dad Minimum der Preife zu 
fixiren, und hiedurch diefelben zu fteigern. Nur von der 
weifen Staatdeinrichtung ift zu erwarten, daß die Magae 
zine weder allzufehr gefüllt, noch geleert, und daß die 
Früchte nur dann zum Magazin übernommen werden, 
wenn auf den Märkten oder bey Privaten das Mini: 
um nicht erzielt werden kann, nur der Staat kann wu: 
sherifche Umtriebe verhindern, | 


In jeder größern Stadt find fchon umfaffende Schütt: 
böden vorhanden; ed würde daher geringeren Aufwand 
erfodern, diefe dem vorhabenden Zwede gemäß einzurich 
ten. Dahin fönnten auch die jährlichen Beftände der Kent 
ämter abgeliefert werden, Die Ablieferungstoften würden 
durch Wiedereinführung der Frohnen erfpart, wodurch) der 
Spannfröhner einigen Arbeitöverdienft erhält, ftatt daß 
er dermal die Ablöfungsquota der beftandenen Frohnen 
als eine Laft billig betrachten muß. 


Ein großer Theil ded Staatdeinfommend befteht in 
Getreid. Wird diefes nun zum Theil zurüdbehalten 
und miagazinirt, fo fließt nach Firirung des Minimum 
eben fo viel, und vielleicht noch eine größere Summe 
in die Staatöfaffe, ald bey den N Getreid⸗ 
preiſen. 


Es duͤrfte aber auch, wenigſtens fuͤr die erſte Zeit, 
noch die beſondere Beguͤnſtigung eintreten, daß ein Theil 
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ber ohnehin fo IAftigen Handlöhne und der oft fo uners 
ſchwinglichen Zaren der nichrkontentidfen Gerichtöbarkeit, 
inöbefondere für Thellungen, Anfäffigmakhungen und 
Kontrafte, in -Getreid nah dem Minimum von den 
Rentämtern übernommen würde, 


Es ift zwar vorauszuſehen, daß hiedurch die baaren 
Zuflüffe zur Staatöfaffe gemindert, und das bey derfels 
ben dermal unvermeidliche Defizit vergrößert werde, 
Allein wenn diefem durch Erfparungen- jeder Art abzu⸗ 
helfen wäre, und es auch dahin Fäme, daß zur Dedung 
deffelben, und zur Ergänzung des verminderten Zufluffes 
Millionen aufgenommen werden müßten, fo kann diefe 
Schuld nur momentan feyn, und ift nur ſcheinbar; denn 
der Werth liegt, in den Getreidmagazinen, in der be: 
forderten Geldzirkulation, welche die prompte Entrich- 
tung der Staatögaben herbeyführt, in der Miederbele: 
bung des Aderbaues, der Gewerbe und des Handels, 


Es dürfen indeſſen die Kräfte des Staates nicht 
übermäßig in Anſpruch genommen werden, und ich 
glaube überzeugt feyn zu können, daß jeder Staatsbiir- 
ger recht gern alles dazu beyträgt, um das Allgemeine 
zu fördern. | 


Ich glaube hiezu ein Mittel in der Reduktion eis 
ned Theiles der Geldbefoldungen in Getreid zu finden, 


Ad 0) Die Befoldungen der Staatöbedienfteten und. 
zum Theil der Penfionen find, befonders bey dem ders 
maligen Unwerthe der Landesprodufte, immer fehr bes 
deutend, und ich glaube bemerken zu dürfen, zum Theil 
ſehr hoch. | | 

Auf dem Lande und in den Fleinern Städten koͤnn⸗ 
ten wohl bey einer firen Geldbefoldung vou 600 fl., in 
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groͤßern Städten von 800 fl.; in ber Fbnigl. Haupt: 
und Reſidenzſtadt, von 1000 fl. entweder ganz von eis 
ner Annahme von Getraid ftatt der Gelobefoldung Um: 
gang genommen, oder nur fo viel zugewiefen werben, 
ald der Bedienftete ohnehin zum eigenen Bedarf ankau⸗ 
fen muͤſſe. Die höher Beſoldeten würden 7 ihrer firen 
Geldbefoldung in Getreid nad) dem berechneten Mini: 
mum, und zwar in Waigen zu 3, in Kom zu 3, in 
Gerfte zu 3 und in Haber zu 3 zu übernehmen haben. 


. Da ed nad) dem Morhergehenden nicht fchwer hal: 
ten kann, dad erhaltene Getraid nad) dem Minimum 
wieder abzufeßen, fo wird mur allein die Beſchraͤnkung 
ndthig, daß ſolches nur auf dem Getraidmärften oder 
bey Privaten abgefet werden dürfe, denn auſſerdem 
wäre ed der Willkühr eines jeden anheim geftellt, ob er 
aud dem Staptömagazine Getraid übernehmen wolle, 
oder nicht, Nur aus ganz befondern Gründen dürfte zu 
geftatten feyn, auch die erwähnten Getreidbezäge in den 
dffentlichen Magazinen zuruͤckzulaſſen. Allein in biefem 
Salle muß es nur als billig erſcheinen, daß für die auf 
diefelben uͤbergehende Verbindlichkeit 25 des feſtgeſetzten 
Minimum zuruͤckgelaſſen werde. 


Der Vortheil, der hieraus der Staatskaſſe — 
wuͤrde vorzuͤglich darin beſtehen, daß das Getreid in den 
Staatsmagazinen nicht uͤberhaͤuft wuͤrde, und. die Zu: 
ruͤcklaſſung von ı pEt. der hdhern Geldbefoldungen würde 
die. in erfterer Zeit entftehenden Luͤcken derfelben ergäns 
zen. Der Staatöbedienftete hätte auf der andern Seite 
die befte Gelegenheit, durch theilweifes Zuruͤckhalten 
feiner eigenen Vorräthe zur Steigerung der Getreidpreife 
mitzuwirken, fi) zu feiner Zeit einen erlaubten Nutzen 


539 


w verfhaffen, und zuglei zum allgemeinen Wohle 
fräftig mitgewirkt zu haben. 


Uebrigens ift es eben fo natürlich als von der tantt: 
einrichtung unzertrennbar, daß die Dienfte fir den 
Staat nach dem Verhältniffe feines Eintommens remu⸗ 
nerirt werden. | 


Ich erlaube mir daher ben Antrag, die hohe Kam: 
mer der Abgeordneten wolle Seine Majeftät den 
König allerehrfurchtsvoll bitten ; 

„daß Allerhöchftdiefelben geruhen wollen, 
ald Foͤrderungsmittel zur Steigerung des Güter: 
werthed und der Getreidpreife ein Minimum der- 
felben in Verbindung mit Auffpeicherung diſpo⸗ 
nibler aͤrarialiſchen Getreidvorraͤthe und Redu— 
zirung eines Theiles der Geld» in Getraidbefol- 
dungen allergnädigft firiren zu laſſen.“ 


Ich beharre mit vollkommenſter Hochachtung 
München, den 25. März 1826. 
der hohen Kammer der Nbgeordneten 


gehorfamfter 
Rineder, 


Be ei ht 

über den 
Antrag Des Heren Abgeordneten Rineder, 
die Emporhebung des Getreidhandels:; 


a) durch Feſtſetzung eines Minimums der Getreidpreife; 
b) durch. Auffpeiherung difponibler Setreidvorräthe; 
) durch die Abaͤnderung der Beſoldungen in einen Theil 
von Getreid. 


Der Herr Antragſteller beſcheidet ſich — daß 
das erſte Mittel * 


per 15 fe — fin. der Schaͤffel Waitzen, 


» 2» — 5 „ Korn, 


» 9» — 20 Gerſte, 
3 30 » „ Haber, 


den Abſatz auf den Maͤrkten nicht immer finden wuͤrde, 
beſonders da vom Auslande alsdann viel Getreid wuͤrde 
eingebracht, oder bey einen Verboth würde eingefchwär: 
zet werben, daher dann zu dem zweyten, ber Auffpeiche: 
rung naͤmlich zu greifen ſey. 


Weil aber auch hier theils Privatunternehmer feh⸗ 
(en würden, theils den Gemeinden die erfoderlichen Geld: 
fummen nicht zur Hand wären, und neue Gemeindum: 
lagen nicht anzurathen wären, fo ift fein Vorſchlag auf’ 
das Staatsärar gerichtet, welches mit weifer Einficht die 
Magazine zu füllen, und wieder zu leeren wiffen würde, 


Zu dem Ende follte aber die Einfuhr fremden Ge: . 


und 
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treides hoch belegt, und die Ausfuhr aͤußerſt beguͤnſtiget, 
die Beſoldungen aher zum Theil in Getreid gegeben 
werden. 


Gutachten. 


Wir haben durch das koͤnigl. Finanzminiſterium die 
Koften und den Abgang kennen gelernt, welche die Er: 
haltung der eigenen Ararialifhen Getreide veranlaffen ; 
zu diefem noch) mehr, amd zwar um die beftimmte höhern 
Preife einzukaufen, erfodern fie noch größere Geldfun: 
‚men, und ‚wir haben "gleichfalls kennen gelernt, wie 
ſchwer ed und gefallen, nur für die dermaligen Staates 
verwaltungsfoften die erfoderlichen Summen aufzubrin: 
gen; und für neue Koften müffen ſonach neue Schulden 
gemacht, oder nod) höhere Auflagen von dem Volke er 
hoben werden, wozu ich nicht rathen kann. 


Der Vorſchlag zur Verwandlung der Befoldungen 
in einen Theil von Getreid ift in den Verhandluugen . 
der Kanımer ſchon geprüft worden, uud erhält auch auf 
dem Lande bey Bedienfteren fchon zum Theil feine Au— 
wendung, in den Etädten aber, wo wegen theuern Häus 
fermiethen den wenigften Bedienfteren der Raum zur 
Aufbewahrung des Getreides gegeben ift, muͤſſe eine 
alsbaldige Verwerthung des Getreides die unabänderliche 
Folge feyn, womit aber auch das Fallen der Getreide: 
preife nothwendig verbunden wäre. 


Diefed Mittel würde ſomit nicht zum Ziele führen. 
Erwägt man ferner, daß eine fehr hohe Imponirung 
ded von Auswärts eingebradt werdenden Getreides 
aud) eine dortige hohe Imponirung des vondießfeits auszu⸗ 
führenden Getreides zu Folge haben würde, und daß end: 
lich das Staatsaͤrar ſchon jetzt an eigener Getreidein⸗ 


’ 
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nahme mehr hat, als die Vefoldungen erfodern, fomit 
nur mit Schaden noch einfanfen würde: fo finde ich 
den Antrag nicht ausführbar, und muß daber der hohen 
Kammer begutachten „ denjelben beruhen zu laffen. 


Heffner. 





Benlage CCXXXVM. 
(Bd. XII, der Verhandl. 70. Sigung ©. 628.) 





Hauptbericht 
deso 
Dritten Ausſchuſſes 


uͤber die 
an denſelben zugewiefenen und von Ihm berathenen Anträge, 
während der Ständenerfammlung im Jahre ıBab. 


gefertiget 
von Abgeordneten Endres. 


Indem fich der Unterzeichnete die Ehre giebt, der 
hohen Kammer im armen des dritten Ausſchuſſes über 
die an denfelben gelangten und von ihm berathenen und 
begutachteteit Anträge und Einldäufe vollfiändigen Ge: 
fammtbericht zu erftätten, wird er fämstitliche, ein und 
denfelben Gegenitand betreffende Anträge, wenn fie durch 
den nämlichen Befchluß erlediger worden find, zufam: 
men ftellen, ohne Ruͤckſicht auf die Zeit des Einlaufes 
und der Berathung im Ausſchuſſe ſowohl, ald in der 
hohen Kammer, und wird feinen Vortrag mit fteter Hin: 
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weifung auf die — — und das Tagebuch 
begruͤnden. 


Der dritte Ausſchuß hat in 40 Sitzungen 125 Eins 
läufe erlediget,. von denen ein Theil verfaſſungsmaͤßig 
ohne alle. Berathung und Schlußfaffung zu den Alten 
gelegt wurde, ein Theil hingegen auf jedesmalige Bes 
richtserſtattung umftändlicy berathen, der hohen Kam: 
mer begutachtet und dem hohen Präfidium zugeftellt 
worden ift, wovon .jedoch nur wenige auf der Tagedord: 
nung erfchienen find. Weber letztere nun berichtet der 
Unterzeichneter wie folgt. 


Nr 4. des Tag ebuches. 
Antrag des Herrn Abgeordneten von Utzſchne i— 
der auf 


Begruͤndung und Erhaltung des Wohlſtandes in 
Bayern, vaterlaͤndiſchen Gewerbsfleißes und Be: 
lebung des Handeld, 


Nr. 5. des Tagebudes. 
Antrag des Herrn Abgeoroneten Häder, 
Befdrderung des Aderbaues, des Handels und 
ber Gewerbe in Bayern betreffend: 


Ir. 6. beö Tagebuches. 


Antrag des Abgeordneten Frhru. von Cloſen: 
den vorzugsweifen Verbrauch inländifcher Erzeng: 
niffe, und die Unterfiügung der vaterländifchen 
Induſtrie betr. 

Nr. 23. des Tagebudes. 

Antrag des Abgeordneten Herm Grafen v. Seins: 

heim: 


a 
die Mohlfeilheit des Getreides und die anzınven- 
denden Mittel, denfelben einen I Werth zu 
verfchaffen. . 
Nr, 27. dee Tagebuthes. 
"Antrag das Herrn Abgeordneten Ziegler: 
die gefahrvolle Lage der Landwirthſchaft und des 
Handels im Untermainkreiſe betreffend. 
Nrı 29. des Tagebuches. 
Antrag des Herrn Abgeordneten Ziegler: 
einige nähere Beftimmungen der gefeßlichen Ver: 
fuͤgungen im Betreffe des’ Fabrifwefens belaı: 
gend. | 
Nr. 30. des Tagebuches. 
Antrag deffelben Herrn Abgeordneten: 


Verbannung der Mufterreiter des Auslandes und 
ausländifcher Reifenden betr. 


Nr 31. des Tagebuches. 


Antrag des nämlichen Herrn Abgeordneten 
Ziegler: 


auf gaͤnzliches Verbot des Hauſierhandels. 


Nr. 45. des Tagebnches. 


Nachtrag der Herrn Aegeordneten v. Utz ſch neider 
und Haͤcker zu Rum. 4 und 5, 


Begründung und Erhaltung des Wohlftandes in 
Bayern betr, 
Nr. 65. des Tagebuch es. 
Auntrag ded Abgeordneten Freyherrn von Elofen: 
auf Beförderung des Seidenbaues, 
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Nr. 72. des Tagebudhes. 


Antrag ded Herrn Abgeordneten Spigweg: 


auf eine zwecdmäßigere Einrichtung der Märkte 
des Inlandes. 


Nr. 74 des Tagebuches. 


‚Antrag des Herrn Abgeordneten von Anns: 


die Gewerböordnung betreffend, ald Nachtrag zu 
deſſen Antrag vom Jahre 1822. 


Diefe fämmtlichen Anträge find theild durch die 
Heren Referenten Heffner und Freyheren v, Elofen 
in befondern umfaffenden Berichten der hohen Kammer 
begutachtet, theild find fie durch die Verhandlungen der 
hohen Kammer über das Zollgefeg, das Gewerbsweſen 
und dad Budget, fo wie in den Anträgen und Wiünfchen 
in demfelben erledigt worden. 


Die Anträge 
Nr. 39. ded Tagebuches. 


des Hein Abgeordneten Jaͤger: 
auf Befeitigung der den Tuchfabrifen nachtheili⸗ 
ligen Hinderniffe und Belebung diefed vaterlän: 
difchen Induſtriezweiges im Untermainfreife bezüg- 
lich auf das ganze Königreich. 


Nr. 52. des Tagebuches. 


der Heren Abgeordneten v. Anns und Schneider: 
Paſſau's Zuſtand im mächfter Beziehung auf die 
bürgerlichen Gewerböverhältniffe des Platzes be: 
treffend. 


"VII, Beylagenband, 35 
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Nr. 62. des Tagebudes, 
des Herrn Abgeordneten Luginger: 
Belebung der Induſtrie und des Handels be: 
treffend, 


find theild mit den ——— ai und auf 
diefelbe Weife erledigt worden, theil$ wurde in der Aus: 
fhuffigung vom 7. September d. 5. noch befonderd be: 
ſchloſſen: 
„daß ſie der koͤniglichen Regierung mitzutheilen 
ſeyen, damit die beſonders nothleidenden Gewerbe 
bey der beſchloſſenen Unterſtuͤtzung fuͤr Tuch- und 
Leinwandweberey beruͤckſichtiget, und dem Unfuge 
fremder Hauſierer und ae gefteuert wer: 
den möge.” 


Eine befonder Aufinerffanfeit glaubte der Ausfchuß 
den Anträgen über Kultur und Forſtpolizey widmen zu 
muͤſſen. Sie ſind folgende: 


Nr. 51. des Tagebuches. 


Antrag des Herrn Abgeordneten Hagen: 
Die Einfuͤhrung der beſtehenden Kulturgeſetze im 
Obermainkreiſe betreffend. 


Nachdem das Kulturgeſetz von 1822 den einzelnen 
Mitgliedern des Ausſchuſſes zur Pruͤfung mitgetheilt 
worden war, erſtattete Herr Heffner in der zwanzig⸗ 
ſten, ein und zwanzigſten, und zwey und zwanzigſten Ci: 
gung zugleich über die Anträge 4, 5 und 6, den Adern 
bau betreffend, in den Ausfchuffe Bericht, und nad 
reifer Berathung . diefes Gegenftandes wurde. befchlof: 
fen, Seine föniglihe Majeftäs verfaflungsmäßig 
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zu bitten, die aus dem Entwurfe zu einem Kulturgefege 
von 1822 enfnommenen Örundfäge einführen zu laſſen: 
und es wurde Bericht ſammt Beſchluß ꝛc. dem hohen 
Praͤſidium der Kammer unter dem 10. Juny l. J. zur 
baldigen Stellung auf die Tagesordnung übergeben. 


Nr. 57. des Tagebuches. 
Antrag ded Herrn Abgeordneten Gehauf: 


Aufhebung der Forftpolizey in den Komun⸗ und 
Privatwaldungen im Rezatkreife betreffend. 

Der Ausfhuß beſchloß einftiminig mit dem Herrü 
Neferenten, der hohen Kammer zu begutachten ; daß der 
Antrag durch das Prafidviim dem Föniglichen Staatsmis 
nifterium zur Rüdfichtnahme, und überhaupt zur etwai⸗ 
gen Benügung bey det, wie es fcheint, Hoch nicht voll- 
endeten Bearbeitung des Forftfulturgefeges, für deſſen 
Beſchleunigung man allerdings den Wunſch wieder etz 
neuern muͤſſe, mitzutheilen ſey— 

Nr. 37. des Tagebuches. 

Antrag des Herrn Abgeordneten Pollmann: 
über die Kultivirung der abgetriebenen Holjz⸗ 
ſtrecken. 

Der Ausſchuß beſchloß dieſen Antrag dem hohen 
Praͤſidium der Kammer zur Vorlage und Empfehlung 
an das koͤnigliche Staatsminiſterium des Innern bey der 
Verabfaſſung des Waldkulturgeſetzes aufmerkſame Ruͤck⸗ 
ſicht darauf zu nehmen, zu uͤbergeben, und zugleich der 
hohen Kammer zu begutachten, daß die Vorlegung und 
Berathung des Geſetzesentwurfes ſelbſt in Erinnerung 
gebracht werde, 
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Nr. 38, des Tagebuch es. 


\ 
Antrag deffelben Herren Abgeordneten: 
die Begünftigung der Unterthanen bey Abgaben 
von Holz und Streu, dann die Schärfung der 
Strafen für Waldfrevler betreffend. 


Der Ausfhuß war in den drey Punften des Ans 
fraged mit dem Gutachten des Gem BerupieeRattere 
einverflanden. 


Nr. 108 des Tagebudes. 
Antrag des Herrn Abgeordneten Herrle: 


auf Berminderung der Wildfchäden, und ihren 
Erſatz. 


Der Ausſchuß erachtete, daß dieſer Gegenſtand 
ebenfalls nur durch weiſe Kulturgeſetze erlediget werden 
koͤnne, und bringt wiederholt den Antrag in Erinnerung: 
“daß daſſelbe ſobald als möglich der hohen Kammer zur 
Berathung von der Föniglichen Regierung vorgelegt wer: 
den wolle. | 


Nr. 7. des Tagebuches. 


| 
Antrag ded Herren Abgeordneten Dietrich: 


auf nähnere. Beftimmung der Normen, nad) wel: 
cher die Gemeindeumlagen erhoben werden ſollen 


Hieruͤber wurde Bericht der hohen Kammer am 7. 
April d. J. übergeben, und in derfelben Berathung ein 
| ART gefaßt. 

Nr. 8, des Tagebudes. 
Antrag des vorigen Herren Abgeordneten Dietrich: 
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Herftellung und — der Vizinalwege bes 
treffend. 

Mit Bericht vom ı9. April d. 3. der hohen Sams 
mer übergeben, und in derſelben Berathung darüber 
Beſchluß gefaßt. 

| Nr. 10. des ade | 
Antrag ded Herrn Abgeordneten v. Anns: 


auf Verbefferung der Irrenhäufer im Allgemeinen 
und Grrrichtung von Kreisirrenhäufern. 


Der hoben Kanımer am 14. May d. J. fammt 
Bericht übergeben. und vorgetragen; jedoch ift der Ge: 
genftand ohne Berathung und Schlußfaffung geblieben, 


Nr. 11. des Tagebuches. 
Antrag des Heren Abgeordneten Mägler: 
Gemeindewahlordnung betreffend. 


Einftimmig mit den Referate befchloß der Ausſchuß, 
daß dieſer Antrag in ſeinen beyden Punkten auf ſi ’ zu 
beruhen habe. 


Sammt Bericht den 18. 7 d. 3. an die Ri 
mer übergeben. 
Pr. 41 Des Tagebuches. 
Antrag des Herrn Abgeordneten von Wachter: 


nähere Beſtimmung des Art. 65. der Gemeinde⸗ 
wahlordnung betreffend. 
Der hohen Kammer am 6. May. d. J. fammt Be: 
richt übergeben, und einverftanden mit dem Heren Refes 
renten, fammt dem Beyſatze: 


„daß die Freylaffing von Gemeindebienften nur 
für die nächften ſechs Jahre ftatt finden Fönne, 
und 

daß für die Folgezeit bey wieder erfolgter Wahl 
diefes Gemeindeglieded, welches nur dieſe ſechs 
Jahre überfprungen habe, daſſelbe die ihm aufs 
neue übertragene Amtöftelle zu übernehmen ver: 
bunden fey, da denn doch in mancher Gemeinde 
Mangel an ſolchen Männern ftatt finden möchte, 
welche dad volle Zutrauen der Gemeinde befäffen. 


Nr. 73. des Tagebuchs. 
Antrag des Herin Abgeordneten Spitzweg: 
dad Bermittlungdamt dc ET 
betreffend. 
Am 7. September d. 3. der hohen Kammer über: 
geben mit dem Befchluffe des Auafchuffes, daß nad 
"dem Gutachten des Neferenten, Herrn Bösner der 
Antrag auf fich zu beruhen habe, da er ald überflüffig 
erfcheine, indem bey der hevorftehenden Gefebgebung 
ohnehin darauf Rücfiht genommen werden müffe, wie 
dieß der Entwurf der Prozeßordnung Seite 267 deut 
lich nachwieſe. 


Nr. 13, des Tagehuches. 

Antrag des Herrn Abg. Grafen von Seindheim: 
die Einführung der Landräthe in den fieben Altern 
Kreifen ded Reiches betreffend, 

Nr. 14. des Tagebudhes. 

Antrag ded Herren Abgeordneten Ziegler: 

denfelben Gegenftand betreffend. 
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Pr. 81. des Tage buches. 


Entwurf eines Geſetzes über die Einführung 
Landräthe in den fämmtlichen Kreifen des Kö 
nigreichs. 


Hieruͤber wurde am 25. May d. J. der hohen Kam⸗ 
mer vom Audfchuffe Bericht erftattet, und diefelbe hat 
den Entwurf unterm 30. May d. J. cum acclamatione 
angenommen. Die weitern Verhandlungen über diefen 
. Gegenftand mit der Kammer der Neicheräthe finden in 

Nr. 110- ded Tagebudes, 
| Modififationen der Kammer der Keihöräthe 
zu dem Gefegentwurfes über die Einführung der Land: 
räthe, 
ferner 
Nrr 118. des Tag ebuches, 

Ruͤckaͤußerung derfelben auf die Beſchluͤſſe der 
Kammer der Abgeordneten zu den Modiflfationen der er: 
ften Kammer 

„über die Landräthe‘‘ 
unterm 3. September d. J. | 


und endlich 


Pr. 125. des Tagebuches. 

Zweyte Nücdäußerung der Kammer der Reichs— 
zäthe zu den Modififationen über den Gefegedentwurf 
„die Randräthe betreffend unter dem6. September d. J. m 
ihre Erledigung, und ihr trauriged Schidfal ift der ho⸗ 
ben Kanımer zur Genüge befannt. 
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Nr. 15. des Tagebudeb. 


Antrag des Herrn Abgeordneten Lechner: 
auf Reviflon der alten, oder Einführung einer 


neuen Dienftbotenordnung. 
. Nr. 16. des Tagebuched, 


Antrag des Herren Abgeordneten Herrn v. Reindl: 
| denfelben Gegenftand betreffend. 


Nr. 36. des Tagebuches. 
Antrag des Herren Abgeordneten Grandauer: 
den nämlichen Gegenftand betreffend. 


Wurden unterm ao. April d. J. fammt Bericht der 
hohen Kammer übergeben, und von derfelben in Bera: 
thung gezogen, und darüber. Befchluß gefaßt. 

Nr. 17. des Tagebuches. 


Antrag des Herrn Abgeordneten Mäpler: 
die Erneuerung und Bollziehung der bayerifchen 


Landeögefege und Mandate, welche die Sonn 
tagsfeyer belangen, betreffend. 
Nr. 26. des Tagebudes, 
Antrag des Herrn Abgeordneten Mofer: 
auf Verminderung der Freynaͤchte. 
Pr. 53. des Tagebuches. 
Antrag ded Herrn Abgeordneten Dörfler: 
auf gefegliche Wiedereinführung obrigkeitlicher Ruͤ⸗ 
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gen wegen aufferehelichen Schwängerungen, be: 
fonders in wiederholten Fällen zum Behufe: mo: 
ralifcher Beſſerung —— , inſonders des 
weiblichen Geſindes. 


Nr. 71. des Tagebuches. 


Antrag des Heren Abgeordneten Geisler: 


Nevifion des alten, oder Einführung eines neuen ° 
©ittengefeßes betr. 


Nr. 76. des Tagebucdes, 


Antrag des Herren Abgeordneten Abbe: 
dad Ueberhandnehmen des Lafters der Unzucht 


bey dem Bolfe, und die eo. anzuwendenden 
Mittel betr. 


Die Berichte hierüber find unter dem 24. April und 
20. Juny der hohen Kammer übergeben, und derfelben 
vorgetragen worden. Jedoch find fie ohne weitere Be: 
rathung und Befchlußnahme geblieben, 


‚Nr. 28. des Tagebuches. 
Antrag ded Herrn Abgeordneten Ziegler: 


eine nähere Beftimmung und genauere Vollzie⸗ 
hung des Geſetzes Hinfichtlih der Verhältniffe der 
jüdischen Glaubensgenoffen betreffend, 


Nr. 54. des Tagrbüces, 
Antrag der Heren Abg. Löfch und Endres: 


auf Anwendung ferenger Maßregeln gegen den. 
verderblichen Wucher der Juden. 
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Nr. 77. des Tagebudes. 


Antrag ded Herren Abgeordneten Geidler: 
die Aufrechthaltung der feit Sahrhunderten im Un: 
termainfreife, fo wie auch in andern Kreijen bes 
ftehenden Maßregeln gegen den Judenhandel be: 
betreffend; | 
find unter dent 27. Auguft d. % dem hohen Kammer: 
präfidium übergeben worden, und mit dem Beſchluß: die 
fraglichen Anträge feyen den betreffenden Staats mini⸗ 
ſterium zur geeigneten Beruͤckſichtigung zu empfehlen. 


Nr. 66, des Tagebuches. 


Antrag ded Heren Abgeordneten von Anns: 


das Haufieren und Schacherweien der Juden be: 
. treffend, 


mit denfelbigen Befchluffe erledigt. 
Nr. 121. des Tag buches. 


| Antrag des Herrn Abgeordneten, Grafen von 
Seinsheim: | | 
auf Unterftägung der Wittwenanftalt für, Patti: 
monialgerichtöhalter, 
fand in den Berathungen über dad Budget, und in den 
Beſchluͤſſen Über diefen Gegenftand feine Erledigung. 


Nr. 109. des Tagebuches. 


Antrag des Heren Abgeordneten Spigweg: 
auf Abänderung ded Ediftd über die Berfaffung 
und Verwaltung der Gemeinden, 


wurde unterm 24. Auguft d. 3. dem hohen Kammerpraͤ— 
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fidium fammt Bericht und Beſchluß übergeben, daß der 
Antrag. dem Föniglichen Staatdminifterium des Innern 
zur geeigneten Berüdfichtigung zu übergeben fey, da erſt 
dann eine grundhaltige Entfchliefung hierüber eintreten 
fönne, wenn die Angaben des Antragftellers gehörig fon: 
ftatire find. | ' 


Nr. 22. des Tagebuches. 


Antrag des Herrn Abgeordneten Betterlein: 
auf Befchränfung des Peräquationdgefeges in ſei⸗ 
ner ruͤckwirkenden Eigenfchaft, 


wurde fammt Bericht und Beſchluß der hohen Kammer 
am 7. April übergeben, yon derfelbigen berathen, und 
darüber Beſchluß gefaßt. | 


Die Verhandlungen mit der Kammer der Reichsraͤthe 
finden im | 
Nr. 111. des Tagebuches. 


Mobiffationen der Kammer der Reichsraͤthe 
zu dem Peräquationögefege, | 


und in | 
Nr. 119. des Tagebuches. 


Rüdäußerung der Kammer der Abgeordneten zu 
diefen Modififationen, 


ihre Erledigung. 
Nr. 25. des Tagebuches. 


Antrag des Herrn Abgeordneten Hörhamer: 
den Hopfenzehent betreffend, 


“wurde unterm 1. May d. 3. ſammt Bericht und Be- 


-. 
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ſchluß der hohen Kammer übergeben; von derfelbigen be: 


rathen, und darüber Beſchluß gefaßt. 
| Nr. 33. des Tag ebuches. 


Antrag des Heren Abgeordneten Käfer: 
die Verwandlung des Schulgeldes iin eine ſtaͤn⸗ 
dige Umlag betreffend. 

Hierüber wurde am 9. April d. J. vom Herrn 
Abgeordneten Endres im Ausfchuffe Bericht erftattet, 
derfelbe unterm ı3. April d. 5. dem hohen Kanımerpräs 
fivium übergeben, von der Kammer berathen, und dar— 
über Beſchluß gefaßt. 

Pr. 40. des Tagebuches. 
Antrag ded Herrn Abgeordneten Jäger: 

auf Feftftellung der Konfurrenzpflichtigfeit zu Kir⸗ 
ſchen- und Pfarrhausgebaͤuden im Untermain: 

kreiſe. 

In gemeinſchaftlicher Berathung mit dem erſten 
Ausſchuſſe wurde beſchloſſen, daß der Gegenſtand auf 

ſich zu beruhen habe. | 


Nr. 56. des Tagebuche 
Antrag des Herrn Abgeordneten Lehmus: 
die Erigenzbeyträge der Stiftungen betreffend. 
Wurde gemeinfchaftlich mit dem zweyten Ansfchuffe 
in Berathung gezogen, und bey den Berhandlungen über 
das Budget in der hohen Kammer berückfichtiget. 
Pr. 61. des Tagebuches. 


Antrag des Herrn Abgeordneten von Anus: 
dad Einguatirungsfpftem in Friedenszeiten betr. 
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Nr. 70. des Tagebudhes. 


Antrag des Herren Abgeordneten Ziegler: 
auf ausreichende Vergütung der VBorfpannsleiftung 
für fönigliches Militär aus dem Militäretät ꝛc. 
wurden unterm 13. und 21. May d. 5. fammt Bericht 
und Beſchluß dem hohen Kammerpräfidium übergeben. 


Nr. 75. des Tagebuches. 


Antrag des Herrn Abgeordneten Silbermann: 

* auf Einführung einer allgemeinen Stollgebuͤhren⸗ 
und Leichenordnung ꝛc. 

Wurde unterm 2. Juny d. 3. fammt Bericht und 


Beichluß des Ausfchußes dem hohen Kammerpraͤſidium 
uͤbergeben, daß naͤmlich: 


der vorliegende Antrag ſammt dem Vortrage durch 
daſſelbe dem koͤniglichen Staatsminiſterium des 
Innern uͤbergeben, und dieſes erſucht werde, 
auf den beantragten wichtigen, das Wohl der koͤ— 
niglichen Unterthanen ſo nahe beruͤhrenden Ge— 
genſtand den geeigneten Bedacht zu nehmen. 


Ne. 64. des Tagebuchs. 


Uebergabe einer Abbildung der Kettenbruͤcke, welche 
in Nürnberg 1826 erbauet wurde, durch den Herrn Ab: 
geordneten Merkel. 


Wurde von dem Ausfchuffe mit dem gebührenden 
Danfe erfannt, und es foll die Darlegung derfelben 
in dem Protofolle bemerft werden. 

Ne. 86. des Tagebuches. 
Vorlage mehrer Berhandlungen über den Kreditver: 
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ein zur Vervollſtaͤndigung der Altten über dieſen Gegen⸗ 
genſtand durch den Abg, Frhr. von Cloſen, und 


Nr. 106. des Tagebuches. 
Uebergabe eines Planes der landwirthſchaftichen 
Anſtalt deffelbigen, 
wurden mit danfbarer Anerkennung angenommen, und 
dem erften Ausichuffe brevi manu zur Einficht mitge: 
theilt, übrigens zu den Alten gelegt. 


Nr. 18. des Zagebuches. 
Antrag des Hern Abgeordneten Endres: 


authentifche Erläuterung des bifchöflich wuͤrzbur⸗ 
gifchen Kleezehentgefeges vom jahre ıBo2 betr. 


Sm Einverftändniffe mit dem Herrn Referenten be: 
ſchloß der Ausfhuß, daß diefer Gegenftand dem Fonigl. 
Staatsminifterium zur Prüfung und Erledigung hinüber 
zu geben fey, welches gewiß nicht entftehen werde, den 
Beſchwerden, wenn ſolche begründet erfunden werden, 
auf geeignete Weiſe abzuhelfen, oder wenn nur auf dem 
Mege der Geſetzgebung geholfen werden koͤnne, feiner 
Zeit das Geeignete in Antrag zu bringen, 


Der Gegenftand blieb übrigens ohne Vortrag und 
Beichlußfaffung in der hohen Kammer, 
Ir. 2% des Tagebuches. 
| Antrag fämmtlicher Abgeordneten des Rhein— 
freifeß: Ä 
auf Abanderımg des im Nheinkreife eingeführten 
‚ Konferiptionsgefeges. 
Am 19. April befchloß der Ausſchuß, diefes Exhibit, 
welches eine Abänderung des Gefetzes beabfüchte, an das 
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foniglihe Staatsminifterium des Innern unter Erbit⸗ 
tung nöthiger Auffchlüffe hinüber za geben. 


Nach dem Antwortöfchreiben des Foniglichen Staats; 
minifteriums des Innern vom 30. April des Inhalts, 
daß diefer Gegenftand dafelbft fort und fort beſchaͤftiget 
werde, daß er aber zur Zeit noch nicht zur gänzlichen 
Erledigung hätte gebracht werden koͤnnen, ftellte der 
Herr Referrent Graf von Preyfing in der Ausfchnf: 
figung vom 3. May das Gutachten, daß unter diefen 
Umftänden die Sache auf fid) zu beruhen habe, wor: 
auf der Ausfchuß befchloß ; 

„der hohen Kammer fey zubegutachten, daß durch 
dad Kammerpräfidium das koͤnigliche Staatsmi⸗ 
nifterinm des Innern um die Befchleinigung der 
Reviſion dieſes Gefeßed um fo mehr zu erfuchen 
fey, als ſchon im Jahre ı8ıg die Kammer der 
Abgeordneten hierauf den Antrag geftellihabe.“ 


Am 18. May wurde Bericht und Beſchluß an die 
hohe Kammer zwar übergeben, von derfelben aber nicht 
mehr in Berathung gezogen. 


Nr. 3m des Tagebuches. 
Antrag ded Herrn Abgeordneten Thinned: 
gegen die projeftirte Vereinigung der Schulen ohne 
Unterfchied der Konfeffionen. 

Konform mit dem Berichtöerftatter Herrn Abgeord: 
neter Endres fand der Ausfchuß Fein Hinderniß Seine 
Majeftät den König zu bitten; = 

„daß fraglihe Schulgefeg von 1815 auch auf 
den Rheinkreis unter den Beftimmuugen rechtli- 
her Ausfcheidung nach deu früheren Befigtiteln 


anzuwenden: jedoch eigne fi) die Sache mehr. 
für den Adminiſtratiousweg, ald für bie Kammer; 
daher fey fie dem hohen Kammerpräfidium mit 
der Bitte zuzuftellen, dafjelbe wolle fie dem koͤn. 
Staatäminfterium ded Innern zur Erledigung 
dringendft empfehlen. “ 

Wurde fonady ohne Verhandlung an das önigliche 

Staatsminiſterium des Innern abgegeben. 


- Nr. 49. des Tagebuches. 
Antrag des Herrn Abgeordneten von Faßmann: 


Ausrottung der fabrizirten oder fogenannten Me: 
lognerweine aus dem bayerifchen Wocinhanbel 
betreffend. 


Da -in diefem Betreffe bereits hinlängliche Für: 
forge von der Föniglichen Regierung des Untermainfrei: 
ſes offen ſey, ſo wäre der Antrag dem Föniglis 
chen Staatsminifterium ded Innern zur geeigneten Be: 
ruͤckſichtigung zu empfehlen, um die Yublifation Ahnli: 
her Verfügungen aud) in andern Kreifen zu veranlaffen, 
wo der Handel mit ne Meine Statt finden 
möchte. 


Bericht und Beſchluß am 25. Auguft- der hohen 


Kammer übergeben, von derfelben aber nicht mehr. berathen 
worden, | 


Nr. 50. des Tagebuch es. 
Antrag des Herrn Abgeoröneten Frank: 
wegen zweckmaͤßigern Masregeln gegen Feuers 
bruͤuſte in den Srädten und auf dem Lande betr. 
Der Ausſchuß befchloß diefen Antrag lediglich dem 
koͤniglichen Staatöminifterium des Innern. zur geeigne: 
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ten Beruͤckſichtigung zu empfehlen, da bie darin aufge⸗ 
ſtellten Deſiderien der zureichenden Belege ermangeln. 


Am 30. Auguſt geſchah die Uebergabe des. fragli⸗ 
chen Gegenſtandes an das hohe Kammerpraͤſidium. 


Nr. 55. des Tagebuches. . 
Antrag des Heren Abgeordneten Lehmus: 


die Verwaltung der Lokalkirchenſtiftungen betr. 


Der Ausſchuß war allgemein einverftanden mit dem 
Referenten; die Eingabe des Deren Abg. Leh mins fey dem 
fönigl. Staatdminifterium des Innern durch das Kame 
merpräfidium zu dem Ende mitzutheilen, um bey der 
Revifion des Gemeinde» Edifres vom 17. May 1818, 
welches ohnehin einer Abänderung auch in Beziehung 
auf andere Punkte demnächft unterliegen diirfte, auf die 
Gleichftellung der Pfarrer in Städten und Märkten, wo 
Magiftrate beitehen, mit einen in den NRuralgemeinden 
ruͤckſichtlich der Theilnahme an der Verwaltung des Kos 
Fal = Kirchenvermdgens geeigneten — nehmen zu 
wollen. 


Der am 14. May mit Bericht abergebene Veſchluß 
kam in der hohen Kammer nicht mehr zur Berathung. 


Mr. 58. des Tagebuches. 
Antrag des Herrn Abg. Rinecker: 


Feſtſetzung eines Maximums der Geireidpreiſe in 
Verbindung mit der Aufſpeicherung der fämmtlis 
chen Getreidvorräthe, und Reduftion eines Theils 
der Geldbefoldungen in Getreid, als Foͤrderungs⸗ 
mittel zur Steigerung der Getreidpreife, Erhd⸗ 


vun, Beylagenband. 36 


; — 
hung der en. und Belebung der Ge: 
werbe. 


Der Ausſchuß beſchloß „‚der hohen Kammer ſey zu 
begutachten, daß dieſer Antrag als nicht ausführbar auf 
fih zu — habe. 

Nr. 80. des Tagebuches. 


Entwurf eines Geſetzes uͤber die Behandlung der 
Diſtriktsumlagen. | 


Der Bericht hierüber wurde unterm 28. May ſammt 
dem Ausſchußbeſchluſſe von demſelben der hohen 
Kammer übergeben, unterm Zoten vorgetragen, und 
darauf in derſelbigen Berathung Beſchluß gefaßt. 


Die Verhandlungen mit der Kammer der Reiche: 
säthe über diefen Gegenftand finden in 
Pr. 114. des Tagebuches 
Modifikationen der Reichsräthe über den Gefehes: 
entwurf über Diftriftsumlagen, 


dann in 


Mr. 120. des Tagebudes 
Ruͤckaͤußerung der Reichsraͤthe zu den Befchlüfen 
der zweyten Kammer über deren Modififattonen, — und in 
e ' Nr. ı22. des Tagebuches | 
zweyte Ruͤckaͤußerung über bie Modifikationen zu 
Diftritröumlagen, 
| ihre Erledigung. 
Nr. 87. des Tag ebuches. 
- Entwurf eined Geſetzes über die Heimat, 
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Hierüber wurde der hohen Kammer unterm 30. Juny 
Bericht erjtattet, in derfelben vorgetragen, berathen und 
Beichluß gefaßt. 

Die Verhandlungen mit Pe Kammer der Reiger 
räthe erledigen ſich durch 

Nr. 115. des Tagebuches 

Mopififarionen der Kammer der Reichsraͤthe zu den 

Gefegesentwurf über Heimath, und 
Mr. 123. des Tagebuches 

Ruͤckaͤußerung der Kammer der Reichöräthe über 
bie Beſchluͤſſe der Kammer der — zu den obi⸗ 
gen Modifikationen. 

Nr. 88. des — | 

Entwurf eines Geſetzes uͤber die Anfäßig ma⸗ 
chung und Verehelichung. | 

Bericht hierüber fammt Ausſchußbeſchluß wurde 
unterm 30. Juny der hohen Kammer übergeben, darauf 
Vortrag erftatter, der Gegenftand von ihr berathen, und 
darüber Beſchluß gefaßt. 

Die Verhandlungen mit der Kammer ber Reiche 
räthe erledigen ſich in 

Pr. 116. des Tagebuhes 

Modifikationen der Kammer der Reichsräthe zu dem 

Geſetzesentwurfe über Anfäßigmahung, und in | 
Nr. 124. des Tagebuded 

Ruͤckaͤußerung der Kammer der Reicheräthe auf bie 
Beichläffe der Kammer der Abgeorbneten zu den obigen 
Modifikationen. 

| Nr. 89. des Tagebuches. 
Entwurf eined Gefeßed über die Grundbeſtimmun⸗ 
36 * 
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gen für das Gewerb weſen in den fieben älteren Krei: 
fen des Koͤnigreichs. 


Bericht ſammt Beſchluß des Ausſchuſſes wurde am 
Zor Juny der hohen Kammer übergeben, der Gegenſtand 


in derfelbigen berathen, darüber Beſchluß gefaßt: 
Die Verhandlungen mit der Kammer der Reichd: 
raͤthe erledigen ſich in 
Mr. 112. des Tagebuches 


Modifikationen der Kammer der Reichsraͤthe zu dem 
ET über das Gewerbwef en, und 


Nr. 117, des Tagebuches 
Ruͤckaͤußerung der Kammer der Reichsraͤthe auf die 
Beſchluͤße der Kammer der Abgeordneten zu obigen Mo⸗ 
difikationen. 
Nr. 113. des Tagebuches. 


Zuſtimmnung ‚der Kammer ber Reichsraͤthe zu dem 
Beſchluͤſſen der Kammer der Abgeordneten über den Ans 
trag auf eine neue Dienfibotenoronung. 


Die Anträge und Eingabens 


Ir. 19. des Tagebuches. 
Vorſtellung des Stadtmagiftratd Paßau, 
die Erigenzbeyträge aus dem Gtiftungd= und 
Kommunalvermdgen betreffend. - 


Nr. 20. de s Tagebuches. 


Antrag des Archiosbeamten Kluͤber, 


gegen den willkaͤhrlichen Gebrauch von Lehrbuͤ⸗ 
chern auf den bayeriſchen Univerſitaͤten. 
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Nr. a1. des Tagebuches. 

Borftellung des Pfarrers Nehr, 

über die Gefindeordnung. 
Nr. 34. des Tagebuches. 

Des Magiſtratsraths Fahrnbacher, 

Entwurf einer National-Leihebank. 
Nr. 35. des Tagebudes. 

Mehrerer Ruralgemeinden im Oberbonaußreife, 
Vorſchlag über die zes für 
Sand ärzte und Hebammeir, 

Nr. 43. des Tagebuches. 

Geſuch des Pfarrers Wolf zu Kleinrindernfeld, 
um authentifche Erklärung des wuͤrzburgiſchen | 
Landesgeſetzes über den Kleezehent, 

| | Mr. 44 des Tagebuches. 
Eingabe des Gerichtsarztes Peßenbach er zu Erding, | 
über dad dortige Krankenhaus. 

. Mr. 46. des Tagebuches. 

Anzeige des Schneider von Kleinficcht, 
über wichtige Stantönachtheile. 
Nr. 47. des Togebuches. 

Eingabe des Pfarrers Hedel, 
über Mangel der Dienftboten auf dem Lande, 


- Nr, 48. des Tagebuches. 


Vorftellung des Frhru. v. Pelkhoven, 
Erhebung des Schulgeldes betreffend. 
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Nr. 59: d ed Tagebuches 
Beſchwerde der Gemeinden des kandgerichts S ch wa b⸗ 
muͤnchen, 


wegen a a aus der ehemaligen 
Peraͤquationskaſſe. 
Nr. 60. des Tagebuch es. 
Vorſtellung mehrerer Bierbräuer des Negenkreifes, 
die Regulirung des Preiſes für das Ganterbier 
. nach einer gleichen Pfenningzapl. 
Nr. 63. des Tagebuches. 
Bitte des Profefor Roͤckl zu Dillingen, 
um Mitwirfung zur Abfaffung und Herſtellung 
einer Statiſtik von Bayern. 


Nr. 82. des Tagebuches. 

Eingabe des Landgerichtsaſſeſſors Miltner, 
Beytrag zu den Berathungen uͤber den .. 
zu Gemeindeumlagen., 

Nr. 83. des Tagebuches. 

Vorftelung der Branntweinbrenner in Münden, 

die Aufhebung des Gewerbzwanges betreffend, 
Nr. 84. des Tagebuches. 

Bitte des Profefford Dertel, 
um Berathung über den Nothftand der Gelehr⸗ 
tenſchulen. 

Nr. 85. des Tagebuches. 
Vorſtellung des Buchhaltungsgehuͤlfen Kirchner, 


Umwandlung der perſonellen bürgerlichen Konzef: 
ſionen in reale Gerechtigkeiten betreffend. 
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. Nr. 91. ded Tagebuches. 
Bitte der Gemeinde Steinfeld, 
um Aufhebung der großherzoglich : badenfchen und 
Einführung der wärzburgifchen Ruͤgordnung. 
Nr. 92. des Tagebuches. 
Bemerkungen des Pfarrers Koͤnigsberg er, 
uͤber die Haupturſachen des Dienſtbotenweſens. 
Nr. 93. des Tagebuches. 
Bemerkungen des vorigen Pfarrers Königsberger, 
über den Schulzwang, | 
Nr. 94, des Tagebuded. 


WVorſtellung der Hebamme Porzeltin, 


Einführung einer Ordnung und Hebammen : Die 
ſtrikte betreffend, | 


Nr. 95. des Tagebudes. 
Vorſtellung des Revierfdrfterd Eichberg, 
wegen Errichtung eines Monumentes auf Ober: 
wittelsbach. 
Nr. 96. des Tagebuches. 
Bitte des Nadelhofsbeſitzers Bruͤgel, 
um Reviſion des Kulturgeſetzes. 
Nr. 97. des Tagebuches. 
Bemerkungen des Pfarrers Koͤn ig Sberger, 
über Freynaͤchte. 
Mr. gb. des Tagebuches. 


Wuͤnſche deffelben Pfarrers, 
um Herftellung des geiftlichen Kredits. 
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Nr. 99. bes Tagebuches. 
Bemerkung des nämlichen Pfarrers Königsberger, 
über Arrondirung der Pfarreyen. | 
Nr. 100. dles Tagebuches. 
Bemerkungen deſſelben. 
uͤber die Sonntagsfeyer. 


Mr. 101. des Tagebuches. | 


Eingabe mit einer N bes Hofraths Ezis 
bad zu Badenheim, 


die Heilguelle zu Goldbach betreffend. 

| Mr. 102. ded Tagebuches. 

Vorſtellung des Kooperators Mosbauer zu Otzing, 
uͤber Situirung der katholiſchen Huͤlfsprieſter. 


Nr. 103. des Tagebuches. 
Bemerkungen des Pfarrers Koͤnigsberger, 
uͤber die Langſamkeit der Polizey im — 
kranker, heimathsloſer Perſonen. 
Nr. 105. des Tagebuches. 
Vorſtellung des Gemeinde⸗Ausſchuſſes von Wei: 
fchenfeld, Ä 
“den Ei eined Landgerichts betreffend; 
wurden, da fie weder von Mitgliedern der hohen 
Kammer herrührten, noch von denfelben übernonmren und 


vertreten worden find, dem dritten Ausfchuffe zwar zur 
Einfiht mitgerheilt, übrigens aber ad acta gelegt. 


- Die übrigen wenigen Numern find Cinläufe des 
Kammerpräfidiums und Minifterialreferipte, 


\ J — 
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Da Fein weiterer Antrag an ben britten Ausfhuß 
zur Prüfung und Berathung gekommen war, fo glaubt 
derfelbe, hiemit die ihm gewordene Aufgabe geldsr, und 
alle Arbeiten, welche ihm zugefertiget worben ſind, er⸗ 
lediget zu haben. 


Derſelbige ſpricht endlich hlemit der hohen Kammer 
der Abgeordneten den waͤrmſten Dank aus für das Zus 
trauen und die Unterftägung, welche ihm von derfels 
ben geſchenkt worden find, und geht mit dem gettoften 
Bewußtſeyn auseinander, daß er, frey von jeder felbfts 
füchtigen Rädfiht nur das allgemeine Wohl im Auge 
behalten, und fid) der ihm gewordenen Ehre und des Vers 
tiauend nad) Kräften würdig gemacht habe, 


za den 7. Sept, 1825, 
Endred, Sekretaͤr. . 
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Beylage COXXXX. 
FR (8). XI. der Verhandl. 7ofte Sitzung. S. 628.) 


Aa der — der Reichsraͤthe, das Zollgeſet 
betreffend.) 


Die | 
Kammer der Reihöräthe 
au die 
Kammer der Abgeorbneten. 


Die Kammer der Reichsraͤthe glaubt der Kam: 
mer der Abgeordneten auf Dero gefälliges Kommunikat 
dd. et praes. 6ten dieß das Zollgefe betreffend, fols 
gendes erwiedern zu follen. 


I, 


Ad XII Dem jenfeitigen Antrage ad lit. r ertheilt 
die Kammer der Reichöräthe ihre Zuftimmung. 


II. 


Ad XX. Dem Antrage ad 2. glaubt die Kammer der 
Heichöräthe die Zuftimmung verweigern, und auf ihrem 
Beichluffe vom 4ten dieß beftehen zu müffen. 


1. 


Was den Wunſch sub w anbelangt, erachtet die 
Kammer der NReichsräthe, daß der erſte Theil deffelben, 
nämlich die Vernehmung der Kandräthe, — deren Entifte: 
hen die verweigerte Zuftimmung der zweyten Kammer 
zu den bieffeits beantragten Modififationen für dermals 
befeitiget hat, — zu den ftattfindenden Verminderungen 
des Meggeldes, — von fich felbft beruhe; was binges 
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gen den zwenten und dritten Theil bes» —— Wun⸗ 
ſches w betrifft, naͤmlich 


2) daß bey ſtattfindender Minderung des Weggeldes 
im Innern, eine gleiche Beguͤnſtigung der Straßen, 
in allen Kreifen Statt finde,. und 


3) daß die erheilten Begünftigungen oͤffentlich bekannt 
gemacht werden, erachtet die Kammer der Reichs⸗ 
raͤthe dieſen zwey Beſtimmungen des Wunſches sub 
lit, w allerdings ihre Zuftimmung ertheilen zu 
koͤnnen. 
Mit ausgezeichnetſter Hochachtung 
München, den 7. September 1825. 


Der erfte Praͤſident. 
Fuͤrſt v. Wrede. 


C. Graf v. Leyden. 
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Beylage CCXL- 
(Bd. XI, der Verhandl. 7ofte Sitzung. S. 628, 


Sefammtberfhlug der Stände des Reiches, 
(das Zollgefeg betreffend.) _ 


| Allerdurchlauchtigſter, Großmaͤchtigſter Koͤnig! 
Allergnaͤdigſter König und Herr! 


Die allerunterthänigft treugehorfamften Stände des 
Meichee haben den au fie gebrachten Entwurf eined Ges 
fees, das Zollwefen betreffend, nur unter folgenden 
ollerehrfurchtövolleft vorzufchlagenden Abanderungen ihre 
Zuftimmung ertheilen zu Tonnen, geglaubt: 


| 1. 
Daß im $. 2. Abſatz 2. feftgefegt werde: 
„jede Erhöhung oder Verminderung der Eingangse 
zblle koͤnne nur bis zur nächften Berfammlung der 
Stände des Reichs dauern, wo die getroffenen 
Abänderungen der einzelnen Zollfege entweder die 
geſetzliche Beftätigung erhalten, oder im alle 
diefe nicht erfoigen würde, mit dem Schluffe der 
Sitzungen beyder Kammern wieder. aufzuhdren, 
und der Buchflabe des Zollgefeges wieder einzus 
treten habe.“ _ . 


1, 


Zugleich bringen die alferunterthänigft treugehorfams 
ften Stände des Reichs nachfolgende Anträge im Bezug 
auf den vorliegenden Gefegesentwurf an Seine Kbds 
niglihe Maieftät, welche fie für den Staat vors 
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theilhaft und autlich halten, mit der allerehrfurchtsvoll⸗ 
ſten Bitte, denſelben die Königliche BE zu 
ertheilen: 
Nämlich 
a) daß im $. 1. ded Entwurfed ausgefprochen werde: 
) der Durchgangszoll fey auf allen jenen Straßenzis 
‚gen, welde 60 Zollftunden und darüber betragen, 
auf ı Hi. pr Inte. und Stund herabzufegen; 
8) der Durchgangszoll, möge dort, wo die Straßen 
umgangen werben Fünnen, ganz nachgelaffen werden; 
r) ed möge auf den Straßenziigen, weldhe 60 Zolls 
fiunden und darüber betragen, ein Minimum des 


Durchfuhrzolles von ı2 fr..pr, Zutr. feſtgeſetzt 
werden; 


5) die auf ſolche Weiſe zu — Straßen 
möchten alsbald bezeichnet werden, 


b) Die in der Beylage A, bezeichneten Artikel moͤch⸗ 
ten mit höheren Eingangszöllen belegt werden; ebenſo 


e) nachfolgende Gegenftände möchten bey der Einfuhr 
im ‚Allgemeinen oder nad) dem örtlichen Bedärfnifle 
mit höheren Zöllen belegt werden; 


1) fremdes Eifen, fiir welches wo möglich beftimmte 
Eintrittöfiarionen zu bezeichnen wären; 


3) fremdes Leder, wenn der Ausgangszoll fuͤr rohe 
Haͤute herabgeſetzt wird; 


5 ) auslaͤndiſche Nadeln; - 
4) Vitriol und Alaun; 
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5) gefchliffene Spiegelgläfer; 
6) Bretter zur Retorſion gegen die fächfifchen Lande; 


7) Wollentücher, Biber, Azor, — Halb⸗ und 
Ganztuͤcher; 


58) diejenigen auslaͤndiſchen Fabrikate überhaupt, wels 
he im Zulande genügend erzeugt werden, 


d) Dagegen mdchte der Einfuhrzoll vermindert werden: 


3) für alle rohe Produkte überhaupt, welche im Lande 
h nicht erzeugt werden, und den Sabrifanten zum 
Berriebe ihrer Fabriken unentbehrlich find; 


2) von der rohen Baumwolle; 


3) vom Baummollengarn für die Baummwollenfabris 
kanten; 


M vom Lecceroͤl und venetianiſcher Oelſaͤufe fuͤr die 
Fabrikanten, welche dieſe Gegenſtaͤnde beduͤrfen; 


5) von badiſch- und wirtembergifchen Weinen zum 
Behuf der Erleichterung des Ausfuhrs der bayer⸗ 
ſchen Weine nad) Baden und Würtemberg. 


e) Daß der Zollfaß für Tuch » Enden im Tarife ganz 
geftrichen und erflärt werde, diefe Enden feyen un: 
ter den Wollwaaren begriffen, und ee. diefen zu 
vergollen; 


f) daß zu $. 3. des Entwurfes der Ausfuhrzol für die 
‚in der Beylage zu demfelben unter Ziffer 362. lit. a, 
‚ausgeführten verarbeiteten Pferde: und Schweins⸗ 

- haare (Schweinöborften), wie bisher & 50 fr. pr. 
Zntr., gefeßt bleiben, wenn fie nicht ald Haarar⸗ 
beiten umter Ziffer 364 des. Zarifs zu ftellen find; 


\ 
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g) daß vom Unſchlitt der Ausgangszoll von 50 fr, (Zif: 
fer 1010, der Beylage zum Entwurf) auf 123 Fr. 
pr. Ztnr. gemindert werde; 


\ 


h) daß die in der Beylage B. verzeichneten Gegenftände 
mit geringeren Ausfuhrzolffäten belegt werden mdgen ; 


i) daß die in der Beylage C. genannten Gegenftände 
mit einem Ausfuhrzoll von 6+ fr. pr. Zntr. anges 
fegt werden; 


%) daß von nachfolgenden Grsnfänen der Ausfuhrzoll 
herabgefegt werde; 


a) von allem Fetten gleich dem Unfchlitt von 123 Fr, 
pr. Zutr., 


2) von Flach8 und Hanf für den Regen: und Unter: 
| donaufreis zu 25 fr. pr. Intr., i 


3) von rohen Häuten von Hausthieren zu 50 Fr, pr. 
Zentner, 


D) von Hautabfällen und Schafwolle zu 25 Fr. pr. 3tnr., 
9) von Flocken und Abfaͤllen von Wolle a 104 fr. 
pr, PR 


6) von Bau: Werk-⸗ Stamms und gefchnittenen Hl 
an den dftlichen und füdlichen Grenzen des Kb: 
nigreichs, ind DBefondere auf der Donau auf 
4 oder 4 der bisherigen Belegung, 


7) von Tifchlerholz auf die Hälfte des s bisherigen Aus⸗ 
fuhrzolles, 


8) von Schiffen im Untermainkreiſe, 
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9) von Wachslichtern gleich dem Wachſe m 6: Er, 
pr. Zentner, 
10) von Pferd und Fohlen im Süden des Oberdonau⸗ 
kreiſes, 
11) von Kohlen eben daſelbſt. 


| l) daß die Schmelztiegel bey der Ausfuhr vom 1 Bol 
ganz freygelaffen werden; 


m) daß ausländifhe Waaren, wenn von dieſen der 
Eingangszoll entrichter ift, im Falle fie wieder aus 
dem Lande gehen, gleich —— behandelt 
werden; | 

n) daß ed der Regierung freygegeben fey, auch hins 

ſichtlich der Ausfuhrzoͤlle Abaͤnderungen unter den 
für die Einfuhrzölle im Gefege aufzunehmenden Ber 
ftimmungen und Borausfegungen zu verfügen; 


0) daß dad Weggeld im inländifchen Verkehr auf 1 Pfen: 
| ning vom Zentner und Stunde ferner belaſſen werde; 


p) daß es der Nenierung überlaffen fen, dort, wo es 
ihr erfoderlich fcheint zu Vefdrderung der Ausfuhr 
inländifher Produfte und Fabrikate das Weggeld 
‚ganz zu erlaffen; 


q) daß, im Falle das bisherige Meggeld für durchge⸗ 
hende Güter nicht beybehalten werde, die tranſiti⸗ 
renden Güter auf langen Straßenftreden mit einer 

Averſionalabgabe ‚von hoͤchſtens ı2 Fr. pr. Zentner 

belegt, und ed dem Fuhrmanne überlaffen werde, 
ob er diefes Averfum, oder ob er das normalmäßige 
Megaeld entridhten wolle; 


r) daß bey Berechnung bed Meggeld: und des Trans 
ſitozolles für die einzelnen Straßenſtrecken eine fefte 


Se 


Baſis beftimmt, und die Bruch = und Hellerberech⸗ 
nungen zur Erleichterung. der Manipulation vermie⸗ 
den werden; 


s) daß die im Zollgeſetze sum .an. Suly — F. 55. 
ausgeſprochenen ae de bei 
fteben; 


ss) daß bey — Verminderungen bes Weg⸗ 

geldes im Innern eine gleiche Beguͤnſtigung der 
Straßen in allen Kreifen Statt finde, uud daß die 
ertheilten Beguͤnſtigungen difentlich bekannt gemacht 
werden; 


t) daß die Titel der den Kommunen bersifigten Pfla⸗ 
fter- und Brücenzdlle einer Reviſion unterivorfen, 
und dort, wo fein Rechtstitel für derley Abgaben 
beiteht, oder wo ber beftändene bereits erloſchen iſt, 
dieſelben ohne Entſchaͤdigung aufgehoben werden; 


u) daß im $. 6, des Geſetzesentwurf ausgefprochen 
werde: 


) Es ſey gegen jene Linder, in welchen bayer ice 
Hanbluugsreifende entweder gar nicht, oder. wenig: 
fiens mit beftimmten Waaren oder, Fabrifaten 
nicht zugelaffen werden, das TR * heob⸗ 
achten, und 


a) es ſey den Handlungsreiſenden und — 
bey Strafe der Konfiskation unterſagt, Waaren 
zum Verkaufe bey ſich zu fuͤhren. — 


v) daß der naͤchſten Staͤndeverſammlung geſetzliche Bes 
ı ftimmungen über firengere und fchnellerg Behande 
lung und Beftrafung der Zolldefrandationen ‚für den 
Schutz bed Handels zum Beyrathe vorgelegt. werden, 
VII. Beylagenband. 3 
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‚ Snzwifchen aber habe 


«) fhon dermalen das kdnigl. Staatdminifterium der 
Juſtiz dur ein Zirkular die Gerichtöbehorden 
und die Gerichtshoͤfe auf die ftrenge Anwendung 
der beftehenden Gefege über Zollvefraudationen, 
und auf die Beſtimmung ded Cod. jud. bar, 
Cap. 10. $. 3. Nr 10. in Beziehung auf das 
Beweiäverfahren und auf die Zuläßigfeit der 
Vernehmung der Zeugen von Amtöwegen in Sa: 
chen, bey weldhen das Dffentliche Intereſſe mit 
einſchlaͤgt, aufmerkſam zu machen; und 


8) es möchten bey der nächften Ständeverfammlung 
in den $$. 76. und 83. des Zollgefeges folche 
Abänderungen vorzufchlagen werden, welche geeigs 

met wären, die Hinderniffe zu befeitigen, die fich 

. bisher bezüglidy auf die Herftellung des Beweiſes 
verübter Zolldefraudationen und Einfhwärzungen 
gezeigt haben. 


w) Daß in den vorzüglichften Städten ded Reichs, ins 
Befondere in den Kreishauptftädten, dann zu Bam: 
berg, Nürnberg und Lindau Handelölammern zu 
dem Ende errichtet werden, um die Bildung von 
Handelögefellfchaften für die Beforderung der Auss 
fuhr inländifcher Erzeugniffe zu erzweden; 


3) daß die beftchenden Tarife fir das Abladen der 
Güter auf den Hallen eines Revifion unterworfen 
und vermindert werden; 


y) dag den haufirenden fächfifchen Blechwaarenhändlern, 

: den böhmifchen Juden und Bänderfrämern, dann 

den wuͤrtembergiſchen Haufirern der Zugang ins 
Reich gejperrt werde; 


\ 
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2) daß. Gefellichaften zu Vefdrderung des Handels in 
das Ausland möchten’ unterftüßt werden. 
In allertieffter Ehrfurcht erharren 


. München den 7. Sept. 1825, 
Euer Königlichen Majeftäe 


allerunterthänigft allerunterthänigft 
treugehorfamfte Kammer treugehorfamfte Kammer 
der Reichsräthe, der Abgeordneten, 
Fürft v. Wrede, Frhr. 0. Schrent, 
erfter Prafident. erfter Prafident, 
C. Gr. v. Leyden. | Häder, 


erfter Sekretaͤr. 


37,* 


Behlage A. 


Verzeichniß 
derjenigen 
—— und Manufakte, 
welche 


zu mehrerer Erleichterung der inlaͤndiſchen Fabrikanten fi: bey 

der Einfuhr zu höherer Belegung eigneten, und welche der 

Eönigl. Regierung zu geeigneter Berädfichtigung vom zweyten 
Aus ſchuſſe empfohlen werden. 


953. Strohgeflechte feine unverarbeitete. 
49. 845. Grobe Baftwaaren. 
75. — 76. Betten und Bettgewand. 

97 — vom ——— Blech. 


[av 


301. 172. 


| an: 27 Alles Konfect und Konditorwaaren, 
740: 961. 


560. 1112. 
234. Eſſig. 
251. 252. Bett: und Schreibfedern. 
367. Haarpuder. 
491. Kannuenbaͤckerarbeit. 
545. Verarbeitetes Kupfer; auch ohne Verzin— 
nung (ſobald es gewalzt und unter dem 
Hammer geweſen iſt). 
561. Leder. 


566. Leim. 
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572. Weiße Leinwand, da meift nur, feine eine 
kommt. | 

6123, Meblteig und Backwerk. 

657. Nadlerwaaren. 

673. Gemeine Dele. » 
695. Papier. 

770. Regenz= nnd Sonnenfairm = Arbeit 
850. Schlofferarbeiten — alle. 
860. Schmußwaaren. i 
867. Schuhmacherarbeit von gemeinen Leder. 
891. Seife und Seifenſiederwaaren. 
893. Seilerarbeit. 
901. Siebmacherarbeit. 
925. Sporerarbeit. 
963. Syrup. 
967. Tabadrippen. | 

1045. Gebleichtes Wach, \ 
1048. Wachstuch. 
‚122. Zwirn. 
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Beylage B. 


Verzeichniß 
derjenigen 
-Gegenftände, 


welde | 


auf geringere Ausfuhrzoͤlle zu ſetzen waͤren, theils als Aus⸗ 
fuhr-Gegenſtaͤnde, theils zur Erleichterung des Zwifchen: 
handele. | 


Allaun. 
100, 
* Bley. 
114. Bolus. 


243. | 
ur Sarbfräuter und Farbhdlzer. 1 
269. 
270. 


Fiſchbein. 


254. Federſpuhlen. 

272. Fiſchſchmalz. 

279. Fleiſch geraͤuchertes. 

459. Honig. 

493. Kartendiſteln. 
50b. Knoppern. 

512. Kleyen. 

513. Knoppern-Mehl. 


543. 
544. | Kupfer. 


800, Kleefaamen. 
581. Gemahlener Lohe. 
613. Mening. 
673. Oele, gemeine, inlaͤndiſche. 
773. Reis. 
799. Repsſaamen. 
861. Sumak. 
878. Schwefel. 
910. Spezereywaaren. 
980. Terpentindl. 
965 Tobackblaͤtter, inlaͤndiſche, rohe. 
997. Trippel. | 
1010. Unfclitt. 
1052. Waid. 
1045. Wachs, gebleichtes, 
1085. Wildpret. 
Reps und Rübfenfrucht. 
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’ 


Beylage C, 


Berzeibniß. 
dberjenigen 
Landesfabrikate und Manufakte, 
welche 


vom zweyten Ausſchuſſe zu 61/4 kr. vom Zentner Ausfuhrzoll 
| beantragt werden, | 


Baummollwaaren aller Art, Chofolade, Filzwaa— 
ven, Bronzarbeiten — Oalanteriewaaren — alle Baum: 
wollgarne — alle gefärbte Leinen und Wollengarne — 
alle Gladwaaren — Gold in Blerten, Bouillion ꝛc. — 
alle Sabrifate von Haaren (alle) Juchten, Kamma: 
cherarbeit, Kirfchnerarbeit, Kartätichen, Krämereywaas 
ren — Tiſchlerleim, Marchand de mode: Arbeit, Meffing« 
waare, Dele, optiihe Waaren, Pelzwaaren, Porzellain: 
waare, Petſchierwachs, Potaſche, Regen: und Sous 
nenfhirmarbeiten, Saiten, Scheidwaſſer, Schmalten, 
Schreibmaterialien, Seide und Seidenwaare, Seife ıc. 
Seifenfiedermaare ꝛc. Siebmacherarbeir, — Silber in 
Blerten — Sulzen und Syrup — Spiegelfolien, Theer, 
Thran ꝛc. Wachhszieherarbeit, Wachötafent, Wahstuh — 
Aporheferwaaren — Baftwaaren und Geflechte von Stroh, 
Strohhuͤte — alle Fandirte und Zuckerwaaren — Beinbeige, 
und Beimvaaren —Beſen, Betten, Bertgewand — Blech: 
waare, Bleyſtift, Bordenarbeiten, Brandwein, Glagen, 
Büchienmacherarbeit, Dreberwaaren, Eifenbrüche — Ei: 
fenzen, Bettfedern, Eſſig — Firniß, Gipswaaren, 
Glätte — Inſtrumente, Kartenmacherarbeit, Kleidun: 
gen, Knopfgießerwaaren, Kunftverlagd » Gegenftände, Kus 
pferftihe, Landkarten — Liqueurs umd Rofoglio — 


— 


Mahlereyen, Lloniſche Waaren, Leinwandwaaren, Spies 
gelglaͤſer, Maſchinen, Masken, Mehlteigbackwerk, Meth, 
Mettalwaaren — Meubles, Muſcheln aller Art, Papp⸗ 
arbeit, Pantoffelholzarbeit, alles Pech, ie 
Arbeiten, Schwertfegerarbeiten. 

Petſchierſtecher⸗ | 
Plattirer⸗ 

Poſamentirer⸗ 
Putzmacher⸗ F 
Ringler⸗ 
| Rothſchmied⸗ Arbeiten. 

Schreiner | | 
Stodmadher 

Terre depipe 

Zinngießer, 
Praͤparate, Tabadspfeifenrdhre, Soda, Senf und 
Senfmehl, Pulver, Druckerſchwaͤrze, Schmutzwaaren, 
Quincaillerie, Watte, Salmiak, Schildfrdten verar⸗ 
beitet, Tuͤcher, Spitzen, Wollengarn, Haararbeiten von 
Menſchen- und Thierhaaren, auch verarbeitete Borſten. 





Bemerkung. Bon allen dieſen Waaren beträgt nach fünf: 
jährigen Durchſchnitt durch Herabſetzung des Ausfuhr: 
zolles die jahrliche Wenigereinnahme 

die Summe von 900 fl. 
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Beylage CCXILI. 
(Bd. XII. der Verhandl. roſte Sitzung. ©. 628.) 





(Ruͤckaͤußerung der Kammer der Reichsraͤthe, das Geſetz bie 
Anſaͤßigmachung betreffend.) 


Die 
| Kammer der Reihöräthe 
an die 


Kammer der Abgeordneten. 


Die Kammer der Reichsraͤthe erwiedert auf das 
Schreiben der Kammer der Abgeordneten de‘ dato bten 
September d. J. die Anſaͤßigmachung betreffend, daß 
fie dem von derfelben zur Mopdififation 7, vorgefchlager 
nen Beyſatze ihre Zuflimmung ertheilt. 


Sie erneuert die Verfiherung ausgezeichneter Hoch: 
achtung 


Muͤnchen den 7. Sept 1825. 


Der erfte Prafident 
Fuͤrſt v. Wrede, 


C. G. v. Leyden. 
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Beylage CCXLM. 
(Bd. KU. der Verhandl. 7ofte Sitzung ©. 628.) 





Sefammtbefhluß ber Stände des Reichs, 
(das Gefeh von Verehelihung und Anſaͤßigmachung be: 
treffend.) 


Allerdurchlauchtigſter Großmaͤchtigſter König! 
Allergnaͤdigſter Koͤnig und Herr! 


Die allerunterthaͤnigſt treugehorſamſten Staͤnde des 
Reichs haben den an ſie gebrachten Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes über bie Anſaͤßigmachung und! Verehelichung 
nur unter folgenden ehrfurchtsvolleſt vorzuſchlagenden 
Abaͤnderungen ihre Zuſtimmung geben zu Fönnen ge: 

glaubt; 


ad q. 1. 
Daß in dieſem Paragraph ausgeſprochen werde: 


a) Ausnahmsweiſe ſey auch der Nachweis einer ander⸗ 
weitig erlangten hinreichenden Bildung ſtatt des 
vollendeten Schulunterrichts genuͤgend; 


b) daß die Nachweiſung dieſer Bedingung für die Ver⸗ 
‚gangenheit nicht jo ftrenge genommen werde, und 
daß überhaupt die Beybringung eines Zeugniffes 


über die Urfachen des nicht vollendeten Schulunters. 


richts, im Zalle ein Mangel von diefer Seite ob: 
walte, unerläßig fey; 


e) daß auch der. Nachweis gefodert werde, daß der fich 
Anfäßigmachende während der Zeit der Sonntage: 
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ſchulpflichtigkeit auch den Religiondunterriht fleißig 
befucht habe; und 


d) daß derjenige, welcher die Anſaͤßigmachung nach» 
fucht, falls bey ihm der Religionsunterricht noch 
nicht vollendet wäre, verpflichtet feyn fol, ſich dies 
fen Unterrichte zu unterwerfen, um nad) feiner Bol: 
lendung die Anjäßigmadung zu erlangen. 


Daß in Nr. ı. diefes Paragraphes beygefegt werde: 
„ſchuldenfreyen Vermögen,“ 


Daß diefem Nr. beygefegt werde: 


„Es fol bey Iudeigenen Gütern unbedingt, und 
bey grundbaren, nach der Uebereinkunft des Grund; 
bern und Grundholden, geftattet feyn, die Gi: 
ter auch in Zleineren Parzellen zu zerfchlagen, als 
in folde, welde 45 fr. Steuerfomplum be: 
zahlen; 

ferner: _ Ä 


„daß ein Konferiptionspflichtiger, welchen zwey 
Ssahre lang das Loos zur wirklichen Einreihung 

nicht getroffen, dur die Konferiptionspflicht an 
der Anſaͤßigmachung nicht gehindert werde;“ 


weiters 
„daß dem Grundherrn bie Ertheilung feiner Eins 
willigung zur Zertrüämmerung und Repartition der 
grimdherrlichen Reichniffe ftetö frey bleibe, daß 
fie iym aber nie aufgedrungen werden koͤnne, vors 
behaltlich den gefeßlichen Beſtimmungen über Sup: 
plirung de3 grundherrrlihen Konſenſes; 


endlich: 
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„daß jebesmal die betreffende Gemeinde nad) 
Mafigabe. des Gemeinde » Ediftö über die An: 
fäßigmachung vernommen werde.‘ 


Daß Nr. 2. dieſes Paragraphes beygefuͤgt werde: 


„Und ſohin mit Berxuͤckſichtigung des ee 
ſtandes. — 


— Nr. 3. dieſes Daragraphs lit a bengefigt 
‚werde: : 


 ,Staatödiener..und. ihre Ungehdrigen, wenn Dies 
felben entweder durch freywilligen Verzicht auf 
den Staatsdienft, oder Durch ihr üble Betragen 
die Anfprüche auf eine Penfion verloren haben 
und verarmen, fallen nicht der Gemeinde, ſon⸗ 
dern dem Staate zur Laſt.“ 


Daß am Ende des — eingeſchaltet werde: 


„die dem: Standesherrn der ehemaligen Reichs⸗ 
ritterſchaft, den Gutsherrn und Gemeinden durch 
das Gemeinde-Edikt, ſo wie durch die Edicte IV. 
und VI. der Verfaſſungsurkunde, dann ruͤckſicht⸗ 
lich der ehemals reichsunmittelbaren Ritterſchaft 
durch die Deklaration vom 3ı. Dezember 1806 
in Beziehung auf die Anſäßigmachung zuflehen- 
den Befugniffe bleiben unverletzt.“ 


9. 6. 
Daß im $. 6. Nr. ı. ſtatt der Worte: 
„privatrechtlichen Hinderniffe“ 
geſetzt werde: 
„privat: und kirchenrechtliche Hinderniſ.“ 


öge | 
| > Da 
Daß in Nr. 4. diefes Paragraphes der Nachfak: 
„wo aber das Geſetz“ — bis | 
| „derantwortlih feyn,“ — 
weggelaſſen werde, | 


Zugleich werden Seine Königlihe Majeftät 
im verfafungsmäßiget Wege allerehrfurchtoolleft gebe: 
ten, nachfolgenden Vorfchlägen, welche die Stände für 
den Staat vortheilhaft und müglich halten, die aller: 
höchfte Königliche Genehmigung zu ertheilen: 


a) Daß die Verhandlungen in Angelegenheiten der An: 
ſaͤßigmachung durch die Behdrden auf angemeffene 
Meife befchlennige und erleichtert werben; 


b) daß zur Erleichterung neuer Anftedlungen die der: 
malige firenge Bauordnung nach den Lokalverhaͤlt⸗ 
niffen gemildert, und ind Befondere Jedem, der ein 
Wohnhaus auf einem ifolirten Grunde in folcher 
Entfernung von beftehenden Drtfchaften Zu bauen 
gefonnen ift, daß ein in einem folchen Haufe ent: 
ftehender Brand Feiner Ortfchaft gefährlich werben 
kann, geftatter werde: daß beabfichtigte Gebäude 
ohne Rücficht auf die Vorfchrift der gedachten Bauz 
ordnung mit, dem von ihm für das zweckmaͤßigſte 

- erachteten Material berzuftellen; 

c) daß die Anfäßigmahung und Arrondirung durch die 
der Vollziehungsgewalt zu Gebote ftehenden Auf: 
munterungsmittel befördert werde; 

d) daß an einem fchidlichen Orte des Geſetzes gefagt 

werben möchte: 


‚die Beftimmungen des Gemeinde Edictes, rüd: 


’ 
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fichtlich des Antheils an den Nutzungen von Ge: 
meindegätern in Beziehung auf diejenigen, welche 
fi) anfäßig machen, hätten in Kraft zu ver: 
bleiben.“ j 
In allertieffter Ehrfurcht beftehen 
Münden den 7. September 1825. 
Euer Königlihen Majeftät 


allerunterthaͤnigſt allerunterthaͤnigſt 
treugehorſamſte Kammer treugehorſamſte Kammer 
der Reichsraͤthe. der Abgeordneten. 
Fuͤrſt v. Wrede, Frhr. v. Schrenk, 
erſter Praͤſident. erſter Praͤſident. 


C. Gr. v. Leyden. Haͤcker, 
Zu | erſter Sefretär. 


x 


Ende des achten und legten Bandes, 
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CLXVIIL 


Verꝛeichniß der Gingaben, vom 8. anf den 10. Auguſt. ©. 8, 


CLXIX. 
Verzeichniß der Eingaben vom 15. Auguſt. S. 4. 

CLXX. 
Verzeichniß der Eingaben vom 12. und 13. Auguſt. ©. 4 —_ 5, 

CILXXI. ke? 


———— und Bitte des Stadtmagiſtrats zu Er— 
langen, die Wiederanerfennung der Kontributionsfchule 
den des ehemaligen Fuͤrſtenthums Bayreuth ale Staats⸗ 
ſchulden, reſp. die Entbindung der Stadt Erlangen von 
der Zablungepfiintigkeir des ihr zuaewiefenen Schuldane 
theils von 22,197 fl. 33 fr, (übergeben vom Abgeordneten 


€. 4. Ente.) N S. 6 — 18. 
Vortrag hieruͤber des vierten Ausſchuſſes, erſtattet 
vom Abgeordneten Kremer. S. 18 — 20 


VIII. Beylagenband. | * 


u 


Weiterer Vortrag des Korreferenten, Grafen von Gos 


den. ©. 21 — 25. 
i CLXXI, 
Sergeltuls der Eingaben vom 13 — 16. Auguſt. S. 26. 
'CLXXII. 


Verzeichniß der Eingaben vom 16 — 17. Auguſt. S. 46. 
CLXXIV. (a.) 


Vortrag des Abgeordneten von Dreſch, als Referent des 
erſten Ausſchuſſes, den Geſetzentwurf über den Kredit— 
verein betreffend. — (In Beziehung auf die von der 
Kammer der Reichsraͤthe gemachten Modifikationen.) 

S. 27 = 4 


CLXXIV. (b) 


Bortrag des k. Staatsminifters der Juſtiz, Frhru. v. Bent- 
ner, den Gefeßedentwurf über die Anwendung einiger 
BOrIIMINROER des Fideikommißediktes —— 

©. 40 — 


Ä Gefegentwurf hierüber. 5 S. 67 — 70. 
Beſchluß der Kammer der Reichsraͤthe. ©. 70. 


Bericht des eriten Ausfchuffes der Kammer der Abe 
geordneten über den eben erwähnten Gefeßentwurf; ers 
fattet vom Abgeordneten Freyherrn von Leonrodt. 

© 71 — 83, 


+ 


CLXXV. 


Vortrag des Einiglihen Staatsminifters der Juſtiz, Freys 
heren von Zentner, einige Abänderungen der im Rhein⸗ 
reife gefeßlih angeordneten Förmlichfeiten bey Sie 
gelanlegungen, dann bey Vermögensveraußee 
zungen und Abtheilungen, welde unter Mitwirkung 
des Richteramtes gefchehen muͤſſen, Setreffend. 

i & B4 — 1% 


in 


Gefetzesentwurf hierüber. ©. 128 — 138, 


Befhluß der Kammer der Reichsraͤthe. ©. 139. 


Vortrag des erſten Ausſchuſſes der Kammer der Ab— 
geordneten über obenerwähnten Gefegentwurf. 
| &, 140 — 151, 
CLXXVI, 


Vortrag des Fönlglihen Staatsminiſters der Juſtiz, Erhrn. 
' m Zentner, die Aufpebung einiger Beſtimmungen deg 
Neglements für den Geſchaͤftsgang der Juſtizaͤmter im 
Sürftenthume Leiningen vom 31. Auguft 1805 betrefs 


fend, ©. 152 — 163; 
Geſetzentwurf hierüber. | S. 163 — 165, 
Vortrag des erften Ausfhuffes hiezu, erftattet vom 

Abgeordneten Kiliant. ©. 165 — ı7a. 

| CLXXVIL 


Befhlüffe ber’ Kammer der Abgeordneten, in Betreff 
der Nürnberger: Staatsfhuld, ©. 173 — 174. 


| CLXXVIII. = 

Befhluß der Kammer der Abgeordneten in Betreff dee 

Antrags der Abgeordueten des Nheinfreifeg, die 50: 
derungen an die Krone Frankreichs betreffend. 

©. 174 — 175, 

CLXXIX, * 


Verzelchniß der Eingaben vom 17-20. Augufl. ©. 175— 176, 


CLXXX, 
A, ’ 

Zwepter Bericht über den Entwurf des Geſetzes, ‚die 
Einführung der Landraͤthe in den fieben ditern Kref: 
fen des Koͤnigreichs betreffend; erftattet von dem Abges 
erdneten Heffner, Namens des dritten Ausſchuſſes. 

©. 177 — 404. 


2 * 


iv 


| 2. | 
Beſchluß der Kammer der Neihsräthe Über den Geſetz⸗ 
. entwurf, ©. 205 — 311, 

G. 


Entwurf. eined Gefegentwurfs über bie Einführung der Lands 

| räthe in den fämmtlihen Kreifen des Koͤnigreichs; — 
wie folher von der Regierung der Kammer der Abges 
ordneten mitgetheilt; — wie foldhe von der Kammer der 
Reichsraͤthe angenommen werden will. S. 212 — 239, 


Yon D. | 
Yrotokoll des dritten Ausfhuffes der Kammer der 


Abgeordneten über die Verhandinngen, in Metreff 
der Rüdäuperung hierüber von der Kammer der 


Reichsraͤthe. S. 240 — 451. 
CLXXXI. 
Vemeidais über bie Eingaben vom 20. auf den 22. Auguſt. 
©. 351, 
CLXXXI. 


Ruͤckantwort der Kammer der Abgeordneten an bie 
Kammer der ———— in Betreff der Landraͤthe. 
S. 252 — 253. 


CLXXXIII. 


Beſqchluß der Kammer der Abgeordneten uͤber den Se: 
fegesentwurf, die Foͤrmlichke iten bey Anlegung und 
Abnahme der gerichtlichen —— ic. im Rheinkreiſe 
betreffend. S. 254 — rag 


CLXXXIV. 


Beſchluß der Kammer der Abgeordneten über den Ges 
ſetzentwurf einiger Beftimmungen des Fideifommiffes 
betreffend. S 256, 


Y 
CLXXXV. 


Beſchluß der Kammer der Abgeorbneten über ben Ges 
fegentwurf, die Aufhebung einiger Beftimmungen bes fürfts 
lihen Leining’fhen Juſtizaͤmter Reglements. 

| S. 257. 


| CLXXXVL : 
Küdantwort der Kammer der Abgeordneten an bie 


"Kammer der Reihsräthe,idas Gewerbsweſen bes 
treffend, ©. 258, 


CLXXXVIL 


Ruͤckantwort ber Kammer der Abgeordneten an bie 
Kammer der Keihsräthe, in Betreff des Peraͤqua⸗ 


tionsgeſetzs. ©. 259. 
CLXXXVIIL u 
Verzeichniß der Eingaben vom a5. — 37. Auguſt. S. 260, 
CLXXXIX. 
Beſchluß der. Neihsräthe, den Hopfenzehent bes 
treffend. | S. 261. 
CLXXXX. 


Nuͤckantwortſchreiben der Kammer der Abgordne— 
ten-an die Kammer der Reichsraͤthe, den Geſetzent⸗ 
wurf der Difteiftsumlagen betreffend. \ 

©. 262 — 363: 


CLXXXXI. 


Sehntes Sitzungsprotokoll des fehften Ausſchuſ⸗ 
fee. | ©. 264 — 283. 


CLXXXXIL . 

Verzeichniß der Eingaben vom 27. — 30, Auguſt. S. 283. 
CLXXXKI 

Ruͤcantwort der Kammer dee Reihsräthe an die Kam: 


! 


v1 


mer der Abgeordneten, die Abänderung der im Rhein— 
kreiſe angeordneten Foͤrml ichkeiten bey Anlegung und 
Abnahme der gerihtlihen Siegel betreffend. 
©. 283, 
CILXXXXIV. 


Ruͤckantwort der Kammer der Abgeordneten an die 

Kammer der Reichsraͤthe, das Geſetz, die Heimat 

betreffend. S. 284 — 265 
CIXXXXV. (a.) 


—Racantwort der Kammer der Abgeordneten an die 
Kammer der Reichsraͤthe, den Gefegentwurf über An- 
ſaͤſſigmachuug betreffend. ©. 286 — 287. 


| CLXXXXVL (a.) 
Verzeichniß der Eingaben vom 31. Auguſt bie 2. September. 


| | ©. 287. 
CLXXXXVIL (a.) 
. . A, 
Beſchluͤſſe der Kammer der Reichs raͤthe zu den Finanz: 
budget pro 1825/31 betreffend, ©. 288 — 293, 
B. 


Vortrag des zweyten Ausſchuſſes der Kammer der 
Abgeordneten uͤber obige Beſchluͤſſe der Kammer 
der Reichsraͤthe, erſtattet vom Abgeordneten von U tz⸗ 
ſchneider. S. 294 — 304. 


Generaluͤberſicht der voranſchlaͤgigen Staatseinnah— 
men und Staatsausgaben für die zweyte Finanzpe— 
tiode 1825 — 1831. z. ©. 304. 


CLXXXXV. (b.) 


Ruͤckant wort der Kammer der Abgeordneten an bie 
Kammer der Reichs raͤthe, das Budget für die zwente 
Sinanzperiode 1825/21 befreffend, ©. 305 — 307. 


vu 
CLXXXXVI. G.) 


A. 
Befchlüffe der Kammer der Reichs raͤt he das Finanz⸗ 
geſetz pro 182531 betreffend. ©. 307 — 3ıı, 
B, \ 


Vortrag hierüber des zweyten Ausfhuffes der Kam— 
mer der Abgeordneten vom Referenten v. Utzſchnei— 
der. , ©. 312 — 319, 


Ä CLXXXXVIL  (b.) 
Rüdantwort der Kammer der Abgeordneten an bie 


Kammer der Neihsräthe, das Finanzbudger pro 
1825/31 betreffend. ©. 320, 


 Rüläuferung der Kammer der Reihsräthe, in Bee 


treff der Ginweifung der Staatsfhulden aus altern 
Nechtstiteln betreffend. ©, 321, 


CLXXXXVI (c.) 


Beſchluß derKammer der Reihsräthe, die Nahfoderung 
der Nürnberger: Staatsgläubiger betr. S. dar. 


CLXXXXVIL (c) und CLXXXXVIII. 


Gefammtbefhluß der Stände des Reichs, In Bes 
treff der Nachfoderungen der NRürnberger- Staats: 
gläubiger, | ©. 323, 


Nebſt einer Beylage, inhaltlich: 
‚Bufammenftellung derjenigen Beträge, welhe an den — 
vom Jahre ı8ııfıa big 1818/19 bey der koͤniglichen Spe= 
ztatfhuldentilgungsfafle Nürnberg an urfprüngliche Gläus 
obiger oder deren Erben bezahlten Kapitalien durch Reduk⸗ 
tion zu 40 und 50 Prozent eingezogen worden find. 

z. ©. 324. 


vu 


CLXXXIIX. 


Beſchluß der Kammer der Neihsräthe, in Betreff des 
Antıags der Deputirten des Ahsinkreifes, die Foderuns 


gen an die Krone Frankreich betrefiend. S. 335, 
| cc. | 
Verzeihniß der Eingaben vom a. bis 3. September. S. 346. 
CCI. 


Ruͤckaͤußerung ber Kammer der Abgeordneten, die 
Staatsfhulden für die Jahre 1820/21 — 1822/23 bee 
treffend, ©. 337. 


CCII. 


Geſammtbeſchl uß der Stände des Reiche, über die Rech⸗ 
nungen der Staatsfhulden vom Jahre 1820/21 — 
1822/23 betreffend, ©. 318, 


. CoCIII. 
Nüdantwort der Kammer der Abgeordneten, bie 


gandräthe betreffend. (Auf die dritte DBerichserftattung 
des Abgeordneten Heffner.) | ©. 329. 


CCIV, 


Ruͤckantwort der Kammer der Abgeorbneten an. bie 
Kammer der Neihsräthe, das Peräguationgge: 


feß betreffend. - S. 330. 
cov. a 
Gefammtberhluß der Stände bes Reichs, das Peraͤ⸗ 
auationggefen betreffend, ©. 331: — 333, 
ccvI. 


Ruͤckaͤuße rung der Kammer der Abgeordneten an bie 
Kanmer der Neihsräthe, den Geſetzentwurf in Ber 
treff der Diftriftsumlagen. ©. 333, 


IX 


ccm, 


- Rüdantwort der Kammer ber ——— an die 
Kammer der Reichsraͤthe die Abaͤnderungen in der 


Stempelorduung betreffend. - S. 334 — 336. 
| covui. 
venelund der Eingaben von 3, — 6. Sept. ©. 337. 
CCIX. 
| Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, in Betreff des 
Finanzgeſetzes. S. 339. 
CCX. J . 
Shreiben det Kammer der Neihsräthe, das Stem⸗ 
pelgefeh betreffend. ©. 340 — 341, 
CCKL 
Schreiben der Kammer ber Reichsraͤthe, bie Diftrikt ss 
umlagen betreffend. ©. 342 — 344 
CCKIL 


Schreiben der Kammer der Reichsraͤthe, uͤber die An⸗ 
traͤge der Kammer der Abgeordneten, auf Befoͤrde⸗ 
rung der Agrikultur, des Gewerbfleißes und des 
Handels. ©. 344. 

| CCKXHIL | 

Schreiben der Kammer Reihsräthe an die Kammer der 


Abgeordneten über .die Rechnungen des Staats— 
f&uldenwefens, ©. 345. 


CCXIV. 
A. 


Vortrag des vierten Ausſchuſſes der Kammer der 
Abaeordneten über die Beſchluͤſſe der Kammer der 
Neihsräthe, in. Betreff einer Verordnung über bas 
Etaatsfhulbenwefen, ae vom er 
len ©. 346 — 


B. 
Vortrag von demſelben Refekenten des vierten 
Ausſchuffes über einen fernern Beſchluß der Kammer 
der Reichsraͤthe in Bezug auf die geſtellten Wuͤnſche 
und Antraͤge der Kammer der Abgeodneten zu den 
Geſetzesentwurf uͤber das Staatsſchuldenweſen. 
€. 356 — 362. 


CCXV. 


Geſammtbeſchluß der Stände des Reichs, den Geſetzes⸗ 
entwurf über das Staatsfhuldenwefen betreffend. 
©, 362, — 365. 

CCXVI. 


Rüdantwort der Kammer der Abgeordneten an die 
Kammer der Reihsräthe, die Wünfhe und An: 
träge in Bezug auf das Staatsſchuldenweſen be— 
treffend. ©. 366. 
Befammtbefhluß der Stände des Reihe, tie Wuͤnſche 
und Anträge age aufdasStautsfhnldenwefen 

- betreffend. ©. 367. 

CCXVI. 


Dritter Bericht des Abgeordneten Heffner über den 
Gefegentwurf, das Heimathsrecht betr. S. 368 — 37a. 


| CCXVHI 
Gefammtbefhluß ber Stände des Reichs, das Geſetz 
uͤber die Heimath betreffend. ©, 372 — 376. 
CCXIX. 


Vierter Bericht des Abgeordneten Heffner, aber den 
BEER die Einführung der Landräthe betr. 


CCXX. 


Gemeinfhaftlihe Erklaͤrung der Stände bes Reichs 
an des Könige Majeftät, in Betreff der Landraͤthe. 
©. 379. 


| 'xI 
‚98 \ 

Vortrag des Abgeordneten Bösner, Namens des drit- 

ten Ausſchuſſes über die Befchlüffe der Kammer der 

Reihsräthe, den Gefenesentwurf über Anſaͤſſig— 

machung und Verehelichung betreffend. | 

S. 380 — 386. 


CCXXII. 


Ruͤckantwort der Kammer der Abgeordneten, den 
Geſetzesentwurf über Anſaͤſſig machung und Verehe— 
lichung betreffend. S. 386. 


CCOXXMI. 


Vortrag des dritten Ausſchuſſes der Kammer der 
Abgeordneten uͤber die Antwort von 5. Sept. der 
Kammer der Neihsräthe, das Geſetz über die Di: 
ftriftsumlagen betreffend, erftatter vom Abgeordneten 

Frhr. von Elofen. ©. 387 — 3go, 


2... CCXXIV. 
Befhluß der Kammer der Abgeordneten über den Ges 
feßesentwurf die Diftriftsumlagen betr. S. 390. 
CCXXV, or 


Gefammtbefhluß der Stände des Reichs, die Behand: 
-[ung der Diftriftsumlagen betreffend. S. 391 — 397. 


CCXXVI. 


Vortrag des Abgeordneten von Utzſchneider, Namens 
des zweyten Ausſchuſſes, uͤber das Schreiben der 
Kammer der Reichs raͤthe vom 3. Sept. das Budget 

.. für die Finangperiode 1825/31 betreffend. ©. 398 — 400. 


CCXXVI. 


Bortrag des zweyten Ausfhuffesd, über das Screi- 
ben der Kammer der Neimsräthe, di, Wünfhe und 
Anträge der Kammer der Abgeosdneten. bey Be: 


x 


rathung bed Budgets betr. ; eritattet vom Abgeorbnneten 
. von Unfhnetder. ©. 401, — 403, 


CCXXVII. 
Geſammtbeſchluß der Stände des Reichs, 
A. über die Generalfinangrehnu ng für die Etats⸗ 
jahre 1820/21, big 1822/23. ©. 403. 


B. das Finanzgeſetz nebft der Beylage hiezu: Zus 
fammenftellung und Abſchluß aller Staatse 
einnahmen und Ausgaben, betreffend. 


©. 404 — 41%. 
C. die Wünſche und Anträge zum Finanzbud⸗ 
get betreffend, i ©. 416. 


CCXXIX. 
Gefammtbeihluf der Staͤnde des Reichs, die Abändes 
zung der Stempelordnung bett. S. 418. — Zum 
CCXXX. 


Vortrag des zweyten Ausfchuffes über die Beſchlüſſe 
der Kammer der Neihsräthe zu den Abänderungen 
im Zollgefege, erſtatter vom Abgeordneten Hein⸗ 


> zelmann, ©. 423. — 434. 
CCXXXI. 
Ruͤckaͤuſſerung der Kammer ber Reichs raͤthe, das en 
1 gefeß betreffend. ' ©. 435. 
CCXXKIL 


SGefammtbeſchluß der Etände des Reichs, den Ente 
wurf eines Gefeses, den Kreditverein ber baveris 
ſchen Gutsbefißer betreffend. | ©; 456 — 440, 


’ CCXXXII. 


schreiben ber Kammer der Neihsräthe, an die Kam⸗ 
mer der Abgeordneten, über die DVerhältniffe des 
ſtaͤndiſchen Archivs betreffend. ©. 441 — 442. 


x 


Inſtruktion für das ftändifhe Archiy, (entworfen von 
der Kammer'der Neihsräthe). ©. 442 — 44m 


CCXXXIV. 


kuͤnfte Berichtserſtattung des fünften Ausſchuſ— 
ſes der Kammer der Abgeordneten über die einges 
tommenen Beſchwerden. ©. 448 — 407. 


CCXXXV. 


Ruͤckantwort der Kammer der Abgeordneten, bie 
Verhaͤltniſſe des ſtaͤndiſchen Archtivs betreffeud. 
S. 498 — 5oo, 


CCXXXVI. 


Bericht des zweyten Ausſchuſſes der Kammer der 
Abgeordneten, uͤber die von demſelben im Laufe der 
gegenwaͤrtigen Staͤndeverſammlung erledigten Ans 
träge in Bezug auf die direkten und indireften Staats⸗ 
auflagen. ” ©. 500 — 505, 

CCXXXVIL | 
| A, — 

Antrag des Abgeordneten Herrle, die Abwendung bes 
Wildſchadens und deren Erſatz betr. S. 505 — 508, 

Vericht hierüber des dritten Ausſchuſſes, erftattet vom 
Abgeordneten Heffner. . ©, 509 — 510, 

SB | 
«) Antrag des Abgeordneten Ziegler, Befeltigung der 
den Tuchfabriken nahtheiligen Hinderniffe, und Bes 
lebung diefes vaterlaͤndiſchen Jnduſtriezweiges 
in Untermainfreife, bezüglich auf das Königreih Bayern, 
©, bıı — 510. 


R) Antrag des Abgeordneten ve Anns und Schneider in 
Betreff der Vorſtellung ſaͤmmtlicher gewerbetreis 


XIV 


bender Bürger. der Stadt Paffau, über Pafſſau's 
Zuſtand in naͤchſter Beziehung auf die buͤrgerlichen Ge⸗ 
werbsverhältniffe des Planes. S. 518 — Big, 


y) Vorftellung fammtliher Zeugmacher und Lein— 
weber in den kleinern Märkten Eggenfelden, Pfarr: 
lichen, Triftern, ıc. wegen Aufbelfung ihrer herab: 
gefommenen, Gewerbe; (übergeben vom Abgeordne: 


ten Luginger.) | | ©: 530 — 526, 
Vortrag über obige drey Anträge, erflattet von Ab: 
geordneten Heffner, S. bar. 

G, 


Antrag des Abgeordneten 3, Nineder, zur Feſtſetzung ei: 
nes Minimum der Getreidpreife, in Verbindung 
mit der Auffpeiherung difponibler Getreib- 
vorräthe und Reduktion eines Theiles der Geld: 
befoldungen in Getreid, als Körderungsmittel zur 
Steigerung der Getreidpreife, Erhöhung bes 
Güterwerthes und Belebung der Gewerbe. 


S. 528 — 539. 

Bericht hierüber dbesdritten Ausſchuſſes, erftattet vom 

Abgeordneten Heffner. ©. 540 — 542. 
CCXXXVIII. 


Hauptbericht des dritten Ausfchuffes über die an 
denfelben zugewiefenen und von ihnen berathenen An: 
träge während der-Ständeverfammlung 1825; gefertigt 
vom Abgeoröneten Endres, ©. 542, — 569. 


CCXXXIX. 


Ruͤckaͤuſſerung derKammer der Reichsraͤthe, das Zoll⸗ 
weſen betreffend. S. 570 — Br, 


Xv 


CCXL. 


Geſammtbeſchluß der Staͤnde des Reichs, das Zollge— 

ſetz betreſfend ©. 572 — 579. 

Beylagen biezu, sub lit, A. B, C, von Geite 580 — 585. 
CCKLI, 


Ruͤckaͤnſſerung der Kammer der Reichsraͤthe an die 
Kammer der Abgeordneten, den Geſetzesentwurf der 
Anſaͤſſigmachung betreffend. ©. 586. 


| CCXLI. 

Geſammtbeſchluß der Stände des Reihe, den Gefekede 
entwurfüber Anfaffismahung und Verehelichung 
betreffend, | ©. 587 — 5gı. 

m m nn m m m — — — — 

Berihtignngem 
In der Beylage zur Beylage CLXXXXVII leſe man im 


Titel ſtatt: Zufammenftellung derjenigen Beptraͤge ꝛc. — 
Zuſammenſtellung derjenigen Beträge x. 
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